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Begriindung

Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen der Planung, Teil A

1. Anlass, Ziele und Zweck der Planung (§ 1 BauGB)

Die Aufstellung eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans Nr. 155 ,Gewerbebestandsgebiet
Halle-Ost“ mit den nachfolgend benannten Planungszielen ist - gemaf} § 1 Abs. 3 BauGB in
Verbindung mit Abs. 6 Nr. 8 lit. a BauGB - fiir die stadtebauliche Entwicklung der Stadt Halle
insgesamt, aber auch fiur den Erhalt der stadtebaulichen Ordnung im Plangebiet selbst,
zwingend erforderlich.

Das Gewerbebestandsgebiet Halle-Ost wird gepréagt durch vorhandene klein- und mittelstan-
dische Gewerbebetriebe unterschiedlichster Ausrichtung, wie Malereibetriebe, Bau- und Sa-
nierungsbetriebe, Kfz-Betriebe und Speditionen. Entlang der Hauptverkehrsachsen Delitz-
scher Stral3e, Grenzstraflie und Fiete-Schulze-StralRe siedeln auch gréRere Gewerbebetrie-
be, wie das ABB-GrofR3transformatorenwerk, die Halloren-Schokoladenfabrik, das Druckhaus
der Mitteldeutschen Zeitung und der Grol3logistiker Finsterwalder.

Die gewerbliche Nutzung im Plangebiet weist nach wie vor stark differierende Intensitaten
auf, da im Gebiet - neben brachliegenden Immobilien - vereinzelt auch gewerbegebietsunty-
pische Nutzungen - beispielsweise Einzelhandelsbetriebe oder Wohnnutzungen - vorzufin-
den sind.

Beglnstigt durch brachgefallene Flachen, eine dulRerst heterogene Nutzungsstruktur sowie
sehr uneinheitliche Grundstiickszuschnitte besteht zunehmend die Gefahr der Ansiedelung
von zusatzlichen sensiblen, das Bestandsgewerbe weiter einschrdnkenden Nutzungen. Ei-
nerseits ist ein wachsendes Interesse an der Etablierung von Freizeitnutzungen sowie von
Anlagen fur sportliche, kirchliche, kulturelle oder auch soziale Zwecke zu beobachten. Ande-
rerseits droht aber - insbesondere durch Antrage auf Zulassung allgemeiner Wohnnutzun-
gen - eine schleichende Veradnderung des Gebietscharakters. In bestimmten brachgefallenen
oder untergenutzten Lagen ist allein auf der Grundlage des § 34 BauGB eine Abwehr dieser
Antrége nicht immer mdglich.

Aufgrund des gewerbegebietsunvertraglichen Nutzungsdrucks war es erforderlich, auch das
Instrument einer Verdnderungssperre gemald 8§ 14 BauGB einzusetzen, um den eingangs
beschriebenen Gebietscharakter zu wahren.

Die Abwendung einer drohenden Transformation des Gewerbebestandsgebietes in eine
Gemengelage aus disparaten Nutzungen stellt ein au3erordentlich wichtiges Planungserfor-
dernis dar, insbesondere angesichts des Mangels an bauleitplanerisch gesicherten Gewer-
beflachen fiir die Ansiedlung — gerade auch kleiner und mittelstidndischer - Betriebe im
Stadtgebiet.

Die Revitalisierung des Bestandsgewerbegebiets soll fir solche Betriebe sowohl langfristige
Entwicklungsperspektiven im Gebiet ertffnen als auch die Ansiedlung weiterer Betriebe be-
fordern. Langfristig verspricht sich die Stadt Halle von diesem Vorgehen eine Erhdhung der
Gewerbesteuereinnahmen in Verbindung mit der Schaffung von Arbeitsplatzen.
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Da es sich im Falle des Bestandsgewerbegebietes Halle-Ost um eine in die Siedlungsflache
der Stadt Halle integrierte Lage handelt, sind - insbesondere in den Randbereichen des
Plangebietes - Gemengelagen im Sinne der TA Larm unvermeidlich.

Ein eindeutiges Ziel der Planung besteht darin, mittels schalltechnischer Untersuchungen die
eventuell bestehenden Konflikte zwischen den emittierenden — meist gewerblichen — Nut-
zungen und den immissionsempfindlichen Nutzungen - meistens Wohnen — aufzudecken
und, sofern maglich, durch geeignete Festsetzungen zu lI6sen oder wenigstens zu mindern.

Ein Ansatz zur bauleitplanerischen Konfliktlbsung wird im sogenannten Zwiebelschalenmo-
dell gesehen, d.h. der Konzentration der Betriebe mit dem hdchsten Stérgrad im Zentrum
des Plangebietes. Eine Konsequenz aus diesem planerischen Ansatz besteht darin, dass an
den Randern des Plangebietes fallweise geringere Schallemissionskontingente als im Kern
des Gebietes vergeben werden kdnnen, so dass entlang der Plangebietsgrenzen vorzugs-
weise gewerbliche Nutzungen geringeren Stérgrades zulassig sein werden.

Aufgrund der Verteilung der Bestandsbetriebe lasst sich die beschriebene Vorgehensweise
jedoch nicht in ihrer Reinform umsetzten. Die Lage des Industriebetriebes ABB am siddstli-
chen Rand des Plangebietes ist nicht optimal in Bezug auf die dstlich angrenzenden Wohn-
gebietsflachen.

Noch wichtiger als die Bewaltigung bestehender Konflikte ist es, die Mdglichkeit der Entste-
hung zuséatzlicher neuer immissionsschutzrechtlicher Konflikte mittels geeigneter Festset-
zungen auszuschlie3en. Dieses Planungsziel bezieht sich Giber den Schallschutz hinaus auf
samtliche Arten von Immissionen.

Zusammenstellung der im Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 155 formulierten
Planungsziele:

- Forderung der Belange der Wirtschaft, dauerhafte Sicherung von Produktionsstan-
dorten und damit verbunden die Sicherung von Arbeitsplatzen und die Schaffung
neuer Arbeitsplatze,

- Sicherung der langfristigen Entwicklungsperspektive und Wettbewerbsfahigkeit fir
vorhandene produzierende und dienstleistende Betriebe,

- Regelung der Zulassigkeit von Wohnnutzungen, Definition von Ausschlussbereichen

- Regelungen zur Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben

- Zulassung von Verkaufsstétten in Verbindung mit Gewerbebetrieben.

2. Raumlicher Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB)
2.1 Lage und Gr6RRe des Planungsgebietes, Lage im Stadtgebiet

Das Bebauungsplangebiet Nr. 155 ,Gewerbebestandsgebiet Halle-Ost* befindet sich in un-
mittelbarer N&ahe zum halleschen Innenstadtbereich im Stadtbezirk Halle-Ost zwischen den
Bahnanlagen im Westen und der Europachaussee im Osten.

Das Plangebiet weist eine Flache von ca. 190 ha auf (exakt 1.902.290 m?) und erstreckt sich
Uber grof3e Teile der drei Stadtviertel Freiimfelde / Kanenaer Weg, Diemitz und Buschdorf.

Die innerhalb des raumlichen Geltungsbereichs gelegenen Flachen befinden sich im Eigen-
tum der Stadt Halle (Saale) und in privatem Eigentum. Eine Sonderrolle nehmen die Flursti-
cke im Eigentum der Deutschen Bahn ein. In ihrem Fall handelt es sich laut Stellungnahme
der Deutsche Bahn AG DB Immobilien Region Sidost, Liegenschaftsmanagement vom
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01.04.2016 uberwiegend um 6ffentlich gewidmete Bahnverkehrsflachen. Diese Flachen wer-
den vom Bebauungsplan nicht festgesetzt, sondern gemalR 8 9 Abs. 6 nur nachrichtlich
Ubernommen, da sie nach anderen gesetzlichen Vorschriften bereits als Bahnverkehrsfla-
chen festgesetzt sind. Die gemal 8§ 23 AEG freigestellten Flurstiicke im Eigentum der
DB AG sind davon nicht betroffen.

Die Flurstlicke, die sich ganz oder teilweise im raumlichen Geltungsbereich zum Bebauungs-
plan Nr. 155 befinden, sind in der Anlage 1 aufgezahilt.

2.2 Beschreibung der Grenze des raumlichen Geltungsbereichs

Der Geltungsbereich befindet sich im Osten der Stadt Halle (Saale) beiderseits der Delitz-
scher Straf3e. Die Grenze des Geltungsbereichs weist zahlreiche Vor- und Rickspringe auf.

Der Geltungsbereich erstreckt sich nach Norden maximal bis zur Fritz-Hoffmann-StraRe. Im
Nordosten verlauft die Grenze entlang des Buschdorfer Wegs.

Im Osten erstreckt sich der Geltungsbereich bis zur Europachaussee (4. Bauabschnitt). Im
Bereich des Knotens Europachaussee/ Delitzscher Strae und noérdlich der Delitzscher
Stral3e wird die Grenze des Geltungsbereichs von den AuRengrenzen der bebauten Grund-
stiicke gebildet. Sidlich des Knotens folgt die Grenze wieder dem Verlauf der Europa-
chaussee bis Hohe Trafoweg.

Im Siuden - aber 6stlich der Grenzstral3e - begrenzt der Geltungsbereich des Bebauungs-
plans Nr. 146 ,Gewerbegebiet Grenzstralte — Europachaussee (HES)* den lberwiegenden
Teil des Geltungsbereichs. Westlich der Grenzstralde erstreckt sich der Geltungsbereich bis
an die Kleingartenanlage Nr. 47 ,Kanenaer Weg“ und folgt deren nordlicher Grenze bis zu
den Bahngleisen. Im weiteren Verlauf folgt die Grenze des Geltungsbereiches den An-
schlussgleisen der Deutschen Bahn bis zum Kanenaer Weg und anschliel3end dessen 0stli-
cher Grundstiicksbegrenzung bis auf Hohe des nérdlichen Abschlusses der Kleingartenanla-
ge Nr. 46 ,DB Verlangerte Freiimfelder Strale”. Abschliel3end folgt sie der Grenze dieser
Kleingartenanlage bis auf Hohe Verlangerte Freiimfelder Stralie.

Im Westen erstreckt sich der Geltungsbereich entlang der Verlangerten Freiimfelder Stral3e
nach Norden, folgt dann ein Stiick der Delitzscher Stral’e nach Osten, um die Delitzscher
Stral3e auf Hohe der PI6Rnitzer Stral3e zu queren, nach Norden auch entlang der Pl6Rnitzer
Stral3e bis zur Kleingartenanlage zu verlaufen und weiter, entgegen dem Uhrzeigersinn um
diese Gartenanlage herum, bis zur Reideburger Straf3e. AnschlieBend erstreckt sich das
Plangebiet nordlich der Reideburger und der Schwerzer StraRe bis zur StraRe Freiimfelde,
die das Plangebiet nach Norden begrenzt. Ostlich der GrenzstraRe erstreckt sich das Plan-
gebiet um die Kleingartenanlage ,Schlof3 Freiimfelde“ herum bis zur Helmut-von-Gerlach-
StralRe. Zwischen der Helmut-von-Gerlach-Stral3e im Suden und der Fritz-Hoffmann-Stral3e
im Norden erstreckt sich der nordwestliche Teil des Plangebiets bis zur Freiimfelder / Berli-
ner Straf3e. Zwischen dem Grundstlick Fritz-Hoffmann-Straf3e 55 und Kreuzung Blschdorfer
Weg verlauft die Geltungsbereichsgrenze nérdlich der Gewerbeflachen, um in Hohe Otto-
Stomps-StralBe auf dem Kreuzungsbereich Blschdorfer Weg / Fritz-Hoffmann-Stral3e zu
stof3en. Der Norddstliche Abschluss wird durch den Biischdorfer Weg gebildet.

Aus dem Geltungsbereich des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 155 vom
25.01.2012 wurde mit Beschluss des Stadtrates vom 25.06.2014 Uber die Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 166 ,Sondergebiet Baumarkt Delitzscher StralRe/Grenzstralle” eine Teil-
flache aus dem Plangebiet des Bebauungsplanverfahrens Nr. 155 herausgelost.
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Die Grenze zwischen den beiden Bebauungsplangebieten verlauft, ausgehend von der Ecke
Delitzscher Stral3e / Grenzstral3e auf der Westseite der Grenzstral3e in Richtung Suden bis
zur Querung der Grenzstrafl3e durch das Anschlussgleis, folgt dem nérdlichen Rand des An-
schlussgleises in Richtung Westen bis auf Hohe der westlichen Grenze des Flurstiicks 455,
Flur 7, Gem. Halle, folgt dieser Grenze weiter in Richtung Norden bis auf H6he der nordli-
chen Grenze des Flurstiicks 520, Flur 7, Gem. Halle.

Von dort aus folgt die Plangebietsgrenze der westlichen Grenze des Flurstiicks 33/51, Flur 7,
Gem. Halle, nach Norden bis hin zum stdlichen Rand der Delitzscher Straf3e und von dort
nach Osten bis zur Ecke Delitzscher StraRe / Grenzstralie.

2.3 Begrindung der Grenze des rdumlichen Geltungsbereichs

Die Festsetzung des Geltungsbereiches bemisst sich an den Kriterien der stadtebaulichen
Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 BauGB. Anlass, Ziele und Zwecke der Planung sind unter
Pkt. 1 ausgefihrt, die genaue Abgrenzung ist entsprechend § 9 Abs. 7 BauGB der Plan-
zeichnung zu entnehmen.

Der Stadtbezirk Halle-Ost, in dem das Plangebiet verortet ist, ist seit jeher durch seine ver-
gleichsweise groRflachigen gewerblich-industriellen Nutzungen gepragt. Der Erhalt und die
Fortentwicklung dieser groRRflachigen gewerblich-industriellen Nutzungen ist erklartes stadte-
bauliches Planungsziel. Dementsprechend ist die gewahlte Grél3e des Plangebietes sachge-
recht und aus immissionsschutzrechtlichen Griinden zwingend geboten.

Im Nordosten wird das Plangebiet durch die Gleisanlagen entlang des Buschdorfer Wegs
begrenzt. Diese trennen das Plangebiet von einer im Flachennutzungsplan als gewerbliche
Bauflache dargestellten Arrondierungsflache zwischen der Reideburger LandstraRe im Nor-
den und der Europachaussee im Osten. Diese dreieckige Arrondierungsflache ist nur teilwei-
se mit gewerblichen Nutzungen belegt. Insbesondere der dstliche Rand dieses Gebietes hin
zur Europachaussee ist noch unbebaut. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans
wurde es als ausgeschlossen eingeschatzt, mit dem Instrument des hier vorgesehenen ein-
fachen Bebauungsplans Baurecht fur diese unbebauten Randflachen zu schaffen, die zum
Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses ohne jede Barriere in die freie Landschaft tbergin-
gen.

Der inzwischen im Bau befindliche 4. Bauabschnitt der Europachaussee, der in Kiirze seine
Barrierewirkung entfalten wird, war zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplans
Nr. 155 noch nicht rechtsverbindlich planfestgestellt. Damals war zumindest der Ostliche
Rand der oben beschriebenen Arrondierungsflache als AufRenbereich gemafl? 8§ 35 BauGB
einzuschatzen, dessen Uberplanung als gewerbliche Bauflache die Aufstellung eines qualifi-
zierten Bebauungsplans erfordert.

Weil aufgrund der GroRRe des Plangebietes und der Komplexitat der mit diesem Plangebiet
verbundenen Gemengelagen eingeschétzt wurde, dass das primare Planungsziel' im Rah-
men eines einfachen Bebauungsplans erreichbar ware, und weil dartiber hinausgehende

! Primares Planungsziel im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 155 Gewerbebestands-
gebiet Halle-Ost war (und ist nach wie vor) der Erhalt und die Zukunftssicherung des genannten Stan-
dortes fur die ansassigen Betriebe in Verbindung mit einer Revitalisierung interner Gewerbebrachen
sowie mit Losungen fur die immissionsrechtlichen Konflikte zwischen den gewerblichen Nutzungen
und den Wohnnutzungen der Umgebung des Standortes.
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Planungsziele? auf der 0.g. Arrondierungsflache zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses
keine Dringlichkeit aufwiesen, wurde diese nicht als Teil des Bebauungsplangebietes be-
schlossen.

Daruiber hinaus ist diese Arrondierungsflache Teil des Bebauungsplangebietes Nr. 65. Zum
Bebauungsplan Nr. 65 liegt ein Aufstellungsbeschluss vor, aber das Bebauungsplanverfah-
ren ruht. Es wurde deshalb am 31.Mai 2017 der Beschluss gefasst, das Verfahren einzustel-
len. Bei Bedarf kann einen neuen Aufstellungsbeschluss mit einer Anpassung der Planungs-
ziele erfolgen®. Der mogliche Umgang mit einem kiinftigen konkreten Planungsbedarf wird in
Kapitel 4.4. Planungsrechtliche Bestandssituation, Unterkapitel Aufstellungsbeschluss zum
Bebauungsplan Nr. 65 ,Osttangente (Abschnitt 2) von Stichelsdorfer Weg bis Reideburger
Stralle” vorgestellt.

Unabhéangig davon bereitet die Stadtverwaltung zunachst eine Anpassung des Bebauungs-
plangebietes Nr. 65 mit der Zielstellung vor, dass sich die vorgesehenen raumlichen Gel-
tungsbereiche beider Bebauungsplane kinftig nicht mehr tberschneiden (siehe ebenfalls
Kapitel 4.4).

Ostlich folgt die Grenze des Plangebietes in Richtung zur Delitzscher StraRe, d.h. nach Si-
den, dem Verlauf der 6stlichen Flurstiicksgrenzen der bebauten Betriebsgrundstiicke. Diese
Grenze deckt sich weitgehend mit dem planfestgestellten westlichen Rand der Europach-
aussee/(HES), die hier direkt an das Plangebiet grenzt.

Weil insbesondere maoglichst Betriebsgrundstiicke Teil des Bebauungsplangebiets werden
sollten, wurde eine trapezférmige Flache, unmittelbar nordwestlich an den Knoten Delitz-
scher Stral’e — Europachaussee (HES) grenzend, nicht Teil des Plangebietes. Diese Flache,
die sich im Eigentum der Stadt Halle befindet, war zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlus-
ses eine in Richtung Westen vorspringende Teilflache eines insgesamt landwirtschaftlich
genutzten Flurstiickes, also eindeutig Teil des AulRenbereichs. Aus den gleichen Griinden,
die schon im Zusammenhang mit der oben diskutierten Arrondierungsflache dargelegt wur-
den, konnte diese Flache nicht in das Bebauungsplangebiet eingegliedert werden.

Die betreffende Flache ist ebenfalls Teil eines Bebauungsplangebietes, fur das ein Aufstel-
lungsbeschluss vorliegt. Es handelt sich um das Plangebiet zum Bebauungsplanverfahren
Nr. 66, das im Zusammenhang mit dem Bebauungsplanverfahren Nr. 65 und mit vergleich-
baren Planungszielen aufgestellt wurde. Hier gelten die bereits oben im Zusammenhang mit
der Arrondierungsflache vorgebrachten Argumente.

Nordostlich dieser trapezférmigen Flache, die auf drei Seiten durch das Bebauungsplange-
biet Nr. 155 sowie im Osten durch den nérdlichen Abschluss des dritten Bauabschnitts der
Europachaussee (HES) begrenzt wird, musste im Rahmen der Entwurfsfassung fur den Be-
bauungsplan Nr. 155 das zugehdrige Plangebiet um die Flache des neugebildeten StraRen-
grundstiicks der planfestgestellten Europachaussee/(HES), 4. Bauabschnitt, reduziert wer-
den, denn es ist nicht Ziel der vorliegenden Bauleitplanung, Festsetzungen fir eine planfest-
gestellte stadtische Hauptverkehrsstral3e zu treffen, die nicht durch das Plangebiet verlauft.
An dieser Stelle weicht der Entwurf des Bebauungsplans vom Planungsbereich des Aufstel-
lungsbeschlusses begriindet ab.

? Hier ist insbesondere die Festsetzung von Ausschlussbereichen fur Wohnnutzungen gemeint.

® Ein wesentliches Planungsziel des Bebauungsplans Nr. 65 war die Sicherung von Flachen fur die
Europachaussee/(HES). Dieses Ziel ist inzwischen mittels Planfeststellung erreicht und auch die Bau-
arbeiten zu diesem 4. Bauabschnitt haben bereits begonnen.
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Sudlich der Delitzscher StralRe wird das Bebauungsplangebiet vom bereits in Betrieb ge-
nommenen 3. Bauabschnitt der Europachaussee/(HES) begrenzt.

Auf Hohe der Abzweigung Trafoweg von der Europachaussee knickt die Plangebietsgrenze
in Richtung Westen ab und folgt hier dem Rand der ndrdlich an den Trafoweg angrenzenden
Betriebsgrundstiicke. Fir den Trafoweg sowie das westlich angrenzende Flurstiick 17/18,
Flur 2, Gemarkung Bischdorf, besteht kein Planungsbedarf. Das Flurstiick 17/18, Flur 2,
Gemarkung Buschdorf, war ursprunglich Teil des Aufstellungsbeschlusses zum rechtsver-
bindlichen Bebauungsplan Nr. 146 ,Gewerbegebiet Grenzstralle — Europachaussee (HES)".
Weil sich auf diesem Flurstiick Sickerbrunnen befinden, konnte die Flache dieses Flurstiicks
nicht als gewerbliche Bauflache festgesetzt werden. Als Konsequenz wurde der Geltungsbe-
reich zum B-Plan Nr. 146 um diese Flache reduziert. Da weiterhin kein Regelungsbedarf
besteht, bestand auch kein Grund, dieses Flurstiick in den Bebauungsplanbereich Nr. 155
einzugliedern.

Westlich des oben diskutierten Flurstiicks grenzt der Bebauungsplanbereich Nr. 155 unmit-
telbar an den nérdlichen Rand des Geltungsbereiches zum Bebauungsplan Nr. 146.

Westlich der Grenzstral3e bildet der nérdliche Rand der Kleingartenanlage ,Kanenaer Weg*
die sudliche Grenze des Bebauungsplangebietes Nr. 155. Im Aufstellungsbeschluss folgte
diese Grenze konsequent der Grenze des Flurstiicks 460, Flur 7, Gemarkung Halle. Dies
berlcksichtigte aber nicht, dass die westliche Spitze dieses Flurstlicks Teil der 0.g. Kleingar-
tenanlage ist. Ebenso bezog der Aufstellungsbeschluss die Flache der westlich an den Ka-
nenaer Weg angrenzenden Kleingartenanlage ,Eintracht” in den Bebauungsplanbereich ein.

Die frihzeitige Beteiligung offenbarte jedoch Konflikte zwischen der Festsetzung dieser
Kleingartenanlage als private Grinflache und einer strategischen Grinverbindung vom
Bahnhof bis zum Naherholungsgebiet Hufeisensee, die nordlich der Bahnanlagen tber den
sudlichen Randstreifen der Kleingartenanlage verlaufen soll. Diese Griunverbindung ist Be-
standteil des Entwurfs zum Integrierten Stadtentwicklungskonzept (ISEK).

Ebenso wurde die Flache der Kleingartenanlage ,Eintracht* aus dem Bebauungsplanbereich
herausgenommen. In diesem Zusammenhang gebot die planerische Logik, auch die oben
beschriebene Teilflache der Kleingartenanlage ,Kanenaer Weg“ - die sich auf dem Flur-
stiicks 460, Flur 7, Gemarkung Halle, befindet - aus dem Bebauungsplangebiet herauszul®-
sen. Weil der nordliche Rand dieser Teilflache der Gartenanlage einer als offentliche Bahn-
verkehrsflache gewidmeten Bahnanlage folgt, war es dartber hinaus geboten, den nordli-
chen Rand dieser gewidmeten Bahnverkehrsflache als sidliche Grenze des Plangebiets bis
hin zum Kanenaer Weg festzusetzen.

Nordlich des Bahnlbergangs begrenzt der ostliche Rand des Kanenaer Weges das Plange-
biet. Westlich des Kanenaer Weges stellen die Kleingartenanlage ,Eintracht sowie die Ver-
langerte Freiimfelder Strafl3e natirliche Grenzen des Plangebietes dar. Westlich der Verlan-
gerten Freiimfelder StralRe wechselt der Gebietscharakter, so dass diese Stral3e die westli-
che Grenze des Bestandsgewerbegebietes bis zur Ecke Delitzscher Stral3e / Freiimfelder
Stral3e markiert.

Damit Betriebsgrundstiicke und deren Schallkontingentierung komplett innerhalb des Be-
bauungsplangebietes liegen, wurden im konkreten Fall der Verlangerten Freiimfelder StralRe
Teile der das Plangebiet begrenzenden StraRenflaiche in das Bebauungsplangebiet inte-
griert.
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Beginnend an der Einmindung der Verlangerten Freiimfelder Stral3e in die Delitzscher Stra-
Re bildet diese in Richtung Osten die nordliche Grenze des Plangebietes bis auf die Hohe
der nach Siuiden verlangert gedachten PloRnitzer Straf3e.

Das Karree Delitzscher, Freiimfelder, Klepziger und Pl6Rnitzer Straf3e gehdrt zum tberwie-
genden Teil zum Wohngebiet 6stlich der Freiimfelder Strale. Der Ostliche Rand dieses
Wohngebietes wird seinerseits markiert durch den nach Norden und Siden verlangert ge-
dachten Verlauf der Pl6Rnitzer StrafRe. Nur der sudostliche Quadrant dieses Karrees gehort
nicht zum Wohngebiet, aber eine klare Abgrenzung zum Wohngebiet, z.B. durch Stral3en
oder ahnliche natirliche Grenzen, ist nicht zu erkennen. Wegen der mangelnden Abgren-
zung wurde der sudostliche Quadrant des fraglichen Karrees nicht Teil des Aufstellungsbe-
schlusses.

Die stadtebauliche Bestandsaufnahme im Rahmen der Planung zeigte fur diese Teilflache
Eigenschaften eines eingeschrénkten Gewerbegebietes ohne Wohnnutzungen. Weil kein
unmittelbarer Planungsbedarf auf dieser Teilflache erkennbar ist, wurde der im Aufstellungs-
beschluss festgelegte Bebauungsplanbereich beibehalten.

Nordlich dieses Karrees folgt die Bebauungsplangrenze dem Rand der ausgedehnten Klein-
gartenanlage bis zur Reideburger Straf3e. Nordlich des oben diskutierten Wohngebietes bil-
den die Reideburger, die Schwerzer Strale sowie die Stralde ,Freiimfelde” die Grenze des
Bebauungsplangebiets. Die Flachen der HAVAG sowie die nach Osten bis zur Grenzstral3e
anschlieRende Kleingartenanlage sind nicht Teil des Gewerbegebiets, so dass im Norden
dieser Flache die Helmut-von-Gerlach-StraRe das Bebauungsplangebiet begrenzt.

Im Norden stellt die Fritz-Hoffmann-Stral3e die natirliche Grenze des Bestandsgewerbege-
bietes dar. Einzelne Wohngebaude unmittelbar an der Fritz-Hoffmann-Stral3e beiderseits der
Einmindung der GrenzstralRe stellen den Gebietscharakter nicht grundsatzlich infrage.

Ostlich der GrenzstraRe erstreckt sich die Siedlungsflache des Ortsteils Diemitz nach Siiden
bis etwa auf die Hohe einer gedachten Verlangerung der Walter-Rathenau-StraRe. Ostlich
der Verlangerten Apoldaer Stral3e wird das Plangebiet von der Walter-Rathenau-Strafl3e und
der nordlichen Otto-Stomps-StralRe begrenzt. Aber auch hier folgt die Grenze des Bestands-
gewerbegebiets nicht allein den vorhandenen StraRBen. Ostlich der Verlangerten Apoldaer
Stral3e aber sudlich der Walter-Rathenau-Stral3e befinden sich auf den folgenden vier Flur-
sticken 54/1, 55/1 sowie 55/2 (alle Flur 6, Gemarkung Diemitz) nur Wohn- und Nebenge-
baude. Da keine gewerbliche Nutzung vorliegt und kein diese Flachen betreffender Rege-
lungsbedarf gesehen wurde, wurden diese Flachen nicht in das Bebauungsplangebiet auf-
genommen.

3. Planverfahren
3.1 Der einfache Bebauungsplan (8 30 Abs. 3 BauGB)

Das Planverfahren stellt eine reine Angebotsplanung dar. Es ist daher nicht mit konkreten
Investitionsvorhaben verbunden.

Ziel des Bebauungsplanverfahrens ist die Erstellung eines einfachen Bebauungsplans. Die
Festsetzungen eines einfachen Bebauungsplans umfassen nicht den vollen Umfang der
Festsetzungen gemaR 8 9 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 BauGB, die im Rahmen eines qualifizierten
Bebauungsplanverfahrens festzusetzen sind.
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Im Fall des Bebauungsplans Nr. 155 beschranken sich die Festsetzungen in erster Linie da-
rauf, die Art der baulichen Nutzung festzusetzen. Mittels Schallemissionskontingentierung
nach DIN 45691 wird eine Konfliktbewéltigung bezlglich der Larmemissionen innerhalb des
Plangebiets sowie zwischen Plangebiet und Umgebung angestrebt.

Daruiber hinausgehende Festsetzungen trifft der Bebauungsplan Nr. 155 nicht. Als einfacher
Bebauungsplan schafft er kein neues Baurecht. Aus diesem Grund bemisst sich die Zulas-
sigkeit von Bauvorhaben im Plangebiet, soweit nicht die Art der Nutzung oder die festgesetz-
ten immissionsschutzrechtlichen Belange berthrt sind, allein nach den Kriterien des § 34
BauGB.

3.2 Erfordernis der Umweltprifung

Der Bebauungsplan Nr. 155 ,Gewerbebestandsgebiet Halle-Ost* unterliegt der Umweltprii-
fung gemal BauGB, da er nicht im vereinfachten Verfahren aufgestellt werden kann.

Wenn ein Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB aufgestellt werden
soll, darf dieser in einem Gebiet nach § 34 BauGB den Zulassigkeitsmal3stab, der sich aus
der Eigenart der ndheren Umgebung ergibt, nicht wesentlich verandern. Dies ist eine der
Grundvoraussetzungen fir die Anwendbarkeit des vereinfachten Verfahrens nach § 13
Abs. 1 und 2 BauGB. Im Bebauungsplan Nr. 155 ist diese Voraussetzung aus den im Fol-
genden genannten Grinden jedoch nicht erfillt.

Ubereinstimmend mit den Planungszielen werden Ausschlussbereiche fiir Einzelhandel fest-
gesetzt. Mit dem Ausschluss von Einzelhandel im gewachsenen Gewerbegebiet wird aber
der Zulassigkeitsmafistab wesentlich veréndert, denn ohne Bebauungsplanung ware im Be-
standsgewerbegebiet der Einzelhandel auch weiterhin genehmigungsfahig. Dabei ist es un-
erheblich, dass hier der Zulassigkeitsmalistab nicht ausgeweitet sondern eingeschrankt wird.

Ebenso wird sich durch die immissionsschutzrechtlich begriindete Einschrankung der im
Plangebiet zulassigen gewerblichen Emissionen durch die Schallemissionskontingentierung
der Zulassigkeitsmafstab gewerblicher Nutzungen nicht unerheblich verandern. Diese Limi-
tierung schafft fir die Betriebe im Gebiet einen sicheren Rechtsrahmen fir ihre kiinftige Ent-
wicklung und soll dariiber hinaus auch immissionsbedingte Konflikte mit den stérempfindli-
chen Nutzungen in der Umgebung des Gewerbegebietes I6sen oder zumindest verringern.
Im Einzelfall wird sich daher der Zulassigkeitsmal3stab einer gewerblichen Nutzung verén-
dern. Ohne rechtsverbindlichen Bebauungsplan wirde sich dieser Zulassigkeitsmaf3stab
allein aus dem umgebenden Bestand ableiten.

Aufgrund der Flache des Plangebietes von fast 200 ha ist dariber hinaus davon auszuge-
hen, dass auch die Voraussetzungen fir eine Anwendung des § 13a BauGB (Abs. 1: Be-
bauungsplan der Innenentwicklung sowie Abs. 2: Beschleunigtes Verfahren) nicht gegeben
sind.

Im Fall der hier zu begriindenden Bauleitplanung, sind damit weder die Voraussetzungen fiir
die Fihrung des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB noch des beschleunigten Ver-
fahrens nach § 13a BauGB erfUllt.

Daher ist es unerheblich, ob es sich im vorliegenden Fall um einen einfachen Bebauungs-
plan i.S. des 8§ 30 Abs. 3 BauGB oder um einen qualifizierten Bebauungsplan i:S. des § 30
Abs. 1 BauGB handelt. Wie alle Bebauungsplane, die nicht zuldssigerweise auf der Grundla-
ge der 88 13 oder 13a BauGB aufgestellt werden, unterliegt damit der Bebauungsplan
Nr. 155 ,Gewerbebestandsgebiet Halle-Ost“ der Umweltpriifung gemaf BauGB.
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Der Umweltbericht liegt der Begriindung des Bebauungsplans bei.

3.3 Die Anpassung des Flachennutzungsplans

Die Aufstellung des Flachennutzungsplans in den Jahren vor 1998 ging u.a. von der Annah-
me aus, dass industriell genutzte Flachen von einem Mischgebietsstreifen entlang der De-
litzscher StraRe unterbrochen werden kdnnen. Der planerische Ansatz, beiderseits der De-
litzscher StralRe eine stadtebauliche Klammer zwischen den Stadtvierteln Freiimfelde und
Buschdorf zu entwickeln, spiegelt sich insbesondere auch im Aufstellungsbeschluss zum
Bebauungsplan Nr. 93 wieder.

Mit der sukzessiven Verscharfung des Immissionsschutzrechtes und inshesondere der Stor-
fallverordnung unter Beachtung der aktualisierten Abstandsgebote — dazu Seveso llI-
Richtline: (Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit ge-
fahrlichen Stoffen) sowie des Abstandserlasses des Landes Sachsen-Anhalt (Runderlass 25.
8. 2015, Abstande zwischen Industrie- oder Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rah-
men der Bauleitplanung unter Berlcksichtigung des Immissionsschutzes (Abstandserlass)
Ministerialblatt fur das Land Sachsen-Anhalt 2015 (Nr. 45, S. 758-780) — sind diese ur-
sprunglichen Ziele der Flachennutzungsplanung aktuell nicht mehr rechtskonform umsetz-
bar.

Im Sinne einer planerischen Konfliktldsung besteht gerade einer der Grundziige der Planung
darin, solche Gemengelagen aufzuldésen sowie im Bestand gewachsenen Konflikte zwischen
verschiedenen Nutzungskategorien zumindest zu mindern.

Aus diesen Grinden ist es planerisch erforderlich, eine Anpassung des Flachennutzungs-
plans vorzunehmen (siehe Abschnitt 4.1.2).

Die Anpassung des Flachennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren.

3.4 Verfahren und Ergebnisse der Beteiligung

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 155 ,Gewerbebestandsgebiet Halle-Ost*
wurde am 25.01.2012 durch den Stadtrat gefasst. Die ortstibliche Bekanntmachung erfolgte
am 22. Februar 2012 im Amtsblatt der Stadt Halle (Saale) Nr. 4/2012.

Durch Satzungsbeschluss (ber die Veradnderungssperre zum B-Plan Nr. 155 vom
10.07.2013 besteht eine rechtskréftige Veranderungssperre, die mit ihrer ortstiblichen Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Halle am 30.08.2013 in Kraft getreten ist. Diese Ver-
anderungssperre wurde mit den Beschlissen vom 24.06.2015 (mit Bekanntmachung im
Amtsblatt 14/2015 am 27.08.2015) und 22.06.2016 (mit Bekanntmachung im Amtsblatt
13/2016 am 17.08.2016) verlangert.

Am 14.10.2013 fand im Landesamt fir Umweltschutz eine Informationsveranstaltung fur
Birger und Eigentimer statt, um Uber die Ziele des Bebauungsplanes und die stattfindenden
schalltechnischen Untersuchungen zu informieren.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB wurde im Amtsblatt der
Stadt Halle (Saale) Nr. 19/2015 am 28. Oktober 2015 ortsiblich bekanntgemacht. Die Betei-
ligung wurde in Form einer 6ffentlichen Auslegung des Vorentwurfs des Bebauungsplans in
der Zeit vom 11. November 2015 bis zum 11. Dezember 2015 durchgefuhrt. Die friihzeitige
Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemald § 4 Abs. 1
BauGB erfolgte vom 23. November 2015 bis zum 23. Dezember 2015. Es wurden Uberwie-
gend zustimmende Stellungnahmen abgegeben.


http://www1.recht.makrolog.de/irfd/show?normid=st_mbl_2015S758B780a_H45&region=land&rLP=q=*:*.AND.rubrik=land.AND.fp=rfd/Verkündungsblätter%20Land/Sachsen-Anhalt/Ministerialblatt%20für%20das%20Land%20Sachsen-Anhalt/2015/045|Nr.%2045%20(07.12.2015)/RdErl.%2025.%208.%202015,%20Abstände%20zwischen%20Industrie-%20oder%20Gewerbegebieten%20und%20Wohngebieten%20im%20Rahmen%20der%20Bauleitplanung%20unter%20Berücksichtigung%20des%20Immissionsschutzes%20(Abstandserlass)/
http://www1.recht.makrolog.de/irfd/show?normid=st_mbl_2015S758B780a_H45&region=land&rLP=q=*:*.AND.rubrik=land.AND.fp=rfd/Verkündungsblätter%20Land/Sachsen-Anhalt/Ministerialblatt%20für%20das%20Land%20Sachsen-Anhalt/2015/045|Nr.%2045%20(07.12.2015)/RdErl.%2025.%208.%202015,%20Abstände%20zwischen%20Industrie-%20oder%20Gewerbegebieten%20und%20Wohngebieten%20im%20Rahmen%20der%20Bauleitplanung%20unter%20Berücksichtigung%20des%20Immissionsschutzes%20(Abstandserlass)/
http://www1.recht.makrolog.de/irfd/show?normid=st_mbl_2015S758B780a_H45&region=land&rLP=q=*:*.AND.rubrik=land.AND.fp=rfd/Verkündungsblätter%20Land/Sachsen-Anhalt/Ministerialblatt%20für%20das%20Land%20Sachsen-Anhalt/2015/045|Nr.%2045%20(07.12.2015)/RdErl.%2025.%208.%202015,%20Abstände%20zwischen%20Industrie-%20oder%20Gewerbegebieten%20und%20Wohngebieten%20im%20Rahmen%20der%20Bauleitplanung%20unter%20Berücksichtigung%20des%20Immissionsschutzes%20(Abstandserlass)/
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Wahrend der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit vom 11. November bis 11. Dezember
2015 wurden zwei Einwendungen aus der Offentlichkeit zur Planung vorgebracht, die hier
der besonderen Erwahnung bedurfen, da sie im Rahmen der nachfolgenden Offenlage des
Entwurfes nicht noch einmal vorgebracht wurden. Diese betrafen zum einen die Emissions-
kontingentierung in den Teilflachen TF 001 bis TF 005, die einen Firmensitz und die Maschi-
nenhalle/Betonmischanlage eines ansassigen Gewerbebetriebes umfassten und zum ande-
ren eine vermeintliche Wohnnutzung in dem unter Denkmalschutz stehenden Geb&aude Fritz-
Hoffmann-Stral3e 64 (vom Einwender irrtimlich mit Hausnummer 65 bezeichnet).

Die Einwendungen wurden durch die Verwaltung ausgewertet und einer Abwéagung vor Er-
stellung des Entwurfes unterzogen.

Im Ergebnis der zuerst genannten Einwendung kam es zu einer Uberarbeitung der Emissi-
onskontingentierung fur den Bestandsbetrieb im Bebauungsplanentwurf, um die bestehende
genehmigte Betriebsfiihrung auch weiterhin zu ermoglichen (siehe Erlauterungen unter
Punkt 7.1.1. Grundlagen fir die Gliederung des Plangebietes).

Hinsichtlich der zuletzt genannten Einwendung konnte in Folge der planerischen Abwagung
zur Sicherung der gewerblichen Nutzungen der gewtlinschten Festsetzung als Mischgebiet
nicht gefolgt werden. Die Ausweisung als Mischgebiet war hier aus mehreren Grinden nicht
geboten. Zum einen konnte der Nachweis trotz mehrfacher Aufforderung nicht erbracht wer-
den, dass es sich hier um eine genehmigte kontinuierlich ausgelibte Wohnnutzung handelt.
Zum anderen haben die drei einzelnen Wohnnutzungen im Bestand (stdlich an der Fritz-
Hoffmann-Stral3e an der Plangebietsgrenze anliegend) keinen gebietsprdgenden Charakter.
Das Planungsziel fur diesen Bebauungsplan besteht zudem ausdricklich darin, Nutzungs-
konflikte fUr vorhandene und neuanzusiedelnde gewerbliche Betriebe zu minimieren und
Bestandsnutzungen zu sichern sowie deren Entwicklung zu gewahrleisten. Nur auf den Teil-
flachen, wo unzweifelhaft bereits eine reale Mischgebietsnutzung vorhanden ist, erfolgte folg-
lich im Planentwurf die Ausweisung zum Mischgebiet nach § 6 BauNVO.

Fur bestehende Gebaude (Altbestand) mit genehmigter Wohnnutzung besteht im Ubrigen
Bestandsschutz (siehe Erlauterungen Punkt 7.6.3 Eigenschaftsbezogene Gliederung mittels
Schallkontingentierung/Bewertung der Bestandswohnnutzungen im Plangebiet (interne 10)).

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 23. November 2016 den Entwurf des Bebauungsplans
in der Fassung vom 13. September 2016 bestatigt und ihn gemaf § 3 Abs. 2 BauGB zur
offentlichen Auslegung bestimmt. Der Beschluss zur offentlichen Auslegung wurde am 21.
Dezember 2016 im Amtsblatt der Stadt Halle (Saale) Nr. 23/2016 ortsiblich bekannt ge-
macht. Die Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB wurde ebenfalls im Amts-
blatt der Stadt Halle (Saale) Nr. 23/2016 am 21. Dezember 2016 ortsuiblich bekannt ge-
macht. Die Beteiligung wurde in Form einer offentlichen Auslegung des Entwurfes des Be-
bauungsplans in der Zeit vom 2. Januar 2017 bis zum 2. Februar 2017 durchgefihrt.

Die Beteiligung der von der Planung berihrten Behtrden und sonstigen Trager oOffentlicher
Belange zum Entwurf des Bebauungsplans gemal § 4 Abs. 2 BauGB ist mit Schreiben vom
12. Dezember 2016 erfolgt.

Die Einwendungen aus der Offentlichkeit betrafen im Wesentlichen:

- naturschutzrechtliche Belange (fehlender Ausgleich, zu starke Nachverdichtung, zu
hohe Versiegelung, Bodenschutz)

- beflrchtete Nutzungseinschrankungen (sowohl Gewerbe wie Wohnen) in Folge von
Nutzungsfestsetzungen und Ausschliissen (u.a. Storfallbetriebe, kirchliche und sozia-
le Zwecke, Vergniigungsstétten)
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- Genehmigungsstatus von bestehenden Wohnnutzungen

- Fehlendes Planungserfordernis bzw. nicht mégliche Konfliktbewaltigung

- Vorwurf der Negativplanung und VerstoR3e gegen die Landesplanung

- Bestandssicherung von grof¥flachigen Einzelhandel

- Grunordnerische Festsetzungen (Baumarten)

- Fehlende Hinweise auf Geféahrdungen (Bergbau)

- Immissionsschutzrecht (falsche oder nicht ausreichende Schallkontingentierung)
- falsche Darstellungen im Plan

- Festsetzung zum Postsportplatz an der Delitzscher StralRe / GrenzstralRe

Im Einzelnen wurden die Hinweise zur redaktionellen Prazisierung der Begrindung und die
Erganzung der Plandarstellung der Tréager offentlicher Belange eingearbeitet. Das betraf vor
allem die Kennzeichnung von Denkmalern gemafld dem Denkmalschutzgesetz LSA, die im
Plan nachrichtlich Gbernommen wurden (siehe Punkte 7.7.2 und 10.2 sowie Planzeichnung,
teil A), Hinweise zu Gefahrdungen durch schadliche Bodenveranderungen und Altlasten, der
auf dem Plan (Teil B) vermerkt worden sind sowie die Ubernahme der Hinweise beziiglich
des Klimaschutzes und der Vermeidung von Bodenversiegelung in die Begrindung (Punkt
4.3.8) .

Die Textlichen Festsetzungen auf dem Plan wurden gegentber der Offenlage redaktionell
angepasst, um Missverstéandnisse zu vermeiden. Das betrifft die Herausnahme des Ein-
schubs ,insofern die nachfolgenden Festsetzungen nichts anderes bestimmen®. Diese For-
mulierung ist nicht notwendig, da nachfolgende Festsetzungen gemafd dem Ordnungsprinzip
von der allgemeinen Gebietskategorie (z.B. GE) zur einzelnen Teilflache (GE 2) bzw. Aus-
nahmen (z.B. Einzelhandel) fuhren und keine neuen Tatbestande begriinden, die auf die
zuvor gehenden allgemeinen Festsetzung Auswirkungen haben (siehe Punkt 7.2).

Die vorgenommen Anderungen und Ergéanzungen beriihren nicht die Grundziige der Pla-
nung und stellen deshalb auch kein Erfordernis fir eine erneute Offenlage dar.

4. Ubergeordnete Planungen und planungsrechtliche Situation

4.1 Ubergeordnete Planungen
4.1.1 Landes- und Regionalplanung

e Landesentwicklungsplan (LEP)

Bauleitplane sind an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Die Pla-
nungsziele des Bebauungsplans Nr. 155 sind - diesen allgemeinen Grundsétzen der Bauleit-
planung entsprechend - kompatibel mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung.

Das Landesentwicklungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (LEG) vom 23. April 2015
(GVBI. Nr. 9 vom 28.04.2015 S. 170) enthalt im Wesentlichen Vorschriften zur Aufstellung,
zum Inhalt und zur Verwirklichung von Raumordnungsplanen. Neben dem Landesentwick-
lungsplan gehoren dazu die Regionalen Entwicklungsplane.

Die Verordnung Uber den Landesentwicklungsplan (LEP) 2010 des Landes Sachsen-Anhalt
wurde am 14. Dezember 2010 von der Landesregierung beschlossen. Mit der Veroffentli-
chung im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes Sachsen-Anhalt am 12. Marz 2011 trat
der LEP 2010 in Kraft.
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Die kreisfreie Stadt Halle gehdrt zur Planungsregion Halle (Pkt. 1.1) und wird neben Magde-
burg und Dessau als Oberzentrum benannt. (Z 36)

,Oberzentren sind als Standorte hochwertiger spezialisierter Einrichtungen im wirtschaftli-
chen, sozialen, kulturellen, wissenschaftlichen und politischen Bereich mit Uberregionaler
und zum Teil landesweiter Bedeutung zu sichern und zu entwickeln. Mit ihren Agglomerati-
onsvorteilen sollen sie sich auf die Entwicklung ihrer Verflechtungsbereiche nachhaltig aus-
wirken. ...“ (Z 33)

Hinsichtlich der Entwicklung der Standortpotentiale wird unter Punkt 3.1. Wirtschaft ausge-
fuhrt:

»2Alle bestehenden Industrie- und Gewerbeflachen, insbesondere an den Zentralen Orten,
haben eine besondere Bedeutung fir Unternehmensansiedlung und -entwicklung. (Z 59) ...
Die Erweiterung dieser Gebiete liegt im 6ffentlichen Interesse und hat Vorrang vor anderen
Nutzungen und der NeuerschlieRung von Flachen.” (Z 60)*

Sinngemal} kann dies fir die Revitalisierung bestehender Gewerbegebiete, insbesondere
aber - aufgrund der au3erordentlichen GréRRe und der infrastrukturell hervorragend erschlos-
senen Lage - fir das Bestandsgewerbegebiet Halle-Ost, angewendet werden.

e Regionaler Entwicklungsplan (REP Halle)

Der Regionale Entwicklungsplan fiir die Planungsregion Halle ist mit der 6&ffentlichen Be-
kanntmachung am 21. Dezember 2010 in Kraft getreten.

In ihm finden sich folgende fir das Plangebiet relevante Ausweisungen:

Das Plangebiet liegt im Oberzentrum Halle und im Verdichtungsraum Halle, als Teil des
Ordnungsraumes Halle. Als Ziel fir den Ordnungsraum Halle wird formuliert:

,Im Ordnungsraum Halle ist auf eine gesunde, Flachen sparende raumliche Struktur durch
eine weitere Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstatten hinzuwirken. Eine Zersiedlung der
Landschaft ist zu vermeiden. Die Entwicklung Ubergemeindlicher Gewerbestandorte unter
Bundelung regionaler Potenziale ist zu unterstitzen.” (2 5.1.2.8.)

Die zitierte Ausweisung wird vom Bebauungsplan Nr. 155 beachtet und umgesetzt. Die Al-
ternative, eine Fortfihrung der Zersiedlung der Landschaft Ostlich des Stadtgebietes von
Halle auf hochwertigen Ackerbdden, kann durch diese Bauleitplanung vermieden werden.

Aufgrund der GroRe des Plangebietes, handelt es sich um eine raumbedeutsame Planung.
Sie ist mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar.

DarlUber hinaus weist der Regionale Entwicklungsplan mit Bezug zum StralRenverkehr (Nr.
5.9.3)) aus:

»Im Oberzentrum Halle sind der Bau des Stadttangentennetzes und der Neubau eines weite-
ren Saaleliberganges fortzufihren.“ (5.9.3.5. 2)

Teil dieses Tangentennetzes ist die Europachaussee, die das Plangebiet 6stlich begrenzt
und gleichzeitig an das Bundes- und Fernstra3ennetz anschliel3t. Der Baubeschluss tber die
Fertigstellung des vierten und letzten Bauabschnittes der Europachaussee, mit Anschluss an
die B 100 im Norden, ist gefasst.

Daruber hinaus wird die Delitzscher Stral3e, die das Plangebiet in Ost-West-Richtung durch-
quert, als StraRe mit regionaler Bedeutung dargestellt:
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,Die kartographisch dargestellten regional bedeutsamen Stral’en sind zu erhalten bzw. so
auszubauen, dass Unfallhdufungsstellen und -linien sowie Leistungsfahigkeitsengpasse
beseitigt werden.” (5.9.3.7. 2)

Zusammenfassend lasst sich feststellen, dass die Ziele der Raumordnung Berucksichtigung
finden. Die Planung erfolgt im Einklang mit den Gbergeordneten regionalen Entwicklungszie-
len.

4.1.2 Flachennutzungsplanung

Die stadtebauliche Entwicklung der Stadt Halle sieht im Flachennutzungsplan (FNP) — in
Kraft seit dem 10. September 1998 - fir den Uberwiegenden Teil des Plangebiets die Wei-
terentwicklung gewerblicher Bauflachen vor.

Im Flachennutzungsplan sind ,insgesamt 677 ha ... im Sinne der Bestandssicherung als
gewerbliche Bauflachen dargestellt. Damit werden alle entwicklungsfahigen Gewerbe- und
Industrieschwerpunkte der Stadt planerisch gesichert. Dies sind die Bereiche Trotha, Halle-
Ost, Ammendorf, Radewell und das Gewerbegebiet Neustadt.” (FNP 1998, Erlauterungsbe-
richt)

Die damalige planerische Absicht der Stadt Halle wird insbesondere am Beispiel der Flachen
deutlich, die im Flachennutzungsplan nicht einfach den damaligen Bestand abbilden, son-
dern stattdessen Entwicklungsziele fur bestimmte Flachen darstellt.

Die im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erhobene exakte Bestandserhebung ergab,
dass die Darstellung von Teilen des Plangebietes im Flachennutzungsplan vom tatséchli-
chen Bestand abweicht, insbesondere in Bezug auf die im Plangebiet dargestellten gemisch-
ten Bauflachen:

- Die Mischgebietsflache nordlich der Delitzscher Stral3e von der Plangebietsgrenze im
Westen bis zum Sportplatz im Osten. Festgestellt wurden nur eine Wohnnutzung mit
Baugenehmigung und eine Wohnnutzung ohne Genehmigung. (Gesamtlange dieses
Abschnitts der Delitzscher Stral3e: 450 m)

- Die Mischgebietsflache norddstlich der Ecke der Delitzscher Stral3e / Grenzstral3e bis
zum Druckhaus der MZ. Hier wurde keine Wohnnutzung festgestellt.

- Die Mischgebietsflache sudlich der Delitzscher StralRe zwischen Verlangerter Freiim-
felder StraRe und Kanenaer Weg (keine Wohnnutzung festgestellt).

- Die Mischgebietsflache sudlich der Delitzscher StraRe zwischen Kanenaer Weg und
Grenzstral3e. Ein (Doppel)-Wohngeb&ude wurde als singuléare Nutzung festgestellt.
(Gesamtlange dieses Abschnitts der Delitzscher Stral3e: ca. 500 m)

- Die Mischgebietsflache stdlich der Delitzscher Stral3e, von der GrenzstralRe im Wes-
ten bis zur Plangebietsgrenze im Osten. In einem ca. 670 m langen Straf3enabschnitt
konnten nur zwei Wohngebéaude als singulére nicht gebietspragende Nutzungen fest-
gestellt werden.

- Die Mischgebietsflache, welche westlich von der Grenzstral3e, nordlich von der Fritz-
Hoffmann-Stral3e, dstlich von der Plangebietsgrenze und stidlich von der Betriebs-
stralRe des OBI-Baumarktes, die zwischen Grenzstral3e und Verlangerter Apoldaer
Stral3e verlauft, begrenzt wird. Festgestellt wurden zwei Wohnnutzungen aus dem
Bestand der alten Ortslage Diemitz, direkt an der Fritz-Hoffmann-Stral3e und damit
unmittelbar an der nordlichen Grenze des Plangebietes gelegen, die als Fremdkdrper
nicht gebietspragend wirken.
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- Die Mischgebietsflache nordlich der Delitzscher Stral3e, von der Fiete-Schulze-StralRe
im Westen bis zur Plangebietsgrenze im Osten.
In der griinderzeitlichen Bebauung mit mehrgeschossigen Gebauden, die dem An-
schein nach urspriinglich dem Wohnen dienten, liel3en sich nur zwei Gebaude mit
Wohnnutzungen nachweisen.

Eine differenzierte Betrachtung ist im Fall des folgenden Teilgebiets notwendig:

- Die gesamte Teilflache des Plangebiets auf beiden Seiten der Reideburger und west-
lich der Grenzstral3e ist gleichfalls gesondert zu betrachten. Hier wurden funf zulassi-
ge Wohnnutzungen* ohne Betriebshindung festgestellt. Dariiber hinaus befinden sich
in dieser Teilflache vier leer stehende Wohngebéaude.

Vier der reguléren freien Wohnnutzungen und drei der leer stehenden Gebaude be-
finden sich jedoch nicht in der im FNP dargestellten Mischgebietsflache am westli-
chen Rand des Plangebiets, sondern auf der Ostseite der betrachteten Flache, die im
Flachennutzungsplan als gewerbliche Bauflache (keine Einschrankung) dargestellt
ist.

Hier hat sich eine ausgepragte Gemengelage entwickelt. Viele Gewerbegrundstiicke,
insbesondere nordlich der Reideburger Stral3e, liegen brach oder weisen Unternut-
zungen auf. Die auch zu Wohnzwecken genutzten Grundstticke sind dartiber hinaus
mit gewerblichen Nutzungen belegt, die das Wohnen vermutlich nicht wesentlich sto-
ren.

Auch in diesem Teil des Plangebiets bildet der Flachennutzungsplan die Bestandssi-
tuation, wie sie sich vor Ort darstellt, nicht ab.

Es ist festzustellen, dass die prognostizierte Entwicklung einer Durchmischung von Gewerbe
mit Wohnen, die der Aufstellung des Flachennutzungsplans zu Grunde gelegt wurde, nicht
so wie angenommen und vor allem nicht auf den Teilflachen eingetreten ist, die im FNP als
gemischte Bauflachen dargestellt sind.

Tatsachlich existiert eine, in der Summe nicht vernachlassigbare Anzahl von singularen
freien Wohnnutzungen® im Plangebiet. Es besteht aber keine Korrelation zwischen den im
FNP dargestellten gemischten Bauflachen und den Clustern von zulassig ausgelbten nicht-
privilegierten Wohnnutzungen.

4 Zur Verwendung des Begriffs zuldassige Wohnnutzung siehe die Erlauterungen in Kapitel 7.1.2 Die
Rucksichtnahme der gewerblichen Nutzungen aufgrund des gegenseitigen Ricksichtnahmegebots in
Bezug auf singulare zulassige Wohnnutzungen im Plangebiet, insbesondere Ful3note 13.

® Der Begriff der freien Wohnnutzung (frei im Sinne von frei vermietbar) wird hier verwendet in Ab-
grenzung zum Begriff der in einem Gewerbegebiet (GE) privilegierten Wohnnutzung, welche einem
Gewerbebetrieb zu- und untergeordnet sein muss. Wéahrend Letztere gemafl § 8 Abs. 3 Nr. 1 im GE
ausnahmsweise zugelassen werden kann, ist das fur Erstere ausgeschlossen. Solche freien Wohn-
nutzungen sind ausschlieBlich in Gebieten gemaf 88 2 bis 7 BauGB zuléassig. Der Begriff der im GE
privilegierten Wohnnutzung wird héufig auch auf den Begriff Betriebswohnung verkdirzt.

In Verbindung mit dem Adjektiv singular soll deutlich werden, dass es sich hier um mehr oder weniger
isolierte Einzelfalle handelt, die keine gebietsprdgende Wirkung entfalten. Dort, wo aufgrund der Dich-
te dieser Nutzungen aber ein gebietspréagender Einfluss festzustellen war (westliche Reideburger
StralRe), wurde mit der Festsetzung eines (gegliederten) Mischgebietes reagiert.

Weiterfuhrende Erlauterungen finden sich in Kapitel 7.1.2 Die Rucksichtnahme der gewerblichen Nut-
zungen aufgrund des gegenseitigen Riicksichtnahmegebots in Bezug auf singuléare zuldssige Wohn-
nutzungen im Plangebiet.
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Insgesamt lasst sich einschatzen, dass die dem FNP zugrunde liegende planerische Absicht,
durch die Entwicklung von gemischten Bauflachen - insbesondere beiderseitig der Delitz-
scher Stral3e - die Konflikte zwischen den gewerblichen und den stérempfindlichen Nutzun-
gen zu lésen, aus dem folgenden Grund nicht funktioniert:

Die Delitzscher Straf3e quert das Bestandsgewerbe- (und vormalige Industrie-) -gebiet in
seinem Kern. Vor allem auf ihrer Stdseite grenzen Industrieflachen — wie ein Instandset-
zungswerk fur GroRtransformatoren - oder Nutzungen, die sich aufgrund ihres Storgrades
nicht oder nur sehr schwer in ein Gewerbegebiet einfligen lassen — wie Logistik (L&rm) oder
Lebensmittelproduktion (Geruch) — direkt an die Delitzscher Stral3e. Auf der gegenuberlie-
genden nordlichen Seite der Delitzscher Stral3e befindet sich mit dem Druckhaus ein Betrieb,
der auch als Post- und Zeitungsvertrieb aktiv ist. Als Nachtlogistiker wirde dieser Betrieb
durch stérempfindliche Nutzungen an der Delitzscher Stral3e in seiner Entwicklung erheblich
eingeschrankt werden.

Eine Festsetzung der Art der Nutzung, in volliger Ubereinstimmung mit der derzeitigen Dar-
stellung im FNP, wére nicht geeignet, Konflikte zwischen Bestandsnutzungen untereinander
und mit kiinftigen moglichen Nutzungen zu l6sen. Die Festsetzung von Mischgebietsflachen
wirde solche in der Tendenz eher verscharfen, weil die dann mogliche Ansiedlung zuséatzli-
cher stérempfindlicher Nutzungen auf einem Streifen zwischen den (larm)-intensiv genutzten
Betriebsflachen beiderseits der Delitzscher Stral3e die Entwicklungsoptionen dieser fir die
Stadt Halle wichtigen Firmen voraussichtlich massiv einschranken wirde.

Zur planerischen Konfliktbewéltigung besser geeignet scheint in einem ersten Schritt die
Anderung der Darstellung der bisher im Plangebiet als gemischte Bauflachen dargestellten
Flachen zu gewerblichen Bauflachen. Zur Anderung der Darstellung der Flachen im Fla-
chennutzungsplan wird dieser im Parallelverfahren zum Bebauungsplanverfahren geandert.

Das planerische Instrument der Festsetzung eingeschrankter Gewerbegebietsflachen erlaubt
es dann, auf der Grundlage des geanderten Flachennutzungsplans, im Bebauungsplan auf
Teilflaichen des Plangebietes gewerbliche Bauflachen festzusetzen, auf denen nur Betriebe
und Anlagen zulassig sind, die auch in einem Mischgebiet zulassig wéren.

Die zulassig ausgeubten freien Wohnnutzungen erhalten Bestandsschutz.

Damit dienen die eingeschrankten gewerblichen Bauflachen nicht nur der Gliederung des
Gebietes sondern dienen auch als Puffer zwischen den emissionsintensiven Nutzungen im
Kern des Gewerbegebietes und den stérempfindlichen angrenzenden Wohngebieten. Au-
Berdem dienen sie — soweit das mdglich ist - auch als Schutzzone fir interne stérempfindli-
che Nutzungen (Fremdkorper Wohnen), indirekt aber auch fur ein Cluster unzuléassiger
Wohnnutzungen - wie es zwischen Sportplatz und westlichem Rand des Plangebietes exis-
tiert. Durch die Festsetzung bestimmter Teilflachen als eingeschrankte gewerbliche Baufla-
chen kénnen die Emissionskontingente planerisch so optimiert werden, dass das Rucksicht-
nahmegebot zwischen den unvertraglichen Nutzungen Wohnen und Gewerbe moglichst fur
beide Seiten gleiche Beachtung findet.

Die als Anlage fur sportliche Zwecke genutzte Flache an der nordwestlichen Ecke der Kreu-
zung GrenzstraRe / Delitzscher StralRe wird ebenfalls in ein Verfahren zur Anderung des Fla-
chennutzungsplans von der Darstellung ,Grinflache mit der Zweckbestimmung Sportplatz*
zu gewerbliche Bauflache einbezogen.

In diesem Fall begriindet sich die Anpassung des Flachennutzungsplans in den geanderten
Anspriichen an Sportplatze. Gentgten in der Vergangenheit in der Regel Rasen- und
Ascheplatze, so ist es inzwischen Standard, auch Kunstrasenplatze vorzuhalten.
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Ein Kunstrasenplatz ist als bauliche Anlage auf einer als Grinflache festgesetzten Flache
unzulassig. Da Anlagen fir sportliche Zwecke in einem Gewerbegebiet gemafl? 8 8 Abs. 2
Nr. 4 BauNVO allgemein zulassig sind, wird der Weiterbetrieb des Sportplatzes durch die
Festsetzungen des Bebauungsplans nicht eingeschrankt. Im Gegensatz zu einer Festset-
zung als Sonderbauflache erlaubt die gewahilte Anderung des FNP eine groRere Flexibilitat
der kunftigen Nutzung.

Der in der Beteiligung geaufierten Befiurchtungen der Kiindigung des Pachtvertrages des
Sportvereins kann mittels planungsrechtlicher Darstellungen (FNP) und Festsetzungen (B-
Plan) nicht entgegengewirkt werden, da Pachtverhaltnisse sich aus dem Zivilrecht begriin-
den. Es handelt sich heute bereits um ein faktisches Gewerbegebiet. Insofern &ndert sich der
bauplanungsrechtliche Charakter nicht. Sollte eine ausschlie3liche sportliche Nutzung fest-
gesetzt werden, sind die Entschadigungsanspriiche nach § 40 BauGB zu betrachten.

Bebauungsplane sind gemal § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsplan zu entwi-
ckeln. Fur die Festsetzungen des Bebauungsplans bedarf es im Flachennutzungsplan - ab-
gesehen von den Mischgebietsflachen an der westlichen Reideburger StraRe — der Darstel-
lung als gewerbliche Bauflachen. Die erforderliche Anpassung des Flachennutzungsplans
wird parallel zum Bebauungsplanverfahren durchgefihrt.

4.2 Planungsrechtliche Randbedingungen
4.2.1 Veradnderungssperre zum Bebauungsplan Nr. 155

Zur Sicherung der Planung fur den Bebauungsplan Nr. 155 ,Bestandsgewerbegebiet Halle-
Ost* beschloss der Stadtrat der Stadt Halle in seiner Sitzung vom 10.07.2013 die Verande-
rungssperre fir das Bebauungsplangebiet Nr. 155 als Satzung gemaR 8§ 16 Abs. 1 BauGB
(V/2013/11689). Die Veranderungssperre trat mit ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der
Stadt Halle am 30.08.2013 in Kraft.

Gemald § 17 Abs. 1 BauGB wurde diese Veranderungssperre vom Stadtrat der Stadt Halle in
seiner Sitzung vom 22.06.2015 um ein Jahr bis zum 30.08.2016 verlangert. Diese erste Ver-
langerung der Veranderungssperre ist mit ihrer ortsublichen Bekanntmachung im Amtsblatt
der Stadt Halle am 27.08.2015 zum 30.08.2015 in Kraft getreten.

Vom Stadtrat der Stadt Halle wurde in der Sitzung am 22.06.2016 die Satzung Uber die
2. Verlangerung der Veranderungssperre gemaf 8 17 Abs. 2 BauGB um ein weiteres Jahr
bis zum 30.08.2017 beschlossen. Diese zweite Verlangerung der Veranderungssperre ist mit
ihrer ortstiblichen Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Halle am 17.08.2016 zum
30.08.2016 in Kraft getreten.

Die nochmalige Verlangerung der Veranderungssperre begrindet sich in der auRerordentli-
chen Komplexitat der zu l6senden oder wenigstens zu mindernden Konflikte innerhalb der
gewachsenen Bestandssituation eines ca. 200 ha grol3en Gewerbe- und Industriegebietes,
dass allseitig in die Siedlungsstruktur der Stadt Halle integriert ist.

4.2.2 Infrastrukturprogramm Halle Ost

Die Bedeutung des Bestandsgewerbegebietes Halle-Ost, in Verbindung mit den sich nach
Siuden bis hin zur Europachaussee erstreckenden Arrondierungsflachen, veranlasste am
27.05.2009 den Stadtrat der Stadt Halle, den kombinierten Grundsatz- und Baubeschluss
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(IV/2009/07853) zur offentlichen Erschlieung ,Infrastrukturprogramm / Gewerbebestands-
gebiete Halle-Ost" zu fassen.

Ziel dieses Programms war der grundhafte Ausbau der verkehrlichen sowie der technischen
Infrastruktur im Gewerbegebiet. Um diese Ziele zu erreichen, wurde ein Fordergebiet be-
schlossen, das groRRe Teile des Geltungsbereiches des spateren Aufstellungsbeschlusses
zum Bebauungsplan Nr. 155 umfasst. Lediglich westlich der Helmut-von-Gerlach-Stral3e,
beiderseits des westlichen Auslaufers der Reideburger StraRe sowie westlich des Kanenaer
Wegs beinhaltet das Bebauungsplangebiet Flachen, die nicht auch Teil des o.g. Férderge-
biets sind.

Zur Sicherung der Umsetzung der dem Infrastrukturprogramm zugrundeliegende Ziele einer
geordneten stadtebaulichen Entwicklung von Halle-Ost als Standort fir produzierendes Ge-
werbe wurde am 26.01.2011 vom Stadtrat der Stadt Halle der Beschluss (V/2010/09202) zur
Satzung Uber das besondere Vorkaufsrecht im Férdergebiet ,Infrastrukturprogramm / Ge-
werbegebiet Halle-Ost” gefasst und mit einem weiteren Beschluss (V/2012/10627) vom
11.04.2012 geandert.

4.3 Sonstige Planungen (8 1 Abs. 6 Nr. 11, sowie 88 136 bis 179 BauGB)
4.3.1 Landschaftsplan/Landschaftsrahmenplan (§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB)

Das Plangebiet liegt inmitten eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und wird im Wes-
ten, Siden und z.T. im Osten abschnittsweise von Kleingartenanlagen gesaumt.

Insbesondere die Kleingartenanlagen am stidwestlichen Rand des Plangebietes stellen, als
Teil einer im Erlauterungsbericht (Beiplan) zum Flachennutzungsplan dargestellten Frisch-
luftschneise, ein raumbedeutsames Element dar.

DarlUber hinaus sieht der Landschaftsrahnmenplan der Stadt Halle (Saale) von 1997 in die-
sem Bereich - zwischen dem Bebauungsplangebiet und den Bahnanlagen im Siudwes-
ten - eine fuRBlaufige Verbindung von der Ostseite des Hauptbahnhofs bis zum Freizeit- und
Erholungszentrum auf Hufeisensee vor.

4.3.2 Verkehrspolitisches Leitbild (§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB)

Durch den Verlauf der ,HaupterschlieBungsstralle Gewerbegebiete Halle-Ost (HES) 4. Bau-
abschnitt: Delitzscher Stral3e bis B 100 (Planfeststellungsbeschluss vom 08.04.2013) wird
die 6stliche Grenze des Plangebietes bestimmit.

Der 1. bis 3. Bauabschnitt der Europachaussee (HES) ist stdlich des Knotens Europachaus-
see / Delitzscher Straf3e bereits realisiert und in Betrieb.

Der Grundsatzbeschluss ,HaupterschlieBungsstraBe Gewerbegebiete Halle-Ost (HES)
4. Bauabschnitt: Delitzscher StralRe bis B 100“ (V/2010/09265) wurde durch den Stadtrat der
Stadt Halle am 18.10.2010 gefasst.

Am 29.02.2012 fasste der Stadtrat der Stadt Halle den Baubeschluss (V/2010/08946)
,HaupterschlieBungsstralle Gewerbegebiete Halle-Ost (HES) 4. Bauabschnitt Delitzscher
Stral3e bis Berliner Stral3e B 100°.
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Das Ziel bei der Planung und Errichtung der Europachaussee (HES) ist die ErschlielRung von
Gewerbearealen zur Ansiedlung von Gewerbebetrieben. Dazu sind die folgenden Zufahrts-
knoten aus dem Plangebiet vorgesehen:

- Trafoweg (3. Bauabschnitt HES, Knoten 9), realisiert

- Delitzscher StralRe (3. Bauabschnitt HES, Knoten 10), realisiert
- Reideburger Stral3e (4. Bauabschnitt HES, Knoten 11) sowie

- Reideburger Landstral3e (4. Bauabschnitt HES, Knoten 12).

Nach Fertigstellung wird die Europachaussee (HES) das Bestandsgewerbegebiet Halle-Ost
(Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 155) sowie die zugehdrigen Arrondierungsflachen
,Gewerbegebiet Grenzstralle — Europachaussee (HES)* (Bebauungsplan Nr. 146) sowie
,Gewerbegebiet Kanenaer Weg - Europachaussee (HES)" (Bebauungsplan Nr. 147) mit den
BundesstraRen B6 und B91 im Suden und - Gber die Bundesstral3e B 100 - mit den Bunde-
sautobahnen A14 und A9 im Norden verbinden.

Der Anschluss in Richtung Westen uber die Bundesstrafl3e B 80 und A 143 bis zur A 38 ist
Uber die westliche Delitzscher StralRe / Riebeckplatz / Hochstral3e gesichert.

Eine direkte Anbindung an das Industriegebiet ,Star-Park® an der Bundesautobahn Al4 ist
auch unmittelbar Uber die Delitzscher StralRe gegeben, aufgrund der Durchfahrt durch die
Ortslagen Bulschdorf und Reideburg aber weniger leistungsfahig. Fiur die Ertiichtigung und
den Ausbau der Delitzscher Strale wurde am 28. Oktober 2008 der Baubeschluss
(IV/2006/05540) ,Ausbau der Delitzscher StralRe, Teilabschnitt zwischen Kanenaer Weg und
Schoénnewitzer Strae vom Stadtrat der Stadt Halle gefasst®. Der Ausbau der Delitzscher
Stral3e ist abgeschlossen.

Die gebietsinterne VerkehrserschlieRung wurde innerhalb des Fdrdergebiets ,Infrastruktur-
programm/Gewerbebestandsgebiete Halle-Ost® ertlichtigt (siehe auch unter 4.2.5). Damit ist
die gebietsinterne Verteilung des Verkehrs bis hin zu den kinftigen Zufahrtsknoten zum 4.
Bauabschnitt der Europachaussee vorbereitet.

Der von z.T. erheblich belastigenden Gewerbebetrieben besetzte Kern des Bestandsgewer-
begebietes ist sowohl aus Richtung Siidwesten als auch aus Norden Uber Anschlussgleise
an die Gleisanlagen der Deutschen Bahn angebunden.

Der nordliche Zweig besteht sogar aus drei Hauptstrangen, die als offentliche Schienenver-
kehrsflachen gewidmet sind und sich so weit nach Suden in das Gewerbegebiet hinein er-
strecken, dass selbst fiir die groRen zentralen Betriebsgrundstticke nordlich der Delitzscher
Stral3e ein Schienenanschluss reaktivierbar ist.

Die Weiterentwicklung des verkehrspolitischen Leitbildes der Stadt Halle erfolgt durch den
derzeit laufenden Prozess der Erarbeitung des Verkehrsentwicklungsplans (VEP) der Stadt
Halle (Saale). In den Leitlinien des VEP ist auch die Weiterfihrung der Europachaussee
(Stichwort Osttangente) bis zur B 100 enthalten.

4.3.3 Integriertes Stadtentwicklungskonzept (ISEK) (8 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB)

Im Integrierten Stadtentwicklungskonzept (ISEK) von 2007 wird ,das ehemalige Industriege-
biet Halle-Ost“ als ,ein Altindustriestandort zwischen Reideburger StraRe / Delitzscher Stra-
3e Ostlich des Hauptbahnhofes® bezeichnet und als einer der zehn wichtigsten Standorte ,fur
die Nachfrage nach Industrie- und Gewerbeflachen* benannt. (in ISEK: Gesamtstadtische
Entwicklungstendenzen und Entwicklungsziele, Seite 47, Halle 2007)
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In die aktuell in der Abwéagung befindliche Fortschreibung des 2007 beschlossenen ISEK
flie3t dariiber hinaus die Bewertung des Gebietes als wichtiges Potenzial fir die gewerbliche
Entwicklung der Gesamtstadt ein. Insbesondere wird betont, dass die Standortbindung an-
sassigen produzierenden Gewerbes in Verbindung mit der Revitalisierung von gewerblichen
Bauflachen fur die Erweiterung oder Neuansiedlung produzierender Unternehmen geeignet
ist, sowohl das Gewerbesteueraufkommen der Stadt Halle zu erhdhen als auch neue Ar-
beitsplatze zu schaffen.

Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) hat in seiner 6ffentlichen Sitzung am 28. September
2016 den Entwurf des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes der Stadt Halle (Saale) (I-
SEK Halle 2025) bestatigt und zur offentlichen Auslegung bestimmt (Beschluss-Nr.
V1/2016/01733).

Die o¢ffentliche Beteiligung fand im Zeitraum vom 20. Oktober 2016 bis zum 2. Dezember
2016 statt. Nach Abwagung sowie ggf. Einarbeitung der gegebenen Hinweise und Ande-
rungsvorschlage in die abschlieBende Fassung des ISEK Halle 2025 soll diese dann im
Sommer 2017 durch den Stadtrat beschlossen werden.”

4.3.4 Einzelhandels- und Zentrenkonzept (8 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB)

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Halle, beschlossen am 30.10.2013 (Be-
schluss-Nr. V/2013/11902) sieht im gesamten Plangebiet keine zentralen Versorgungsberei-
che oder Fachmarktagglomerationen vor.

4.3.5 Besonderes Stadtebaurecht (88 136 bis 179 BauGB)

Besonderes Stadtebaurecht ist im Plangebiet nicht zu beachten.

4.3.6 Larmaktionsplan der Stadt Halle vom Dezember 2014

Im Sinne der allgemeinen Grundsatze der Larmaktionsplanung der Stadt Halle zeigt der Be-
bauungsplan Nr. 155 zwei positive Auswirkungen.

Es werden gewerbliche Bauflachen fiir eine Bindelung gerauschintensiver gewerb-
lich/findustrieller Nutzungen an einem geeigneten, insgesamt wenig stérenden Standort
rechtssicher angeboten.

Durch die Bundelung des gewerblichen Lieferverkehrs der am Standort anséssigen Betriebe
Uber die zu diesem Zweck hergestellte Europachaussee (HaupterschlieBungsstralle Gewer-
begebiete Halle-Ost: HES) wird der Innenstadtbereich verkehrlich entlastet, was im Sinne
der Larmaktionsplanung die Larmbelastung der innerstadtischen Wohnquartiere reduzieren
soll.

Aufgrund der in die Siedlungsstruktur integrierte Lage des Plangebietes und der damit ver-
bundenen ErschlieBung durch den offentlichen Personennahverkehr (OPNV) kann das Ge-
werbegebiet Halle-Ost einen Beitrag zur Reduzierung der innerstadtischen Verkehrsbelas-
tung durch den motorisierten Individualverkehr (MIV) wahrend der Spitzenzeiten des Berufs-
verkehrs leisten, was ebenfalls zu einer Minderung der LArm- und der Feinstaubemissionen
beitragen soll.

Eine ausfuhrliche Betrachtung der schalltechnischen Auswirkungen der Planung auf die Um-
gebung findet sich im Abschnitt 7.6 Immissionsschutz.
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4.3.7 Feinstaubemissionen und die Auswirkungen der Planung auf die Umweltzone

Die Auswirkungen des Bebauungsplans Nr. 155 auf den Verkehr im gesamten Stadtgebiet
sind auf das unter Punkt 4.3.2 beschriebene verkehrspolitische Leitbild fir den Standort Hal-
le-Ost abgestimmit.

Mit die Sicherung bzw. Reaktivierung von gewerblichen Bauflachen, die Uber vorhandene
Anschlussgleise auch an das Netz der Deutschen Bahn angebunden sind, steht am Standort
Halle-Ost eine umweltschonende verkehrliche ErschlieBung zur Verfligung, die im Konkur-
renz zum Strafl3enlastverkehr geeignet ist, dessen Beitrag zur Feinstaub- und Umweltbelas-
tung der Innenstadt - insbesondere im Bereich der Umweltzone - die Feinstaubbelastungen
zu reduzieren.

Durch die Biundelung von Lieferverkehren am Standort und auf der dafir vorgesehenen
HaupterschlieBungsstrale fur die Gewerbegebiete Halle-Ost (HES), der Europachaussee,
sollen darUber hinaus Teile des gewerblichen Verkehrs aus der Innenstadt und damit aus der
Umweltzone herausgezogen werden, weshalb dort eine Reduzierung der Feinstaub- und
Stickoxidemissionen erwartet werden kann.

4.3.8 Klimapolitisches Leitbild und Klimaschutzkonzept

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 16.12.2015 (V1/2015/01174) das Klimapolitische Leit-
bild der Stadt Halle (Saale) beschlossen. Wesentlich Eckpunkte zur Leitbildentwicklung einer
klimagerechten Stadt, die den Rahmen sowohl fur Klimaschutz als auch fir Klimaanpassung
schaffen, waren fur Halle (Saale) die kompakte Stadt mit hinreichend hoher stadtebaulicher
Dichte und eine ausgeglichene Mischung von Wohnen, Arbeiten, Versorgen und Freizeit, ein
engmaschiges Infrastrukturnetz unter Vermeidung zu hoher Infrastrukturkonzentration sowie
die durchgriinte Stadt mit Erhalt bzw. Schaffung von Freiraumen fiir ein angenehmes Stadt-
klima. Der Bebauungsplan verfolgt mit die Sicherung bzw. Reaktivierung von gewerblichen
Bauflachen diese Ziele und fiihrt damit zu einem sparsamen Flachenverbrauch, verringerten
Verkehrsaufkommen und Erhaltung wichtiger Klimaschutzzonen im Auf3enbereich.

Die Ziele im Klimaschutzkonzept der Stadt Halle (Saale), vom Stadtrat beschlossen am
30.03.2016 (V/2014/12704), werden durch das angestrebte Flachenrecycling, die grinordneri-
schen Festsetzungen sowie die unter 4.3.6 beschriebenen verkehrlichen Entlastungseffekte
beachtet. Bei zukilnftigen Baumafinahmen sollen Bauherren auf konkrete Maflinahmen zur
Anpassung an den Klimawandel (klimagerechte Ausrichtung von Gebauden, Reduzierung von
Flachenversiegelungen sowie Begriinung von Haus- und Hallendachern) hingewiesen werden.

4.4 Planungsrechtliche Bestandssituation und deren Auswirkungen, Wechsel-
wirkung mit der Umgebung

Bei dem Plangebiet handelte es sich bisher um einen unbeplanten Innenbereich der den
Regelungen des § 34 Baugesetzbuch (BauGB) unterliegt. Fiir das gesamte Plangebiet lasst
sich kein durchgehend einheitlicher Gebietscharakter nach § 34 Abs. 2 BauGB feststellen.
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o Das Gefahrstofflager im Bestand

Besondere Aufmerksamkeit in Bezug auf Auswirkungen der Planung auf die Umgebung ge-
niel3t der an der sidlichen Plangebietsgrenze gelegene Storfallbetrieb ,Gefahrstofflager®, der
im Bestand an dieser Stelle bereits vor 1990 existierte.

Dieser Betrieb unterliegt in seiner Genehmigung dynamisch den jeweils aktuellen techni-
schen Regelwerken. Derzeit ist das die Seveso llI-Richtlinie aus dem Europarecht (Richtlinie
2012/18/EU zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen). Das
Gesetz zur Umsetzung dieser Richtlinie in deutsches Recht wurde am 06.12.2016 im Bun-
deanzeiger veroffentlicht. Die Neufassung der 12. BImSchV (auch bezeichnet als Storfallver-
ordnung, kurz: StorfallV) wurde mit ihrer Veroffentlichung am 13.01.2017 rechtsverbindlich.
In Erganzung zum ,Leitfaden KAS-18“ der Kommission flir Anlagensicherheit unterliegt die
Beurteilung der Achtungsabstande stdrempfindlicher Nutzungen zum bestehenden Gefahr-
stofflager seit seinem Inkrafttreten am 08.12.2015 weiterhin dem Runderlass des Ministeri-
ums fir Landwirtschaft und Umwelt (MLU) des Landes Sachsen-Anhalt vom 25.08.2015 —
33.2/4410 ,Abstande zwischen industrie- oder Gewerbegebebieten und Wohngebieten im
Rahmen der Bauleitplanung unter Beriicksichtigung des Immissionsschutzes (Abstandser-
lass)”.

Nach derzeitigem Stand hat die obere Immissionsschutzbehtrde den Abstand zwischen Ge-
fahrstofflager und dem geplanten Baumarkt an der Ecke Delitzscher Stral3e / Grenzstralie
(Plangebiet zum Bebauungsplan Nr. 166) als zulassig eingestuft.

e Bebauungsplan Nr. 166 ,,Sondergebiet Baumarkt Delitzscher StraBe/Grenzstralle”

Aus dem im Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 155 beschlossenen Geltungsbe-
reich wurde mittels Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 166 ,Sondergebiet
Baumarkt Delitzscher StraRe/Grenzstralle” vom 25.06.2014 eine Teilflache aus dem Plange-
biet des Bebauungsplans Nr. 155 herausgeldst.

Wegen der Verflechtung der wechselseitigen Schallemissionen und —immissionen beider
Bebauungsplane werden die erforderlichen schalltechnischen Untersuchungen von ein und
demselben schalltechnischen Gutachter durchgefiihrt und aufeinander abgestimmt.

Der 8 50 Satz 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) fuhrt aus, dass bei raum-
bedeutsamen Planungen die flr eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flachen einander so
zuzuordnen sind, dass schadliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unféllen im Sinne
des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkun-
gen auf schutzbedurftige Gebiete soweit wie mdglich zu vermeiden sind. Das heil3t, zwi-
schen den unter diese Richtlinie fallenden Betrieben einerseits und Wohngebieten, éffentlich
genutzten Gebauden und Gebieten etc. sind angemessene Abstande einzuhalten.

Zur Betrachtung der Auswirkungen schwerer Unfélle kann auf den Leitfaden der Kommission
fir Anlagensicherheit zu Empfehlungen fir Abstdnde zwischen Betriebsbereichen nach der
Storfallverordnung und schutzwirdigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umset-
zung 8 50 BImSchG (KAS-18) sowie eine diesbeziigliche Arbeitshilfe der Fachkommission
Stadtebau der Bundesministerkonferenz verwiesen werden.

Der Leitfaden gibt mit seinen, an der Seveso-II-Richtlinie orientierten, vorsorgebezogenen
Erwagungen keine bindenden Abstande vor, stellt jedoch mit sog. ,Achtungsabstanden® eine
Orientierungshilfe fur die Planung dar. Geféahrliche Stoffe werden in vier Abstandsklassen
zusammengefasst und daraus Abstandsempfehlungen zwischen 200 m (Klasse 1), 500 m
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(Klasse 1) bis zu 1.500 m (Klasse V) hergeleitet. Bei Einhaltung der Abstandsempfehlungen
sind die Belange des Storfallschutzes von der Planung in der Regel nicht betroffen.

Schutzbedurftige Gebiete im Sinne dieser Vorschrift sind Baugebiete sowohl zum dauerhaf-
ten Aufenthalt von Menschen als auch 6ffentlich genutzte Gebaude und Anlagen mit Publi-
kumsverkehr oder auch wichtige Verkehrswege wie Autobahnen und Hauptverkehrsstral3en.

Die Belange des Storfallschutzes wurden flr die vorliegende Planung wie folgt gepruift:

In einem Baumarkt werden mit der Lagerung storfallrelevanter Stoffe die Schwellenwerte
gemal BImSchG nicht tberschritten, so dass es sich bei dem geplanten Vorhaben nicht um
einen Storfallbetrieb handelt.

Jedoch ist das geplante Vorhaben im Sinne der Seveso-lI-Richtlinie als schutzbedurftige
Nutzung zu betrachten.

Im weiteren Umfeld des Plangebietes verfugt die Finsterwalder Transport & Logistik GmbH
im Abstand von mindestens 370 m zum Plangebiet tGber eine Genehmigung nach 12. BIm-
SchV (Grundpflichten) zur Lagerung storfallrelevanter Stoffe. Fir dieses Lager werden von
der unteren Immissionsschutzbehérde unter Abwagung aller Kriterien Achtungsabsténde von
200 m empfohlen.

Der u.a. fur die Erweiterung des Unternehmens rechtskratftig vorliegende Bebauungsplan Nr.
146 setzt Teilgebiete als (eingeschranktes) Industriegebiet fest, in denen entsprechende
Anlagen bauplanungsrechtlich ebenfalls zuléssig sind. Hier wurde fur die Firma MIL Mittel-
deutsche Industrie-Logistik GmbH vom Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt am 12. Ok-
tober 2015 ein Genehmigungsbescheid fir die Errichtung und den Betrieb eines Gefahrstoff-
lagers erteilt (AZ 402.4.8-4400/14/77), das den erweiterten Pflichten der Storfallordnung un-
terliegt. Die einzulagernden Stoffe werden von den Immissionsschutzbehdrden gemaf KAS-
18 maximal in die Klasse Il eingestuft. Daraus ergibt sich ein Achtungsabstand von 500 m.
Das Plangebiet liegt auerhalb dieses Radius'.

Damit kann festgestellt werden, dass der geplante Baumarkt auf3erhalb der Achtungsab-
stande nach Nr. 3.1 der KAS-18 liegt und dem Abstandsgebot des Art. 12 Seveso-ll-
Richtlinie entsprochen wird.

o Bebauungsplan Nr. 146 ,,Gewerbegebiet Grenzstrafle - Europachaussee (HES)“

Der im Suden unmittelbar angrenzende Bebauungsplan Nr. 146 ,Gewerbegebiet Grenzstra-
Re - Europachaussee (HES)“ ist rechtsverbindlich seit seiner Bekanntmachung im Amtsblatt
der Stadt Halle am 14.06.2012.

Ostlich der GrenzstraRe, auf einer Lange von ca. 480 m, haben beide Bebauungsplane eine
gemeinsame Grenze. Nach Osten bis zur Europachaussee, auf einer Lange von ca. 300 m,
sind die beiden Plangebiete nur durch einen ca. 25 m breiten Streifen getrennt.

Beide Bebauungspléne stehen in einem wechselseitigen Bezug zueinander, da der Bebau-
ungsplan Nr. 146 insbesondere der Erweiterung und Arrondierung des im Bebauungsplan-
gebiet Nr. 155 vorhandenen Logistikstandortes dient.

Aufgrund des — als Teil des Logistikstandorts errichteten — Gefahrstofflagers im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans Nr. 146 sind Konflikte planerisch zu bewaltigen, die sich aus mog-
lichen storfallsensiblen Nutzungen in den Teilflachen des Plangebietes, die sich im Ach-
tungsabstand zum Gefahrstofflager befinden, entwickeln kénnen.
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e Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 147 ,,Gewerbegebiet Kanenaer
Weg - Europachaussee (HES)“

Das Bebauungsplanverfahren Nr. 147 - mit Aufstellungsbeschluss vom 27.05.2009 - ist,
ebenso wie der Bebauungsplan Nr. 146, aus denjenigen Teilflachen des ehemaligen Bebau-
ungsplans Nr. 30 ,Gewerbe- und Industriegebiet Halle-Ost Kanenaer Weg-Hochweg“ her-
vorgegangen, fur die nach Inkrafttreten des Flachennutzungsplans der Stadt Halle (1998),
nach der Planfeststellung des 3. Bauabschnittes der Europachaussee (2005) und nach dem
Beschluss uber die Einstellung des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 30 — mit
Beschluss vom 27.05.2009 — auch weiterhin Planungsbedarf bestand.

Das Plangebiet erstreckt sich von der Grenzstraf3e im Osten bis zu den Bahnanlagen im
Westen und ist vom Bebauungsplangebiet Nr. 155 nur durch die Kleingartenanlage ,Kanen-
aer Weg getrennt®

Planerisches Ziel dieser Angebotsplanung ist die Entwicklung von Flachen, die sich zu einem
bedeutenden Teil im Eigentum der Stadt Halle befinden, zu gewerblichen Bauflachen.

Weil die Stadtverwaltung diese Flache fiir einen passenden Vorhabentrager vorhdalt, der be-
absichtigt, sein Vorhaben entsprechend eigener Vorstellungen passgenau zu entwickeln und
dartiber hinaus die Erarbeitung des Bebauungsplans zu finanzieren, wird dieses Planverfah-
ren erst dann aktiv weiterentwickelt, wenn sich ein entsprechender Vorhabentréger gefunden
hat.

o Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 93 ,,Halle-Ost Delitzscher Stral3e
58-68, 63 bis Reideburger Strale”

Der Bebauungsplan Nr. 93 - mit Aufstellungsbeschluss von 1995 - sollte eine geordnete
stadtebauliche Entwicklung beiderseits der Delitzscher Stral3e sichern. Ziel war:

- eine Neuordnung der damaligen Brachflachen ,mit einer sich in die vorhandene Be-
bauung einfiigenden Nutzungskonzeption®,

- Ordnung der Nutzung und Bebauung an einer der wichtigen Stadteingangs- und —
verbindungsstralRen,

- Ausschluss von grof3flachigem Einzelhandel u.a. sich nicht einfiigenden Nutzungsar-
ten sowie die

- Schaffung einer stral3enbegleitenden, mehrgeschossigen Bebauung, die eine der
stadtebaulichen Situation angemessene Art und Mal3 der Bebauung aufweist.

Die ersten drei Punkte werden durch das Bebauungsplanverfahren Nr. 155 fortgefiihrt. Be-
zuglich des letzten Punktes wurden die Bauliicken auf der Nordseite der Delitzscher Stral3e
inzwischen geschlossen. Sudlich der Delitzscher Straf3e wurde fur die Brachflache auf der
Westseite der Grenzstral3e der Bebauungsplan Nr. 166 aufgestellt. Die verbleibende Bauli-
cke 0stlich der Grenzstral3e lasst sich auf der Grundlage des § 34 BauGB schliel3en, so dass
in diesem Punkt kein weiterer Planungsbedarf besteht.

Aus den genannten Grinden wurde der Beschluss Uber die Einstellung des Bebauungsplan-
verfahrens am 31.Mai 2017 getroffen.
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e Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 65 ,,Osttangente (Abschnitt 2)
von Stichelsdorfer Weg bis Reideburger Strale*

Die in den jeweiligen Aufstellungsbeschlissen festgesetzten Geltungsbereiche der Bebau-
ungsplane Nr. 65 und 155 Uberschneiden sich am 6stlichen Rand des Plangebietes noérdlich
der Delitzscher Stral3e auf einem ca. 100 m breiten Streifen.

Das urspriingliche primare Planungsziel des Bebauungsplanverfahrens Nr. 65, die Sicherung
der fur den Bau der Europachaussee benétigten Flachen, ist inzwischen per Planfeststellung
umgesetzt.

Die im Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 65 fiir die Uberschneidungsflache
benannten Planungsziele werden durch den Bebauungsplan Nr. 155 umgesetzt. Fir die ver-
bleibende Flache des Bebauungsplangebietes Nr. 65 zwischen Europachaussee, Blischdor-
fer Weg und Reideburger Landstral3e besteht gegebenenfalls weiterhin Planungsbedarf.

Ob und auf welchen Flachen kinftig ein konkreter Planungsbedarf entstehen kann, wird
nach gemeinsamer Einschéatzung der Fachbereiche Planen und Bauen u.a. von den jeweils
beantragten Vorhaben abhé&ngen und kann derzeit noch nicht abschlie3end beurteilt werden.
Unter bestimmten Voraussetzungen kénnten nach Fertigstellung der Europachaussee (HES)
Teilflachen des Arrondierungsgebietes evtl. auch auf der Grundlage des § 34 BauGB bebaut
werden. Die Voraussetzungen dafir werden aber projektabhéngig sein und kdénnen aus die-
sem Grund derzeit noch nicht benannt werden.

Aus den genannten Grinden wurde der Beschluss Uber die Einstellung des Bebauungsplan-
verfahrens am 31.Mai 2017 getroffen.

o Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 66 ,,Osttangente (Abschnitt 3)
von Reideburger Stral3e bis Delitzscher Straf3e

Die in den jeweiligen Aufstellungsbeschliissen festgesetzten Geltungsbereiche der Bebau-
ungsplane Nr. 66 und 155 uberschneiden sich am 6stlichen Rand des Plangebietes beider-
seits der Delitzscher Strafl3e auf einem ca. 100 m breiten Streifen.

Die im Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 66 fir diese Flache benannten Pla-
nungsziele werden vom Bebauungsplan Nr. 155 umgesetzt.

Im Bebauungsplanbereich Nr. 66 selbst besteht kein weiterer Planungsbedarf, abgesehen
von einem ca. 0,5 ha grof3en Teilbereich nordwestlich des Knotens Delitzscher StrafRe / Eu-
ropachaussee, der aber keine Uberschneidungen mit dem Plangebiet des Bebauungsplans
Nr. 155 aufweist. Die Eignung dieses Teilbereichs als moglicher Standort fiir eine dritte Feu-
erwache der Berufsfeuerwehr der Stadt Halle wird derzeit gepruft.

Aus den genannten Grinden wurde der Beschluss Uber die Einstellung des Bebauungsplan-
verfahrens am 31.Mai 2017 getroffen.

e Vorhandenes Baurecht nach 8 34 BauGB

Die im Plangebiet befindlichen Flachen sind nach § 34 BauGB zu beurteilen. Dies begriindet
sich in der GrolRe der als Bezug heranzuziehenden in der jeweiligen Umgebung vorhande-
nen Betriebsgrundsticke.

Diese Aussage trifft insbesondere auf die bisher unversiegelten Flachen der beiden Kleingar-
tenanlagen — im Flachennutzungsplan bereits als gewerbliche Bauflachen dargestellt — und
auf die Sportflache an der Ecke Delitzscher Stral3e / Grenzstral3e zu.
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Aus diesem Grund sind fiir die genannten bisher unbebauten Flachen keine Ausgleich- und
ErsatzmalRnahmen erforderlich. Da kein neues Baurecht geschaffen werden muss, ist die
Rechtsform des einfachen Bebauungsplans ausreichend, um die Nutzung im Gebiet zu re-
geln.

Weitere Gewerbebrachen sind grofdtenteils bereits als Lager- und Abstellflachen versiegelt.
Hier gelten grundsatzlich die gleichen Aussagen.

o Bewertung der Schutzanspriche der Umgebung beziglich Schallemissionen aus
dem Plangebiet

Grundsétzlich muss im Rahmen des Immissionsschutzes zwischen den verschiedenen
Larmarten (Gewerbeldarm, Verkehrslarm, Freizeitlarm) unterschieden werden, da nach gel-
tender Rechtslage die Gerausche verschiedener Schallquellen (hier Gewerbe und Verkehr)
nicht addiert werden (DIN 18005, Schallschutz im Stadtebau, Beiblatt 1).

Im Rahmen des Bebauungsplans sind grundsatzlich die Orientierungswerte (ORW) nach
DIN 18005 maRgebend. Wenn sich diese Orientierungswerte nicht einhalten lassen (siehe
dazu Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1: ,In vorbelasteten Gebieten, insbesondere bei vorhan-
dener Bebauung, bestehenden Verkehrswegen und in Gemengelagen lassen sich die Orien-
tierungswerte oft nicht einhalten. Wo im Rahmen der Abwagung mit plausibler Begriindung
von den Orientierungswerten abgewichen werden soll, weil andere Belange Uberwiegen, ...%)
kann von den Orientierungswerten der DIN 18005 abgewichen werden®. Von dieser Méglich-
keit zur Abweichung von den ORW der DIN 18005 macht die Stadt Halle (Saale) Gebrauch.

Im vorliegenden Fall ist es aufgrund diverser im Bestand vorhandener Gemengelagen - so-
wohl zwischen dem Plangebiet und seiner Umgebung als auch innerhalb des Plangebietes
selbst - sogar planerisch geboten. In diesem Zusammenhang werden nachgeordnete techni-
sche Regelwerke, in diesem Fall die TA L&rm und deren Immissionsrichtwerte (IRW), ange-
wendet. Die TA Larm regelt die Schutzanspriiche sensibler Nutzungen, wie z.B. Wohnen,
gegenuber schallemittierenden Nutzungen, wie z.B. Gewerbe, und ist damit geeignet, kinfti-
ge Konflikte zwischen diesen Nutzungsarten zu verhindern sowie bestehende Konflikte zu
|I6sen oder wenigstens zu mindern. Zur Gemengelagenproblematik wird auf den Punkt 7.6.3
der Begrindung (,Methodik der weitergehenden Untersuchungen auf der Grundlage der
Zwischenwertbildung gemal TA Larm fur die Immissionsorte (I0) in Gemengelagen®) ver-
wiesen.

Die TA Larm regelt auch die Emissionen des anlagenbezogenen Verkehrs auf den Betriebs-
grundstucken. Sie regelt nicht die Emissionen des Verkehrs auf den offentlichen Verkehrs-
flachen (Verkehrslarm). Das ist im vorliegenden Fall auch nicht erforderlich, weil der Bebau-
ungsplan Nr. 155 keine Verkehrsflachen festsetzt, die nicht bereits im Bestand existieren.
Die offentlichen StralRenverkehrsflachen wurden im Rahmen des vom Bund geférderten ,Inf-
rastrukturprogramms/Gewerbebestandsgebiete Halle-Ost* im Vorlauf zum Bebauungsplan-
verfahren erneuert und ertiichtigt. Das Bebauungsplanverfahren tbernimmt lediglich die z.T.
neu gebildeten aber im Bestand schon vorhandenen Begrenzungen der Stralenverkehrsfla-
chen. Eine Anderung der Verkehrsstrome im Plangebiet wird von der Planung nicht verur-
sacht. Dies begriindet sich darin, dass sich der ZulassigkeitsmalRstab fir Vorhaben im Plan-
gebiet aufgrund des einfachen Bebauungsplans weiterhin nach § 34 BauGB bemisst.

Demzufolge bemessen sich die Schutzanspriiche von Nutzungen in der Umgebung des
Plangebietes nur auf der Grundlage der TA Larm, in Abhangigkeit von der Stérempfindlich-
keit des jeweiligen Gebietes.
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Zur Bestimmung der Schutzanspriiche sensibler Baugebiete ist eine Einstufung dieser Ge-
biete auf der Grundlage der in der Baunutzungsverordnung (BauNVO) benannten Gebietska-
tegorien geman 88 2 bis 11 BauNVO erforderlich. Dort, wo gem&R BauNVO in einem Gebiet
unvereinbare Nutzungen in unmittelbar raumlichen Zusammenhang im Bestand existieren,
liegt eine bauordnungsrechtliche Gemengelage vor, die keinem Gebiet gemafl BauNVO zu-
geordnet werden kann.

In einem solchen ungeordneten Gebiet ohne Kategorisierung nach BauNVO werden die
Schutzanspriiche jeder Nutzung im Einzelfall geprdft.

Ebenso ist zu verfahren, wenn Gebiete unterschiedlicher Schutzbedurftigkeit direkt aneinan-
dergrenzen, wie z.B. im westlichen Teil der Fritz-Hoffmann-StralRe. Hier grenzt das Be-
standsgewerbegebiet unmittelbar an ein allgemeines Wohngebiet. Solche Gemengelagen,
wie sie auch in der TA Larm beschrieben sind, werden ebenfalls fur jeden Einzelfall bewertet.

Samtliche vom Gutachter benannten relevanten Immissionsorte (I0) wurden im Rahmen
einer stadtebaulichen Analyse untersucht und - in Abstimmung mit der unteren Baugenehmi-
gungsbehorde - hinsichtlich ihres Schutzanspruchs bewertet. Diese stadtebauliche Analyse
findet sich im Abschnitt 7.6.3.

5. Stadtebauliche Bestandssituation

5.1 Bestehende Eigentumsverhéaltnisse
Besonderheiten der Eigentumsverhaltnisse bestehen nicht.
5.2 Vorhandene Nutzung und Bebauung, soziale Infrastruktur

Die Bebauung des Plangebietes ist heterogen. Aufgrund der GroRRe des Plangebiets ist im
Bestand nicht anderes zu erwarten. Es sind einige gréf3ere unbebaute aber auch brachgefal-
lene Flachen vorhanden, die revitalisiert werden sollen. Die Bebauung selbst besteht Uber-
wiegend aus unterschiedlich groRen und unterschiedlich hohen Hallen sowie als Biro nutz-
baren Gebauden. Die héchsten Gebaude sind die hohen Hallen des Transformatorenwerks
sudlich der Delitzscher StralRe. Nordlich der Delitzscher Stral3e bestimmt das Redaktionsge-
baude der Regionalzeitung die Obergrenze der Héhenentwicklung.

Eine Besonderheit stellen in das Gebiet eingestreute Fabrikantenvillen dar, die inzwischen
Uberwiegend ihre frihere Betriebsbindung verloren haben. Im Gebiet befinden sich keine
sozialen Einrichtungen im Sinne der BauNVO.

5.3 Bestehende Verkehrsinfrastruktur und Erschlie3ung

Die bestehende Verkehrsinfrastruktur im Plangebiet wurde ab 2012 im Rahmen des Infra-
strukturprogramms/Gewerbebestandsgebiete Halle-Ost erneuert. Das Programm ist mit der
Schlussvermessung inzwischen abgeschlossen. Diese Schlussvermessung liegt derzeit
beim Landesvermessungsamt (LVermA) vor. Da sie vom LVermA noch nicht in die Allgemei-
ne Liegenschaftskarte (ALK) eingearbeitet worden ist, folgen die StralRenbegrenzungslinien
derzeit noch nicht in allen Fallen den neuzubildenden Flurstiickgrenzen der als Verkehrsfla-
chen gewidmeten Flurstiicke.

Die Straf’enbegrenzungslinien der im Rahmen des Infrastrukturprogramms/Gewerbegebiete
Halle-Ost erneuerten Strafl3en wurden im Vorgriff auf die neuen Flurstiickgrenzen der Stra-
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Rengrundstucke vom Stra3enbaulasttrager im Fachbereich Bauen der Stadtverwaltung Halle
vorgegeben und in die Planzeichnung Gibernommen.

Die Delitzscher Strafl’e wurde — unabhéngig vom Infrastrukturprogramm — im Rahmen des
GVFG-Bundesprogramms® erneuert und technisch auf den aktuellsten Stand gebracht (Plan-
feststellung nach StralRenbahnrecht). Die Grenzstral3e stdlich der Delitzscher Stral3e wurde
im Zuge des 3. Bauabschnittes der Europachaussee (HES: HaupterschlieBungsstraRle Ge-
werbegebiete Halle-Ost) errichtet (Planfeststellung nach Stral3enrecht).

5.4 Sonstige technische Infrastruktur

Im Rahmen des Infrastrukturférderprogramms Halle-Ost wurden die StraRen grundhaft er-
neuert. In diesem Zusammenhang wurde die gesamte technische Infrastruktur auf dem ak-
tuellen Stand der Technik erneuert.

5.5 Natur und Landschaft / naturliche Gegebenheiten

An den stdwestlichen Rand des Plangebietes grenzen Kleingartenanlagen. Im Flachennut-
zungsplan ist hier, parallel zu den Gleisen der Deutschen Bahn, eine Frischluftschneise dar-
gestellt. Weiterfihrende Erlauterungen zu den natirlichen Gegebenheiten finden sich, soweit
erforderlich, im Umweltbericht.

5.6 Schéadliche Bodenveranderungen (Altlasten sowie Kampfmittelbelastung)

Das Betrachtungsgebiet ist durch seine industrielle Vergangenheit stark anthropogen ge-
pragt. Im Bereich des Plangebietes befinden sich ca. 80 Grundstiicke (Altablagerungen/ Alt-
standorte), die in der ,Datei schadlicher Bodenveranderungen und Altlasten" erfasst sind.

Diese schadlichen Bodenveranderungen und Altlasten sind bei der ausgewiesenen Nutzung
(Gewerbe-/Industriegebiete) kein generelles Ausschlusskriterium.

DarUber hinaus befinden sich Teile des Plangebietes im kampfmittelbelasteten Bereich
(ehemaliges Bombenabwurfgebiet). In diesen Gebieten sind Funde von Kampfmitteln, insbe-
sondere von Bombenblindgangern, moglich.

Vor der Durchfiihrung von Tiefbauarbeiten und sonstigen erdeingreifenden MaRnahmen sind
die betreffenden Flachen durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst oder ein geeignetes Pri-
vatunternehmen Uberpriifen zu lassen. Bei erdeingreifenden MaRnahmen ist mindestens 12
Wochen vor Beginn ein Antrag an die Polizeidirektion Sachsen-Anhalt Sud; 06110 Halle,
Merseburger Str. 6, als zustandige Gefahrenabwehrbehdrde zu stellen, um die weitere Ver-
fahrensweise abzustimmen.

5.7 Zusammenfassung der zu bericksichtigenden Gegebenheiten

Weiterfuhrende Erldauterungen zu Niederschlagswasser, Altlasten, Baugrund, Artenschutz
sowie Biotopen finden sich, soweit erforderlich, im Umweltbericht.

6 Grundlage dieses Forderprogramms ist das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) oder, im
Langtitel, Gesetz Uber Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse der Ge-
meinden.
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6. Planungskonzept

Im Folgenden werden die Festsetzungen des Bebauungsplanes, die zu den betreffenden
Planinhalten getroffen worden sind, im Einzelnen begriindet. Sie beziehen sich auf die im § 9
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) aufgefiihrten festsetzungsfahigen Inhalte des Bebauungs-
planes in Verbindung mit den entsprechenden Regelungen der Baunutzungsverordnung
(BauNVvO).

6.1 Stadtebauliches Zielkonzept

Oberstes Planungsziel ist die gewerbliche — im Kern des Gebietes z.T. auch industriel-
le - Nutzung des Plangebietes unter besonderer Berticksichtigung der Entwicklungsmaglich-
keiten fur die Unternehmen.

Im Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 155 sind die folgenden Planungsziele
benannt:

- Forderung der Belange der Wirtschaft, dauerhafte Sicherung von Produktionsstan-
dorten und damit verbunden die Sicherung von Arbeitsplatzen sowie die Schaffung
neuer Arbeitsplatze

- Sicherung der langfristigen Entwicklungsperspektive und Wettbewerbsfahigkeit fir
vorhandene produzierende und dienstleistende Betriebe

- Regelung zur Zulassigkeit von Wohnnutzungen, Definition von Ausschlussbereichen

- Regelungen zur Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben, Definition von Ausschluss-
bereichen,

- Zulassung von Verkaufsstétten in Verbindung mit Gewerbebetrieben

Mit dem Vorentwurf sind die Festsetzungen so zu treffen, dass den Gewerbetreibenden —
unter Beachtung der legitimen Schutzanspriiche stérempfindlicher Nutzungen - in den
nachsten Jahren ein optimaler Freiraum fur ihre Entwicklung eingeraumt wird, um so den
Standort insgesamt zu sichern und auf Veranderungen des Marktes mdglichst flexibel rea-
gieren zu kdnnen.

Eine planerisch gesicherte Entwicklungsperspektive fir die vor Ort tatigen Unternehmen
dient gleichzeitig auch der Sicherung der vorhandenen sowie der Ansiedlung neuer Arbeits-
platze.

Um die berechtigten Schutzanspriiche interner storempfindlicher Nutzungen (Bestandswoh-
nen’) sowie externer stérempfindlicher Nutzungen (Wohnen und Kleingérten) planungsrecht-
lich abzusichern, ist das Plangebiet in Teilflachen gegliedert, fir die jeweils angepasst Schal-
lemissionskontingente festgesetzt werden, die sich aus dem wechselseitigen Rucksichtnah-
megebot ableiten.

Gleichzeitig wird - im Sinne einer Gliederung des Gebietes nach § 4 BauNVO - fir die ver-
schiedenen Teilgebiete gemal 8§ 6, 8 und 9 BauNVO (MI, GEe, GE 1 bis GE 3, Gle und
Gl) die jeweilige Zulassigkeit von Wohnungen, von Einzelhandel und von weiteren Nutzun-
gen gemal 88 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO (Anlagen fir sportliche Zwecke) sowie § 8 Abs. 3

" zur Frage, welche im Bestand ausgetbte Wohnnutzung als zuldssig ausgelbte Wohnnutzung Be-
standsschutz besitzt und welche Wohnnutzung nicht, siehe Kapitel 7.1.1 Grundlagen fur die Gliede-
rung des Plangebietes und 7.1.2 Die Rucksichthahme der gewerblichen Nutzungen aufgrund des
gegenseitigen Rucksichtnahmegebots in Bezug auf singulare zuldssige Wohnnutzungen im Plange-
biet.
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BauNVO (Betriebswohnungen, Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche
Zwecke sowie fur Vergnigungsstatten) geregelt.

Die Abgrenzung der Teilgebiete untereinander erfolgt in der Planzeichnung durch das Plan-
zeichen 15.14 der Planzeichenverordnung.

Da das Bebauungsplanverfahren mit dem Ziel gefiihrt wird, einen einfachen Bebauungsplan
zu erstellen, umfassen die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 155 nicht den vollen Um-
fang der Festsetzungen gemaf3 8 9 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 BauGB.

Die Festsetzungen beschranken sich in erster Linie darauf, die Art der baulichen Nutzung
festzusetzen. Dartber hinaus wird mittels Schallemissionskontingentierung nach DIN 45691
eine Konfliktbewaltigung beziglich der Larmemissionen innerhalb des Plangebietes sowie
der Gerauschimmissionen zwischen Plangebiet und Umgebung angestrebt.

Weitergehende Festsetzungen trifft der Bebauungsplan Nr. 155 nicht. Als einfacher Bebau-
ungsplan schafft er kein neues Baurecht. Aus diesem Grund bemisst sich die Zulassigkeit
von Bauvorhaben im Plangebiet, soweit nicht die Art der Nutzung oder die festgesetzten im-
missionsschutzrechtlichen Belange berihrt sind, allein nach den Kriterien des § 34 BauGB.

Der Bebauungsplan Nr. 155 regelt somit allein die Zulassigkeit von Nutzungen im Plange-
biet, insbesondere unter Bezug auf die Einhaltung des wechselseitigen Ricksichtnahmege-
bots zwischen den internen und den externen Nutzungen sowie zwischen den internen Nut-
zungen untereinander. Der Bebauungsplan dient dabei auch der Vermeidung - zumindest
aber einer Minderung - der ohne eine bauleitplanerische Regelung voraussichtlich wachsen-
den Konflikte zwischen einzelnen stérempfindlichen Nutzungen und dem Uberwiegenden Teil
der Nutzungen, die dem Gebietscharakter und den daraus abgeleiteten Festsetzungen ge-
mal BauNVO entsprechen.

6.2 Freiraum- und Grunordnungszielkonzept

Entlang des stidwestlichen Randes des Plangebietes plant die Stadt Halle einen Griinzug als
Verbindung fur Fu3- und Radfahrer vom Hauptbahnhof bis zum Freizeitzentrum Hufeisen-
see.

6.3 Verkehrliches Zielkonzept

Das Bestandsgewerbegebiet wird im Stiden und Osten von der Europachaussee eingefasst,
die als HaupterschlieBungsstraRe (HES) fir die Gewerbegebiete Halle-Ost gebaut worden
ist.

Der abschlielBende 4. Bauabschnitt dieser HauptverkehrsstralRe ist beschlossen und steht
kurz vor der Realisierung.

Uber die Europachaussee wird das Plangebiet direkt an die Bundesstrae 100 (Zubringer zu
den Bundesautobahnen A9 und Al4) sowie an die B91 in Richtung der mitteldeutschen
Grol3chemie in Schkopau/Merseburg/Leuna angebunden.

Die vorhandenen Industrieanschlussgleise der Deutschen Bahn werden als gewidmete
Bahnverkehrsflachen nachrichtlich tbernommen, weil diese nachrichtliche Ubernahme fir
das Verstandnis der Bauleitplanung zweckmaRig ist (§ 1 Abs. 6 BauGB).
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6.4 Planungsalternativen
6.4.1 Gesamtstadtisch

Die einzige Planungsalternative ware es, angesichts der Komplexitat der Planung und der
teilweise nicht vollstandig planerisch zu bewaltigenden Nutzungskonflikte im Bestand, das
Planverfahren einzustellen.

Damit konnten Konflikte aber nicht einmal ansatzweise gelost werden. Vielmehr ware zu
erwarten, dass sich ein einsetzender Mischungsprozess ungeordnet fortsetzen wirde, bis
die nach BauNVO unvereinbaren Nutzungen sich gegenseitig blockieren wirden.

Dann hatten weder die Bestandsbetriebe zukunftssichere Entwicklungsoptionen, noch die
schitzenswerten Nutzungen eine lebenswerte Umgebung.

Eine Entwicklung als Misch- oder Wohngebiet stellt aus den folgenden Griinden keine Pla-
nungsalternative dar. Die Stadt Halle (Saale) plant die Erttuchtigung ihrer wirtschaftlichen
Basis, da die wirtschaftlichen Umbriiche nach 1990 noch nicht vollstandig kompensiert wer-
den konnten. Dazu ist das in den stadtischen Siedlungszusammenhang gut integrierte Be-
standsgewerbegebiet Halle-Ost besonders gut geeignet.

Das Bebauungsplanverfahren Nr. 155 fiigt sich in die im Integrierten Stadtentwicklungskon-
zept (ISEK) formulierten strategischen Ziele der kinftigen Stadtentwicklung ein. Es stellt ei-
nen direkten Beitrag zur Umsetzung des im ISEK unter Nr. 6 gelisteten strategischen Projek-
tes ,Weiterentwicklung bzw. Revitalisierung von Gewerbegebieten, z.B. Halle-Ost und Am-
mendorf“ dar.

Wohn- und Mischgebietsflachen sind, aufgrund der noch immer vorhandenen Potenziale leer
stehender Wohnhauser im Stadtgebiet und wegen der Flachen, auf denen Wohnhauser in
den vergangenen 15 Jahren zur Leerstandreduktion abgerissen worden sind, noch nicht ver-
gleichbar knapp, wie benutzbare Gewerbeflachen.

Bereits der bestehende FNP beinhaltet eine Unterdeckung an Gewerbeflachen angesichts
des ermittelten Bedarfs, wie im Erlauterungsbericht zum FNP dargelegt wurde.

Die Stadt Halle hat 2016 im Hinblick auf die Neuaufstellung des FNP eine Bilanzierung der
Gewerbeflachen vorgenommen. Der Flachenbedarf wurde mit ca. 1.130 ha flr gewerbliche
Nutzungen ermittelt. Die Gesamtbilanz umfasst dagegen 1019 ha, die fir verarbeitendes/
produzierendes Gewerbe laut FNP zur Verfiigung stehen, davon waren wiederum nur 376 ha
neu ausgewiesene Flachen, der Uberwiegende Teil Bestand. Innerhalb des Bestandes wur-
den Brachflachen im Umfang von rund 200 ha ermittelt.

Trotz zwischenzeitlicher interkommunaler Gewerbegebietsentwicklung mit dem Star Park,
der sich zunehmend fiillt, besteht nach wie vor ein Zusatzbedarf an Ansiedlungsflachen. Die
Stadt verfolgt deshalb eine Doppelstrategie: die bedarfsgerechte Ausweisung neuer Gewer-
beflachen und die Nachnutzung von Gewerbebrachen.

Fur die Neuausweisung vergleichbarer Gewerbeflachenpotentiale ware aul3erdem ein un-
verhaltnismafig hoher Investitionsaufwand zur Schaffung der notwendigen Infrastruktur, der
Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen und nicht zuletzt der Bauleitplanung erforderlich. Eine
Neuausweisung bisher unversiegelter Flachen als gewerbliche Bauflachen bei gleichzeitiger
Verddung eines teilweise brachgefallenen innenstadtischen Gewerbebestandsgebietes wiir-
de das Gebot der Minimierung des Flachenverbrauchs verletzen.

Aus diesem Grund wurde der vorhandene Gewerbestandort bereits infrastrukturell aufgewer-
tet mit dem vorrangigen Ziel, das produzierende Gewerbe im Plangebiet zu sichern und zu
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entwickeln (Erneuerung der verkehrlichen und der technischen Infrastruktur im Plangebiet
sowie die Europachaussee als ,HaupterschlieBungsstral3e Gewerbegebiete Halle-Ost®, kurz
genannt HES). Diese Komponenten der Infrastruktur wurden mit Férdermitteln hergestellt
bzw. ertlichtigt.

Die Festsetzung von Mischgebietsflachen westlich der Grenzstral3e ist fir die gewerbliche
Entwicklung des Gebietes unkritisch. Die MI-Teilgebiete liegen auch Uberwiegend aul3erhalb
der Grenzen des Foérdergebietes ,Infrastrukturprogramm/ Gewerbebestandsgebiete Halle-
Ost*, dessen Ziele sich grundsatzlich mit den stéadtebaulichen Zielen des Bebauungsplans
decken.

6.4.2 Innerhalb des Plangebietes

Der Postsportplatz konnte alternativ als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Sport fest-
gesetzt werden. Das wirde zwar eine Sportnutzung sichern, jedoch kinftige Nutzungsmaog-
lichkeiten stark einschranken. Bei einer solchen Festsetzung auf privater Flache und ohne
Einwilligung des Grundstiickseigentiimers sind die Rechtsfolgen des § 40 BauGB - Entscha-
digungen in Geld oder durch Ubernahme- zu beachten.

Die Flache ist bereits jetzt einem faktischen Gewerbegebiet planungsrechtlich zuzuordnen.
Der Bebauungsplan nimmt die Bestandssituation auf und bedeutet insoweit keine Anderung
zum Status Quo. Dementsprechend sieht die textliche Festsetzung 1.2.1.6 auf den bezeich-
neten Flachen vor, dass Anlagen zu sportlichen Zwecken ausnahmsweise zugelassen wer-
den kénnen, so dass eine sportliche Nutzung auch weiterhin gesichert bleibt.

7. Begrundung der Festsetzungen des Bebauungsplanes

7.1 Planungsrechtliches Grundkonzept (gemal § 1 BauNVO)
7.1.1 Grundlagen fiir die Gliederung des Plangebietes

Das Bestandsgewerbegebiet Halle-Ost weist in seiner Gesamtheit nach wie vor den Charak-
ter und die Eigenschaften eines Gewerbe- und in Teilen eines Industriegebietes gemal der
88 8 und 9 BauNVO auf.

Aus den im Folgenden benannten Griinden ist, gemafl3 8§ 1 Abs. 2 bis 6 i. V. m. Abs. 9 bis 10
und 8§ 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO, eine nutzungs- und eigenschaftsbezogene Gliederung des
gesamten Plangebietes in Industriegebiete (Gl), eingeschrankte Industriegebiete (Gle), Ge-
werbegebiete (GE) und eingeschrankte Gewerbegebiete (GEe) sowie in ein Mischgebiet (MI)
geboten.

Als gewachsenes Gebiet mit einer Flache von fast 200 ha sind nicht samtliche Teilgebiete
des Plangebiets untereinander gleich - im Sinne der Kategorien gemaf 88 8 und 9 BauNVO.

Insbesondere auf den sudlich der Delitzscher und 6stlich der Grenzstralie gelegenen Teilge-
bietsflachen konzentrieren sich teilweise erheblich belastigende Gewerbebetriebe, die sich
bedingt durch ihr Emissionsverhalten nicht mehr ohne weiteres in ein allgemeines Gewerbe-
gebiet (GE) einfiigen. Auf der gegenuberliegenden nérdlichen Seite der Delitzscher Stralle,
ist die stadtebauliche Situation teilweise vergleichbar.

Insgesamt handelt es sich im Fall des erheblich belédstigenden Gewerbes im Wesentlichen
um Larmemissionen wahrend der Ruhezeiten — u.a. bedingt durch Nachtarbeit - sowie um
maogliche Geruchsemissionen.
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Damit entsprechend der Planungsziele fur die bestehenden Betriebe nicht nur den Status
qguo gesichert, sondern auch Entwicklungsoptionen eréffnet werden kdnnen, ist die Festset-
zung der o.g. Teilgebiete als Industriegebiet (Gl) geboten. Wo die Festsetzung als Gl aber
nicht moglich ist, z.B. weil kein ausreichend hohes Schallemissionskontingent verfligbar ist,
wird ein eingeschranktes Industriegebiet (Gle) festgesetzt.

Auf der Grundlage der Bestandserfassung durch eine zugelassene Messstelle (Ingenieurbi-
ro Goritzka) konnte den Bestandsbetrieben im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung
ein ausreichendes Kontingent zugeordnet werden, welches diesen Betrieben den fir ihren
Bestand erforderlichen Entwicklungsspielraum einraumt.

Dabei wurden die Kontingente insgesamt so verteilt, dass ABB als reiner Industriebetrieb
sowie die Kernflachen des Grol3logistikers Finsterwalder als Gl festgesetzt werden kdnnen.
Im Falle der in den Gle-Teilgebieten vorhandenen Betriebe (Halloren, Druckhaus der Mittel-
deutschen Zeitung und Betriebsflachen der Firma Finsterwalder) handelt es sich um die er-
wahnten Anlagen, die sich in einigen Eigenschaften ihres Immissionsverhaltens nicht mehr in
ein GE einflgen und sich daher sehr gut in ein eingeschréanktes Industriegebiet (Gle) einfl-
gen.

Im Gegensatz zu den oben beschriebenen Flachen existieren aber auch Teilgebiete, denen
aufgrund der Schutzanspriiche der relevanten Immissionsorte in der Umgebung des Plange-
bietes nur so geringe Schallemissionskontingente zugeteilt werden kénnen, dass dort allein
solche gewerblichen Nutzungen ausgeibt werden diirfen, die das Wohnen in der Regel nicht
wesentlich storen.

Derartige Nutzungen sind an sich mischgebietstypisch. Dennoch verbietet sich die Festset-
zung der betreffenden Teilgebietsflachen als Mischgebiet, weil in diesem Fall kiinftig zusatz-
liche Wohnnutzungen an die Betriebe und Anlagen in den angrenzenden GE-Teilgebieten
heranriicken kénnten. Das wirde zu einer zunehmenden Einschrankung der Entwicklungs-
perspektiven ansassiger Betriebe fiihren, was wiederum nicht den im Aufstellungsbeschluss
formulierten Planungszielen entsprache.

Nur beiderseits der westlichen Reideburger Stral3e, wo sich der Gebietscharakter bereits in
Richtung eines Mischgebietes verandert hat, wurden Mischgebietsflachen festgesetzt. Durch
eine Gliederung des Ml in Teilgebiete, wo Wohnen und wo nur Gewerbe zuldssig ist, wird
gesichert, dass die immissionsrechtliche Situation nicht verandert wird. Hier folgt die Fest-
setzung des Bebauungsplans u.a. dem Ergebnis eines Rechtsstreits vor dem Verwaltungs-
gericht Halle (Az.: ,2A 197/09 HAL) Dort wurde der unmittelbaren Umgebung des Grund-
stucks Grenzstrafl3e Nr. 30 der Charakter eines Mischgebietes attestiert.

Am nérdlichen und am 6stlichen Rand des Plangebietes werden drei in sich zusammenhan-
gende Gebiete als eingeschrankte Gewerbegebiete (GEe) festgesetzt. Diese Festsetzung
dient der Gebietsgliederung dahingehend, als in unmittelbarerer Nachbarschaft zu Wohnge-
bieten dem gegenseitigen Rlcksichtnahmegebot Rechnung getragen wird, indem hier nicht
nur die in einer Gemengelage® gelegenen relevanten externen Immissionsorte erhéhte
Schallimmissionen hinnehmen missen, sondern im Gegenzug auch die Betriebe und Anla-
gen in ungunstigen Lagen am Rand des Plangebietes nur verminderte Schallpegel emittieren
darfen.

® Hier: Gemengelage als schallimmissionsrechtlicher Zusammenhang zwischen einem schallemittie-
renden (GE bzw. GEe) und einem stérempfindlichen Gebiet (WA) in dem Sinn, wie der Begriff im
Rahmen der TA Larm verwendet wird.
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Eine besondere Situation besteht auf den Flachen entlang des Abschnitts der Delitzscher
StralRe zwischen GrenzstralRe und westlichem Rand des Plangebietes nach Norden bis zur
Kleingartenanlage. Dieses Gebiet steht in einem engen Zusammenhang mit westlich an-
schlielBenden Gewerbeflachen, die sich bis hin zum Stichelsdorfer Weg erstrecken.

Die Bestandsaufnahme dieser Flachen, die im Flachennutzungsplan Uberwiegend als
Mischgebietsflachen dargestellt sind, konnte nur eine nichtprivilegierte Wohnnutzung, zwei
Betriebswohnungen sowie eine ungenehmigte Wohnnutzung nachweisen. Auf3erhalb des
Plangebietes konnten - mit angemessenem Rechercheaufwand - keine Wohnnutzungen
nachgewiesen werden.

Die im Bestand erfassten gewerblichen Nutzungen lie3en keinen so erheblichen Stérgrad
erkennen, dass dies die Festsetzung eines Mischgebietes zwingend ausgeschlossen hétte.
Insbesondere das vollstandige Fehlen von Wohnnutzungen zwischen Plangebiet und den
Wohngebietsflachen an der Freiimfelder Straf3e schlief3t aber eine faktische Bewertung des
betrachteten Gebietes als Mischgebiet (MI) aus. Vielmehr kann es sich, da es auf zwei Sei-
ten (Westen und Norden) unmittelbar an Wohngebietsflachen grenzt und weil keine erheblich
stérenden Betriebe den Gebietscharakter pragen, nur um ein eingeschranktes Gewerbege-
biet (GEe) handeln.

Daher schien es logisch anzunehmen, dass sich dieses Gebiet innerhalb des Plangebiets
nach Osten bis zur Grenzstral3e fortsetzt. Die singulare zuldssige Wohnnutzung, die kiinftig
Bestandsschutz® genieRt, wurde als nicht ausreichend bewertet, die Festsetzung eines
Mischgebiets (MI) zu begrinden. Im Gegensatz zur westlichen Reideburger Stral’e konnten
nicht genug zulassige Wohnnutzungen nachgewiesen werden, die eine Bewertung des Be-
standes als Mischgebiet belastbar begriindet hatten.

In Ubereinstimmung mit den im Aufstellungsbeschluss formulierten Planungszielen war es
hier auch nicht alternativ moglich, Mischgebietsflachen festzusetzen mit dem Ziel, in diesem
Teilgebiet neue Wohnnutzungen anzusiedeln, so dass das Gebiet langfristig den Charakter
eines Mischgebiets angenommen hatte.

Wirden die Festsetzungen des Bebauungsplans allein aus dem Status quo abgeleitet, ware
fur die diskutierten Teilflachen ein eingeschréanktes Gewerbegebiet (GEe) festzusetzen. Tat-
sachlich erlauben aber die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung, hier auf eine
Einschrankung der Gewerbegebietsflachen zu verzichten. Dies soll im Folgenden begrindet
werden:

Auf der Grundlage der schalltechnischen Voruntersuchungen und der planerischen Vorlber-
legungen wurden mittels Zwischenwertbildung nach TA Larm Immissionsrichtwerte fir die
hier unmittelbar an das Plangebiet angrenzenden externen Immissionsorte bestimmt. Dabei
handelt es sich inshesondere um die 10 38, 10 40 und 1041, die sich am Rand eines allge-
meinen Wohngebiets (WA) befinden. Aufgrund ihrer Lage unmittelbar an der Grenze zu einer
als eingeschrankt bewerteten gewerblichen Nutzung, wurden geringere Zwischenwerte an-
gesetzt, als das an der Grenze zwischen dem Wohngebiet nérdlich der Fritz-Hoffmann-
Stral3e und der im Bestand vorhandenen Betriebsstatte der Fa. Papenburg der Fall ist. Die-
ses Vorgehen ist im Abschnitt Gber die Begrindung der Festsetzungen zum Immissions-
schutz, Unterpunkt: ,Eigenschaftsbezogene Gliederung mittels Schallemissionskontingentie-
rung“ umfassend erlautert. Primares Ziel war es dabei, zwischen den &ul3erst heterogenen

® Zur Frage der Zulassigkeit bzw. Unzulassigkeit im hier verwendeten Sinn siehe FuRnote 13!
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Situationen der 10 im Einzelfall sorgfaltig zu differenzieren und im Ergebnis relativ fein abge-
stufte und auf diese Weise angemessene Zwischenwerte zu bilden.

Im Ergebnis wurden mittels schalltechnischer Untersuchung nach DIN 45691 unter den oben
dargelegten Randbedingungen die Schallemissionskontingente normgerecht optimiert. Die
optimierte Verteilung der Schallemissionskontingente unter den angesetzten Randbedingun-
gen (Vorbelastung, Bedarf der Bestandsbetriebe, Immissionsrichtwerte (IRW) der externen
I0) erlaubte es - entgegen der planerischen Erwartung - das hier diskutierte Teilgebiet als
allgemeines Gewerbegebiet (GE) festsetzen zu kénnen.

Vergleicht man die Emissionskontingente der Kontingentierungsflachen untereinander, so
zeigen sich am 6stlichen und nordoéstlichen Rand des Plangebietes Teilgebiete, fur die deut-
lich geringe Kontingente verfigbar sind.

Das Ergebnis der schalltechnischen Begutachtung lasst es also planerisch geboten erschei-
nen, dass die Flachen, die im Bestand als GEe bewertet wurden, als GE-Flachen ohne be-
sondere Einschrankungen festzusetzen. Durch diese Festsetzung werden die angrenzenden
relevanten Immissionsorte nicht schlechter gestellt, wurde fiir diese doch ein Zwischenwert
als IRW angesetzt, der sich an der Gemengelage WA-GEe orientiert und daher strenger ist
als der Zwischenwert fur die Gemengelage WA-GE.

Bei der Betrachtung der Beiplane fir die Verteilung der Schallemissionskontingente fallen
relativ hohe Tageskontingente fiir das Betriebsgrundstiick der Firma Papenburg (GE 1) so-
wie fUr ein zentral gelegenes GE 1-Teilgebiet auf, das im Siden von der Reideburger, im
Westen von der Verlangerten Apoldaer Stral3e und im Norden von den Bahngleisen einge-
schlossen wird.

Im ersten Fall wird das Kontingent insbesondere fir die im Bestand vorhandene und in der
ersten Halfte der 1990er Jahre genehmigte Betonmischanlage bendtigt. Unter besonderer
schalltechnischer Prifung und Bewertung der gegebenen gewachsenen Gemengelage war
es planerisch geboten, hier ein einfaches Gewerbegebiet mit Schallkontingenten festzuset-
zen, in die sich die vorhandenen genehmigten Anlagen einfiigen. Weitergehende Ansiedlun-
gen, wie sie die Festsetzung eines eingeschrankten Industriegebietes erlauben wirden, wa-
ren aber geeignet, die gewachsene Gemengelage zu verscharfen. Es l&asst sich durch die
schalltechnische Untersuchung zeigen, dass die Schutzanspriiche der angrenzenden Wohn-
bebauung — unter Beachtung der Gemengelage — gewahrt bleiben. Mdgliche Nutzungen, die
nicht in einem GE sondern nur in einem Gle oder Gl zulassig sind, widersprechen den
Grundztgen der Planung, im Bestand vorhandene Konflikte mdglichst zu verringern, keines-
falls aber zu verschéarfen.

Im zweiten Teilgebiet, nordlich der Reideburger StralRe, ermdglicht es die zentrale Lage, ho-
here Schallkontingente als im Rest des Plangebietes festzusetzen. Dennoch ist es auch hier
planerisch geboten, von der Festsetzung eines Gle oder Gl abzusehen. Wenn nicht allein
Schallemissionen, sondern auch Geruchs-, Staub- und Luftemissionen sowie der Umgang
mit gefahrlichen Stoffen betrachtet werden, ist es - aufgrund der dennoch bestehenden rela-
tiven Nahe zu den Wohngebieten im Westen und Norden - ausschlaggebend, hier keine er-
heblich stérenden Nutzungen zuzulassen, wie sie fur ein Industriegebiet typisch sind.

Bezlglich der Schallemissionen stellt sich die Situation in den hier betrachteten beiden Teil-
gebieten spiegelbildlich zur Situation in den Gle-Teilgebieten an der Delitzscher Stral3e dar.
Hier besteht die Mdglichkeit und - in einem Fall - auch der Bedarf, hbhere Schallemissions-
kontingente festzusetzen, es existieren aber keine Betriebe, die sich in ein Gewerbegebiet
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nicht mehr einfigen. Die Betonmischanlage wurde als Grenzfall bewertet, der sich in der
konkreten Situation in das gewachsene GE noch einflgt.

In den Gle-Teilgebieten ist die Situation umgekehrt. Hier existieren Betriebe, die sich auf-
grund bestimmter Eigenschaften ihres Emissionsverhaltens nicht mehr unproblematisch in
ein GE einfigen. Ein Gl kann dort aber nicht festgesetzt werden, weil dafur die vorhandenen
Emissionskontingente nicht ausreichen. Aus diesem Grund war es planerisch geboten, die
dortigen Teilgebiete als Gle festzusetzen.

Die getroffene Differenzierung von Teilgebieten und die festgesetzten Ausnahmeregelungen
sind Auspragungen des Planungszieles. Es geht um den Ausgleich unterschiedlicher Inte-
ressenslagen zwischen der Forderung der Belange der Wirtschaft, der Sicherung der lang-
fristigen Entwicklungsperspektiven und die Wettbewerbsfahigkeit von vorhandenen produzie-
renden und dienstleistenden Betrieben und vorhandenen genehmigten Wohnnutzungen so-
wie Einzelhandelsbetrieben.

Das erfordert differenzierte Teilgebietsausweisungen und Ausnahmeregelungen, um diesen
Interessensausgleich nicht einseitig zu Lasten von genehmigten Nutzungen zu erzielen. Kon-
flikte werden dementsprechend nicht aufgeworfen sondern vermieden.

7.1.2 Die Rucksichtnahme der gewerblichen Nutzungen aufgrund des gegenseitigen
Rucksichtnahmegebots in Bezug auf singulédre zuldassige Wohnnutzungen im
Plangebiet

Die Zulassigkeit von gewerblichen Nutzungen aller Art im Plangebiet wird primar limitiert
durch die Beachtung des Ricksichthahmegebots gegeniiber den schutzbediirftigen Gebie-
ten in der Umgebung. Dabei handelt es sich um die allgemeinen Wohngebiete (WA), um die
Mischgebiete (MI) sowie um die Kleingartenanlagen, die im Norden, im Osten, im Sudwesten
und im Westen z.T. unmittelbar an das Plangebiet angrenzen.

Die schalltechnische Untersuchung hat im Endergebnis gezeigt, dass die gemaf DIN 45691
ermittelten Schallemissionskontingente, die normgerecht allein mit Bezug auf die Umgebung
des Plangebiets bestimmt wurden, die internen Wohnnutzungen ausreichend schiitzen, dass
also eine sekundare Limitierung, d.h. eine zuséatzliche Absenkung von Emissionskontingen-
ten zum Schutz von Wohnnutzungen im Plangebiet nicht erforderlich ist.

Der zur Beurteilung herangezogene Schutzanspruch dieser internen Wohnnutzungen wurde
auf der Grundlage der Zwischenwertbildung nach TA Larm vorgenommen, wobei vorausge-
setzt wird, dass auch zulassige aber nur singulare und daher nicht gebietspragende Wohn-
nutzungen in einem Gewerbegebiet eine Gemengelage im Sinne der TA Larm darstellen.
Dort, wo das nicht der Fall war (westliche Reideburger Strae) wurde dagegen ein geglieder-
tes Mischgebiet festgesetzt.

Das Ricksichtnahmegebot zwischen Wohnen und Gewerbe beruht auf Gegenseitigkeit, so
dass der Schutzanspruch von Wohnen in Gemengelagen (insbesondere in einem Gewer-
begebiet) geringer zu bewerten ist, als der Schutzanspruch von Wohnnutzungen innerhalb

% Hier bezieht sich der Begriff insbesondere auf nicht gebietsprdgende Einzelnutzungen, wie z.B.
singulare Wohnnutzungen in einem GE. Im Gegensatz dazu dient ein Ml auch dem Wohnen. Insofern
ist im zweiten Fall das Wohnen gebietspragend und mit Gewerbe durchmischt. Es handelt sich den-
noch nicht um eine Gemengelage im Sinne der TA Larm oder um ein Gebiet, sich nach BauNVO ge-
genseitig ausschlieBender Nutzungen (bauordnungsrechtliche Verwendung des Begriffs der Gemen-

gelage).
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von Gebieten, die auch dem Wohnen dienen, d.h. in den angrenzenden Wohn- und Misch-
gebieten. Die konkrete Herleitung der Schutzanspriiche samtlicher stérempfindlicher Nut-
zungen, auf der Grundlage der in der TA Larm vorgegebenen Zwischenwertbildung, wird im
Abschnitt zum Immissionsschutz ausfihrlich erlautert.

Auch hinsichtlich der privilegierten Wohnnutzungen (Betriebswohnungen) ist das Plangebiet
zu gliedern. In den GI- bzw. Gle-Teilgebieten werden sie nicht Bestandteil der Satzung und
kénnen damit auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden.

In den allgemeinen Gewerbegebieten (GE) kdnnen Betriebswohnungen dagegen aus-
nahmsweise zugelassen werden. Indem darauf verzichtet wird, Betriebswohnungen als all-
gemein zuldssig festzusetzen, wird eine konkrete Einzelfallprifung im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens durchgesetzt. Die in diesem Fall notwendige Einzelfallbewertung
bietet im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens die Mdglichkeit, eine geeignete offentli-
che Sicherung der Betriebsbindung der jeweiligen privilegierten Wohnnutzung durchzuset-
zen.

Im Rahmen der Bestandserfassung wurden samtliche Bestandswohnnutzungen im Plange-
biet moglichst vollstandig erfasst und in Abstimmung mit der Bauaufsicht bewertet. Diese
Bewertung bildet aber nur einen Mal3stab fir die planerische Bewertung des Gebietscharak-
ters des jeweiligen Teils des gesamten Plangebiets. Eine in einem Teilgebiet zulassig aus-
gelibte'! aber singuldre Wohnnutzung wirkt in diesem Sinne nicht gebietspragend auf ihre
Umgebung. Das Gegenteil kann der Fall sein, wenn zulassige Wohnnutzungen gehéuft auf-
treten (Clusterbildung).

Westlich der Grenz- und beiderseits der Reideburger Stral3e - dort wo es aufgrund der Lage
im Plangebiet in Verbindung mit der vorhandenen Dichte nichtprivilegierter Wohnnutzungen*?
geboten ist - werden deshalb gegliederte Mischgebietsflachen festgesetzt, die das vorhan-
dene Wohnen langfristig legalisieren, ohne dass an kritischen Standorten neue schutzbedirf-
tige Nutzungen entstehen kénnen. Hier wurde festgestellt, dass — auch aufgrund einer Hau-
fung genehmigter Wohnnutzungen und leer stehender Wohngebaude — ein gebietspragen-
der Einfluss zumindest ansatzweise erkennbar ist.

Weitere ansatzweise Clusterbildungen, wie z.B. der Bereich der Delitzscher Stral3e am 0stli-
chen Rand des Plangebietes oder der Rand des Plangebietes sldlich der Fritz-Hoffmann-
Strale zwischen den Einmindungen von Helmut-von-Gerlach-StralRe und Geraer Stral3e,
pragen mit nur vier bzw. nur drei zuldssigen Wohnnutzungen ihre Umgebung nicht in ausrei-
chendem Malf3. AuRerdem befinden sich diese Haufungen im Wirkungsbereich relativ stark
schallemittierender Bestandsbetriebe, so dass es planerisch nicht geboten ist, eine vorhan-
dene schalltechnische Gemengelage (i.S. der TA Larm) durch die Zulassung weiterer Wohn-
nutzungen zu verscharfen. Das aber ware die Folge, wenn auch diese Teilgebiete als Ml
festgesetzt wirden.

Die Festsetzung von Mischgebieten beschrénkt sich daher auf eindeutige, bereits heute
durch diese Nutzung gepragte Teilflachen. Die Festsetzung weiterer Flachen begriindet die
Gefahr, dass zukinftig zusatzliche Wohnnutzungen an emittierende Betriebe und Anlagen

Y zur Frage der Zuléassigkeit bzw. Unzuldssigkeit im hier verwendeten Sinn siehe Fuf3note 13!

2 Unter Einschluss leer stehender Wohngebdude (Zum Nachwirkenden des Bestandsschutz einer
Nutzung siehe Urteil des OVG LSA vom 05.03.2014, Az. 2 M 164/13).

Dazu ist ausdriucklich darauf hinzuweisen, dass fir leer stehende Bestandsgeb&aude, deren Bestands-
schutz erloschen ist, vor einer Wiederaufnahme der Wohnnutzung ein Baugenehmigungsverfahren
erforderlich ist.
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heranricken. Ebenfalls kénnten die erforderlichen Achtungsabstande zu vorhandenen Stor-
fallbetrieben unterschritten werden. Diese Entwicklungsalternative widerspréache damit ein-
deutig den Planungszielen.

Im restlichen Plangebiet wurden die zuldssigen Wohnnutzungen dagegen als in der Regel
singular, d.h. als ohne gebietspragenden Einfluss, bewertet. Diese zuldssigen nichtprivile-
gierten und singularen Wohnnutzungen im Plangebiet werden nicht als Fremdkdrper nach
§ 1 Abs. 10 BauNVO festgesetzt, erhalten aber den ihnen zustehenden Bestandsschutz.

Faktisch im Bestand vorhandene Wohnnutzungen, deren Errichtung oder Nutzungsanderung
nicht auf der Grundlage einer seinerzeit gultigen Baugenehmigung erfolgte, geniel3en diesen
Bestandsschutz jedoch nicht*®,

Die Bewertung, welche Wohnnutzung im Bestand zuléssig ist und welche nicht, ist eine rein
bauordnungsrechtliche Entscheidung. Insofern wird durch den Bebauungsplan nicht festge-
setzt, welcher faktisch bestehenden Wohnnutzung in den GEe- oder GE-Teilgebieten der
0.9. Bestandsschutz zusteht oder nicht.

Einspriiche gegen die Bewertung ,ungenehmigte Wohnnutzung“ oder ,keine Wohnnutzung*
und das damit verbundene Fehlen eines Bestandsschutzes sind daher nicht gegen die Fest-
setzungen des Bebauungsplans vorzubringen. Vielmehr bedarf es in diesem Fall einer bau-
ordnungsrechtlichen Klarung. Fir den Fall, dass diese Klarung dahingehend ausfallt, dass
die Zulassigkeit der Wohnnutzung festgestellt wird, erhalt die Wohnnutzung automatisch
Bestandsschutz.

Durch sorgfaltige Prifung wurde versucht, die Zahl der méglichen Falle zu reduzieren. Von
den erfassten Wohnnutzungen im Bestand kdnnte das auf zwei bis maximal drei Falle zutref-
fen, die aber samtlich nicht in einem raumlichen Zusammenhang stehen. Unabhangig von
einer moglichen bauordnungsrechtlichen Prifung des Genehmigungsstatus ist daher keine
Anderung der Bewertung des Einflusses auf die Gebietspragung zu erwarten. Es kame ledig-
lich die eine oder andere bestandsgeschiitzte Wohnnutzung hinzu.

Eine dartber hinausgehende planerische Legalisierung der als ungenehmigt eingestuften
Wohnnutzungen mittels Fremdkorperfestsetzungen wirde es wegen der erforderlichen
Gleichbehandlung nétig machen, auch sdmtliche zuldssigen Wohnnutzungen im Gebiet als
Fremdkorper festzusetzen. Dies widerspricht aber der im Aufstellungsbeschluss formulierten
planerischen Zielstellung, Ausschlussbereiche fiir Wohnen zu definieren, um auf lange Sicht
einen entwicklungsfahigen Gewerbe- und Industriestandort innerhalb der Stadt Halle zu si-
chern.

Demzufolge liegt hier keine Negativplanung vor, weil zur Sicherung der Gewerbenutzungs-
perspektive lediglich die im Gebiet existierenden, aber dem Grunde nach nicht genehmi-
gungsfahigen Wohnnutzungen im Hinblick auf die perspektivische Sicherung genehmigter
vorhandener Gewerbegebietsnutzungen nicht weiter etabliert werden dirfen.

'3 Zur Frage, welche im Bestand ausgeiibte Wohnnutzung als zulassig ausgeiibte Wohnnutzung Be-
standsschutz besitzt und welche Wohnnutzung nicht, gilt:

Zulassig im Sinne des vorausgehenden Satzes sind Wohnnutzungen, fur die zum Zeitpunkt des Sat-
zungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 155 eine rechtsverbindliche Baugenehmigung vorlag.
Jede vorhandene und ausgeiibte Wohnnutzung ohne existierende Baugenehmigung ist demzufolge
unzulassig und im GEe, GE, Gle und Gl auch nicht genehmigungsfahig.
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7.1.3 Einzelhandel im Plangebiet

Entsprechend der im Aufstellungsbeschluss formulierten Zielstellung, Ausschlussbereiche fir
Einzelhandel festzusetzen, wird Einzelhandel im Plangebiet allgemein ausgeschlossen. Da-
von ausgenommen ist aber stets ein flachenbeschrankter sogenannter Betriebsverkauf von
Produkten, die aus eigner Produktion stammen oder damit in Verbindung stehen.

Nur in zwei Teilgebieten wird von dieser Vorgehensweise abgewichen. Im Teilgebiet GE 2 an
der Berliner StralRe existiert bereits ein Nahversorger, der auch die nérdlich angrenzenden
Wohngebiete von Diemitz versorgt.

Analog sind im GE 3 die ausnahmsweise zulassigen Einrichtungen bereits im Bestand vor-
handen. AuBerdem handelt es sich um eine zentrale, verkehrlich gut erschlossene Lage,
sowohl im Plan- als auch im Stadtgebiet, die auch flr das Plangebiet Versorgungsfunktionen
wahrnehmen kann.

7.1.4 Betriebe oder Betriebsbereiche, die der StorfallVv (12. BImSchV) unterliegen

Unter Beriicksichtigung der oben beschriebenen allgemeinen Lage des Plangebietes im
Stadtgebiet in Verbindung mit den einzuhaltenden Achtungsabstanden zu sensiblen Nutzun-
gen im Plangebiet sowie zu angrenzenden sensiblen Baugebieten, ist es fir das gesamte
Plangebiet geboten, Storfallbetriebe auszuschlieZen.

Eine Ausnahme stellt in dieser Hinsicht nur das vorhandene Gefahrstofflager dar, das sich
unmittelbar an der gemeinsamen Grenze mit dem Bebauungsplan Nr. 146 ,Gewerbegebiet
GrenzstralR3e — Europachaussee (HES)" befindet.

Aus diesem Grund wurde, im Rahmen der Gliederung des Bebauungsplangebietes, das
Teilgebiet GI2 speziell auf den Umgang mit dem einzigen im Plangebiet vorhandenen Stor-
fallbetrieb zugeschnitten.

7.1.5 Genehmigungsbedirftige Anlagen gemaf 4. BImSchV

Aus den gleichen Griinden ist das Spektrum der im Plangebiet an sich zuldssigen genehmi-
gungsbedirftigen Anlagen nach 4. BImSchV zu beschréanken, denn gemalRl § 15 Abs. 3
BauNVO ist die Zulassigkeit von Anlagen nicht allein nach den verfahrensrechtlichen Einord-
nungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der auf seiner Grundlage erlassenen
Verordnungen zu beurteilen.

Die getroffene Einschrankung auf eine nur weitgehend nur ausnahmsweise Zulassigkeit be-
grindet sich stadtebaulich darin, dass die Stadt Halle die Priifung des Einzelfalls im Rahmen
des Genehmigungsverfahrens fir geboten halt, insbesondere angesichts der integrierten
Lage des Plangebietes in das Stadtgebiet.

Von einem Komplettausschluss wurde abgesehen, um die Belange der Wirtschaft, in Uber-
einstimmung mit den im Aufstellungsbeschluss formulierten Planungszielen, maximal zu for-
dern, unter der Bedingung, dass keine neuen Konflikte mit der Umgebung entstehen.

Bezuglich der Begrindung der erforderlichen Beschrankung der ausnahmsweise zulassigen
Anlagen wird auf den Abschnitt 7.6 (Immissionsschutz) verwiesen.
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7.2 Art, MalR und Umfang der baulichen Nutzungen

7.2.1 Begrindung der Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung in ihrer Numme-
rierung entsprechend Teil B Textliche Festsetzungen (8 9 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 5
BauGB)

Die textlichen Festsetzungen werden Punkt fur Punkt vollstéandig zitiert und sind kursiv her-
vorgehoben. Auf jede zitierte Festsetzung folgt die dazugehdrige Begriindung.

Die Begriindung, sowohl der zeichnerischen Festsetzungen als auch der textlichen Festset-
zungen, ist im Gegensatz dazu als Standardtext gesetzt — d.h. nicht kursiv. Enthalt ein Un-
terpunkt keinen Kursivtext, handelt es sich demzufolge um die Begriindung einer rein zeich-
nerischen Festsetzung.

In allen anderen Fallen dieses Abschnittes, bezieht sich die Begriindung sowohl auf die stets
eingangs zitierte textliche Festsetzung als auch auf die dazugehdérige zeichnerische Festset-
zung im Planteil A, welche die rAumliche Zuordnung des textlichen Festsetzung zu den be-
treffenden Teilgebieten (MI1 bis MI2, GEe, GE1 bis GE3, GIE und GI1 bis GI2) des Bebau-
ungsplangebietes festsetzt.

1. Art der baulichen Nutzung
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

1.1 Mischgebiete (M)
Rechtsgrundlage: 8 6 BauNVO

Begrindung: Bei dem Plangebiet handelte es sich bisher um einen unbeplan-
ten Innenbereich der den Regelungen des § 34 Baugesetzbuch (BauGB) unter-
liegt. Fur das gesamte Plangebiet lasst sich kein durchgehend einheitlicher Ge-
bietscharakter nach § 34 Abs. 2 BauGB feststellen. Das Planungsziel fur diesen
Bebauungsplan besteht ausdriicklich darin, Nutzungskonflikte flir vorhandene
und neuanzusiedelnde gewerbliche Betriebe zu minimieren und Bestandsnut-
zungen zu sichern sowie deren Entwicklung zu gewahrleisten. Die vorrangige
Ausweisung differenzierter Gewerbe- und Industriegebiete entspricht den Zielen
des Aufstellungsbeschlusses fiir das Plangebiet. Auf den Teilflachen, wo un-
zweifelhaft eine reale Mischgebietsnutzung vorhanden ist, erfolgte im Planent-
wurf die Ausweisung zum Mischgebiet nach § 6 BauNVO

Im Abschnitt der Reideburger Straf3e westlich der GrenzstralRe hat die Be-
standsaufnahme eine Haufung von Wohngeb&uden aufgezeigt.

Finf dieser Wohnnutzungen sind zuldssige freie Wohnnutzungen™, davon vier
Altbestand. Fir ein Wohngebaude (mit der Adresse Grenzstrafl3e Nr. 30) liegt
eine Baugenehmigung aus der Zeit nach 1990 vor. Diese wurde gerichtlich an-
geordnet, weil das Gericht in der Umgebung einen Mischgebietscharakter ge-
geben sah.

Drei leer stehende Geb&ude an der Reideburger Stral3e sind vom Typus ein-
deutig als Wohngebaude zu bewerten. Au3erdem wurde ein weiteres Wohnge-

4 Der Begriff zulassige freie Wohnnutzung wird in Kapitel 4.1.2 Flachennutzungsplanung eingefiihrt
und erlautert (siehe auch Ful3note 5).

Weiterfuhrende Erlauterungen finden sich dartber hinaus in Kapitel 7.1.2 Die Ricksichtnahme der
gewerblichen Nutzungen aufgrund des gegenseitigen Ricksichtnahmegebots in Bezug auf singulare
zulassige Wohnnutzungen im Plangebiet.
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1.1.2

1.2

baude als Betriebswohnung eingestuft.

Damit sind insgesamt neun genutzte oder ehemalige, jetzt leer stehende
Wohngebaude Anlieger des betreffenden Abschnittes der Reideburger Stral3e.
Weil der betreffende Teil des Plangebietes einen Randbereich des Gesamtge-
bietes darstellt, der insbesondere nach Stiden direkt an eine Kleingartenanlage
sowie an ein allgemeines Wohngebiet grenzt sowie nach Westen in ein Misch-
gebiet Gbergeht, wird der betreffende Teil des Plangebietes als Mischgebiet
festgesetzt, wobei von der Gliederungsmdglichkeit nach 8 1 Abs. 4 BauNVO in
die Teilflachen MI1 und MI2 Gebrauch gemacht wird. Auf den Teilflachen MI2,
dort wo sich keine Bestandswohngebéaude befinden, sind daher nur Wohnge-
b&ude im Sinne von Betriebswohnungen zul&ssig.

Eine negative Auswirkung auf das Planungsziel, der vorrangigen gewerblichen
und industriellen Entwicklung des Plangebietes, ist mit dieser Ausweisung nicht
verbunden, da wegen den schon vorhandenen und genehmigten Wohngebau-
den eine Begrenzung der Larmemissionen in den unmittelbar angrenzenden
gewerblich genutzten Teilflachen erfolgen muss.

Im Mischgebiet sind Tankstellen und Vergnigungsstatten unzuldssig.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 9 i. V. m. 8 6 Abs. 2 Nr. 7 und
Nr. 8 sowie Abs. 3 BauNVO

Begrundung: Nutzungen mit dem Stérgrad von Tankstellen bendtigen ein rela-
tiv hohes Schallemissionskontingent. Sie wirden besondere Emissionskontin-
gente zu Lasten der angrenzenden MI1- und MI2-Flachen erfordern. Aul3erdem
fligen sie sich unter dem Gesichtspunkt der Ricksichthahme auf die angren-
zende Wohnbebauung im MI1 voraussichtlich weder in das MI1 noch in das MI2
ein.

Darlber hinaus stehen in den GE-Teilgebieten des Plangebiets grundsatzlich
alternative Standorte in ausreichender Zahl fur Tankstellen zur Verfligung.
Nutzungen mit dem Storgrad von Vergnigungsstatten fligen sich aus Grinden
des Immissionsschutzes gegeniiber der Umgebung, aber auch gegeniber den
Wohnnutzungen in den MI1-Teilflachen, nicht in das Mischgebiet ein.

Im Mischgebiet MI2 sind nur Wohnungen nach 8 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO (Be-
triebswohnungen) ausnahmsweise zuldssig.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 4, Abs. 5und Abs. 9 i. V. m. 8 6 Abs. 2 Nr. 1 und
§ 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO

Begrundung: Um die Entstehung neuer schutzbeddrftiger freier Wohnnutzun-
gen, dort wo diese die gewerbliche Nutzung angrenzender Flachen einschran-
ken wiirde, zu verhindern, werden - mittels Gliederung der Ml-Flachen — die im
MI an sich zulassigen Wohngebaude in den MI2-Teilflachen eingeschrankt.
Daruber hinaus wirde es sich in der Regel um Wohnen in der zweiten Reihe
handeiln.

Um die MI2-Teilflachen insgesamt nicht starker zu beschrénken als die GEe
und GE- Teilflachen im Plangebiet, werden aber privilegierte Wohnnutzungen
nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO (Betriebswohnungen) ausnahmsweise zugelas-
sen.

Gewerbegebiete (GE) und eingeschrankte Gewerbegebiete (GEe)

Rechtsgrundlage fur alle unter Nr. 1.2 folgenden Festsetzungen:
§ 8 BauNVO in Verbindung mit 8 1 Abs. 5i. V. m. Abs. 9 und 8§ 15 Abs. 1 Satz 2
und Abs. 3 BauNVO i. V. m. der 4. BImSchV sowie DIN 45691:2006-12 Ab-
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schnitt 5 ,Anwendung im Genehmigungsverfahren®

Gemeinsame Festsetzungen fir die Gewerbegebiete (GE) und die einge-
schrankten Gewerbegebiete (GEe)

Begrindung der Festsetzung eingeschrankter Gewerbegebiete:

Teilgebiete des Bebauungsplangebietes werden vor allem dort als einge-
schrankte Gewerbegebiete (GEe) festgesetzt, wo aufgrund ungunstiger, im Be-
stand gewachsener Gemengelagen die Schallemissionskontingente so weit re-
duziert werden mussen, dass die Austibung gewerbegebietstypischer Nutzun-
gen zwar weiterhin maoglich ist, nicht aber in Verbindung mit einem Stoérgrad be-
zuglich der Umgebung, wie er in einem unbeschréankten Gewerbegebiet (GE) in
der Regel mdglich ware.

Erlauterung zur Verwendung des Begriffs ,Umgebung*:

Im hier gebrauchten Sinn bezeichnet der Begriff ,Umgebung® in erster Linie je-
ne stérempfindlichen Nutzungen, die - auRerhalb des rdumlichen Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplanes gelegen - aufgrund gewachsener Gemengelagen
unmittelbar oder mittelbar an das Plangebiet grenzen. Dabei handelt es sich in
erster Linie um Wohnnutzungen in allgemeinen Wohngebieten, in Mischgebie-
ten oder in ihrerseits nach BauNVO nicht kategorisierbaren Gemengelagen.

In zweiter Linie zahlen dazu auch interne Nutzungen - z.B. bestandsgeschutzte
frei vermietbare Wohnnutzungen im Plangebiet. Solche singuldren Nutzungen
wurden im Rahmen der Bestandserfassung des Bebauungsplanverfahrens
dann als zulassige freie Wohnnutzungen, die weiterhin Bestandsschutz genie-
Ben, eingestuft, wenn flr sie zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses zum Be-
bauungsplan Nr. 155 eine rechtsverbindliche Baugenehmigung vorlag.

Die mit der Festsetzung von GEe-Teilgebieten verbundene Einschrankung der
Nutzungsintensitat (d.h. des Storgrades der in den GEe-Teilgebieten zulassigen
Nutzungen) ist fur die betroffenen Randlagen des Plangebiets aufgrund der Be-
achtung des Riicksichtnahmegebots gegeniiber der Umgebung geboten. Es
besteht keine alternative Mdglichkeit, die im Bestand vorgefundene Situation
(Gemengelage) stadtebaulich anders zu regeln.

Begrindung, warum eine gesonderte Festsetzung Uber die (Nicht-)Zulassigkeit
bestimmter Betriebe und Anlagen im GEe nicht dienlich ist:

In Abstufung zum Gewerbegebiet (GE) kénnen im eingeschrankten Gewerbe-
gebiet (GEe) nur solche Gewerbebetriebe allgemein zugelassen werden, wel-
che ihre Umgebung nicht erheblich belastigen. Wahrend Gewerbegebiete ge-
maf § 8 BauNVO vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belasti-
genden Gewerbebetreiben dienen, sind eingeschrankte Gewerbegebiete fur
Gewerbebetriebe mit deutlich reduziertem Stérgrad vorgesehen, z.B. fur Ge-
werbebetriebe, die auch in einem Mischgebiet zulassig wéren.

Damit sind, aufgrund des limitierenden Charakters der Gebietsdefinition eines
eingeschrankten Gewerbegebiets, in allen GEe-Teilgebieten samtliche Betriebe
und Anlagen unzuldssig, von denen aufgrund der Eigenschaften ihres Betriebs-
verhaltens eine erhebliche Belastigung ihrer Umgebung ausgehen kann — ohne
dass es dazu einer gesonderten Festsetzung bedarf.

Dessen ungeachtet werden Storfallbetriebe mittels der Festsetzung Nr. 1.2.1.2
im gesamten Plangebiet ausgeschlossen.

Erlauterung zur Verwendung des Begriffs ,erheblich belastigend*:
Als erheblich belastigend i.S. der oben getroffenen Feststellung sind hier stets
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samtliche Betriebe und Anlagen einzustufen, die mindestens hinsichtlich einzel-
ner, aber nicht untergeordneter Eigenschaften ihres Emissionsverhaltens den
Zulassigkeitsmalf3stab des 8 8 BauNVO hinsichtlich ihres Stérgrades in Bezug
auf ihre Umgebung ausschopfen. Sie sind insbesondere charakterisiert durch
den Umgang mit geféahrlichen bzw. potenziell gefahrlichen Stoffen oder mit er-
heblichen Belastigungen (Schall- und/oder Geruchsemissionen und/oder Téatig-
keiten wahrend der nachtlichen Ruhezeiten).

Zu limitieren ist hier in erster Linie das Verhalten der Betriebe und Anlagen be-
zuglich der von ihnen ausgehenden Schallemissionen. In diesem Zusammen-
hang aber ebenso relevant sind auch die Emissionen von Luftschadstoffen, Er-
schitterungen oder Geruchsbelastigungen.

Kriterien einer ausnahmsweisen Zulassigkeit im Fall atypischen Betriebsverhal-
tens:

Betriebe und Anlagen, die einer Genehmigung nach der 4. BImSchV bediirfen,
sind im Sinne der oben erlauterten Begrifflichkeit in jedem Fall als erheblich be-
lastigend einzustufen.

Viele der als erheblich belastigend bewerteten und deshalb im GEe an sich un-
zulassigen Betriebe und Anlagen kénnen aber im speziellen Einzelfall dennoch
zulassig sein.

Dies ist dann der Fall, wenn mittels geeigneter Gutachten nachgewiesen wer-
den kann, dass gemalf3 § 15 Abs. 3 BauNVO ein atypisches Verhalten dieser
Betriebe oder Anlagen vorliegt und wenn dartber hinaus diese Betriebe und
Anlagen - sofern sie auRerdem einer Genehmigung nach der 4. BImSchV be-
durfen - unter der Festsetzung Nr. 2.2 (Immissionsschutz) gelistet sind.
Bezuglich der Einhaltung der Schallemissionskontingente liegt ein solches aty-
pisches Verhalten auch im Falle einer Unterschreitung der Relevanzgrenze
gemalf DIN 45691:2006-12 Abschnitt 5 ,Anwendung im Genehmigungsverfah-
ren“ vor, weil dann die Schutzanspriiche der relevanten Immissionsorte nicht
berlhrt sind.

Werden die Schallemissionskontingente dagegen eingehalten, ist der Nachweis
atypischen Betriebsverhaltens in Bezug auf Schallemissionen nicht erforderlich.
Das schliel3t aber nicht die gegebenenfalls erforderliche Nachweispflicht fir an-
dere Emissionsarten aus.

Unter diesen Voraussetzungen ist es, unter Bezug auf das im Aufstellungsbe-
schluss formulierte Planungsziel: ,Férderung der Belange der Wirtschaft®, nicht
zu begrunden, dass solche atypischen Betriebe und Anlagen in den GEe-
Teilgebieten nicht zugelassen werden kdénnen.

Zusammenfassung:

Die als eingeschranktes Gewerbegebiet festgesetzten Teilgebiete sollen in ers-
ter Linie der Ansiedlung von Betrieben dienen, die ihre Umgebung nicht wesent-
lich storen. Das sind stets Betriebe, wie sie i.S. von § 6 BauNVO auch in einem
Mischgebiet (MI) zulassig waren. Dariiber hinaus ist es der Einzelfallprifung
Uberlassen, den Grad der Erheblichkeit einer Stdrung zu erfassen, den ein Be-
trieb oder eine Anlage in Bezug auf die jeweils relevante Umgebung ausubt.

Die bei der dann vorzunehmenden Prifung anzuwendenden Kriterien sind wei-
ter oben dargelegt. Ebenso ist der eingangs eingefuhrte Begriff der ,Umgebung*
anzuwenden, wobei als jeweils relevante Umgebung die Teile der Umgebung
des gesamten Plangebietes anzusehen sind, die im Rahmen eines immissions-
technischen Wirkungszusammenhangs von der zu beurteilenden Nutzung be-
einflusst werden.

Je nach Lage der stérenden gewerblichen Nutzung im GEe-Teilgebiet kann es
erforderlich sein, nur bestimmte relevante Immissionsorte (I0) als die dann re-
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levante Umgebung zu beachten. Diese relevante Umgebung ist nicht statisch fi-
xiert, da sich sowohl auRerhalb des Plangebietes Verdanderungen der externen
IO ergeben kdnnen als auch innerhalb des Plangebietes durch Nutzungsaufga-
be Bestandswohnungen (interne 10) entfallen kdnnen.

Aus den genannten Grinden kénnen in den GEe-Teilgebieten durchaus Ge-
werbenutzungen zugelassen werden, die grundsatzlich als stérend oder in Tei-
len sogar als erheblich stérend zu klassifizieren sind.

Das ist aber nur mdglich unter der Voraussetzung, dass im Rahmen eines qua-
lifizierten immissionsschutzrechtlichen Gutachtens die Unbedenklichkeit der mit
der Nutzung einhergehenden tatséchlichen Stérungen in Bezug auf die relevan-
te Umgebung nachgewiesen wird.

Die Festsetzung von Randgebieten als GEe-Flachen schrankt die wirtschaftli-
che Entwicklung des Plangebietes insgesamt nicht unverhaltnismafig ein, denn
es handelt es sich um untergeordnete Randlagen, d.h. im Plangebiet verbleiben
ausreichend Flachen, die fur die Ansiedlung entsprechender Betriebe geeignet
sind.

In allen GEe und GE-Teilgebieten sind nur Gewerbebetriebe allgemein zulas-
sig, die eines oder mehrere der in der folgenden Liste aufgefihrten Giter her-
stellen oder Leistungen erbringen:

Kunststoffe und Kunststofferzeugnisse

Gummi, Gummierzeugnisse

Grob- und Feinkeramik

Kalk, Gips, Zement und deren Erzeugnisse

Steine, Steinerzeugnisse und Bauelemente

Glas, Glaswaren und Erzeugnisse der Glasveredelung
Schilder und Lichtreklame

Eisen, Stahl und deren Erzeugnisse

NE-Metalle

Maschinen, technische Gerate

BlUromaschinen, Datenverarbeitungsgerate und —einrichtungen
Fahrzeuge aller Art und Zubehor

Boote, technische Schiffsausristungen

Erzeugnisse der Elektrotechnik, Elektronik, Rundfunk- Fernseh- und
Nachrichtentechnik

15. Feinmechanische, orthopadiemechanische und optische Erzeugnisse,
Chirurgiegerate

16. Uhren

17. EBM-Waren (Eisen-, Blech- und Metallwaren)

18. Mobel, Musikinstrumente, Sportgerate, Spiel- und Schmuckwaren

19. Holzerzeugnisse

20. Formen, Modelle, Werkzeuge

21. Erzeugnisse aus Zellstoff, Holzschliff, Papier und Pappe

22. Druckerzeugnisse

23. Leder- und Ledererzeugnisse

24. Schuhe

© o N TN RE
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25.
26.
27.
28.

29.
30.
31.
32.
33.

34.

35.
36.
37.
38.
39.
40.
41.
42.
43.
44,

45.
46.
47.

Textilien
Bekleidung
Polstereierzeugnisse

Nahrungs- und Genussmittel, soweit sie flr den Uberregionalen Versand
bestimmt oder geeignet sind

Recycling

Herstellung von Bauséatzen fir Fertigteile
Versandhandel
Import-/Exportgrof3handel

Datenbe- und -verarbeitung (einschlie3lich Datenbanken und Herstellung
von DV-Programmen)

Hauptverwaltungen von Industriebetrieben und von Gberregional tatigen
Dienstleitungsunternehmen

Veranstaltung von Kongressen

Verlage

Forschungs- und Entwicklungsleistungen fir die Wirtschaft
Technische Unternehmensberatung

Markt- und Meinungsforschung

Laborleistungen fir die gewerbliche Wirtschaft
Werbeleistungen flr die gewerbliche Wirtschaft
Ausstellungs- und Messen-Einrichtungen als Unternehmen
Logistik und logistische Dienstleitungen

Tourismusbetriebsstétten, die mindestens 30 % des Umsatzes mit eige-
nen Beherbergungsgasten erreichen

Film- Fernseh- und Audioproduktion
Informations-und Kommunikationsdienstleistungen

Betriebsstatten des Handwerks, in denen tberwiegend die in den Num-
mern 1 bis 46 aufgeflhrten Guter hergestellt oder Dienstleistungen hierzu
erbracht werden.

Rechtsgrundlage: 8§ 1 Abs. 4 Satz 2i. V. m. Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO

Begrundung: Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplanverfahren

Nr. 155 wurde vorrangig mit dem Ziel gefasst, die Bestandsbetriebe eines der
wichtigsten gewachsenen Gewerbe- und Industriestandorte™ der Stadt Halle
sowohl in ihrem Weiterbestand als auch in ihren Entwicklungsoptionen zu si-
chern sowie brachgefallene Gewerbeflachen zu revitalisieren.

Im Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan wurden dazu konkret die folgen-
den Planungsziele formuliert:

(1) ,Férderung der Belange der Wirtschaft, dauerhafte Sicherung von Produk-

tionsstandorten und damit verbunden die Sicherung von Arbeitsplatzen

sowie die Schaffung neuer Arbeitsplatze

(2) Sicherung der langfristigen Entwicklungsperspektive und Wettbewerbsfa-

higkeit fur vorhandene produzierende und dienstleistende Betriebe

15

Existenz und Bestandserfassung dieses (friheren) Industriegebietes sind dokumentiert in:

Rat der Stadt Halle/Saale und Deutsche Bauakademie, Institut fir Industriebau: ,Industriegebiet Halle-
Ost, Angebotsplanung zur langfristigen Entwicklung®, April 1971
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(3) Regelung zur Zulassigkeit von Wohnnutzungen, Definition von Aus-
schlussbereichen

(4) Regelungen zur Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben, Definition von
Ausschlussbereichen

(5) Zulassung von Verkaufsstatten in Verbindung mit Gewerbebetrieben**®

Um die genannten Ziele zu erreichen, wird der Uberwiegende Teil der Baufla-
chen des Plangebietes als Gewerbegebiet (GE) oder, wo der Nachbarschafts-
schutz es gebietet, als eingeschranktes Gewerbegebiet (GEe) festgesetzt.

Fur die im Bestand vorhandenen nichtprivilegierten Wohnnutzungen wird aus
den im Aufstellungsbeschluss genannten Grunden in den GE- und GEe-
Teilgebieten davon abgesehen, diese als Fremdkdrper gemal § 1 Abs. 10
BauNVO festzusetzen. Die im Bestand vorhandenen zulassigen freien Wohn-
nutzungen geniel3en stattdessen Bestandsschutz.

Im Vorfeld wurde das Plangebiet unter der Fragestellung tGberpriift, ob

sich - und wenn wo - sich der Gebietscharakter in Richtung Mischgebiet veran-
dert haben konnte. Die Flachen an der westlichen Reideburger Stral3e, dort wo
eine solche Veranderung konstatiert werden musste, wurden als Reaktion da-
rauf als Mischgebietsflachen festgesetzt. Im Rest des Plangebiets besteht aber
weiterhin das langfristige planerische Ziel, nach Aufgabe der eingestreuten ein-
zelnen Bestandsnutzungen ein weitgehend fremdkorperfreies Gewerbegebiet
Zu entwickeln.

Die Nutzung Einzelhandel ist im Plangebiet nur untergeordnet vorhanden und
wird auf dem Grof3teil der GE-Flachen auch nur in Verbindung mit Gewerbebe-
trieben zugelassen. Die Grol3e dieser Einzelhandelsflachen wird auf den in der
Zentren- und Einzelhandelskonzeption definierten sogenannten ,Halleschen
Laden® beschrénkt.

Daruiber hinaus wird, im Ergebnis vorbereitender Untersuchungen zur Bauleit-
planung, die Erwartung formuliert, die 0.g. Ziele (mit besonderer Betonung auf
dem Ziel, Arbeitsplatze zu schaffen) vorrangig mittels Ansiedlung und Be-
standssicherung von mittelstéandischen Betrieben zu erreichen, welche vor-
zugsweise ein produzierendes Profil aufweisen.

Erfahrungsgemar schaffen mittelstadndische Betriebe besonders viele Arbeits-
platze je aufgewendeter Investitionssumme, so dass diese Betriebe besonders
geeignet sind, einen Beitrag zu leisten, die Arbeitslosigkeit im Stadtgebiet in
Richtung des Bundesdurchschnittes zu senken.

Mittelstandische Betriebe des produzierenden Sektors bendétigen in der Regel
ein Spektrum mittelgroRer Betriebsgrundstiicke, wie sie flr das Plangebiet ty-
pisch sind. Aus all diesen strategischen Erwagungen heraus wurde, weit im
Vorfeld zur aktuellen Bauleitplanung, sowohl eine gesamtstadtische Verkehrsin-
frastruktur zur Anbindung des Standortes an den Uberregionalen Verkehr her-
gestellt (HaupterschlielBungsstrale Gewerbegebiete Halle-Ost, heute Euro-
pachaussee) als auch die innere VerkehrserschlieBung des Gebiets erneuert
(Infrastrukturprogramm Halle-Ost).

Im Rahmen des langfristig angelegten Investitionsprogramms , Infrastrukturpro-
gramm Halle-Ost* wurde weiterhin die gesamte Infrastruktur (Verkehr, Kommu-
nikation, Versorger) erneuert. Ziel dieses Programms war bereits die Ertichti-
gung der infrastrukturellen Voraussetzungen fir eine anschlieRende gewerbli-

'® Aus dem Aufstellungsbeschluss zum B-Plan Nr. 155
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che Entwicklung des Standortes. Dieses Infrastrukturprogramm wurde mit Bun-
des- und EU-Mitteln geférdert. Mittels einer stadtischen Vorkaufsrechtsatzung
wird Sorge getragen, dass eine geordnete stadtebauliche Entwicklung als Ge-
werbestandort gesichert ist.

Die Kriterien zur Vergabe der eingesetzten Fordermittel zielen auf die Ansied-
lung produzierenden Gewerbes. Es wird erwartet, dass die vom Fdrdermittelge-
ber formulierten Kriterien der Férdermittelvergabe besonders geeignet sind, die
eingangs dargelegten Planungsziele, insbesondere die Ansiedlung arbeits-
platzintensiver gewerblicher Nutzungen, zu erreichen. Im Einzelnen sollen sich
deshalb in den GE- und GEe-Teilgebieten ausschlie3lich Betriebe und Anlagen
dauerhaft ansiedeln, welche eines oder mehrere der in der 0.g. Liste aufgefuhr-
ten Guter) herstellen oder Leistungen erbringen.

Diese Liste entspricht weitgehend dem Anhang 8 zum Sechsunddreif3igsten
Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirt-
schafsstruktur® fur den Zeitraum 2007 bis 2010 (Quelle: Deutscher Bundestag
16. Wahlperiode, Drucksache 16/5215) auf dessen Grundlage die Erneuerung
der Infrastruktur im Plangebiet geférdert wurde.

Die Beschrénkung der gewtinschten Ansiedlungen auf den beschriebenen Aus-
schnitt aus dem breiten Spektrum von Gewerbebetrieben aller Art begriindet
sich in den langfristig angestrebten und gefdrderten Planungszielen, welche
den groRtmoglichen wirtschaftlichen Effekt fir die Stadt Halle erwarten lassen.

Im Sinne einer gesamtstadtischen Gliederung halt die Stadt Halle, alternativ
zum Plangebiet, mit z.B. dem Gewerbegebiet Halle-Neustadt, dem Hafen
Trotha und dem Industriegebiet ,Star-Park” an der A14 weitere Gewerbestand-
orte im Stadtgebiet mit ausreichend GE- und sogar Gl-Flachen vor, die insge-
samt zur Ansiedlung aller Kategorien von Gewerbebetrieben geeignet sind.

Daruber hinaus werden — im Sinne einer inneren Gliederung des Plange-
bietes - auch mit den GE 2- und GE 3-Teilgebieten auch untergeordnete Fla-
chen ausgewiesen, die auch dem Einzelhandel und damit nicht ausschlielich
den gelisteten Nutzungen vorbehalten sind.

In allen GEe- und GE-Teilgebieten sind Betriebe und Anlagen unzulassig, die
der Zwolften Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgeset-
zes (Storfallverordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juni 2005
(BGBI. I S. 1598) - mit nachfolgenden Anderungen - unterliegen.

Rechtsgrundlage: § 1 Abs. 4 Satz 2i. V. m. Abs. 5, Abs. 9 und § 15 Abs. 1
Satz 2 BauNVO

Begrundung: Aufgrund des in die bebaute Siedlungsflache der Stadt Halle in-
tegrierten Gewerbebestandsgebietes Halle-Ost, kdnnen - unter Beachtung des
Schutzes der Nachbarschaft - keine Storfallbetriebe zugelassen werden. Die er-
forderlichen Achtungsabstande waren Giberwiegend in der Bestandssituation
nicht einzuhalten.

Die im Aufstellungsbeschluss formulierten Planungsziele lassen sich auch er-
reichen, wenn keine Betriebe oder Anlagen zulassig sind, die der Storfallver-
ordnung (StorfallV) unterliegen.

Alternative Standorte fur Storfallbetriebe im Stadtgebiet von Halle finden sich
mit dem Teilgebiet GI2 sowohl im Plangebiet selbst, im angrenzenden Gel-
tungsbereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplans Nr. 146 ,Gewerbegebiet
Grenzstral3e — Europachaussee (HES)" sowie im Gewerbegebiet ,Star-Park” an
der A14 (Bebauungsplan HS1).
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Der Ausschluss von Storfallbetrieben beeintrachtigt die gewerbliche Nutzung
des Bestandsgewerbegebietes nicht erheblich Gber das Mal3 hinaus, das von
der Immissionsschutzgesetzgebung des Bundes ohnehin fiir einen solchen in-
nerstadtischen Standort vorgegeben wird.

Dass in den GEe- und GE-Teilgebieten nicht gleichzeitig auch ein regelmagiger
Ausschluss von Betrieben und Anlagen, die nach der 4. BImSchV genehmi-
gungspflichtig sind, festgesetzt wird, ist u.a. deshalb unschadlich, weil deren
Ausschluss bzw. ausnahmsweise Zulassigkeit durch die Festsetzung Nr.
1.2.2.1 geregelt wird. In den GEe-Teilgebieten kénnen diese Betriebe dartber
hinaus definitionsgeman nicht allgemein zuléssig sein, sondern maximal aus-
nahmsweise. Das hangt von der konkreten Einzelfallpriifung im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens ab.

Zusatzlich werden mit der Festsetzung Nr. 2.2 (Immissionsschutz) aus der
Menge der BImSch-Anlagen diejenigen ausgewahlt, die im Plangebiet aus stad-
tebaulicher Sicht noch vertretbar sind.

In allen GEe- und GE1-Teilgebieten sind Einzelhandelsbetriebe unzuléssig.

Dies gilt nicht:

fur Verkaufsstatten in Verbindung mit Gewerbebetrieben, wenn die Verkaufs-
flache dem Hauptbetrieb raumlich zugeordnet ist und die angebotenen Waren
aus eigener Herstellung auf dem Betriebsgrundstiick stammen oder im Zu-
sammenhang mit den hier hergestellten Waren oder mit den angebotenen
Handwerksleistungen stehen und wenn die Verkaufsflache und der Umsatz
dem Hauptbetrieb deutlich untergeordnet sind, wobei die Verkaufsflache 200
m2 nicht Ubersteigen darf.

fur Tankstellenshops und fir Kraftfahrzeug- und Bootshandel sowie Kraftfahr-
zeugteile- und Bootsteilehandel.

fur die Flurstiicke 24, Flur 7, Gemarkung Diemitz (Grenzstraf3e Nr. 35) und
50/1, Flur 7, Gemarkung Diemitz (Grenzstral3e Nr. 43). Hier kdnnen unterge-
ordnete Erweiterungen sowie Anderungen und Erneuerungen an den beste-
henden Einzelhandelsbetrieben bei Beibehaltung des bisherigen Sortiments
ausnahmsweise zugelassen werden.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5, Abs. 9 und Abs. 10i. V.m. 8§ 8 Abs. 2 Nr. 1
BauNVO

Begrindung:
In Bezug auf die im Aufstellungsbeschluss formulierte Planungsziele Nummer:

(4) ,Regelungen zur Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben, Definition von
Ausschlussbereichen und

(5) Zulassung von Verkaufsstatten in Verbindung mit Gewerbebetrieben*

werden die GEe und die GE 1-Teilgebiete bewusst als Ausschlussbereiche flr
Einzelhandelsbetriebe festgesetzt. Davon ausgenommen bleibt nur der, einem
Hauptbetrieb unterordnete, Einzelhandel (Betriebsverkauf), der dartiber hinaus
in seiner Verkaufsflache auf 200 m2 beschrankt ist. Diese Beschrénkung be-
grundet sich im sogenannten ,Halleschen Laden®, definiert im Einzelhandels-
und Zentrenkonzept der Stadt Halle.

Die Nahversorgung der im Gebiet Tatigen wird Uber die Zulassung von Einzel-
handel in den Teilgebieten GE 2 und GE 3 gesichert, wo im Bestand bereits



Bebauungsplan Nr. 155 ,Bestandsgewerbegebiet Halle-Ost* 53

1.2.1.4

Einzelhandelsbetriebe vorhanden sind, welche auch der Nahversorgung des
Plangebetes dienen.

Die Zulassigkeit von Tankstellenshops begriindet sich in der Ublichen Verbin-
dung von Tankstellen und Tankstellenshops.

Kraftfahrzeug- und Bootshandel sowie Kraftfahrzeugteile- und Bootsteilehandel

wird als Handel eines gewerbegebietstypischen Spezialsortiments bewertet, der
im Gebiet z.T. bereits vorhanden ist, kein zentrenrelevantes Sortiment aufweist

und nicht in Konflikt mit dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Halle
steht.

Von der Festsetzung, dass Einzelhandelsbetriebe in den GE1-Teilgebieten un-
zulassig sind, werden die Flurstiicke Nr. 24, Flur 7, Gemarkung Diemitz (Adres-
se: GrenzstralRe 35) und Nr. 50/1, Flur 7, Gemarkung Diemitz (Adresse: Grenz-
stralRe 43) ausgenommen, weil sich auf beiden Flurstiicken im Bestand geneh-
migte Baumarkte befinden.

Da es sich hier um eine spezifische Form des Einzelhandels mit vorwiegend
nicht zentrenrelevanten Sortimenten handelt, stehen die beiden Baumarkte
nicht in einem direkten Widerspruch zu dem im Aufstellungsbeschluss zum Be-
bauungsplan formulierten Planungsziel Ausschlussbereiche fir den Einzelhan-
del festzusetzen. Dies gilt, solange die beiden Baumaérkte Einzelfalle im GE1-
Gebiet bleiben. Zur Sicherung des erweiterten Bestandsschutzes dieser rechts-
kraftig am Standort ausgetibten Nutzungen, wird die Fremdkorperfestsetzung
nach 8§ 1 Abs. 10 BauNVO fir die beiden o.g. Flurstiicke getroffen.

Dadurch, dass mittels Fremdkorperfestsetzung die allgemeine Unzulassigkeit
von Einzelhandelsnutzungen im GE 1 fir beide Flurstucke in eine ausnahms-
weise Zulassigkeit fur untergeordnete Erweiterungen sowie Anderungen und
Erneuerungen an den bestehenden Einzelhandelsbetrieben umgewandelt wird,
bleibt der Bestand gesichert und entwicklungsfahig.

Sortimentséanderungen in Richtung zentrenrelevanten grof3flachigen oder ande-
ren nicht zentrenrelevanten groR3flachigen Einzelhandels sind darin aber aus-
driicklich nicht eingeschlossen. Die ausnahmsweise Zulassigkeit von Anderun-
gen bezieht sich ausdriicklich auf Umbauarbeiten, die im Rahmen der Fortfih-
rung des Bestandsgeschafts notwendig und begriindbar sind. Planerisches Ziel
ist es, den Baumarkt Entwicklungsoptionen fiir das bestehende Geschaft zu si-
chern.

Dieses Planungsziel begrindet sich darauf, den genehmigten Baumarktnutzun-
gen eine Entwicklungsperspektive zu geben, aber nicht eine weitere Fachmark-
tagglomeration im Sinne des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes oder Kon-
kurrenzstandorte fir zentrenrelevanten Einzelhandel au3erhalb der im Einzel-
handels- und Zentrenkonzept festgelegten Zentren entstehen zu lassen.

Die alternativ mdgliche Festsetzung als GE 3-Teilgebiet, in dem Einzelhandel
zulassig ist, konnte nicht getroffen werden, weil dann das Sortiment — entgegen
den Planungszielen — erheblich ausgeweitet worden ware. Aul3erdem grenzen
beide Baumarkte nicht unmittelbar aneinander, so dass die Flache des GE 3-
Teilgebiets ungerechtfertigt grof3 geworden ware.

In allen GEe- und GE-Teilgebieten sind bordellartige Betriebe unzuléssig

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5i. V. m. Abs. 9 BauNVO

Begrundung: Im Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan sind eindeutig
Planungsziele formuliert, die auf die Ansiedlung produzierenden Gewerbes zie-
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len.

Gewerbliche Bordellbetriebe zahlen nicht zur anzusiedelnden Nutzungskatego-
rie und sind deshalb in allen GE- und GEe-Teilgebieten unzuléssig. Aul3erdem
ist der sogenannte ,trading-down-Effekt® in der Umgebung solcher Betreibe zu
befurchten.

Der bestehende bordellartige Betrieb in der Delitzscher Stral3e Nr. 78/80 ge-
niel3t einfachen Bestandsschutz.

In allen GEe- und GE-Teilgebieten sind Verwaltungsgebaude gemaf § 8 Abs. 2
Nr. 2 BauNVO unzulassig.

Dies gilt nicht fur die Flursticke 98 und 99, Flur 7, Gemarkung Diemitz (Reide-
burger Stral3e Nr. 47).

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 10 BauNVO

Begrundung: Verwaltungsgebaude sind Gebaude, in denen verwaltende Ta-
tigkeiten erkennbar selbsténdig ausgelibt werden. Verwaltungsgebaude im Zu-
sammenhang mit Gewerbebetreiben fallen ausdriicklich nicht unter diesen Be-
griff, da in ihnen keine selbststéandige Verwaltungstatigkeit ausgetbt wird, son-
dern sie dienen dem Gewerbebetrieb. Damit sind diese Geb&ude Nebenanla-
gen im Sinne des § 14 BauNVO und somit weiterhin zulassig.

Unter selbsténdige Verwaltungstatigkeiten fallen Verwaltungstétigkeiten der 6f-
fentlichen Hand, von Tragern 6ffentlicher Belange (z.B. Energieversorgungsun-
ternehmen) und Verwaltungen, die privatwirtschaftlichen Zwecken dienen (z.b.
Konzernzentralen). Diese Nutzungen sind im Plangebiet mit Ausnahme des
Landeamtes fir Umweltschutz in der Reideburger Straf3e Nr. 47 noch nicht vor-
handen und dienen auch nicht dem Zweck der Planung, der Sicherung und der
Ansiedlung von produzierendem Gewerbe.

Ausdricklich nicht ausgeschlossen sind Geschéfts- und Birogebaude, wie z.B.
das Gebaude auf den Flurstlicken Nr. 706 und Nr. 744, Flur 2, Gemarkung Hal-
le und Nr. 118, Flur 6, Gemarkung Diemitz (samtlich zu GrenzstraRe Nr. 21), da
diese fir ein funktionierendes Gewerbegebiet unerlasslich sind. Dort siedeln
sich Unternehmen an, die den Gewerbebetrieben dienen (Ingenieurbiros, Bera-
tungsfirmen, Werbefirmen usw.). Bei der Gréf3e des Plangebietes sind diese
Unternehmen als Dienstleister fur die Gewerbebetriebe unerlasslich.

Die Flursticke Nr. 98 und Nr. 99, Flur 7, Gemarkung Diemitz (Reideburger
Stral3e Nr. 47) sind von dieser Festsetzung ausgenommen. Dies begriindet sich
darin, dass das Landesamt fir Umweltschutz hier seinen Sitz hat. Die vom
Landesamt genutzten Gebaude wurden in den 1950er Jahren als Polizeikaser-
ne errichtet und in den 1990er Jahren als Behdrdenstandort nachgenutzt.

Weil die Immobilie aufgrund ihrer Raumstruktur nur schwer fiir die Ansiedlung
produzierenden Gewerbes geeignet scheint und weil dartiber hinaus eine Ver-
lagerung des Standortes des Landesamtes fur Umweltschutz derzeit auch mit-
tel- und langfristig nicht in Aussicht steht, werden die beiden betroffenen Flur-
stucke von der obigen Festsetzung ausgenommen.

In allen GEe- und GE-Teilgebieten sind Anlagen fiir sportliche Zwecke unzulés-
sig. Dies gilt nicht fur die folgenden Flurstiicke: 19/85 und 19/86, Flur 6, Gemar-
kung Halle sowie 51/1, Flur 5, Gemarkung Diemitz. Hier kbnnen Erweiterungen,
Anderungen und Erneuerungen der vorhandenen Anlagen firr sportliche Zwe-
cke ausnahmsweise zugelassen werden.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5i. V. m. 8 8 Abs. 2 Nr. 4 und § 1 Abs. 10 BauNVvO
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Begrundung: Im Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan sind eindeutig
Planungsziele formuliert, die auf die Ansiedlung produzierenden Gewerbes zie-
len.

Sportplatze zéahlen nicht zur anzusiedelnden Nutzungskategorie und sind des-
halb in allen GE- und GEe-Teilgebieten unzulassig.

Die beiden bestehenden Anlagen fir sportliche Zwecke, der ,Postsportplatz” an
der Ecke Delitzscher Stral3e / Grenzstral3e und der Sportplatz ohne eigene Ad-
resse (Flurstuck 51/1, Flur 5, Gemarkung Diemitz) zwischen Bischdorfer Weg
und Otto-Stomps-Stral3e geniel3en erweiterten Bestandsschutz gemaf § 1
Abs. 10 BauNVO.

Es ist planerisches Ziel der Stadt Halle, insbesondere den traditionsreichen
Postsportplatz in der Grenzstral3e 19 fur die Sportnutzung durch den ansassi-
gen Post-Turn-Sportverein Halle e.V. (PTSV Halle) zu erhalten. Von einer Fest-
setzung der vorhandenen Sportflachen als Grinflache mit der Zweckbestim-
mung Sportplatz wurde aber Abstand genommen, damit bei Bedarf der Ful3ball-
oder der zugehdrige Nebenplatz auch als moderner Kunstrasenplatz betrieben
werden kénnen. Das ware im Fall einer Festsetzung als Grinflache mit Zweck-
bestimmung Sportanlage nicht méglich.

Die Festsetzung der Flache des Postsportplatzes als Teil eines Gewerbegebie-
tes ist planungsrechtlich aber unproblematisch, weil Anlagen fiir sportliche
Zwecke gemal 8 8 Abs. 2 Nr. 4 im Gewerbegebiet an sich allgemein zuléassig
sind. Da im Plangebiet keine zusatzlichen Sportflachen zum Bestand hinzu-
kommen sollen - dies entsprache nicht den im Aufstellungsbeschluss formulier-
ten Planungszielen - werden zwar in allen GE- und GEe-Teilgebieten Anlagen
fur sportliche Zwecke als unzulassig festgesetzt, jedoch mit Ausnahme der Fla-
chen der im Bestand vorhandenen Sportplatze, die mittels Fremdkoérperfestset-
zung auf der Grundlage des § 1 Abs. 10 BauNVO einen dauerhaften und erwei-
terten Bestandsschutz geniel3en.

Daruber hinaus erlaubt die getroffene Festsetzung eine gewisse Nutzungsflexi-
bilitat, insbesondere in Bezug auf den Sportplatz auf dem Flurstiick 51/1, Flur 5,
Gemarkung Diemitz, dessen Flache im Flachennutzungsplan bereits jetzt als
gewerbliche Bauflache dargestellt ist. Falls an dieser Stelle die Sportnutzung ir-
gendwann aufgegeben werden sollte, ware deshalb keine Anderung des Be-
bauungsplans erforderlich.

In diesem Zusammenhang ist hinzunehmen, dass die Nutzungsflexibilitat dieser
Festsetzung, angewandt auf den sogenannten Postsportplatz, es dem Eigen-
timer dieser Flache mittel- bis langfristig erlaubt, eine Umwidmung in eine ge-
werbliche Bauflache vorzunehmen.

Die erforderliche Anpassung des Flachennutzungsplans (FNP) im Bereich des
Postsportplatzes wird in einem Parallelverfahren zur Anderung des FNP durch-
gefuhrt.

In allen GEe- und GE-Teilgebieten sind Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, sozia-
le und gesundheitliche Zwecke sowie Vergniigungsstéatten nicht Bestandteil
dieser Satzung.

Dies gilt nicht fur das Flurstick 19/1, Flur 6, Gemarkung Diemitz. Hier kbnnen
Erweiterungen, Anderungen und Erneuerungen der vorhandenen Anlagen fiir
kirchliche Zwecke ausnahmsweise zugelassen werden.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 6 Nr.1i. V. m. 8 8 Abs. 3 Nrn. 2 und 3 sowie § 1
Abs. 10 BauNVO

Begrindung: Im Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan sind eindeutig
Planungsziele formuliert, die auf die Ansiedlung produzierenden Gewerbes zie-
len.
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Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke nach § 8
Abs. 3 Nr. 2 BauNVO sowie Vergnugungsstatten nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauN-
VO zéahlen nicht zur anzusiedelnden Nutzungskategorie und werden deshalb in
allen GE- und GEe-Teilgebieten nicht Bestandteil der Satzung, d.h. sie sind
nicht zulassig.

Die Stadt Halle als Oberzentrum bietet die 0.g. Nutzungen, die im Gebiet nicht
zulassig sind, in ausreichendem Mald an anderen Standorten und nahezu im
gesamten Stadtgebiet an. Ausschlaggebend fur den Ausschluss ist, dass ins-
besondere im stdlichen Teil des Geltungsbereiches aufgrund der dort bereits
vorhandenen und zulassigerweise genehmigten immissions- und stérungssen-
siblen Nutzungen bei Zulassung kirchlicher Nutzung kein zumutbarer Ausgleich
der verschiedenen Nutzungen denkbar gewesen ware, ohne gleichzeitig zu er-
heblichen unertraglichen Einschréankungen der Betroffenen zu fuhren.

Im noérdlichen Teil des Geltungsbereiches gestaltet sich das gegenstandliche
Spannungsverhaltnis angesichts der vorhandenen Umgebungsnutzungen zwar
weniger akut. In Ansehung der im dortigen Gesamtgebiet verglichen mit dem
gesamten Stadtgebiet aber eher geringen Bevdlkerungsdichte bestand aber
kein unumgéngliches Erfordernis, kirchliche Nutzungen als Ausgleich des
Spannungsverhaltnisses zwischen Glaubens- und Bekenntnisfreiheit sowie dem
Grundrecht auf Eigentum und Berufsausiibung unbedingt zuzulassen, da hierflr
kein erkennbarer Gbergebihrlicher Bedarf besteht und in der Umgebung genii-
gend Mdglichkeiten zur Realisierung einer kirchlichen Nutzung in relativer Nahe
zum jeweiligen Nutzerkreis vorhanden sind.

Die Festsetzung schlief3t nicht die Nutzung von Raumen fir freie Berufe nach

§ 13 BauNVO aus, so dass weiterhin z.B. Praxisraume fir Arzte moglich sind,
insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Versorgung der im Gebiet Téatigen.
Auch im Gebiet bereits vorhandene Probenrdume werden durch die obige Fest-
setzung nicht ausgeschlossen, da es sich hier nicht um Vergniugungsstatten
handelt.

Die im Bestand vorhandene Behindertenwerkstatt im rickwartigen Teil der De-
litzscher StraRe Nr. 75 (auf dem Flurstiick 677, Flur 2, Gemarkung Buschdorf)
wird bauleitplanerisch als ein auf die besonderen Belange behinderter Men-
schen angestimmter Gewerbebetrieb angesehen, da an diesem Standort keine
behinderten Menschen wohnen, so dass die gewerbliche Téatigkeit im Vorder-
grund steht. Weil ein sozialer und gesundheitlicher Zweck dieser Anlage daher
der gewerblichen Tatigkeit allenfalls deutlich untergeordnet ist, wirkt sich die
Unzuldssigkeit von Anlagen fir soziale und gesundheitliche Zwecke auf diese
Bestandsnutzung nicht aus.

Fur das Flurstiick 19/1, Flur 6, Gemarkung Diemitz wurde in einer friihen Pla-
nungsphase, als der Planungsschwerpunkt zunachst vor allem auf der Definiti-
on von Ausschlussbereichen fir Wohn- und Einzelhandelsnutzungen lag, eine
Voranfrage fur eine kirchliche Nutzung positiv beschieden. Das Flursttick liegt
nahe der norddstlichen Grenze des Plangebietes und hat einen genligend gro-
Ben Achtungsabstand zu den vorhandenen gewerblich-industriellen Nutzungen.
Die europaweite Neubewertung der Storfallthematik hatte zu diesem Zeitpunkt
noch nicht den gegenwartigen Stand (Seveso lll) erreicht.

Daruber hinaus waren zu diesem Zeitpunkt auch die Konsequenzen einer Ab-
weichung von der Positivliste der stadtebaulich erwiinschten gewerblichen Nut-
zungen im Gebiet (mittelstandisch und arbeitsplatzschaffend) noch nicht deut-
lich herausgearbeitet.

Aufgrund der inzwischen rechtskraftig im Bestand vorhandenen kirchlichen Nut-
zung, wird ausschlief3lich fur das bezeichnete Grundsttick davon abgesehen,
dass kirchliche Nutzungen nicht Bestandteil der Satzung werden. Damit kdnnen
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Anlagen fir kirchliche Zwecke auf diesem Grundstiick (gemaf3 § 8, Abs. 2, Nr. 3
BauNVO) ausnahmsweise zugelassen werden.

Festsetzungen ausschliel3lich fir Gewerbegebiete (GE)

In allen GE-Teilgebieten kobnnen samtliche Betriebe und Anlagen nur aus-
nahmsweise zugelassen werden, die einer Genehmigung nach der 4. BImSchV
bedurfen oder von denen aufgrund anderer Eigenschaften, wie Emissionen von
Luftschadstoffen oder Geruchsbelastigungen, eine erhebliche Belastigung ihrer
Umgebung ausgeht.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5i. V. m. Abs. 9 und § 15 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3
BauNVO i. V. m. der 4. BImSchV sowie DIN 45691:2006-12 Abschnitt 5 ,An-
wendung im Genehmigungsverfahren®

Begriundung:

Ziel der Festsetzung

Das Ziel dieser Festsetzung ist die angemessene Beachtung der stadtebaulich
integrierten Lage des Standortes, der eine besondere Riicksichthahme auf die
Umgebung des Plangebietes begriindet. Die Kontrolle der Einhaltung dieser
Rucksichtnahme ist eine Aufgabe der Gemeinde, so dass sich auch das Erfor-
dernis eines gemeindlichen Einvernehmens begriinden lasst.

Aus Grinden der Férderung der Wirtschaft werden BImSch-Anlagen nicht pau-
schal ausgeschlossen, sondern kénnen, das gemeindliche Einvernehmen vo-
rausgesetzt, unter den unten genannten Bedingungen, also ausnahmsweise,
zugelassen werden

Begriffe

Als erheblich belastigend i.S. dieser Festsetzung sind samtliche Betriebe und
Anlagen einzustufen, die hinsichtlich einzelner, aber nicht untergeordneter Ei-
genschaften ihres Emissionsverhaltens den Zuléssigkeitsmaf3stab des § 8
BauNVO uberschreiten und baurechtlich zumindest teilweise nach den Kriterien
des § 9 Abs. 1 BauNVO zu bewerten sind. Betriebe und Anlagen, die einer Ge-
nehmigung nach der 4. BImSchV bedurfen, sind in der Regel als in diesem Sin-
ne erheblich belastigend einzustufen.

Umgebung i.S. dieser Festsetzung meint in erster Linie die storempfindlichen
Nutzungen, die - auRBerhalb des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungs-
planes gelegen - aufgrund gewachsener Gemengelagen unmittelbar oder mit-
telbar an das Plangebiet grenzen. Dabei handelt es sich in erster Linie um
Wohnnutzungen.

In zweiter Linie zahlen dazu auch interne Nutzungen - z.B. bestandsgeschutzte
frei vermietbare Wohnnutzungen im Plangebiet. Solche singuldren Nutzungen
wurden im Rahmen der Bestandserfassung des Bebauungsplanverfahrens im-
mer dann als zulassige freie Wohnnutzungen, die weiterhin Bestandsschutz
geniel3en eingestuft, wenn sie auf der Grundlage einer zum Zeitpunkt ihrer Er-
richtung glltigen Baugenehmigung errichtet worden sind.

Daruber hinaus sind unter Umgebung i.S. dieser Festsetzung auch weitere in-
terne Nutzungen zu verstehen - wie z.B. Blronutzungen, Beherbergungsbetrie-
be oder Betriebswohnungen, die ihrerseits selbst in gewissem Mal3e stéremp-
findlich sind gegen Emissionen - falls diese Emissionen industriegebietsahnli-
che Eigenschaften aufweisen.

Erfordernis der Beschrankung auf ausnahmsweise Zulassigkeit

Die Beschrankung auf eine nur ausnahmsweise Zulassigkeit gewahrleistet eine
Einzelfallprufung kinftiger Vorhaben im Bauantrags- bzw. im BImSch-
Genehmigungsverfahren, wobei im zweiten Fall dartiber hinaus das gemeindli-
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che Einvernehmen der Stadt Halle als Steuerinstrument nutzbar ist.

Die Zulassigkeit erheblich beldastigender Betriebe, inklusive der Betriebe, die ei-
ner Genehmigung nach der 4. BImSchV bedurfen, muss - aufgrund der in den
baulichen Zusammenhang der Siedlungsflache der Stadt Halle eingebetteten
Lage des Plangebiets - auch im Bereich der uneingeschrankten Gewerbege-
bietsflachen, der GE-Teilgebiete, durch Beschrankungen geregelt werden.
Dies begrundet sich in erster Linie mit dem Schutz der Umgebung des Plange-
bietes. Soweit darliber hinaus Schutzanspriiche zulassiger — d.h. genehmig-
ter - interner Nutzungen bestehen, sind diese fur die Dauer des Bestandsschut-
zes dieser Nutzungen ebenfalls beachtlich.

Dies ist aufgrund der komplexen gewachsenen Bestandssituation im ca. 200 ha
grolRen Plangebiet nicht im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens fir jeden
relevanten Einzelfall abschliel3end regelbar.

Aus diesem Grund ist die abschlieRende Beurteilung der Zuléssigkeit der 0.g.
Vorhaben einer Einzelfallprufung zu unterziehen, die nur im Rahmen des Bau-
genehmigungsverfahrens zu leisten ist.

Daraus ergibt sich, dass die Betriebe und Anlagen, die einer Genehmigung
nach der 4. BImSchV bedurfen oder von denen aufgrund anderer Eigenschaf-
ten, wie Emissionen von Luftschadstoffen oder Geruchsbelastigungen, eine er-
hebliche Belastigung ihrer Umgebung ausgeht, weder grundséatzlich auszu-
schlieRen noch regelméaRig zuzulassen sind. Stattdessen kénnen sie nur aus-
nahmsweise zugelassen werden, was die — voraussichtlich gutachterliche —
Prifung im Einzelfall sowie, im Falle eines BImSch-Verfahrens, das gemeindli-
che Einvernehmen seitens der Stadt Halle voraussetzt.

Standortalternativen fur die betroffenen Betriebe

Durch die parallele Festsetzung eingeschréankter Gle-(Industriegebiets)-Flachen
haben aber auch die oben beschriebenen Betriebe, die in den GE-Flachen un-
zulassig sind, die Moglichkeit, sich regular im Plangebiet anzusiedeln.

Der Zuschnitt der Gle-Flachen wurde so gewahlt, dass - unter Beachtung der
Belange des Immissionsschutzes der jeweils relevanten Umgebung - die im
Bestand vorhandenen Betriebe, fur die z.T. das oben beschriebene Emissions-
verhalten charakteristisch ist, vorrangig auf diesen Gle-Flachen angesiedelt
sind.

Der Spezialfall der regularen Zulassigkeit

Viele der durch die obenstehende Festsetzung zunachst scheinbar vollstandig
ausgeschlossenen Anlagen kénnen in den GE-Teilgebieten unter bestimmten
Voraussetzungen aber dennoch zuldssig sein. Die Anlage 1 zur 4. BImSchV,
welche samtliche Anlagen listet, die einer Genehmigung nach der 4. BImSchV
bedirfen, differenziert die betreffenden Anlagen danach, ob diese bestimmte
Leistungsgrenzen oder Anlagengréf3en erreichen oder Gberschreiten.

Erreicht ein Betrieb oder eine Anlage die in der Anlage 1 zur 4. BImSchV defi-
nierten Schwellenwerte nicht, bedarf dieser Betrieb oder diese Anlage keiner
Genehmigung nach der 4. BImSchV.

Daraus leitet sich ab, dass diese Festsetzung nicht auf Betriebe und Anla-
gen in den GE-Teilgebieten anzuwenden ist, wenn die in der Anlage 1 zur
4. BImSchV definierten Schwellenwerte nicht tiberschritten werden und
wenn die zugehodrige Anlagenklassifikation nicht gemaf Festsetzung

Nr. 2.2 im Plangebiet grundsétzlich ausgeschlossen ist. Diese Betriebe
und Anlagen sind in den GE-Teilgebieten allgemein zulassig.

Einzelfallprifung im Rahmen der ausnahmsweisen Zulassigkeit
Um eine Abstufung zwischen dem ausnahmsweise zulassigen Storgrad in GEe-
bzw. GE-Teilgebieten zu gewahrleisten, sind in den GE-Teilgebieten Betriebe
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und Anlagen nicht schon unzuléssig, wenn sie - i. S. des § 6 Abs. 1 BauNVO
das Wohnen nur wesentlich stéren, sondern erst wenn sie - i. S. von 8 8

Abs. 1 - als erheblich belastigend einzuschatzen sind, und sich demzufolge
nicht mehr in ein GE, sondern allenfalls in ein Gle oder Gl einfigen.

Die Einzelfallprifung erfordert sowohl der Nachweis der Einhaltung der festge-
setzten Schallemissionskontingente als auch — dariiber hinausgehend — der
Nachweis der Einhaltung samtlicher im Einzelfall relevanten Immissionen an al-
len fir das Vorhaben relevanten Immissionsorten (IO) zu erbringen ist.

Es handelt dabei sich stets um samtliche, vom jeweiligen Vorhaben betroffenen
externen 10. In der Regel sind das die Wohnnutzungen, welche an das Plange-
biet angrenzen. Im Einzelfall kann aber auch der Nachweis der Einhaltung von
Immissionsobergrenzen an internen 10 erforderlich werden. Interne Immission-
sorte sind z.B. bestandsgeschitzte zulassige Wohnnutzungen im Plangebiet,
deren Bestand insoweit flexibel ist, als mit ihrer endgultigen Aufgabe auch der
zugehorige Schutzanspruch dieser gebietsfremden Nutzung erlischt.

Alternativ zum Nachweis der Einhaltung der Schallemissionskontingente geniigt
der qualifizierte gutachterliche Nachweis der Unterschreitung der Relevanz-
grenze gemal DIN 45691:2006-12 Abschnitt 5 ,Anwendung im Genehmi-
gungsverfahren®.

Kriterien der ausnahmsweisen Zulassigkeit
Insgesamt sind Betriebe und Anlagen, die einer Genehmigung nach der
4. BlImSchV bedirfen, immer dann ausnahmsweise zulassig, wenn sie:

e unter der Festsetzung Nr. 2.2 gelistet sind,

e und wenn sie dartber hinaus gemafl § 15 Abs. 1 BauNVO nach Anzahl,
Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Eigenart des Gebietes nicht
widersprechen,

e und wenn von Ihnen keine erheblichen Belastigungen i.S. von 15
Abs. 1 Satz 2 BauNVO ausgehen,

¢ und wenn die fir die jeweiligen Teilflachen festgesetzten Schallemis-
sionskontingente durch ein qualifiziertes Schallgutachten nachgewie-
sen werden.

Der letzte Punkt gilt insbesondere auch dann als erfillt, wenn in Anwendung
des § 15 Abs. 3 BauNVO i. V. m. einer Unterschreitung der Relevanzgrenze
gemalf DIN 45691:2006-12 Abschnitt 5 ,Anwendung im Genehmigungsverfah-
ren“ der Betrieb oder die Anlage gutachterlich als atypisch eingestuft werden.

In allen GEL1 - Teilgebieten kdnnen Schank- und Speisewirtschaften i.S. des § 4
Abs. 2 Nr. 2 BauNVO sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes ausnahms-
weise zugelassen werden. Die unter Nr. 1.2.1 getroffenen Festsetzungen blei-
ben unberuhrt.

Rechtsgrundlage: 8§ 1 Abs. 5und Abs. 9i. V. m. 8 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO
gemal § 1 Abs. 10 BauNVO

Begrundung: Die GE1-Flachen sollen vorrangig der Ansiedlung produzieren-
den Gewerbes dienen. Um in diesem Zusammenhang einen steuernden Ein-
flusses der Kommune zu wahren, sind Schank- und Speisewirtschafteni. S. des
8§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur
ausnahmsweise zulassig.

Da sich diese Festsetzung nicht auf die GEe-, das GE 2- und das GE 3-Gebiet
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1.2.2.4

1.2.2.5

beziehen, bleiben Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes dort allgemein zulassig.

Im GE2 -Teilgebiet sind Einzelhandelsbetriebe zulassig, wenn sie der Nahver-
sorgung des Gebietes dienen.

Ein Einzelhandelsbetrieb dient der Nahversorgung, wenn auf mindestens 90 %
seiner Verkaufsflache nur nahversorgungsrelevante Sortimente gemalf festge-
setzter Liste (textliche Festsetzung 1.2.2.5) angeboten werden.

Rechtsgrundlage: § 1 Abs. 5 BauNVO

Begrundung: Die GE 1-Flachen sollen vorrangig der Ansiedlung produzieren-
den Gewerbes dienen. Da am Standort aber bereits Nahversorger ansassig
sind, wird hier ein GE 2-Teilgebiet festgesetzt. Dort ist Einzelhandel zulassig,
sofern dieser nicht grof3flachig ist.

Auch das Gewerbegebiet und das nordlich angrenzende Wohngebiet (Diemitz)
bendtigen geeignete Flachen mit Nahversorgerfunktion. Aus diesem Grund soll
der Standort nicht Gberplant werden und weiterhin als Nahversorgungsstandort
bestehen. Grol3flachiger Einzelhandel ist jedoch auszuschlieRen.

Im GE3-Teilgebiet sind Einzelhandelsbetriebe zulassig, wenn sie im Sinne der
textlichen Festsetzung 1.2.2.3 der Nahversorgung des Gebietes dienen oder
auf mindestens 90 % ihrer Verkaufsflache nicht zentrenrelevante Sortimente
anbieten. Nicht zentrenrelevant sind alle Sortimente, die nicht in der zu 1.2.2.6
festgesetzten Liste der zentrenrelevanten Sortimente enthalten sind.
Grol¥flachige Einzelhandelsbetriebe kbnnen ausnahmsweise zugelassen wer-
den

Rechtsgrundlage: § 1 Abs. 5 BauNVO

Begrundung: Wegen der Vorpragung des GE 3-Standortes selbst, wegen sei-
ner vom OPNV besonders gut erschlossenen Lage sowohl im Plan- wie auch
im Stadtgebiet und aufgrund der geplanten Pragung der gegentiberliegenden
Ecke der Kreuzung Delitzscher Stral3e / Grenzstral3e durch einen Baumarkt
(Bebauungsplanverfahren Nr. 166) ist das GE 3-Teilgebiet im Rahmen der
Gliederung des Plangebietes nicht vorrangig fur die Ansiedlung produzierenden
und Dienstleistungs-Gewerbes vorgesehen.

Das GE 3-Teilgebiet dient bereits im Bestand auch der Nahversorgung der im
Plangebiet Beschaftigten. Dartiber hinaus befinden sie sich in der unmittelbaren
Nahe von Haltestellen des OPNV (StralRenbahn), die auch der verkehrlichen
Anbindung des Gebietes an die stadtischen Wohnquartiere dienen. Sie sind
aullerdem gut durch den motorisierten Individualverkehr (MIV) erschlossen.

Die nahversorgungsrelevanten Sortimente i. S. der ,Halleschen Sortimentsliste”
(gelistet in der Anlage 3 zum Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Hal-
le) sind:

Back- und Fleischwaren

Drogeriewaren, Parfimerie- und Kosmetikartikel

Getranke

Nahrungs- und Genussmittel

pharmazeutische Artikel, Reformwaren

Schnittblumen

Topfpflanzen (Zimmerpflanzen)/Blumentdpfe und Vasen (Indoor)
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1.2.2.6

1.2.2.7

e Zeitungen/Zeitschriften

Begrundung: Die ,Hallesche Sortimentsliste” wurde im Rahmen des Einzel-
handels- und Zentrenkonzepts der Stadt Halle beschlossen mit dem Ziel, den
Ausschluss bzw. die ausnahmsweise Zulassigkeit des sortimentsspezifischen
Einzelhandels in unterschiedlichen Baugebieten nach 88§ 1-11 BauNVO mit Hil-
fe von Bebauungsplanverfahren unter Bezugnahme auf 8 1, Abs. 5und 9
BauNVO regulieren zu kdénnen.

Daher eignet sich dieses Instrument als Grundlage fur die Umsetzung des im
Aufstellungsbeschluss gefassten Planungsziels, hier insbesondere: ,Regelun-
gen zur Zuldssigkeit von Einzelhandelsbetrieben®.

Die Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente soll als Grundlage der ziel-
gerichteten Neu- und Weiterentwicklung des Einzelhandels die Chance bieten,
ein auch kunftig attraktives konzentriertes und hinsichtlich der Grundversorgung
engmaschiges Versorgungsnetz bereit zu halten, welches einen Kompromiss
zwischen den betrieblichen Notwendigkeiten und den stadtebaulich win-
schenswerten Entwicklungen darstellt.

Die zentrenrelevanten Sortimente i. S. der ,Halleschen Sortimentsliste” (gelistet
in der Anlage 3 zum Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Halle) sind:

Bastelzubehor, Kiuinstlerartikel

Bekleidung

Bild- und Tontrager

Biicher

Biromaschinen

Computer und Zubehor

Elektrogro3gerate (weilde Ware wie Kihlschrank, Herd, Waschmaschine)
Elektrokleingerate (elektr. Kiichen- und Haushaltsgerate)
Foto

Geschenkartikel

Glas/Porzellan/Keramik
Handarbeitsbedarf/Kurzwaren/Meterware/Wolle
Haushaltswaren

Heimtextilien (Bett-, Haus- u. Tischwasche, Gardinen)
Horgerate

Begrundung: Die ,Hallesche Sortimentsliste” der zentrenrelevanten Sortimente
wurde im Rahmen des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts der Stadt Halle als
Grundlage beschlossen, um inshesondere in Misch- und Gewerbegebieten
durch Bebauungsplanfestsetzungen geméaR § 1 Abs. 9 BauNVO nahversor-
gungs- und zentrenrelevanten Einzelhandel ausschlieRen zu kdnnen.

Auf diese Weise soll das im gleichen Konzept festgeschriebene und hierar-
chisch aufgebaute Zentrengefiige der Stadt Halle - bestehend aus dem Haupt-
zentrum Altstadt, die beiden Nebenzentren Neustadt und Stdstadt sowie einem
Netz von Nahversorgungszentren und Fachmarktagglomerationen — geschiitzt
werden.

Im GE3-Teilgebiet kdnnen gewerbliche Einrichtungen und Anlagen, die der
Freizeit, der Erholung und/oder dem Sport dienen, wie z.B. Fitnesscenter oder
Bowlingbahnen ausnahmsweise zugelassen werden.
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Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5i. V. m. Abs. 9 BauNVO

Begriundung: Das GE 3-Teilgebiet an der Delitzscher Stral3e ist im Bestand
bereits vorgepragt durch die Existenz eines gewerblichen Bowlingcenters mit
gesamtstadtischer Ausstrahlung. Sportcenter unterschiedlicher Art, wie Hallen
fir Tennis bis hin zu Hallen fir Bowlingcenter stellen — soweit es sich um
selbststandige Anlagen handelt — keine Vergntigungsstatten dar (Fi-
ckert/Fieseler, 84a Rn. 22.6), sie sind also vom allgemeinen Ausschluss von
Vergnigungsstatten im gesamten Plangebiet nicht berihrt.

Auch die Fuhrung eines Fitnessstudios ist eine gewerbliche Tatigkeit, da sie
eng an gewerbliche Leistungen, wie den Besuch eines Studios gebunden ist.
(Fickert/Fieseler, 813 Rn. 4.1). In diesem Sinne sind sdmtliche gewerblich ge-
fuhrte Freizeiteinrichtungen, die der Auslibung von Sport im weitesten Sinne
dienen, im GE 3-Teilgebiet zulassig.

Daruber hinaus ist der Standort in geeigneter Weise verkehrlich erschlossen. Im
Zusammenhang mit der weitergehenden Vorpragung des Standortes durch
Einzelhandel, der ebenfalls erhalten bleiben soll, ist die Sicherung der vorhan-
denen Nutzung geboten.

Die nur ausnahmsweise Zulassigkeit begrtindet sich in der Tatsache, dass lber
die im Bestand vorhandene Flache nicht hinausgegangen werden soll. Aus die-
sem Grund sind die vorhandenen ca. 3.000 m? Flache als Bemessungskriterium
fir eine ausnahmsweise Zulassigkeit heranzuziehen.
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1.3.1.1

Industriegebiete (Gl und Gle) gemaR § 9 BauNVO
Rechtsgrundlage fur alle unter Nr. 1.3 folgenden Festsetzungen: § 9 BauNVO

Industriegebiete (GI) und eingeschrénkte Industriegebiete (Gle)

In allen Gle und GI-Teilgebieten sind Gewerbebetriebe allgemein zulassig, die
eines oder mehrere der Guter herstellen oder Leistungen erbringen, wie bereits
unter der Festsetzung Nr. 1.2.1.1 gelistet. Dort nicht gelistete Betriebe kénnen
nur ausnahmsweise zugelassen werden.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 9 sowie § 9
BauNVO

Begrindung: Wie in den Gewerbegebieten sollen auch in den eingeschrénkten
und in den nicht explizit eingeschrénkten Industriegebieten vorrangig Betriebe
des produzierenden oder ansonsten arbeitsplatzintensiveren Gewerbes ange-
siedelt werden.

Hier gilt im Grundsatz die gleiche Begriindung, die auch fur die Festsetzung Nr.
1.2.1.1 gegeben wurde.

Der wesentliche Unterschied zwischen den allgemeinen Gewerbe- und den
Gle- bzw. Gl-Flachen besteht darin, dass sich hier ein industrieller Kern des
friher wesentlich starker industriell gepragten Plangebietes erhalten hat.

Da es ausdrickliches Ziel des Bebauungsplans ist, die am Standort vorhande-
nen (Industrie)-Betriebe in ihrer Existenz und in ihren Entwicklungsmdglichkei-
ten zu sichern, wurden hier Gl-Flachen festgesetzt. In Teilbereichen erlauben
die von der innerstadtischen Umgebung des Plangebietes limitierten Schallkon-
tingente die Festsetzung reiner Industriegebiete nicht, da die Kontingente hier
nur geringfugig Gber das Niveau der Gewerbegebiete angehoben werden konn-
ten.

Wegen der ansassigen Betriebe mit besonderen Eigenschaften ihres Immissi-
onsverhaltens, die sich in ein GE nicht mehr einfligen, war es jedoch planerisch
geboten, hier nicht GE-Flachen sondern zumindest eingeschrankte Gl-Flachen
festzusetzen.

Insbesondere handelt es sich um die folgenden Bestandsbetriebe: Halloren
Schokoladenfabrik (mégliche Geruchsemissionen), Verlags- und Druckhaus
(Nachtlogistik) und den Grol3logistiker Finsterwalder, dessen Betriebsgrund-
stiick sich bis in die GI-Flachen im Plangebiet und —nach Stiden Uber die Plan-
gebietsgrenze hinaus — bis in die vom Bebauungsplan Nr. 146 festgesetzten Gl-
Flachen.

Zu den nicht explizit eingeschréankten Industriegebieten — im Plangebiet betrifft
das noch das Betriebsgrundstiick des ABB-Grof3transformatorenwerks — ist
noch anzumerken, dass auch hier, bedingt durch die Einhaltung des Riicksicht-
nahmegebots gegen die innerstadtische Umgebung des Plangebiets, indirekte
immissionsschutzrechtliche Einschrankungen bestehen, was insbesondere in
den folgenden Immissionsschutzrechtlichen Festsetzungen zum Ausdruck
kommt.

Da es fur Nutzungen, die sich aufgrund von einzelnen Eigenschaften ihres Im-
missionsverhaltens nicht in ein einfaches GE einfligen, nur wenig geeignete
Standorte innerhalb der Stadt Halle gibt, werden — abweichend von den GEe-
und GE-Teilgebieten — die unter der Festsetzung Nr. 1.2.2.1 nicht gelisteten Be-
triebe nicht vollstandig ausgeschlossen sondern ausnahmsweise zugelassen.
Dies soll der Stadt Halle die Mdglichkeit er6ffnen, im Rahmen einer kiinftigen
Einzelfallprifung besondere Betriebe mit einem &hnlichen Emissionsverhalten
wie z.B. die Schokoladenfabrik anzusiedeln, fur die sich aufgrund des von die-
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ser Nutzung ausgehenden Storgrades kein anderer geeigneter Standort im
Stadtgebiet findet. Es ist nicht beabsichtigt, Betriebe, die an sich in den GE-
Teilgebieten zulassig waren, aber nicht unter der Nr. 1.2.2.1 gelistet sind, auf
diese Weise zu privilegieren.

In allen Gle und GI-Teilgebieten sind die folgenden Nutzungen:

¢ Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsin-
haber und fur Betriebsleiter

o und Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke

nicht Bestandteil dieser Satzung.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 6 Nr. 1i. V. m. 8 9 Abs. 3 Nrn. 1 und 2 BauNVO

Begrindung: Wohnungen nach § 9 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO sind im Gl keine Re-
gelnutzungen, d.h. vom Gesetzgeber ist vorgesehen, dass sogenannte Be-
triebswohnungen im Gl zunachst nur ausnahmsweise zuléssig sind.

Im Fall der im Bestand zu sichernden Betriebe, die in den Gle- bzw. GI-
Teilgebieten ansassig sind, handelt es sich um GroR3betriebe oder gréf3ere mit-
telsténdische Betriebe, so dass Betriebswohnungen am Ort der Betriebsstatte
nicht erforderlich sind.

Diese mittelstdndischen Betriebe konnen fur die Aufsicht auf3erhalb der Be-
triebszeiten auf einen gréReren Personalstamm oder professionelle Wachdiens-
te zurtickgreifen. Dariiber hinaus waren gerade am Standort die nachtlichen Be-
triebszeiten bzw. Schichtarbeit unter Einschluss der nachtlichen Ruhezeiten ei-
ne Begriindung fur die Festsetzung eingeschrankter Industriegebiete. Auch aus
diesem Grund sollten, allein aufgrund der Betriebsorganisation, in der Regel
spezielle vor Ort wohnende Aufsichtspersonen und damit die zugehorigen Be-
triebswohnungen Uberflissig sein.

Unter Abwagung des Nutzens einer ausnahmsweisen Zulassigkeit von Be-
triebswohnungen gegen die Risiken, die damit verbunden sein kénnen, wird da-
von abgesehen, diese Nutzungen in den Gle- sowie GI-Teilgebieten zuzulas-
sen.

Grundsatzlich die gleichen Uberlegungen gelten beziiglich der Gefahrdung der
Nutzer von Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sport-
liche Zwecke nach § 9 Abs. 3 Nr. 2. Darlber hinaus existieren im Plangebiet
selbst alternative Standorte fir Anlagen fir sportliche Zwecke. Fir die anderen
Nutzungen, die nicht Bestandteil der Satzung werden, existieren im Stadtgebiet
ausreichend andere geeignete Standorte.

Eingeschrankte Industriegebiete (Gle)

Begrundung: Die eingeschrankten Industriegebiete Gle dienen in erster Linie
der Standortsicherung von pragenden Bestandsbetrieben, die gemaf § 8

Abs. 2 Nr. 1 BauNVO auch im Gewerbegebiet GE zuldssig waren, wenn sie im
konkreten Fall nicht - aufgrund einzelner Eigenschaften ihres Emissionsverhal-
tens — als erheblich belastigend zu klassifizieren waren. Aus diesem Grund fu-
gen sie sich nicht mehr in den durch § 8 Abs. 1 BauNVO vorgegebenen Rah-
men ein.

Die auf den Gle-Teilflachen zu sichernden Bestandsbetriebe stellten, wirde je-
der konkrete Einzelfall allein fir sich betrachtet, im Gewerbegebiet einen
Fremdkoérper nach § 1 Abs. 10 BauNVO dar.

Da sie aber in unmittelbarem rdumlichen Zusammenhang stehen und - bis auf
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eine unbebaute potentielle Erweiterungsflache — die betreffenden Gle-
Teilgebiete vollstandig belegen, wirden sie aber in ihrer Gesamtheit nach An-
zahl und Lage der Eigenart eines Gewerbegebietes i.S. des § 15 Abs. 1 Satz 1
widersprechen.

Im Einzelnen handelt es sich dabei um die Betriebsstétte einer Schokoladenfab-
rik, von der Geruchsbelastigungen ausgehen kénnen.

Weiterhin handelt es sich um die Betriebsstétte des Druckhauses einer Tages-
zeitung, von dem, bedingt durch seine nachtliche Hauptbetriebszeit Stérungen
ausgehen. Dariliber hinaus ist diese Betriebsstéatte mit der Logistik eines Zei-
tungsvertriebs und eines angeschlossenen Briefdienstes verbunden, die beide
ebenfalls im Nachtzeitraum zwischen 22 und 6 Uhr betriebenen werden.
Weiterhin umfassen die Gle- Teilgebiete auch Betriebsteile eines GroRlogisti-
kers, der auf angrenzenden Gl-Flachen innerhalb wie auf3erhalb des Plangebie-
tes verschiedene Lagerplatze und —hallen betreibt, darunter auch Gefahrstoffla-
ger, die wiederum der Storfallverordnung unterliegen. Aber schon allein auf-
grund des Stérgrades des anlagenbedingten Verkehrs sind die Hauptbetriebs-
flachen des Logistikers mindestens in ein Gle oder sogar Gl einzuordnen.

Gegen eine Festsetzung der Gle-Teilgebiete als allgenmeine Gl-Teilgebiete
spricht die Bestandssituation, d.h. ihre rAumliche Nahe zu vorhandenen sensib-
len Nutzungen. Da das Plangebiet allseitig in die stadtische Siedlungsstruktur
eingebettet ist, sind bereits im Bestand Konflikte zwischen dem im Gebiet an-
sassigen Industriebetrieb, einem Grofl3transformatorenwerk, und dstlich angren-
zender Wohnbebauung zu mindern. Eine Ausweitung der Gl-Flachen Uber das
vom Bestand gebotene Mal} hinaus, ist mit dem Konfliktminderungsgebot nicht
vereinbar.

Wahrend die beschriebenen Bestandsbetriebe, deren Entwicklungsoptionen
gesichert werden sollen, zu diesem Zweck einer Gebietskategorie zugeordnet
werden missen, deren Storgrad den Rahmen des in einem Gewerbegebiet Zu-
lassigen Ubersteigt, gebietet die notwendige Ricksichtnahme auf die relevanten
Schallimmissionsorte in der Nachbarschaft des Plangebietes die Festsetzung
von Schallemissionskontingenten, welche fur ein uneingeschranktes Industrie-
gebiet Gl relativ niedrig sind.

Im Rahmen des Konfliktminderungsgebotes zwischen diesen bestandsbeding-
ten - an sich nicht miteinander vereinbaren - stadtebaulichen Zielen werden
deshalb die betreffenden Teilflachen nicht als allgemeine Industriegebiete Gl
sondern als eingeschrankte Industriegebiete Gle festgesetzt. Die Bestandsbe-
triebe erhalten so angemessene Entwicklungsoptionen in Bezug auf einzelne
Eigenschaften ihres Emissionsverhaltens, die sich nicht in ein GE einfliigen, un-
ter gleichzeitiger Beachtung des notwendigen Schutzes der Nachbarschaft des
Plangebiets.

In allen Gle-Teilgebieten sind Betriebe und Anlagen unzulassig, die der Storfall-
verordnung (StorfallV) unterliegen.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5i. V. m. Abs. 9 und § 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO

Begrindung: Aufgrund der Integration des Gewerbebestandsgebietes Halle-
Ost in die bebaute Siedlungsflache der Stadt Halle kbénnen - unter Beachtung
des Schutzes der Nachbarschatft - keine Storfallbetriebe zugelassen werden.

Die erforderlichen Achtungsabstédnde waren in der Bestandssituation voraus-
sichtlich nicht einzuhalten.

Die im Aufstellungsbeschluss formulierten Planungsziele lassen sich auch er-
reichen, wenn keine Betriebe oder Anlagen zulassig sind, die der Storfallver-

ordnung (StorfallV) unterliegen.
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Gegen eine Zulassigkeit von Storfallbetrieben oder —anlagen in den Gle-
Teilgebieten spricht die Bestandssituation, die sowohl durch die Nahe zu stor-
fallsensiblen Nutzungen innerhalb des Plangebietes als auch aulRerhalb des
Plangebietes — dieses ist vollstandig in die stadtische Siedlungsflache inte-
griert — charakterisiert ist.

Zu den betroffenen externen stdrfallsensiblen Nutzungen zahlen der Geltungs-
bereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplans Nr.166 ,Sondergebiet Bau-
markt* und im Westen, Stiden und Osten an das Plangebiet angrenzende
Wohnnutzungen, Kleingartenanlagen sowie das Sport- und Freizeitgebiet Huf-
eisensee.

Im Rahmen des Konfliktvermeidungsgebotes ist aber bereits jetzt auszuschlie-
Ben, dass Storfallbetriebe, z.B. auch an den kiinftigen Baumarkt heranriicken
konnen.

Zu den internen storfallsensiblen Nutzungen z&hlt das an eine vorhandene Be-
triebsstéatte angeschlossene Schokoladenmuseum, welches fur das tberregio-
nale Image der Stadt Halle wichtig ist. Weitere storfallsensible Nutzungen sind
im Bestand vorhandener groR3flachiger Einzelhandel in Verbindung mit einem
Bowlingzentrum in der Delitzscher Straf3e Nr. 63a. Auch fir diese Falle muss
ein Heranrticken von Betrieben, die der Storfallverordnung unterliegen, ausge-
schlossen werden.

In allen Gle-Teilgebieten kdnnen Verkaufsstatten in Verbindung mit Gewerbe-
betrieben ausnahmsweise zugelassen werden, wenn die Verkaufsfliche dem
Hauptbetrieb rdumlich zugeordnet ist und die angebotenen Waren aus eigener
Herstellung auf dem Betriebsgrundstiick stammen oder im Zusammenhang mit
den hier hergestellten Waren oder mit den angebotenen Handwerksleistungen
stehen und wenn die Verkaufsflache und der Umsatz dem Hauptbetrieb deutlich
untergeordnet sind, wobei die Verkaufsflache im 200 m2 nicht Gbersteigen darf
(Hallescher Laden gemalf3 Einzelhandels- u. Zentrenkonzept der Stadt Halle).

Die Beschrankung der Verkaufsflache gilt, gemaf § 1 Abs. 10 BauNVO, nicht
fur das Flurstiick 881, Flur 2, Gemarkung Blschdorf (Delitzscher Straf3e Nr. 70,
Schokoladenmuseum). Hier wird die Verkaufsflache auf das Mal3 begrenzt, das
von der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses giiltigen Baugenehmigung fur
den Verkauf im Schokoladenmuseum bestimmt wird.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5 und Abs. 10i.V. m. Abs. 9 BauNVO

Begrindung:
In Bezug auf die im Aufstellungsbeschluss formulierte Planungsziele:

— Regelungen zur Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben, Definition von Aus-
schlussbereichen und

— Zulassung von Verkaufsstatten in Verbindung mit Gewerbebetrieben

werden auch die Gle Teilgebiete - wie schon die GEe und GE1 Teilge-

biete - bewusst als Ausschlussbereiche fur Einzelhandelsbetriebe festgesetzt.
Davon ausgenommen bleibt nur der einem Hauptbetrieb unterordnete Einzel-
handel (Betriebsverkauf), der dartiber hinaus in seiner Verkaufsflache in der
Regel auf 200 m2 beschrankt ist. Diese Beschrankung begrindet sich im soge-
nannten ,Halleschen Laden®, definiert im Einzelhandels- und Zentrenkonzept
der Stadt Halle.

Von der Flachenbeschrankung wird in einem Fall abgesehen. Dabei handelt es
sich um den Fabrikverkauf der Halloren-Schokoladenfabrik, der im direkten
raumlichen Zusammenhang mit dem traditionsreichen Schokoladenmuseum
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steht und deshalb nicht eindeutig raumlich zu begrenzen ist. Die grof3e Bedeu-
tung des Schokoladenmuseums fir die AuRendarstellung der Stadt Halle in
Verbindung mit seiner identitatsstiftenden Wirkung innerhalb der Stadt, begriin-
det diese ausnahmsweise Zulassigkeit einer grofReren Verkaufsflache hinrei-
chend. Durch die Limitierung auf die zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses
zulassige Verkaufsflache ist Uberdies sichergestellt, dass keine unkontrollierte
Zunahme der Verkaufsflache maglich ist. Vielmehr wird der Satus quo gesi-
chert.

Die Nahversorgung der im Gebiet Tatigen wird Uber die Zulassung von Einzel-
handel im Teilgebiet GE 3 gesichert.

Industriegebiete (Gl)

Im Gl 1-Teilgebiet sind Betriebe und Anlagen unzulassig, die der Storfallverord-
nung unterliegen.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5i. V. m. Abs. 9 und § 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO

Begrundung: Aufgrund des in die bebaute Siedlungsflache der Stadt Halle in-
tegrierten Gewerbebestandsgebietes Halle-Ost, kdnnen - unter Beachtung des
Schutzes der Nachbarschaft - keine Storfallbetriebe zugelassen werden. Die er-
forderlichen Achtungsabsténde waren in der Bestandssituation voraussichtlich
nicht einzuhalten.

Die im Aufstellungsbeschluss formulierten Planungsziele lassen sich auch er-
reichen, wenn keine Betriebe oder Anlagen zulassig sind, die der Storfallver-
ordnung (StorfallV) unterliegen.

Im Gl 2-Teilgebiet kdnnen Betriebe und Anlagen ausnahmsweise zugelassen
werden, die der Storfallverordnung unterliegen.

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5i. V. m. Abs. 9 und § 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO

Begrindung: In einer Neuplanung waren die Argumente gegen eine Zulassig-
keit von Betrieben und Anlagen im GI2, die der Storfallverordnung (StérfallV)
unterliegen, so gewichtig, dass im Rahmen der vorsorglichen Konfliktvermei-
dung keine neuen Stoérfallanlagen zuzulassen waren.

Da sich in diesem Teilgebiet aber ein bereits genehmigtes Gefahrstofflager be-
findet, welches bei seiner Zulassung in Bezug auf seine Auswirkungen auf
schon vorhandene schutzwiirdige Nutzungen Uberprift wurde und mit der An-
siedlung eines Baumarktes im benachbarten Plangebiet zum B-Plan Nr. 166
vereinbar ist, ist derzeit nicht erkennbar, dass hier ein stadtebaulicher Miss-
stand existiert. Ein volliger Ausschluss von Stoérfallbetrieben ist daher in diesem
Teilgebiet nicht gerechtfertigt.

Ergeben sich keine Anhaltspunkte flr einen stadtebaulichen Missstand, werden
im Teilgebiet GI2 Storfallbetriebe ausnahmsweise zugelassen, wobei aufgrund
der immissionsrechtlichen Festsetzungen auf Grundlage der BImSchV (Fest-
setzungen Nr. 2.2) weitere begriindete Einschrankungen vorgenommen wer-
den.

Die nur ausnahmsweise Zulassigkeit begrtindet sich in dem stadtebaulichen Er-
fordernis, in der Bestandssituation seitens der Gemeinde auf mdgliche Erweite-
rungs- oder Anderungsantrage zum bestehenden Gefahrstofflager steuernd
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einzuwirken, insbesondere unter dem Gesichtspunkt des Nachbarschaftsschut-
Z€es.

In samtlichen GI-Teilgebieten sind Einzelhandelsbetriebe unzuléssig.

Dies gilt gemal § 1 Abs. 10 BauNVO nicht fur einen 150 m breiten Streifen des
Flurstiicks 885, Flur 2, Gemarkung Buschdorf (Delitzscher StraRe Nr. 72), der
unmittelbar an die Delitzscher Stral3e grenzt.

Hier konnen weiterhin Verkaufsstatten in Verbindung mit Gewerbebetrieben
ausnahmsweise zugelassen werden, wenn die Verkaufsflache dem Hauptbe-
trieb rAumlich zugeordnet ist und die angebotenen Waren aus eigener Herstel-
lung auf dem Betriebsgrundstiick stammen oder im Zusammenhang mit den
hier hergestellten Waren oder mit den angebotenen Handwerksleistungen ste-
hen und wenn die Verkaufsflache und der Umsatz dem Hauptbetrieb deutlich
untergeordnet sind, wobei die Verkaufsflache je Gewerbebetrieb 200 mz2 nicht
Ubersteigen darf.

Rechtsgrundlage: 8§ 1 Abs. 5i. V. m. Abs. 9 BauNVO

Begrundung: In den Gl-Teilgebieten wird das Stér- und Gefahrpotential der
dort zulassigen Nutzungen als so erheblich bewertet, dass allein aus diesem
Grund Einzelhandelbetriebe im Kern des GI-Teilgebietes nicht zugelassen wer-
den durfen.

Von diesem strikten Ausschluss wird lediglich innerhalb eines 120 m breiten
Streifens sidlich der Delitzscher Stral3e abgewichen. Betroffen ist davon aber
nur der unmittelbar an die Delitzscher Strafl3e grenzende Teil des Korridors, der
das GI-Teilgebiet mit der Delitzscher StralRe verbindet. Dieser dient in erster Li-
nie der verkehrlichen Anbindung der Betriebsgrundstiicke an die Delitzscher
Stral3e, aber auch als Sitz der Verwaltung der Firma Finsterwalder.

Die Mdoglichkeit, auf der bezeichneten Flache weiterhin Betriebsverkauf je Ge-
werbetrieb ausnahmsweise zuzulassen, begriindet sich darin, dass diese Nut-
zungen im Bestand auf dem Betriebsgrundstiick der Fa. Finsterwalder bereits
vorhanden sind.

7.2.2 Mal3 der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Zum Malf der baulichen Nutzung werden keine Festsetzungen getroffen.

7.2.3Bauweise (8 9 Abs. 1 Nr. 2 und 2a BauGB)

Zur Bauweise werden keine Festsetzungen getroffen.

7.2.4 Uberbaubare Grundstiicksflache (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Zur Uberbaubaren Grundstucksflache werden keine Festsetzungen getroffen.

7.2.5Begrindung weiterer Festsetzungen, z. B. zu Nebenanlagen, Stellplatzen,
Flachen mit besonderem Nutzungszweck, nicht tiberbaubare Flachen etc. (8§ 9
Abs. 1 Nr. 4 -10, 16, 22 BauGB)

Weitere Festsetzungen werden nicht getroffen.
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7.3 VerkehrserschlieBung (8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Das Verkehrsaufkommen andert sich durch die Planung nicht wesentlich.

7.3.1 AuRRere ErschlieRung

Die aul3ere ErschlieRung ist bereits vorhanden.

7.3.2 Innere ErschlieBung

Auch die innere VerkehrserschlieRung ist im Bestand bereits vorhanden. Sie wurde durch
das Foérderprogramm ,Infrastrukturprogramm/Gewerbebestandsgebiete Halle-Ost“ ab 2012
erneuert.

Die StraRenbegrenzungslinien der im Rahmen dieses Forderprogramms erneuerten Straf3en
werden im Vorgriff auf die neuen Flurstiickgrenzen der StraRengrundstiicke vom Stral3en-
baulasttréager im Fachbereich Bauen der Stadtverwaltung Halle vorgegeben und zeichnerisch
festgesetzt. Als Verkehrsflichen werden die von den StraRenbegrenzungslinien einge-
schlossenen Flachen zeichnerisch festgesetzt.

Baulasttrager fur die Bahnibergange im Bebauungsplangebiet ist die Deutsche Bahn. Aus
diesem Grund werden die Flachen der Bahnibergange als Bahnverkehrsflache dargestellt,
die StralRenbegrenzungslinien jedoch durchgezogen, so wie auch die Stral3enverkehrsflache
die Bahnflache schneidet.

Die planfestgestellten Verkehrsflachen von Delitzscher Strafle und Grenzstral3e werden
nachrichtlich in die Planzeichnung Gbernommen.

Weitere Informationen zum Férderprogramm finden sich unter den Ausfiihrungen zur stadte-
baulichen Bestandssituation in Kapitel 5.3: Bestehende Verkehrsinfrastruktur und Erschlie-
Bung.

7.3.3 Geh- und Radwege

Geh- und Radwege wurden im Rahmen des Infrastrukturprogramms / Gewerbebestandsge-
biete Halle-Ost erneuert bzw. geschaffen und sind bereits vorhanden.

7.3.4 Ruhender Verkehr

Die Anlagen fir den ruhenden Verkehr (Stellplatze entlang der ErschlieBungsstraf3en) wur-
den im Rahmen des Infrastrukturprogramms Halle-Ost erneuert bzw. geschaffen und sind
bereits vorhanden.

7.3.5 OPNV

Das Gebiet ist durch den OPNV gut erschlossen. Auf der Delitzscher StraRe verkehrt die
Strallenbahn. Im weiteren Plangebiet, z.B. Fritz-Hoffman-StraRe verkehren Omnibusse.
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7.4 Freiraumkonzept und Grinordnung (8 9 Abs. 1 Nr. 15, 18 b, 20, 25, 26 (1a)
BauGB) — Begrundung der grinordnerischen Festsetzung

StraRenbegleitende Baumpflanzungen wurden im Rahmen des Infrastrukturprogramms Hal-
le-Ost erneuert bzw. geschaffen und sind bereits vorhanden.

3. Grunordnerische Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25

Fur jede angefangene 200 m2 Flache, die auf einem als GE/GI/GEe/Gle festge-
setzten Baugrundstuck tber den Bestand im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bebauungsplanes hinaus versiegelt wird, ist mindestens ein standortheimischer
mittelgroRkroniger Laubbaum (= Baumart mit mindestens 20 m2 Kronendurch-
messer) in der Qualitat 3 x versetzt, Stammumfang 12-14 cm, zu pflanzen und
bei Abgang zu ersetzen.

Ab einer Flache von 500 m?, die auf einem als GE/GI/GEe/Gle festgesetzten
Baugrundstiick tber den Bestand im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Be-
bauungsplanes hinaus versiegelt wird, kann alternativ fiir jede angefangene 500
m2 versiegelte Flache mindestens ein standortheimischer groRkroniger Laub-
baum (= Baumart mit mindestens 50 m2 Kronendurchmesser) in gleicher Quali-
tat gepflanzt werden.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB

Begrundung: Das Bebauungsplangebiet weist einen hohen Versiegelungsgrad
auf. Viele gewerblich genutzte Grundsticke sind bis 80 % versiegelt, in Einzel-
fallen darlber hinaus bis 100 %. Fur die Steigerung der Attraktivitat des Gewer-
begebietes, zur Sicherung gesunder Arbeitsbedingungen und fir ein Mindest-
malf3 an Durchgriinung wird im Bereich der Gewerbeflachen eine Pflanzbindung
erlassen. Im Bereich der Mischgebietsflachen, die kleinteiliger sind und Garten-
flachen an der Wohnbebauung besitzen, wo Grenzabstande zu Nachbarn ein-
zuhalten sind, wird auf eine allgemeine Bepflanzungsfestsetzung verzichtet.

Die vorwiegend gewerblich genutzten, stark versiegelten Siedlungsflachen in
Halle-Ost weisen Uberwarmungseffekte mit einer hohen lufthygienischen Lang-
zeitbelastung auf und sind nach Untersuchungen zum Schutzgut Klima/Luft
empfindlich gegentiber Nutzungsintensivierungen. Um die Warmeinseln nicht
zu verstarken, die Staubbindung durch Pflanzen zu erhdéhen und die Luftfeuchte
zu verbessern, sind aus klimatischer Sicht weitere Versiegelungen méglichst zu
vermeiden und eine Erhéhung des Vegetationsanteils anzustreben. Fir die
Gewerbeflachen, auf denen neue Bauvorhaben umgesetzt werden, legt die
grinordnerische Festsetzung die Begriinung auf etwa 10 % der Grundstiicks-
flache in Form von Baumen fest. Damit wird nicht in die unverénderten Be-
standsflachen eingegriffen (Bestandsschutz), nur bei neuen baulichen Malf3-
nahmen wird eine Mindestbegriinung festgelegt, so dass mit fortlaufender Bau-
tatigkeit das Ziel erreicht werden kann, den Vegetationsflachenanteil im Gebiet
insgesamt nicht zu verringern bzw. sogar zu erhéhen. Dieses ist vom Umfang
zumutbar und lasst gentigend Flexibilitdt der Anordnung. Sollte im Einzelfall die
Pflanzbindung auf dem Baugrundstiick nicht umsetzbar sein (z.B. aufgrund von
Grenzabstanden der Bepflanzung), ist eine Umsetzung auch auf3erhalb der
Baugrundstiicke, ggf. tiber eine Abldse bei der Stadt Halle, méglich.
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7.5 Ver-und Entsorgung (8 9 Abs. 1 Nr. 12 - 14 BauGB)

Die Infrastruktur fur die Ver- und Entsorgung wurde im Rahmen des Infrastrukturprogramms
Halle-Ost erneuert und ist bereits vorhanden.

7.5.1 Wasserversorgung

Die Infrastruktur fur die Wasserversorgung wurde im Rahmen des Infrastrukturprogramms
Halle-Ost erneuert und ist bereits vorhanden.

7.5.2 Entwasserung

Die Infrastruktur fir die Entwasserung wurde im Rahmen des Infrastrukturprogramms Halle-
Ost erneuert und ist bereits vorhanden.

7.5.3 Energieversorgung

Die Infrastruktur fir Elektroenergie und StrafRenbeleuchtung, wurde im Rahmen des Infra-
strukturprogramms Halle-Ost erneuert und ist bereits vorhanden.

Laut Stellungnahme der Energieversorgung Halle GmbH (Fachbereich Fernwdrme) vom
31.01.2017 kann das B-Plangebiet nicht mit Fernwarme erschlossen werden. Die Versor-
gung mit Fernwarme ist auf Grund der fehlenden Versorgungsanlagen ausgeschlossen.”

7.5.4 Telekommunikation

Die Infrastruktur fir Telekommunikation wurde im Rahmen des Infrastrukturprogramms Hal-
le-Ost erneuert und ist bereits vorhanden.

7.5.5 Abfallentsorgung

Der einfache Bebauungsplan sieht im Bestandsgebiet keinen Eingriff in die Abfallentsorgung
Vor.

7.6 Immissionsschutz (8 9 Abs. 1 Nr. 23-24 BauGB)

Zur Vermeidung schadlicher Umwelteinwirkungen sind nach § 50 Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) emittierende Betriebe und schiitzenswerte Gebiete (bzw. Objekte) raum-
lich voneinander zu trennen. Dieser Trennungsgrundsatz ist fur alle raumbedeutsamen Pla-
nungen anzuwenden.

Die Anwendung des Trennungsgebotes findet jedoch Grenzen durch das ebenfalls zu be-
achtende Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Die alleinige Beachtung
des Trennungsgebotes wirde den Flachenverbrauch unverhaltnismélig beférdern und samt-
lichen Zielen des Klima- und des Naturschutzes widersprechen. Zwischen beiden Geboten
ist daher ein planerischer Ausgleich geboten.

Dieser fand zunéchst bei der Darstellung der Flachen in der vorbereitenden Bauleitplanung
Bertcksichtigung.
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Aufgrund storanfalliger Nutzungen im weiteren Umfeld sind in der verbindlichen Bauleitpla-
nung dartber hinaus Einschrankungen fir die kinftig zulassigen Betriebe und Anlagen er-
forderlich. Diese kdnnen nicht allein den dem Bauleitplanverfahren zeitlich nachfolgenden
Genehmigungsverfahren tiberlassen bleiben.

Die im Rahmen der Bauleitplanung bereits notwendigen Einschrankungen werden im vorlie-
genden Bebauungsplan auf der Grundlage des § 1 Abs. 4 und Abs. 5 i. V. m. Abs. 9 Bau-
NVO wie folgt vorgenommen:

nutzungsbezogen durch Ausschluss bestimmter Betriebs- und Anlagenarten,
eigenschaftsbezogene Gliederung durch Gerauschkontingentierung.

§ 1 Abs. 4 BauNVO ermdglicht eine raumliche Aufteilung der zulassigen Nutzungsarten und
deren Zuordnung zu bestimmten Standortbereichen. Dabei kann nach 8§ 1 Abs. 4 Satz 2
BauNVO die Gliederung von Gewerbe- und Industriegebieten nicht nur innerhalb eines Be-
bauungsplangebietes sondern auch gemeindebezogen erfolgen, d. h. die einzelnen Gewer-
be- bzw. Industriegebiete im Stadtgebiet konnen sich erganzen. Dabei muss insgesamt die
allgemeine Zweckbestimmung des Gebietes gewahrt bleiben.

Diese Gliederung kann mit den weiteren Gliederungsmdoglichkeiten nach 8 1 Abs. 5 bis 9
BauNVO verbunden werden. Zur Feinsteuerung kénnen nach § 1 Abs. 5 BauNVO allgemein
zulassige Nutzungen vollig ausgeschlossen oder ausnahmsweise zugelassen werden.

8 1 Abs. 9 BauNVO erganzt 8 1 Abs. 5 BauNVO dadurch, dass anstelle der in der BauNVO
erwéhnten Kategorien auch nur bestimmte Arten der Nutzungen bzw. Unterarten feingesteu-
ert werden kénnen. Bei Gewerbebetrieben kann damit z. B. an bestimmte Branchen oder an
den typischen Stdrgrad angeknipft werden.

Von diesem Instrumentarium soll mit dem Bebauungsplan Nr. 155 fir das Industrie- und Be-
standsgewerbegebiet Gebrauch gemacht werden. Es wird darauf abgestellt, dass innerhalb
des gemeindetbergreifenden Bebauungsplans ,Industriegebiet Halle-Saalkreis an der A 14*
Ansiedlungsflachen fir Industriebetriebe zur Verfigung stehen, die aufgrund der Lage des
Gebietes aulRerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslagen einen héheren Stérgrad
aufweisen kdnnen, als dies in der Nachbarschaft zu Kleingartenanlagen und Wohnbebauung
der Fall sein kann. Das Gewerbegebiet an der A 14 dient damit vorrangig der Ansiedlung von
Industriebetrieben, die in den Gle- und GI-Teilgebieten des vorliegenden Plangebiets auf-
grund ihres Emissionsverhaltens ausgeschlossenen werden mussen.

7.6.1 Nutzungsbezogener Ausschluss von Betriebs- und Anlagenarten

Die im Bebauungsplan Nr. 155 erforderlichen nutzungsbedingten Ausschlisse erfolgen auf
der Grundlage der Vierten Verordnung zur Durchfihrung des Bundesimmissions-
schutzgesetzes — 4. BImSchV "Verordnung uber genehmigungsbedlrftige Anlagen vom
2. Mai 2013 (BGBI. | S. 973, 3756), die durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April 2015
(BGBI. | S. 670) geandert worden ist* sowie der Zwdlften Verordnung zur Durchfihrung des
Bundesimmissionsschutzgesetzes (Stérfall-Verordnung — 12. BImSchV) ,Stoérfall-Verordnung
in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juni 2005 (BGBI. | S. 1598), die zuletzt durch
Artikel 79 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) geéandert worden ist*

Die aufgrund ihrer wesentlichen Umweltauswirkungen genehmigungsbedirftigen Anlagen
sind im Anhang 1 der 4. BImSchV abschlieRend aufgelistet. Dabei werden verschiedene
Anlagentypen auch danach differenziert, ob sie einer Genehmigung nach Storfallverordnung
(Storfallv — 12. BImSchV) bedirfen.
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Storfallanlagen werden, abgesehen vom GIl2-Teilgebiet, aufgrund der zu geringen Abstande
zu storfallsensiblen Nutzungen, komplett ausgeschlossen.

Weil im Fall der Storfallbetriebe europédisches Recht (Seveso llI-Richtlinie) derzeit noch nicht
in deutsches Recht umgesetzt ist — eine Neufassung der 12 BImSchV liegt erst als Referen-
tenentwurf vor — kann momentan nicht mit Gewissheit ausgeschlossen werden, dass Betrie-
be und Anlagen, die weder der 4. noch der 12. BImSchV unterliegen, da sie deren Schwel-
lenwerte unterschreiten, doch als Storfallbetriebe einzuschatzen sind, sofern sie unter die
verscharften Schwellenwerte der Seveso llI-Richtlinie fallen.

Weiterhin werden Anlagen ausgeschlossen, wenn sie sich aufgrund ihres Emissionsverhal-
tens voraussichtlich nicht in den Gebietsbestand einfligen. Im Umkehrschluss heil3t das,
dass Betriebe und Anlagen, die sich in die Eigenart des bestehenden Gewerbegebietes ein-
figen, nicht ausgeschlossen werden sollen. Das ist in der Regel dann zu vermuten, wenn die
Produktionsmengen der im Anhang 1 der 4. BImSchV erfassten Anlagen so gering sind,
dass sie die in diesem Anhang benannten Schwellenwerte unterschreiten.

Weiterhin werden in Zusammenarbeit mit der unteren Immissionsschutzbehorde aus dem
Anhang 1 der 4. BImSchV diejenigen Anlagen ausgewahlt, die als unbedenklich eingestuft
werden kénnen. Das sind Gberwiegend Anlagen, die in der Regel im vereinfachten Verfahren
ohne Offentlichkeitsbeteiligung genehmigt werden kénnen.

Damit wird vermieden, sich auf diverse Abstandserlasse beziehen zu missen, die fur das
Land Sachsen-Anhalt nicht verbindlich sind und demzufolge nur wegweisenden Charakter
haben.

Um das gemeindliche Einvernehmen zur Bedingung fir eine Genehmigung im Rahmen des
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu machen, werden samtliche Anlagen, die einer
Genehmigung nach der 4. BImSchV bedirfen, so festgesetzt, dass sie nur ausnahmsweise
zugelassen werden konnen. Auf diese Weise kann im Rahmen einer Einzelfallprifung die
Auswirkung jedes Vorhabens geprift werden.

Um zu den im vorliegenden Fall relevanten Ausschlusskriterien zu gelangen, wurde die Wir-
kung der einzelnen Betriebs- bzw. Anlagenarten auf die angrenzenden schutzbedurftigen
Nutzungen und hier insbesondere das Schutzgut Mensch bewertet, wobei insbesondere auf
Luftschadstoffe und Geriiche abgestellt wurde. Hinsichtlich der Gerduschemissionen greifen
zudem die unter dem folgenden Punkt eigenschaftsbezogene Gliederung noch weiter er-
lauterten Festsetzungen zur Schallkontingentierung.

o Entfernungen von relevanten Anlagen zu stérsensiblen Nutzungen

Das Bestandsgewerbegebiet Halle-Ost ist zwischen den Bahnanlagen sowie dem Wohnge-
biet an der Freiimfelder StraRe im Westen, dem alten Ortskern Diemitz im Norden und den
Wohngebieten der Ortslage Biischdorf im Osten in das Siedlungsgebiet der Stadt Halle ein-
gebettet.

Lediglich im Stiden grenzt das Plangebiet unmittelbar an die Industrie- und Gewerbeflachen
des Bebauungsplans Nr. 146 ,Gewerbegebiet Grenzstral’e — Europachaussee (HES)“ an.
Dort existiert ein Logistikstandort, in den ein modernes Gefahrstofflager integriert ist.

Der Logistikstandort im Bebauungsplangebiet Nr. 146 wurde entwickelt als Arrondierung
eines bereits langer auf Flachen der Gl- und Gle-Teilgebiete sudlich der Delitzscher existie-
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renden Logistikstandortes. Im TG GI2, unmittelbar an der Grenze zum Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 146 gelegen, befindet sich ein bereits langer bestehendes Gefahrstoff-
lager. Dieses existierte bereits vor dem Jahr 1990.

Das bestehende Gefahrstofflager im GI2 erfordert im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens Nr. 155 eine besondere Beachtung. Entscheidend ist die Einhaltung eines angemesse-
nen Achtungsabstands zu samtlichen storfallsensiblen Nutzungen im Umfeld des Gefahrstof-
flagers.

Zu beachten sind in diesem Zusammenhang insbesondere der in Aufstellung befindliche
Bebauungsplan Nr. 166 ,Sondergebiet Baumarkt®, die Fremdkdrper ,Wohnen* im Plangebiet,
sowie die grof3en Birogebaude (wie z.B. die Zeitungsredaktion), das Sport- und Freizeitzent-
rum an der Delitzscher Strale und unbedingt auch das Schokoladenmuseum. Sé&mtliche
storfallsensiblen Nutzungen sind Anrainer der Delitzscher Straf3e.

Die nachstgelegene sensible Nutzung mit dem geringsten Abstand zum vorhandenen Ge-
fahrstofflager im Plangebiet ist die Betriebswohnung des Speditionsbetriebes (Grenzstralie
13). Der aus Sicht der aktuellen Planung sehr geringe Abstand dieser im Bestand vorhande-
nen Betriebswohnung zum im Bestand vorhandenen Gefahrstofflager ist durch einen Ge-
richtsvergleich aus dem Jahr 2006 vor der 2. Kammer des Verwaltungsgerichts Halle (Az.
2A109/05HAL) legalisiert worden und geniel3t demzufolge Bestandsschutz. Weitere Informa-
tionen zum Inhalt dieses Vergleichs finden sich unter dem Anstrich ,Gewerbegebiete (GE)*
unter Betriebswohnungen. Die Nutzung der Betriebswohnung Grenzstral3e 13 wird im Regel-
fall durch den Betrieb des vorhandenen Gefahrstofflagers nicht beeintrachtigt. Die Vorberei-
tung der SicherungsmalRnahmen fir den eventuellen Storfall kann nur zwischen den be-
nachbarten Betrieben geregelt werden.

Ansonsten sind die nachstgelegenen storfallsensiblen Nutzungen das in Aufstellung befindli-
che Sondergebiet Baumarkt an der Ecke Delitzscher Stral3e / Grenzstral3e (ca. 400 m), die
Kleingartenanlage ,Kanenaer Weg"“ (ca. 330 m) und das Schokoladenmuseum in der Scho-
koladenfabrik, Delitzscher Straf3e Nr. 70 (ca. 250 m).

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Nr. 166 ,Sondergebiet Baumarkt® wurde bei der
oberen Immissionsschutzbehdrde des Landes Sachsen-Anhalt abgefragt, ob ein ausrei-
chender Achtungsabstand zum Gefahrstofflager im Teilgebiet TG 58 vorliegt. Die Einhaltung
des erforderlichen Achtungsabstandes wurde durch die obere Immissionsschutzbehérde
bestatigt.

In einer Empfehlung zur Abstandsbetrachtung fur den Storfallbetrieb ,Gefahrstofflager der
Firma MIL in der Grenzstraf3e 11 vom 23.10.2015 hat die untere Immissionsschutzbehdtrde
der Stadt Halle im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Nr. 166 (Baumarkt) eine fachauf-
sichtliche Einordnung auch des élteren Gefahrstofflagers im TG GI2 vorgenommen. Dieses
Lager wurde in die Abstandsklasse | (bis 200 m) eingeordnet. Die Abstande zur Gartenanla-
ge und zum Schokoladenmuseum unterschreiten zwar den Abstand zum geplanten Bau-
markt, liegen aber aufRerhalb des einzuhaltenden Achtungsabstandes vom 200 m.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist aber unbedingt auszuschlieen, dass sich
weitere Storfallbetriebe innerhalb des Plangebietes so ansiedeln, dass ihre Achtungsabstan-
de die tatséchlichen Abstande zu den betrachteten sensiblen Nutzungen unterschreiten. Aus
diesem Grund ist es geboten, fir sdmtliche eingeschrankten Industriegebietsflachen Storfall-
betriebe als unzulassig festzusetzen.
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e Begrundung der Nutzungsbeschréankung

Zusammenfassend lasst sich der Ausschluss von Storfallbetrieben und —anlagen folgender-
maf3en begrinden: Jeder weitere Betrieb oder jede weitere Anlage in den Gle- oder GlI-
Teilgebieten, welche(r) der Storfallverordnung unterliegt, wirde zusatzliche Nutzungsbe-
schrankungen innerhalb der jeweils erforderlichen Achtungsabstande bewirken. Diese Be-
schrankungen kénnen sich auf Teile des Plangebietes, aber auch auf die Umgebung des
Plangebietes beziehen.

Nutzungsbeschrankungen innerhalb des Plangebietes waren aber keinesfalls mit dem im
Aufstellungsbeschluss formulierten Planungsziel vereinbar, die Ansiedlung von produzieren-
dem und von Dienstleistungsgewerbe zu férdern. Gerade letztere Nutzungskategorie ist von
einem nicht unbedeutenden Publikumsverkehr gepragt und fligt sich nicht oder nur schlecht
in die Achtungsabstande zu Storfallbetrieben ein.

Die durch die textlichen Festsetzung 2.2 ausgeschlossenen Anlagen werden im Folgenden
jeweils mit der im Anhang zur 4. BImSchV aufgeflihrten Nummer benannt. Anhand der
4. BImSchV, die auch im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung des Planes eingesehen wer-
den kann, lasst sich die exakte Bezeichnung der einzelnen Anlagennummern ab der 2. Stelle
nachvollziehen.
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7.6.2 Begrindung der Festsetzungen zum Immissionsschutz in ihrer Nummerierung
entsprechend Teil B Textliche Festsetzungen

Immissionsschutz

Schutz vor Gerauschimmissionen

Zulassig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Gerausche die in der
folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691

76

weder tags (6.00 h bis 22.00 h) noch nachts (22.00 h bis 6.00 h) tberschreiten.

Emissionskontingente LEK,tags,nachts fur die Teilflachen TF001 bis TF141

Teilflachen Flachengrolle Emissionskontingent
S I—EK,tags Lex nachts
[m?] [dB] [dB]
1 2 3 4

TFO0O1a 1.680 60 47
TF001b 2.500 60 42
TFO0O1c 270 60 53
TFOO1d 860 60 42
TFOOle 3.240 60 43
TFOO1f 230 56 38
TF002a 6.400 63 50
TF002b 7.450 63 45
TF003 20.760 65 49
TF004 22.020 63 49
TFO05 3.910 63 49
TFO006 3.740 60 42
TFOO7 7.720 62 44
TFO008 6.120 62 45
TFO09 5.000 62 45
TFO10 4.720 62 45
TFO11 3.150 62 45
TFO012 2.670 62 42
TFO013 1.720 62 42
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Teilflachen Flachengrolie Emissionskontingent
S LEK,tags Lek nachts
[m?] [dB] [dB]
1 2 3 4
TFO014 5.950 60 42
TFO14b 610 56 40
TFO15 8.280 60 47
TFO16 3.440 60 47
TFO17 5.850 55 40
TFO18 7.290 60 47
TFO19 12.640 61 47
TF020 790 58 42
TF020b 2.540 58 39
TF021 1.120 58 42
TF022 900 58 42
TF023 780 58 42
TF024 4.360 58 45
TF025 2.890 60 45
TF026 5.860 60 45
TFO27 1.700 60 45
TF028 680 60 45
TF029 4.000 58 42
TFO030 9.010 60 45
TF031 15.050 62 47
TF032 4.640 62 47
TF033 24.910 62 47
TF034 15.870 60 43
TF035 24.750 62 45
TF036 10.800 62 47
TFO37 31.420 65 48
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Teilflachen Flachengrolie Emissionskontingent
S LEK,tags Lek nachts
[m?] [dB] [dB]
1 2 3 4
TFO38 26.000 65 48
TF039 28.520 60 45
TF040 15.840 58 43
TFO041 6.070 55 42
TF041b 1.420 55 39
TF041c 730 55 38
TF042 12.860 58 43
TF043 3.470 55 42
TF044 3.610 58 43
TF045 400 58 43
TF045b 1.640 58 40
TFO046 1.590 58 43
TFO47 9.720 59 45
TF048 18.340 59 45
TF049 23.870 58 43
TFO50 1.460 55 42
TFO50b 800 55 42
TFO51 1.090 57 43
TF052 20.890 58 43
TFO053 7.650 60 45
TFO054 11.670 58 43
TFO055 3.410 58 43
TF056 27.000 62 47
TFO57 19.180 60 47
TF058 11.720 60 47
TF059 16.230 58 43
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Teilflachen Flachengrolie Emissionskontingent
S LEK,tags Lek nachts
[m?] [dB] [dB]
1 2 3 4
TF060 6.660 58 43
TFO061 4.190 58 43
TF062 14.510 54 39
TF062b 320 57 41
TF063 2.430 55 40
TF064 4.670 58 43
TF064b 3.980 57 39
TF065 5.250 58 43
TF065b 6.150 57 41
TFO066 7.450 58 43
TFO67 3.430 59 44
TFO68 8.690 58 43
TF069 23.840 60 45
TFO70 3.060 62 47
TFO71 28.660 58 43
TFO72 33.670 58 43
TFO73 23.760 60 45
TFO74 54.820 60 47
TFO75 89.990 60 45
TFO76 11.950 60 45
TFO77 22.460 60 45
TFO78 7.200 58 43
TFO79 7.110 56 42
TF080 18.070 56 44
TF081 56.160 57 42
TF082 6.850 56 41
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Teilflachen Flachengrolie Emissionskontingent
S LEK,tags Lek nachts
[m?] [dB] [dB]
1 2 3 4
TF083 10.040 56 41
TF084 26.870 56 41
TF085 3.480 56 41
TF086 1.550 56 42
TFO087 21.980 55 40
TF088 17.060 55 40
TF089 3.390 60 45
TFO090 8.700 58 41
TF091 810 58 41
TF091b 230 58 40
TF092 800 58 43
TF093 2.210 62 46
TF094 3.340 58 42
TF094b 270 58 40
TF095 10.000 58 41
TF096 8.820 58 43
TF097 21.780 58 42
TF097b 180 58 41
TF098 20.950 58 43
TF099 14.870 58 43
TF100 12.150 60 45
TF101 2.350 58 43
TF102 1.360 58 43
TF103 3.370 63 44
TF104 4.480 58 42
TF105 10.180 58 42
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Teilflachen Flachengrolie Emissionskontingent
S LEK,tags Lek nachts
[m?] [dB] [dB]
1 2 3 4

TF106 2.720 59 44
TF107 2.780 63 44
TF108 1.610 53 42
TF108b 680 51 40
TF109 1.610 58 42
TF110 19.970 58 43
TF111 6.650 60 45
TF112 8.520 60 45
TF113 1.740 60 45
TF114 3.540 60 45
TF115 2.870 60 47
TF116 6.450 58 42
TF117 1.000 60 47
TF118 1.830 58 42
TF119 18.710 60 47
TF120 21.090 62 47
TF121 40.260 60 45
TF122 6.090 57 42
TF123 12.210 60 45
TF124 3.790 60 45
TF125 16.740 58 43
TF126 2.240 60 45
TF127 4.190 58 43
TF128 3.360 60 45
TF129 5.130 63 48
TF130 38.670 60 48
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Teilflachen Flachengrolie Emissionskontingent
S LEK,tags Lek nachts
[m?] [dB] [dB]

1 2 3 4

TF131 19.710 60 48
TF132 51.720 59 48
TF133 16.190 59 47
TF134 36.520 59 48
TF135 63.350 62 50
TF136 15.040 58 43
TF136b 1.530 58 35
TF137 8.300 50 47
TF138 8.540 58 43
TF139 7.480 50 47
TF140 2.630 55 40
TF141 18.140 50 47

Die Prifung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5.

Die in der Spalte 1 der obenstehenden Tabelle angegebenen Teilflachen bezie-
hen sich auf die in den Beiplanen A (Schallemissionskontingente tags) und B
(Schallemissionskontingente nachts) markierten Teilflachen (TF) der Schalle-
missionskontingentierung nach DIN 45691.

Begrundung: Die Festsetzung von Schallemissionskontingenten nach DIN
45691 ist eine anerkannte Methode, um einen Ausgleich zwischen den Schutz-
anspruchen sensibler Nutzungen in der Umgebung gewerblicher Bauflachen
und den Ansprichen der Betriebe auf Bestandssicherheit inklusive Entwick-
lungsoptionen am Standort herbeizufthren.

Genehmigte gewerbliche Nutzungen geniel3en fir den Fall, dass sich schutz-
bedirftige Nutzungen im Wirkungsbereich ihrer Emissionen ansiedeln, keinen
statischen Bestandsschutz. lhre Genehmigung unterliegt dem dynamischen
Anspruch, sich stets entsprechend dem Stand der Technik, an die technischen
Regelwerke in ihrer jeweils aktuellen Fassung anzupassen. Das kann unter be-
stimmten Umstanden langfristig dazu fihren, dass sich ein im Bestand vorhan-
dener Betreib an seinem Standort nicht halten kann.

In diesem Sinne schafft die Festsetzung definierter Schallkontingente fur die
Betriebe die erforderliche Sicherheit, sich langfristig in einem immissionsrecht-
lich klar bestimmten Rahmen bewegen zu kénnen. Diese Entwicklungssicher-
heit am Betriebsstandort dient damit der Férderung der Wirtschaft und den Er-
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2.2

halt von gewerblich/industriellen Arbeitsplatzen, was eines der im Aufstellungs-
beschluss formulierten Hauptplanungsziele ist.

Durch die Beriicksichtigung der Belange der schutzbedurftigen Nutzungen in
der Umgebung des Plangebietes dient die Emissionskontingentierung gleichzei-
tig auch der planerischen Umsetzung des Ricksichthahmegebots im Sinne
Vermeidung neuer Konflikte sowie einer Minderung bestehender Konflikte, so-
weit diese sich aus der im Bestand teilweise vorhandenen Unterschreitung an
sich gebotener Abstande zwischen unvereinbaren Nutzungen ergeben.

Die Methodik der Bewertung der Schutzanspriiche der relevanten Immission-
sorte und die sich daraus ableitenden Konsequenzen fir die schalltechnische
Untersuchung, die der Schallemissionskontingentierung zugrunde liegt, werden
unter ,Auswirkungen der Planung, Belange der Bevdlkerung“ ausflihrlich darge-
stellt.

Nach 4. BImSchV genehmigungsbedirftige Anlagen in den eingeschrank-
ten Gewerbegebieten (GEe), den Gewerbegebieten (GE), den einge-
schrankten Industriegebieten (Gle) und den Industriegebieten (GI)

In allen GEe-, GE-, Gle und GI-Teilgebieten kénnen die in der folgenden Liste
aufgeflihrten Betriebe und Anlagen ausnahmsweise zugelassen werden:

Rechtsgrundlage: 8 1 Abs. 5i. V. m. 8 1 Abs. 9 und § 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO
sowie der Anhang 1 der Vierten Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes "Verordnung Uber genehmigungsbedurftige Anlagen
vom 2. Mai 2013 (BGBI. | S. 973, 3756), die durch Artikel 3 der Verordnung vom
28. April 2015 (BGBI. | S. 670) geandert worden ist"

Begrundung: Anlagen der Nrn. 1 (Warmeerzeugung, Bergbau und Energie)
und 2 (Steine und Erden, Glas, Keramik, Baustoffe) umfassen Kraftwerke, ein-
schlieBlich der Anlagen zur Nutzung von Windenergie sowie Steinbriiche oder
andere Analgen zur Rohstoffgewinnung oder —bearbeitung, Brenndfen und an-
dere Anlagen, die aufgrund ihres Emissionsverhaltens nicht in einem Gebiet
angesiedelt werden kdnnen, das - wie das Gewerbebestandsgebiet Halle-

Ost - komplett in die Siedlungsflache der Stadt Halle integriert ist.

Anzumerken ist, dass der Ausschluss von Anlagen, die einer Genehmigung
nach der 4. BImSchV bedurfen und die in den Nrn. 1 und 2 im Anhang 1 zur

4. BImSchV aufgefiihrt sind, nicht zu einem Komplettausschluss der Nutzung
an sich fihren muss.

Aufgrund der im Anhang 1 zur 4. BImSchV gelisteten Mengenbeschrénkungen,
bedirfen Nutzungen, die unter den Nrn. 1 und 2 erfasst sind, welche aber die in
der Anlage 1 aufgeflihrten Mengen unterschreiten, keiner Genehmigung nach
der 4. BImSchV und kénnen daher im Gebiet zulassig sein, sofern andere Fest-
setzungen dem nicht entgegenstehen.
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Nr.3  Stahl, Eisen und sonstige Metalle einschliel3lich Verarbeitung:

Nummer 3.23:

Anlagen zur Herstellung von Metallpulvern oder —pasten, insbesondere Alumi-
nium, Eisen- oder Magnesiumpulver oder —pasten oder blei- oder nickelhaltigen
Pulvern oder Pasten, ausgenommen Anlagen zur Herstellung von Edelmetall-
pulver.

Begriindung: Anlagen mit einem Emissionsverhalten, das am Standort'’ des
Plangebietes das Gebot der Rucksichtnahme gegeniber der Umgebung verlet-
zen wirde, kénnen im Plangebiet auch nicht ausnahmsweise zugelassen wer-
den.

Von den Anlagen unter Nr. 3 sind die beiden Unterkategorien Nummer 3.22
(mittlere Schredderanlagen) und Nummer 3.23 (Anlagen zur Herstellung und
Beschichtung mit Metallpulvern) ausgenommen. Von diesen Anlagen ist anzu-
nehmen, dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur 4. BImSchV die
Aussicht darauf besteht, dass der Nachweis Uber die notwendige Einhaltung
des Rucksichtnahmegebots gefiihrt werden kann.

Damit die untere Immissionsschutzbehérde der Stadt Halle in diese Nachweis-
fihrung einbezogen werden muss, werden die 0.g. Anlagen nur ausnahmswei-
se zugelassen.

Nr.4  Chemische Erzeugnisse, Arzneimittel, Mineraldlraffination und
Weiterverarbeitung:

Nummer 4.3.1:

Anlagen zur Herstellung von Arzneimitteln oder Arzneimittelzwischenprodukten
im industriellen Umfang, soweit nicht von Nummer 4.1.19 erfasst, ausgenom-
men Anlagen, die ausschlief3lich der Herstellung der Darreichungsform dienen,
in denen Pflanzen, Pflanzenteile oder Pflanzenbestandteile extrahiert, destilliert
oder auf ahnliche Weise behandelt werden, ausgenommen Extraktionsanlagen
mit Ethanol ohne Erwérmen.

Nummer 4.5:
Anlagen zur Herstellung von Schmierstoffen, wie Schmieréle, Schmierfette Me-
tallbearbeitungsole.

Begrundung: Anlagen mit einem Emissionsverhalten, das an dem in die stadti-
sche Siedlungsflache integrierten Standort des Plangebietes, das Gebot der
Rucksichtnahme gegentiber der Umgebung verletzen wirde, kdnnen im Plan-
gebiet auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden.

Von den Anlagen unter Nr. 4 sind die beiden Unterkategorien Nummer 4.3.1
(Pflanzliche Arzneimittelproduktion) und Nummer 4.5 (Herstellung von Schmier-
stoffen) ausgenommen. Von diesen Anlagen ist anzunehmen, dass im Rahmen
des Genehmigungsverfahrens zur 4. BImSchV die Aussicht darauf besteht,
dass der Nachweis Uber die notwendige Einhaltung des Riicksichthahmegebots
gefuhrt werden kann.

Damit die untere Immissionsschutzbehdrde der Stadt Halle in diese Nachweis-
fuhrung einbezogen werden muss, werden die 0.g. Anlagen nur ausnahmswei-
se zugelassen.

" In diesem Zusammenhang ist relevant, dass der Standort des Gewerbegebietes in die stadtische
Siedlungsflache der Stadt Halle integriert ist.



Bebauungsplan Nr. 155 ,Bestandsgewerbegebiet Halle-Ost* 85

Nr.5 Oberflachenbehandlung mit organischen Stoffen, Herstellung von
bahnenférmigen Materialien aus Kunststoffen, sonstige Verarbeitung von
Harzen und Kunststoffen

Nummer 5.1.1.2:

Anlagen zur Behandlung von Oberflachen, ausgenommen Anlagen, soweit die
Farben oder Lacke ausschlieRlich hochsiedende Ole (mit einem Dampfdruck
von weniger als 0,01 Kilopascal bei einer Temperatur von 293,15 Kelvin) als or-
ganische Losungsmittel enthalten und die Losungsmittel unter den jeweiligen
Verwendungsbedingungen keine héhere Fluchtigkeit aufweisen, von Stoffen,
Gegenstanden oder Erzeugnissen einschliel3lich der dazugehdorigen Trock-
nungsanlagen unter Verwendung von organischen Losungsmitteln, insbesonde-
re zum Appretieren, Bedrucken, Beschichten, Entfetten, Impragnieren, Kaschie-
ren, Kleben, Lackieren, Reinigen oder Tranken mit einem Verbrauch an organi-
schen Losungsmitteln von 25 Kilogramm bis weniger als 150 Kilogramm je
Stunde oder 15 Tonnen bis weniger als 200 Tonnen je Jahr, ausgenommen
zum Bedrucken.

Nummer 5.1.2:

Anlagen zur Behandlung von Oberflachen, ausgenommen Anlagen, soweit die
Farben oder Lacke ausschlieRlich hochsiedende Ole (mit einem Dampfdruck
von weniger als 0,01 Kilopascal bei einer Temperatur von 293,15 Kelvin) als or-
ganische Losungsmittel enthalten und die L6sungsmittel unter den jeweiligen
Verwendungsbedingungen keine héhere Flichtigkeit aufweisen, von bahnen-
oder tafelférmigen Materialien mit Rotationsdruckmaschinen einschlief3lich der
zugehdrigen Trocknungsanlagen, soweit die Farben und Lacke organische LO-
sungsmittel mit einem Anteil von mehr als 50 Gew.-% an Ethanol enthalten und
in der Anlage insgesamt 50 Kilogramm bis weniger als 150 Kilogramm je Stun-
de oder 30 Tonnen bis weniger als 200 Tonnen je Jahr an organischen L6-
sungsmitteln verbraucht werden oder sonstige organische Losungsmittel enthal-
ten und in der Anlage insgesamt 25 Kilogramm bis weniger 150 Kilogramm or-
ganische Lésungsmittel je Stunde oder 15 Tonnen bis weniger als 200 Tonnen
je Jahr an organischen Losungsmitteln verbraucht werden.

Nummer 5.1.3:

Anlagen zur Behandlung von Oberflachen, ausgenommen Anlagen, soweit die
Farben oder Lacke ausschlieBlich hochsiedende Ole (mit einem Dampfdruck
von weniger als 0,01 Kilopascal bei einer Temperatur von 293,15 Kelvin) als or-
ganische Lésungsmittel enthalten und die Lésungsmittel unter den jeweiligen
Verwendungsbedingungen keine héhere Flichtigkeit aufweisen, zum Isolieren
von Drahten unter Verwendung von phenol- oder kresolhaltigen Drahtlacken mit
einem Verbrauch an organischen Losungsmitteln von weniger als 150 Kilo-
gramm je Stunde oder von weniger als 200 Tonnen je Jahr.

Nummer 5.6:

Anlagen zur Herstellung von bahnenférmigen Materialien auf Streichmaschinen
einschlieB3lich der zugehorigen Trocknungsanlagen unter Verwendung von Ge-
mischen aus Kunststoffen und Weichmachern oder von Gemischen aus sonsti-
gen Stoffen und oxidiertem Leindl.

Nummer 5.11:

Anlagen zur Herstellung von Polyurethanformteilen, Bauteilen unter Verwen-
dung von Polyurethan, PolyurethanblGcken in Kastenformen oder zum aus-
schaumen von Hohlrdumen mit Polyurethan, soweit die Menge der Po-
lyurethan-Ausgangsstoffe 200 Kilogramm oder mehr je Stunde betragt, ausge-
nommen Anlagen zum Einsatz von thermoplastischen Polyurethangranulat.
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Nummer 5.12:

Anlagen zur Herstellung von PVC-Folien durch Kalandrieren unter Verwendung
von Gemischen aus Kunststoffen und Zusatzstoffen mit einer Kapazitat von 10
000 Tonnen oder mehr pro Jahr.

Begrindung: Anlagen mit einem Emissionsverhalten, das an dem in die stadti-
sche Siedlungsflache integrierten Standort des Plangebietes, das Gebot der
Rucksichtnahme gegentiber der Umgebung verletzen wirde, kdnnen im Plan-
gebiet auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden.

Von den Anlagen unter Nr. 5 sind die Unterkategorien Nummer 5.1.1.2, 5.1.3
und 5.1.3 (Anlagen zur Behandlung von Oberflachen), Nummer 5.6 (Herstellung
von bahnenférmigen Materialien), Nummer 5.11 (Verarbeitung von Polyurethan)
und Nummer 5.12 (Anlagen zur Herstellung von PVC-Folien) ausgenommen.
Von diesen Anlagen ist anzunehmen, dass im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens zur 4. BImSchV die Aussicht darauf besteht, dass der Nachweis tber
die notwendige Einhaltung des Ricksichthahmegebots gefihrt werden kann.
Damit die untere Immissionsschutzbehérde der Stadt Halle in diese Nachweis-
fuhrung einbezogen werden muss, werden die 0.g. Anlagen nur ausnahmswei-
se zugelassen.

Nr. 6 Holz und Zellstoff

Nummer 6.3.2:
Anlagen zur Herstellung von Holzspanplatten, Holzfaserplatten oder Holzfaser-
matten mit einer Produktionskapazitat von weniger als 600 Kubikmetern je Tag.

Nummer 6.4:
Anlagen zur Herstellung von Holzpresslingen (z.B. Holzpellets, Holzbriketts) mit
einer Produktionskapazitat von 10 000 Tonnen oder mehr je Jahr.

Begrundung: Anlagen mit einem Emissionsverhalten, das an dem in die stadti-
sche Siedlungsflache integrierten Standort des Plangebietes, das Gebot der
Ricksichtnahme gegentiber der Umgebung verletzen wirde, kdnnen im Plan-
gebiet auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden.

Von den Anlagen unter Nr. 6 sind die beiden Unterkategorien Nummer 6.3.2
(Herstellung von Holzspanplatten, Holzfaserplatten oder Holzfasermatten) und
Nummer 6.4 (Herstellung von Holzpresslingen) ausgenommen.

Von diesen Anlagen ist anzunehmen, dass im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens zur 4. BImSchV die Aussicht darauf besteht, dass der Nachweis Uber
die notwendige Einhaltung des Ricksichthahmegebots gefihrt werden kann.
Damit die untere Immissionsschutzbehérde der Stadt Halle in diese Nachweis-
fuhrung einbezogen werden muss, werden die 0.g. Anlagen nur ausnahmswei-
se zugelassen.

Nr.7  Nahrungs-, Genuss- und Futtermittel, landwirtschaftl. Erzeugnisse

Nummer 7.22.2:

Anlagen zur Herstellung von Hefe oder Starkemehlen mit einer Produktionska-
pazitat von 1 Tonne bis weniger als 300 Tonnen Hefe oder Starkemehlen je
Tag oder weniger als 600 Tonnen Hefe oder Starkemehlen je Tag, sofern die
Anlage an nicht mehr als 90 aufeinanderfolgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist.
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Nummer 7.23.2:

Anlagen zur Herstellung von Hefe oder Starkemehlen mit einer Produktionska-
pazitat von weniger als 300 Tonnen Fertigerzeugnissen je Tag mit Hilfe von Ex-
traktionsmitteln, soweit die Menge des eingesetzten Extraktionsmittels 1 Tonne
oder mehr betragt oder weniger als 600 Tonnen Fertigerzeugnissen mit Hilfe
von Extraktionsmitteln, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 aufeinanderfol-
genden Tagen im Jahr in Betrieb ist.

Nummer 7.27.2:

Brauereien mit einer Produktionskapazitat von 200 Hektoliter Bier je Tag als
Vierteljahresdurchschnitt bis weniger als 3 000 Hektoliter Bier je Tag oder weni-
ger als 6 000 Hektoliter Bier je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 auf-
einanderfolgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist.

Nummer 7.31.2:

Anlagen zur Herstellung von Kakaomasse aus Rohkakao oder thermischen
Veredelung von Kakao oder Schokoladenmasse mit einer Produktionskapazitét
von 50 Kilogramm bis weniger als P Tonnen je Tag gemal3 Mischungsregel bei
der Verwendung tierischer Rohstoffe, ausgenommen Milch, allein oder mit
pflanzlichen Rohstoffen, oder von 50 Kilogramm bis weniger als 300 Tonnen je
Tag bei der Verwendung ausschlieRlich pflanzlicher Rohstoffe oder weniger als
600 Tonnen je Tag bei der Verwendung ausschlie3lich pflanzlicher Rohstoffe,
sofern die Anlage an nicht mehr als 90 aufeinanderfolgenden Tagen im Jahr in
Betrieb ist.

Nummer 7.31.3.2:

Anlagen zur Herstellung von Lakritz mit einer Produktionskapazitat von weniger
als 300 Tonnen je Tag bei der Verwendung ausschlief3lich pflanzlicher Rohstof-
fe oder weniger als 600 Tonnen je Tag bei der Verwendung ausschlief3lich
pflanzlicher Rohstoffe, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 aufeinanderfol-
genden Tagen im Jahr in Betrieb ist.

Begrundung: Anlagen mit einem Emissionsverhalten, das an dem in die stadti-
sche Siedlungsflache integrierten Standort des Plangebietes, das Gebot der
Ricksichtnahme gegentiber der Umgebung verletzen wirde, kdnnen im Plan-
gebiet auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden.

Von den Anlagen unter Nr. 7 sind die Unterkategorien Nummer 7.22.2 und
7.23.2 (Anlagen zur Herstellung von Hefe oder Starkemehlen), Nummer 7.27.2
(kleinere Brauereien), Nummer 7.31.2 (Schokoladenverarbeitung) und Num-
mer 7.31.3.2 (Lakritzherstellung) ausgenommen.

Von diesen Anlagen ist anzunehmen, dass im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens zur 4. BImSchV die Aussicht darauf besteht, dass der Nachweis Uber
die notwendige Einhaltung des Ricksichthahmegebots gefihrt werden kann.
Damit die untere Immissionsschutzbehérde der Stadt Halle in diese Nachweis-
fuhrung einbezogen werden muss, werden die 0.g. Anlagen nur ausnahmswei-
se zugelassen.

Nr.8 Verwertung und Beseitigung von Abfallen

Nummer 8.9.2:

Anlagen zur Behandlung von Altfahrzeugen, sonstigen Nutzfahrzeugen, Bussen
oder Sonderfahrzeugen (einschliel3lich der Trockenlegung) mit einer Durch-
satzkapazitat je Woche von 5 oder mehr Altfahrzeugen, sonstigen Nutzfahrzeu-
gen, Bussen oder Sonderfahrzeugen.
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Nummer 8.12.2:

Anlagen zur zeitlichen Lagerung von Abféllen, auch soweit es sich um Schlam-
me handelt, ausgenommen die zeitweilige Lagerung bis zum Einsammeln auf
dem Gelande der Entstehung der Abfélle und Anlagen, die durch Nummer 8.14
erfasst werden bei 30 Tonnen bis weniger als 50 Tonnen.

Nummer 8.12.3.2:

Anlagen zur zeitlichen Lagerung von Abfallen, auch soweit es sich um Schlam-
me handelt, ausgenommen die zeitweilige Lagerung bis zum Einsammeln auf
dem Gelande der Entstehung der Abfalle und Anlagen, die durch Nummer 8.14
erfasst werden bei Eisen- und Nichteisenschrotten, einschlie3lich Autowracks,
mit einer Gesamtlagerflache von 1 000 bis weniger als 15 000 Quadratmetern
oder einer Gesamtlagerkapazitat von 100 bis weniger 1 500 Tonnen.

Begrundung: Anlagen mit einem Emissionsverhalten, das an dem in die stadti-
sche Siedlungsflache integrierten Standort des Plangebietes, das Gebot der
Rucksichtnahme gegeniiber der Umgebung verletzen wirde, kdnnen im Plan-
gebiet auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden.

Von den Anlagen unter Nr. 8 sind die Unterkategorien Nummer 8.9.2 (Anlagen
zur Behandlung von Altfahrzeugen), Nummer 8.12.2 und 8.12.3.2 (Anlagen zur
zeitlichen Lagerung von Abfallen) ausgenommen.

Von diesen Anlagen ist anzunehmen, dass im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens zur 4. BImSchV die Aussicht darauf besteht, dass der Nachweis Uber
die notwendige Einhaltung des Ricksichtnahmegebots gefiihrt werden kann.
Damit die untere Immissionsschutzbehérde der Stadt Halle in diese Nachweis-
fihrung einbezogen werden muss, werden die 0.g. Anlagen nur ausnahmswei-
se zugelassen.

Nr.9 Lagern und Umschlagen von Stoffen

Nummer 9.11:

Offene oder unvollstéandig geschlossene Anlagen, ausgenommen Anlagen die
von Nummer 9.3 erfasst werden, zum Be- und Entladen von Schiittgitern, die
im trockenen Zustand stauben kénnen, durch Kippen von Wagen oder Behal-
tern oder unter Verwendung von Baggern Schaufelladegeraten, Greifern,
Saughebern oder @hnlichen Einrichtungen, soweit 400 Tonnen Schuttguter oder
mehr je Tag bewegt werden kdnnen, ausgenommen Anlagen zum Be- und Ent-
laden von Erdaushub oder von Gestein, das bei der Gewinnung oder Aufberei-
tung von Bodenschatzen anféllt, sowie Anlagen zur Erfassung von Getreide,
Olsaaten oder Hiilsenfriichten oder zur Erfassung von Getreide, Olsaaten oder
Hulsenfriichten, soweit 400 Tonnen oder mehr je Tag bewegt werden kdnnen
und 25 000 Tonnen oder mehr je Kalenderjahr umgeschlagen werden kénnen.

Begrundung: Anlagen mit einem Emissionsverhalten, das an dem in die stadti-
sche Siedlungsflache integrierten Standort des Plangebietes, das Gebot der
Rucksichtnahme gegentiber der Umgebung verletzen wirde, kdnnen im Plan-
gebiet auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden.

Von den Anlagen unter Nr. 9 ist die Unterkategorie Nummer 9.11 (Anlagen zum
Be- und Entladen von Schuittgiitern) ausgenommen.

Von diesen Anlagen ist anzunehmen, dass im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens zur 4. BImSchV die Aussicht darauf besteht, dass der Nachweis tber
die notwendige Einhaltung des Ricksichtnahmegebots gefiihrt werden kann.
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Damit die untere Immissionsschutzbehdrde der Stadt Halle in diese Nachweis-
fuhrung einbezogen werden muss, werden die 0.g. Anlagen nur ausnahmswei-
se zugelassen.

Nr. 10 Sonstiges

Nummer 10.15.1:

Prufstande fur oder mit Verbrennungsmotoren, ausgenommen

1. Rollenprifstande, die in geschlossenen Raumen betrieben werden

2. Anlagen, in denen mit Katalysator oder Dieselruffilter ausgerustete Serien-
motoren gepruft werden,

mit einer Feuerungswarmeleistung von insgesamt 300 Kilowatt oder mehr.

Nummer 10.22:

Anlagen zur Begasung, Sterilisation oder Entgasung, mit einem Rauminhalt der
Begasungs- oder Sterilisationskammer oder des zu begasenden Behalters von
1 Kubikmeter oder mehr, soweit sehr giftige oder giftige Stoffe oder Gemische
eingesetzt werden oder soweit 40 Entgasungen oder mehr je Jahr gemaf
TRGS 512 Nummer 5.4.3 durchzufiihren sind.

Nummer 10.25:
Kéalteanlagen mit einem Gesamtinhalt an Kéltemittel von 3 Tonnen Ammoniak
oder mehr.

Begrundung: Anlagen mit einem Emissionsverhalten, das an dem in die stadti-
sche Siedlungsflache integrierten Standort des Plangebietes, das Gebot der
Rucksichtnahme gegentiber der Umgebung verletzen wirde, kdnnen im Plan-
gebiet auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden.

Von den Anlagen unter Nr. 10 sind die Unterkategorien Nummer 10.15.1 (Pruf-
stande), Nummer 10.22 (Begasungs- oder Sterilisationskammern) und Nummer
10.25 (Kalteanlagen) ausgenommen.

Von diesen Anlagen ist anzunehmen, dass im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens zur 4. BImSchV die Aussicht darauf besteht, dass der Nachweis Uber
die notwendige Einhaltung des Ricksichthahmegebots gefihrt werden kann.
Damit die untere Immissionsschutzbehérde der Stadt Halle in diese Nachweis-
fuhrung einbezogen werden muss, werden die 0.g. Anlagen nur ausnahmswei-
se zugelassen.
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7.6.3 Eigenschaftsbezogene Gliederung mittels Schallkontingentierung

Die auf die konkrete Situation im Plangebiet zugeschnittenen und auf der Grundlage des
vorliegenden Gutachtens getroffenen Festsetzungen zur Einschrankung der Schallemissio-
nen dienen einerseits dazu, den Bestand und die Entwicklungsoptionen der gewerblichen
Nutzungen im Plangebiet zu sichern; andererseits aber auch dazu, die berechtigten Schutz-
anspriche der storempfindlichen Nutzungen auf3erhalb - sowie innerhalb - des Plangebietes
Zu gewabhrleisten.

Im vorliegenden Bebauungsplan wird dies dadurch erreicht, dass fiir einzelne Teilflachen®®

zulassige Maximalpegel fir zu erzeugende Gerausche je Quadratmeter Grundsticksflache
festgesetzt werden. Dabei wird ein Emissionskontingent Lgx nhach DIN 45691 festgelegt, wel-
ches das logarithmische Mal3 fur die von einer flachenhaften Schallquelle je Flacheneinheit
abgestrahlte Schallleistung ist (Pkt. 3.7 DIN 18005, Teil I, Juli 2002).

Die Festsetzung ist erforderlich, da vom Plangebiet insgesamt Auswirkungen auf die west-
lich, nérdlich und &stliche gelegenen Wohnnutzungen und Kleingartenanlagen ausgehen.

Die Kontingentierung ist Inhalt und Gegenstand der Planungshoheit der Gemeinde. Sie dient
ausdricklich dem Planungsziel, die langfristige Entwicklungsperspektive und Wettbewerbs-
fahigkeit fir vorhandene produzierende und dienstleistende Betriebe zu sichern. Nur die ver-
haltnismaRige Kontingentierung in Abhangigkeit der Nutzungsstrukturen ist Grundlage fir
eine gerechte Bodennutzung. Anders als auf dem Weg der alleinigen Betrachtung der Emis-
sionsproblematik im Vorbescheidverfahren kann nur mittels Kontingentierung verhindert
werden, dass der erste sich erweiternde Betrieb die gesamten in einer Teilflache zur Verfu-
gung stehenden Schallemissionen verbraucht (,Windhundprinzip“). Deshalb ist die Kontin-
gentierung im Bebauungsplan 155 zum Erreichen der Planungsziele ausdricklich erforder-
lich und geboten.

Durch die Festsetzung der Schallemissionskontingente wird sichergestellt, dass im Bereich
der schutzbedirftigen Nutzungen die Immissionsrichtwerte (IRW) sowohl tagstber als auch
nachts an allen Immissionspunkten eingehalten werden.

Die Beschreibung der Berechnungsmethodik, die Aussagen zu den Vorbelastungen und der
Nachweis der Einhaltung der Gerauschkontingente erfolgen in erster Linie im Gutachten
selbst. Hier nur eine kurze Zusammenfassung der Ergebnisse:

e Grundlagen

Das BauGB fordert, dass bei der Aufstellung der Bauleitpléne insbesondere die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohnverhaltnisse zu berticksichtigen sind. Diese grundsatzliche
Forderung konkretisiert das Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplanen regelmafig
durch die Beachtung der Vorgaben der DIN 18005 Teil | "Schallschutz im Stadtebau — Be-
rechnungsverfahren" mit dem zugehoérigen Beiblatt "Schalltechnische Orientierungswerte fiir
die stadtebauliche Planung" unter Verweis auf die "Technische Anleitung zum Schutz gegen
Larm (TA Larm)".

Die DIN 18005, Beiblatt 1 (Schallschutz im Stadtebau), nennt schalltechnische Orientie-
rungswerte (ORW) fir den Immissionsschutz, die sich auf die Gebietseinteilung der Baunut-

'® Die raumliche Lage und die Grenzen der Teilflachen kdénnen den Beiplanen A (Tageszeitraum) und
B (Nachtzeitraum) enthommen werden.
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zungsverordnung (BauNVO) beziehen. Dies erfordert, dass eine klare Gebietszuordnung i.S.
der BauNVO moglich ist.

Weiter wird im Beiblatt 1 zur DIN 18005 auf nachgeordnete technische Regelwerke hinge-
wiesen, wie die Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm) mit ihren Immissi-
onsrichtwerten (IRW).

In der TA Larm wird auch geregelt, wie mit den Fallen umzugehen ist, in denen die Orientie-
rungswerte nach DIN 18005 nicht angewendet werden kdnnen, so z.B. in vorbelasteten Be-
reichen, sog. ,Gemengelagen®, sowie in Bereichen, in denen (nach den Kategorien der
BauNVO) unvereinbare Nutzungsmischungen vorliegen.

Auf dieser Grundlage ist eine umfangliche Prufung der Situation am Standort erfolgt, sowohl
hinsichtlich der Einordnung der einzelnen Immissionsorte (I0) als auch hinsichtlich der Mog-
lichkeit, auf die verschiedenen Gemengelagensituationen abzustellen.

Mit der Planung wird der Nachweis erbracht, dass durch die Schallemissionen der im Plan-
gebiet anzusiedelnden Unternehmen unter Berilicksichtigung vorhandener Vorbelastungen
an den nachstgelegenen schutzbedurftigen Nutzungen die entsprechenden Immissionsricht-
werte (IRW) eingehalten werden.

Da die Gewerbebetriebe keiner statischen Genehmigung bzgl. ihres Emissionsverhaltens un-
terliegen, existiert im Konfliktfall kein emissionsrechtlicher Bestandsschutz fir die Ausiibung
ihrer Nutzung. Das Instrument der flachenbezogenen Schallemissionskontingente nach DIN
45691 dient zum Abgleich zwischen den Schutzanspriichen der Umgebung (externe 10) und
dem Interesse der Gewerbetreibenden an einer optimalen Ausnutzung der immissionsrecht-
lich zuldssigen Schallemissionen. Gleichzeitig schiitzt ein angemessenes Schallemissions-
kontingent dauerhaft den Bestand und die mdglichen Entwicklungsoptionen der Betriebe im
Plangebiet, indem es die dauerhafte Einhaltung des Gebotes der gegenseitigen Ricksicht-
nahme sichert.

e Vorbelastung

Zunachst wurden die am Standort bestehenden Vorbelastungen ermittelt.

Ein Teil der Untersuchungen zur Vorbelastung im Plangebiet konnte aus einem friheren
Bebauungsplanverfahren - dem Bebauungsplan Nr. 146 ,Gewerbegebiet Grenzstralle - Eu-
ropachaussee (HES)* aus dem Jahr 2012 — welches der Arrondierung des Bestandsgewer-
begebietes Halle-Ost diente - tibernommen werden.

Die im sudostlichen Bereich des Plangebietes im Bestand befindlichen Unternehmen des
Logistikstandortes, des Reparaturwerkes fur Grof3transformatoren (Fa. ABB) sowie einer
Containerfertigung (Fa. OECON) sind im Rahmen dieser Bauleitplanung bereits messtech-
nisch erfasst worden.

Fur die Firmen ABB und OECON wurden in gesonderten Schallimmissionsprognosen Emis-
sionskontingente ermittelt, die im Ergebnis als gewerbliche Vorbelastung zur Kontingentie-
rungsberechnung im Bebauungsplan Nr. 146 der Stadt Halle zu bertcksichtigen waren. Um
den anséassigen Betrieben noch einen Entwicklungsspielraum einzuraumen, wurden seitens
der Stadt auch im Sinne einer Staffelung der Teilgebiete folgende Emissionskontingente als
Vorbelastung eingestellt:

Fa. ABB: tags: Lex = 62 dB(A) und
nachts: Lex = 50 dB(A).
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Fa. OECON: tags: Lex =50 dB(A) und
nachts: Lex =47 dB(A).

Fur die im Plangebiet ansassigen Transportunternehmen (Logistikstandort der Fa. Finster-
walder sowie Spedition Schimcke) werden durch den Gutachter, im Analogieschluss zu ei-
genen schalltechnischen Untersuchungen mit einem &ahnlichen Firmenprofil, folgende Emis-
sionskontingente vergeben:

tags: Lex =59 dB(A) und
nachts: Lgx = 48 dB(A).

Westlich der GrenzstralRe soll die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 147 (Gewerbe) als
planerische Vorbelastung im Sinne der DIN 45691 bertcksichtigt werden.

Als planerische Vorbelastung fur dieses Plangebiet mit einer vorgesehenen gewerblichen
Nutzung wurden die folgenden Werte seitens der Stadt vorgegeben:

tags: Lex = 60 dB(A) und
nachts: Lgx =45 dB(A)

Dabei sind 60 dB (A) der flachenbezogene Schallleistungspegel fir ein Gewerbegebiet, der
nach DIN 18005 anzusetzen ist, wenn die unterzubringenden Anlagen nicht bekannt sind.

Analog wurde fir den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 166 ,Sondergebiet
Baumarkt durch den Gutachter, im Analogieschluss zu eigenen schalltechnischen Untersu-
chungen mit einem &ahnlichen Firmenprofil, eine ausreichende planerische Vorbelastung in
Hohe von:

tags: Lex = 60 dB(A) und
nachts: Lgx =45 dB(A)

vorgesehen.

Im Rahmen der Bestandsaufnahme wurden sowohl vom Fachbereich Planen der Stadt Halle
als auch vom Schallgutachter alle im Gebiet vorhandenen Gewerbebetriebe erfasst und hin-
sichtlich ihres Emissionsverhaltens bewertet.

¢ Methodik der schalltechnischen Untersuchung (Voruntersuchung)

Die Erarbeitung einer Schallemissionskontingentierung fir ein ca. 200 ha groRes Plangebiet,
dessen Rand immerhin eine Lange von ca. 8,6 km besitzt und das dartber hinaus mehrere
schalltechnischen Gemengelagen im Sinne der TA Larm aufweist, stellt ein &uRerst komple-
xes Vorhaben dar.

Den gegenwartigen Stand des vorliegenden schalltechnischen Gutachtens zu erreichen,
setzte aufgrund der Komplexitat dieser Aufgabe mehrere Zwischenschritte voraus. Im Ver-
lauf dieses Prozesses wurde, begleitend zur Aufstellung des Bebauungsplans, eine umfang-
reiche mehrstufige schalltechnische Untersuchung durch das Buro Goritzka Akustik, Dipl.-
Ing. M. Goritzka und Partner, Ingenieurbiro fir Schall- und Schwingungstechnik, Leipzig
erstellt.
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Mittels dieser schalltechnischen Untersuchung werden fur die einzelnen Teilflachen flachen-
bezogene zulassige Maximalpegel flr zu erzeugende Gerausche je Quadratmeter Grund-
stiicksflache bestimmt. Dabei wird ein Emissionskontingent Lgx nach DIN 45691 festgelegt,
welches das logarithmische Mal3 fiir die von einer flachenhaften Schallquelle je Flachenein-
heit abgestrahlte Schallleistung ist (Pkt. 3.7 DIN 18005, Teil I, Juli 2002).

Die daraus abgeleitete Festsetzung von Schallemissionskontingenten ist planerisch erforder-
lich, da vom gesamten Plangebiet Auswirkungen auf die westlich, nérdlich und 6stlich gele-
genen Wohnnutzungen und Kleingartenanlagen ausgehen. Durch die Festsetzung von
Schallemissionskontingenten wird sichergestellt, dass im Bereich der schutzbediirftigen Nut-
zungen die Immissionsrichtwerte (IRW) sowohl im Tages- als im auch Nachtzeitraum an al-
len Immissionsorten eingehalten werden.

Die endgtiltige Kontingentierung griindet sich auf die Endfassung dieser schalltechnischen
Untersuchung (Bericht 3655-2/12 ,Kontingentierung Bebauungsplan Nr. 155 Bestandsge-
werbegebiet Halle-Ost®, mit Stand vom 15.06.2016).

Die Beschreibung der Berechnungsmethodik, die Aussagen zu den Vorbelastungen und der
Nachweis der Einhaltung der Gerauschkontingente erfolgen in erster Linie im Gutachten
selbst. Dort sind auch die IRW samtlicher Immissionsorte aufgelistet.

e Festlegung der Immissionsrichtwerte (IRW) fur die (externen) Immissionsorte (10)
im Rahmen der Voruntersuchung zum Schallgutachten

Im Rahmen der Voruntersuchung wurden zunéchst Immissionsrichtwerte (IRW) fur die Be-
wertung der Schutzanspriiche samtlicher relevanter 10 angesetzt. In einem ersten Schritt
wurden ausschlieZlich die IRW fiur die jeweiligen Gebietskategorien nach BauNVO verwen-
det. Im Bereich der westlichen Fritz-Hoffmann-Stral3e wurde auf die Einordnung der Immis-
sionsorte (10) in der stadtinternen 10-Datenbank zurlickgegriffen. Diese Einordnung geht auf
frihere Planverfahren zuriick (hier: Planfeststellung Zugbildungsanlage).

In Gebieten ohne eindeutige Zuordnung zu einer Gebietskategorie gemal BauNVO wurden
im ersten Schritt der schalltechnischen Untersuchung die IRW zunachst unter Beachtung
einer Kappungsgrenze von 55/45 dB(A) angesetzt, d.h. keine Wohnnutzung wurde auf diese
Weise schlechter eingestuft als eine Wohnnutzung in einem Mischgebiet (Ml).

Der Grund dieses ersten planerischen Ansatzes zur Bewertung der Schutzanspriiche samtli-
cher Wohnnutzungen war das Bestreben, im ersten Schritt der schalltechnischen Untersu-
chung den (maximalen) Schutz der Wohnnutzungen in der Umgebung des Plangebietes zu-
nachst sicherzustellen. Davon ausgehend waren die Auswirkungen dieses Ansatzes auf die
gewerblichen Nutzungen im Plangebiet zu bewerten.

Mit Bezug auf die IRW der externen IO und mit Blick auf die von den Bestandsbetrieben be-
nétigten Emissionskontingente wurde versuchsweise im Rahmen einer Voruntersuchung ei-
ne erste Emissionskontingentierung gemaf DIN 45691 durchgefuhrt.

e Ergebnis der Voruntersuchung

In Verbindung mit ihrem Bestandsschutz genief3en die im Plangebiet zuladssig ausgetbten
Wohnnutzungen einen Anspruch auf gesunde Lebensverhaltnisse.
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Zum Nachweis, dass durch die Planung keine Gesundheitsgefahr eintreten kann, wurden
(zunachst noch im Rahmen der Voruntersuchung) die Schallimmissionspegel an den Orten
zulassiger freier Wohnnutzungen im Plangebiet bestimmt, die sich nach den Vorschriften der
TA Larm ergaben, wenn die Emissionskontingente zusammen mit der Vorbelastung als
Emissionen angesetzt werden.

Es ergaben sich Immissionspegel, welche die in einem Mischgebiet Ml zulassigen Immissi-
onspegel vielfach unterschritten, insbesondere fur den Fall, dass den Wohngrundstiicken
selbst kein Emissionskontingent zugeteilt wurde.

Dieser Effekt entsteht u.a. durch die im Bestand vorhandene Nahe zwischen dem Grof3trans-
formatorenwerk im Gl-Teilgebiet und einem externen Immissionsort im Libellenweg (WA).
Die spezielle Lage dieses externe 10 wirkt begrenzend auf die Kontingente in der gesamten
Flache des Plangebietes. Dies hat zur Folge, dass im Falle des der Voruntersuchung zu-
grunde gelegten planerischen Ansatzes, die Belastung der internen (Wohn)-Nutzungen in
vielen Féllen nicht nur sehr weit von der Schwelle zur Gesundheitsgeféahrdung entfernt ist,
sondern dass diese (Wohn)-Nutzungen in vielen Fallen so behandelt werden, als lagen sie in
einem Misch- und nicht inmitten eines Gewerbegebietes.

Die gemal dem ersten planerischen Ansatz berechneten Emissionskontingente sind fiir ein
Gewerbegebiet allerdings als sehr gering zu bewerten. Die im Bestand vorhandenen Nut-
zungen kénnten weiterhin existieren, aber voraussichtlich nicht in allen Féallen wére ausrei-
chend Entwicklungsspielraum vorhanden und fur die Revitalisierung brachgefallener Gewer-
beflachen im Sinne der Planungsziele ware das Entwicklungspotenzial sehr beschréankt.

Dieses Ergebnis lasst sich insbesondere darauf zurtickfihren, dass im Rahmen der hier be-
schriebenen ersten planerischen Ansatzes zunachst auf die Nutzung der Zwischenwertbil-
dung fur die Bestimmung der Immissionsrichtwerte (IRW) fir Immissionsorte (10) in Gemen-
gelagen verzichtet wurde. In Anwendung der TA-Larm ist aber gerade auch die Anwendung
der Zwischenwertbildung fur den Fall sogenannter Gemengelagen planerisch geboten.

Ohne Zwischenwertbildung lage eine nur einseitige Ricksichtnahme seitens des Gewerbes
auf das Wohnen vor. Das Gebot der gegenseitigen Ricksichtnahme schreibt jedoch beiden
Nutzungsarten vor, Abstriche von ihren gebietsspezifischen Ansprichen hinzunehmen. Des-
halb war - auf der Grundlage eines madifizierten planerischen Ansatzes - eine weiterflihren-
de Stufe der schalltechnischen Untersuchung durchzufiihren.

¢ Methodik der weitergehenden Untersuchungen auf der Grundlage der Zwischen-
wertbildung gemaf TA Larm flr die Immissionsorte (I10) in Gemengelagen

Die weitergehende Variante der Untersuchung 3655-2/12 wurde vom Gutachter mit Stand
vom 07.08.2015 vorgelegt. Dieser Variante wurde ein planerischer Ansatz zugrunde gelegt,
der zunachst einmal das Erfordernis bertcksichtigt, auch die internen Wohngrundstiicke zu
kontingentieren. Dies ist sinnvoll, weil an modernen Gebauden, aufgrund der Energie-
Einsparverordnung (EnEV) und entsprechend des Standes der Technik, der Einsatz von
Liftungsanlagen oder sonstiger Haustechnik, insbesondere von Luftwdrmepumpen, sehr
wahrscheinlich zunehmen wird. Auch von mdéglichen Stellplatzen auf Wohnrundstiicken ge-
hen Schallemissionen aus, so dass auch fur den Fall der Inanspruchnahme des Bestands-
schutzes einer Wohnnutzung diese ein angemessenes Schallemissionskontingent bendtigen
wird.



Bebauungsplan Nr. 155 ,Bestandsgewerbegebiet Halle-Ost* 95

Daruber hinaus stellt der modifizierte planerische Ansatz den Versuch dar, insbesondere
auch die Spezifika der schalltechnischen Gemengelagen mittels angemessener Zwischen-
wertbildung fir die Immissionsrichtwerte (IRW) der externen 10 zu bericksichtigen.

Die Zwischenwertbildung fur die Ermittlung von IRW gemald TA Larm Nr. 6.7 dient insbeson-
dere der Berucksichtigung von (schalltechnischen) Gemengelagen, wie sie in der TA Larm
beschrieben, in der Vorstufe der schalltechnischen Untersuchung zunéchst aber nicht be-
ricksichtigt sind. Gemal3 aktueller Rechtsprechung ist diese Zwischenwertbildung weiterhin
zulassig. Die so gebildeten IRW sind jedoch, im Gegensatz zur friiher gangigen Praxis, nicht
bloRR als Orientierungswerte, sondern tatsachlich als Grenzwerte, die nicht zu Uberschreiten
sind, heranzuziehen.

Die Zwischenwertbildung selbst erfolgte unter genauer Abwagung der im Einzelfall relevan-
ten Faktoren und fiihrt zu einer Hierarchie von Schutzansprichen, angefangen vom Wohnen
innerhalb eines allgemeinen Wohngebietes (WA) Uber das Wohnen am Rand eines WA in
unmittelbarer Nachbarschaft zu einem Mischgebiet (MI) bzw. zu einem eingeschrénktem
Gewerbegebiet (GEe) bis hin zum Wohnen an der Grenze zu einem Gewerbegebiet (GE).

Auf der Grundlage dieses Ansatzes wurde die Voruntersuchung weiterentwickelt zu einem
Stand der schalltechnischen Untersuchung, welche dann als Grundlage fiir den Vorentwurf
zum Bebauungsplan Nr. 155 diente, zu dem die friihzeitige Beteiligung der Behoérden und
Trager offentlicher Belange sowie der Offentlichkeit erfolgte.

Wahrend die Voruntersuchung sich zundchst primar auf die Bestimmung angemessener
baugebietsbezogener IRW fokussiert hatte - dazu diente insbesondere die Zuordnung jedes
einzelnen externen 10 zu Gebietskategorien gemaf 88 2 bis 11 BauNVO - wurden im Rah-
men des modifizierten planerischen Ansatzes immerhin ca. 9 untereinander abgestufte Ka-
tegorien von tags/nachts-Kombinationen fur die IRW der externen IO benutzt. Auf diese Wei-
se konnten lagespezifische Besonderheiten der storempfindlichen Nutzungen (Wohnen,
Kleingarten usw.) angemessen berucksichtigt werden.

Die Lage der externen |0 mit Gebietszuordnung, einschlieflich ihrer klassenbezogener IRW-
Zwischenwertbildung nach TA Larm, ist auf der folgenden Doppelseite in der Abbildung 1
dargestellt. Eine groRere Darstellung dieser Karte findet sich in der Anlage 2.

Mittels schematischer Darstellung werden in der folgenden Abbildung 2 die baugebietsbezo-
genen IRW erlautert, die in der Umgebung des Plangebietes zu berticksichtigen sind.

Im gleichen Schema werden in der folgenden Abbildung 3 die in der vorangehenden Abbil-
dung 2 lokalisierten Gemengelagen anhand von Gemeinsamkeiten ihrer Lage klassifiziert.
Fur jede Klassifizierung wird spater ein angemessener IRW-Zwischenwert entsprechend der
Abstufungen zwischen den einzelnen Kategorien abgeleitet werden.
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I 5. sonstig unzulassig (ungenehmigt)
[ 6. Leerstand (Bestandsschutz erloschen)
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Abb. 1: Kategorisierung der Umgebung des Plangebietes entsprechend BauNVO und Markierung der schalltech-
nischen Gemengelagen i.S. der TA Larm, in denen die IRW mittels Zwischenwertbildung bestimmt werden.
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Externe Immisionsorte ohne

Gemengelagen
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Ungeordnetes Gebiet
vom Charakter und internen Stérgrad
dhnlich wie ein Mischgebiet
4

Gébe es nicht im Bestand einige Nutzungen mit
erheblichen Stérgrad, die sich nach Einschétzung
FB 66 nicht in ein MI einfiigen (BauNVO),
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Abb. 2: Schematische Darstellung der baugebiets-
bezogenen IRW, die in der Umgebung des Plan-
gebietes gemal TA Larm zu beriicksichtigen sind.
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Abb. 3: Schematische Darstellung mdéglicher Ge-
mengelagen und der aus ihrer Bewertung abgelei-

teten Zwischenwerte fur die IRW gemaf TA Larm.
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Im Bereich der externen 10 sind zunachst Gemengelagen zwischen dem Plangebiet und
allgemeinen Wohngebieten (WA), Kleingartenanlagen (KGA) sowie Gebieten ohne eindeuti-
ge Gebietszuordnung nach BauNVO zu unterscheiden.

Im Fall der Wohngebiete wird weiter differenziert, ob das WA unmittelbar an ein GE oder an
ein GEe bzw. MI grenzt. Fir die erste Gemengelagenkategorie (also WA-GE) werden die
IRW fir ein WA (tags/nachts 55/40 dB(A)) auf IRW-Zwischenwerte (tags/nachts 60/45 dB(A))
angehoben. Diese Werte entsprechen exakt den IRW fur ein MI. Die hier beschriebene Zwi-
schenwertbildung lasst sich, insbesondere im Bereich der Fritz-Hoffmann-Strale, mit der
gewachsenen Bestandssituation zwischen einem Bauunternehmen (u.a. Betrieb einer Be-
tonmischanlage) und der historischen Ortslage Diemitz begriinden. Durch die Planung ver-
schlechtert sich die Situation fur das benachbarte Wohngebiet nicht und es werden IRW ein-
gehalten, die in einem Mischgebiet, welches auch dem Wohnen dient, vollig unproblematisch
sind.

Fur Gemengelagen zwischen einem WA und einem MI (insbesondere im Bereich der Reide-
burger Stral3e) bzw. zwischen einem WA und einem GEe (als solches wurde in den ersten
planerischen Uberlegungen das Teilgebiet nordlich der Delitzscher StraRe zwischen Grenz-
stral3e und westlichem Rand des Plangebiets eingestuft) werden geringere Zwischenwerte
(tags/nachts 58/43 dB(A)) angesetzt. Diese liegen etwa in der Mitte zwischen den IRW fir
ein WA und ein MI. Hier begrindet sich die Zwischenwertbildung darin, dass Gewerbe, das
zum Teil auch in einem Mischgebiet (MI) zulassige wére, weniger durch die Rucksichtnahme
gegenlber einem angrenzenden Wohngebiet beeintrachtigt wird, da im Mittel ohnehin gerin-
gere Schallemissionen vorliegen. Auch hier wird differenziert: Wohnnutzungen in ungunstiger
Randsituation zum MI bzw. GEe missen hdhere Immissionen hinnehmen, als sich das aus
den IRW fur ein WA ableiten lasst. Die hinzunehmenden Immissionen sind aber geringer, als
in der noch ungunstigeren Grenzlage zwischen einem WA und einem GE.

Ebenfalls relevant sind Gemengelagen zwischen einer Kleingartenanlage (KGA) und einem
GE oder einem GEe bzw. MI. Kleingartenanlagen besitzen fur den Nachtzeitraum keinen
Schutzanspruch und tagsiber den Schutzanspruch eines Mischgebiets. Im Fall einer Zwi-
schenwertbildung ist hier also vom IRW eines MI (tags/nachts 60/45 dB(A)) auszugehen,
allerdings beschrénkt auf den Tageszeitraum. Weil zwischen Wohnen in einem WA in Ge-
mengelage zu einem GE und einer KGA - letztere entspricht in Bezug ihre die Stérempfind-
lichkeit einer typischen Mischgebietsnutzung — in Gemengelage zu einem GE zu differenzie-
ren ist, wird der IRW-Zwischenwert fir eine KGA um 1 dB(A) auf (tags/nachts 61/-- dB(A))
angehoben. Da sich bezlglich der Gemengelagen KGA /Ml bzw. KGA/ GEe nicht um
Bruchteile eines dB differenzieren lasst, werden samtliche Gemengelagen zwischen einer
Kleingartenanlage und dem Plangebiet gleichbehandelt (s. Abb. 3).

Dass die Anwendung von Zwischenwerten gemafd TA Larm nicht zu einer Veranderung des
Gebietscharakters fuhrt, wird im Schallgutachten mittels Isophonen nachgewiesen. Indem
diese Linien zeigen, in welcher Entfernung von der Grenze des jeweiligen Gebietes die ge-
bietsspezifischen IRW eingehalten werden, wird nachgewiesen, dass nur der Rand des je-
weiligen Gebietes erhghte Immissionen hinnehmen muss.

In der Umgebung des Plangebietes existieren aber auch Teilgebiete, die sich keiner der
Baugebietskategorien nach BauNVO zuordnen lassen.
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Im Rahmen des modifizierten Ansatzes mit Zwischenwertbildung sind bis zu diesem Stadium
der Untersuchung allein die externen Immissionsorte (I0) zu betrachten. Diese Beschran-
kung ist zunéchst einmal durch die DIN 45691 so vorgegeben, weil flr eine normgerechte
Emissionskontingentierung ausschlief3lich die externen 10 mafigebend sind.

Die mittels Zwischenwertbildung bestimmten IRW der externen IO sind aber - wie im voran-
gehenden Abschnitt ,Methodik der weitergehenden Untersuchungen auf der Grundlage der
Zwischenwertbildung ...“ erlautert - gemaf} aktueller Rechtsprechung nicht mehr als blof3e
Orientierungswerte anzuwenden. Sie sind im Sinne von Grenzwerten einzuhalten.

Der abschlieRende Nachweis der Einhaltung dieser IRW an den externen 10O wird mit der
schalltechnischen Untersuchung Bericht 3655-2/12 ,Kontingentierung Bebauungsplan
Nr. 155 Bestandsgewerbegebiet Halle-Ost*, mit Stand vom 15.06.2016 erbracht.

e Bewertung der Bestandswohnnutzungen im Plangebiet (interne 10)

Eine besondere Eigenart des Plangebietes besteht gerade darin, dass im Bestand des Ge-
werbegebietes Halle-Ost nicht nur gewachsene Gemengelagen aufgrund der Nichtbeach-
tung des Abstandsgebotes zwischen unterschiedlichen Gebietskategorien nach BauNVO
vorliegen, sondern dass sich auch Nutzungen, die gemaf BauNVO in einem Baugebiet nicht
gemeinsam zulassig waren, im Gebiet ansatzweise vermischt haben.

Um deren Einfluss auf die Gebietspragung bewerten zu kénnen, wurde in den Jahren 2013
bis 2015 eine umfangreiche Bestandserfassung durchgefuhrt, die sdmtliche in der Stadtver-
waltung der Stadt Halle verfugbaren Daten (Bauakten, Einwohnermeldeamt sowie Stadtar-
chiv) zusammenfasst und die - unter Einbeziehung erganzender Ortshegehungen - Basis der
Bewertung ist.

Abschlieend wurden alle untersuchten mutmaflichen Wohnnutzungen im Plangebiet unter-
einander abgeglichen und den folgenden Kategorien zugeordnet:

| Nutzungskategorien |

| 7 Andere Nutzung | Wohnnutzung Gle-tnd

(nachweislich
Bestandsschutz

erloschen)
(ohne Baugenehmigung

oder genehmigte
Nutzungsanderung)

Abb. 4: Kategorisierung der Verdachtsfélle auf Wohnnutzungen im Plangebiet

Es wurde unterschieden zwischen den im Gebiet zulassigen Wohnnutzungen:
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1. Altbestand (wie z.B. die griinderzeitliche Bebauung mit kontinuierlich ausgeuibter Wohn-
nutzung oder frilhere Betriebswohnungen, deren Betriebsbindung bereits zu dem Zeit-
punkt erloschen war, als das BauGB fir die neuen Lander verbindlich wurde),

2. Neubestand (nicht betriebsgebundene allgemeine Wohnnutzungen, die auf der Grundla-
ge des BauGB eine Baugenehmigung aufweisen),

3. Privilegierte Wohnnutzungen (Betriebswohnungen mit Betriebsbindung),

sowie den im Bestand des Gebietes gegenwartig unzulassigen Wohnnutzungen:

4. Zweckentfremdete Betriebswohnungen (i.d.R. Betriebswohnungen, die wéahrend der
wirtschaftlichen Umbriche der 1990er Jahre ihre Betriebsbindung verloren haben, z.T.
langer oder periodisch leer standen und — unter Nichtbeachtung der Bestimmungen des
BauGB — ohne Antrag auf Nutzungsénderung ungenehmigt als Wohnungen hergerichtet
worden sind. Die Unzuldssigkeit dieser Nutzungen wurde in der Regel erst im Rahmen
der hier beschriebenen stadtebaulichen Analyse offenbar) und

5. Allgemeine Wohnnutzungen ohne Baugenehmigung (Wohnnutzungen, die einer Bauge-
nehmigung bedurft hatten).

Nutzungen, die sich nicht in die Kategorien 1 bis 5 einordnen lie3en, wurden entweder der
Kategorie 6 (Leerstand) oder der Kategorie 7 (andere Nutzung) zugeordnet.

Privilegierte Wohnnutzungen der Kategorie 3 kdnnen in den GEe- und GE-Teilgebieten wei-
terhin ausnahmsweise zugelassen werden. Rechtsgrundlage ist § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO.

Auch die Nutzungen nach Kategorie 7 (keine Wohnnutzung) kénnen im GE fallweise weiter-
hin zulassig sein, sofern es sich um Nutzungen handelt, die sich in ein GE einfligen.

In Bezug auf die Kategorie 6 (erloschener Bestandsschutz / Leerstand) ist das Kriterium der
Zulassigkeit an sich irrelevant. In diesen Fallen liegt Gberhaupt keine Bestandsnutzung mehr
vor.

Die Nutzungen der Kategorien 1 und 2 werden mit der Festsetzung von Bauflachen gemaf
88 8 und 9 BauNVO langfristig unzulassig. Das ist immer genau dann der Fall, wenn die
Nutzung endgultig aufgegeben wird und ihr damit Bestandsschutz erlischt.

Die beiden verbleibenden Nutzungskategorien 4 (zweckentfremdete Betriebswohnungen)
und 5 (allgemeine Wohnnutzung ohne Baugenehmigung) sind bereits im Bestand unzulds-
sig. Diese Tatsache ist in den betroffenen Einzelféllen erst durch die Datenerhebung im
Rahmen des Planverfahrens offenbar geworden. Die betroffenen Nutzungen werden also
nicht erst mit Inkrafttreten des Bebauungsplans aufgrund der Festsetzung des Bau-
gebietes als GE unzuléassig, sie sind es bereits jetzt.

Bestandschutz im Plangebiet als freie nichtprivilegierte Wohnnutzung (ohne Betriebshin-
dung) haben daher kinftig allein die Wohnnutzungen der Kategorien 1 (Altbestand) und 2
(Neubestand).

Im Rahmen der Gebietsgliederung wird planerisch angestrebt, mdglichst viele dieser Be-
standswohnnutzungen in einer geeigneten Gebietskategorie zusammenzufassen. Umsetzen
l&sst sich dieser Ansatz aber nur im Bereich der westlichen Reideburger Stral3e, weil hier die
Dichte der Wohngebaude (ausgeiibtes Wohnen und Wohngebaudeleerstand) ausreichend
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hoch ist, um die Festsetzung eines Mischgebietes zu begriinden (s. Abb. 1). Gleichzeitig
gelingt es mit dieser Festsetzung, kunftigen Konflikten um vier von funf im Plangebiet unge-
nutzt leer stehenden Wohngebauden vorzubeugen, indem in diesem Teilgebiet ein Wieder-
aufleben der Wohnnutzungen legalisiert wird.

Der 0stliche Bereich der Delitzscher Stral3e mit einer ansatzweise griinderzeitlichen Bebau-
ungsstruktur, die grundsatzlich auch fir Wohnen geeignet ist, wird im Gegensatz zur westli-
chen Reideburger Stral’e gegenwartig aber Giberwiegend zu gewerblichen Zwecken genutzt,
so dass ein Mischgebietscharakter hier nicht mehr gegeben ist.

In allen anderen Fallen handelt es sich um weitgehend isolierte Einzelnutzungen in einem
von Gewerbe, z.T. aber auch von Gewerbebrachen gepragten Umfeld, das insgesamt ca.
200 ha grof3 ist.

Fur die Berechnung der Schallemissionskontingente sind die internen Immissionsorte (10)
unerheblich, d.h. sie wirken nicht auf das Ergebnis der normgerecht optimierten Verteilung
der Kontingente ein. Die DIN 45691 kennt keine internen Immissionsorte.

Das ist auch folgerichtig, da es im allgemeinen Fall der Bauleitplanung, der Ausweisung von
Neubaugebieten, als Planungsfehler anzusehen ware, wenn innerhalb eines Gewerbegebie-
tes besonders stérempfindliche Nutzungen zugelassen wirden, wie das bei Wohngebauden
der Fall ist. Weil das Berechnungsverfahren im Rahmen der DIN 45691 ohnehin aufwendig
und wenig anschaulich ist, wurde im Rahmen der Erstellung der DIN ein solcher — ohnehin
zu vermeidender Fall — nicht in die Normierung aufgenommen.

In Bestandsgebieten, wie dem Plangebiet, kann es jedoch zu genau einer solchen nicht
normierten Situation kommen. Dann muss eine stadtebauliche Bewertung vorgenommen
werden, die sich auf eine — soweit wie moglich belastbare - schalltechnische Untersuchung
stitzen muss.

Dabei ist zunachst der Schutzanspruch der erfassten internen 10, d.h. im hier vorliegenden
Fall der genehmigungsrechtliche Status der im Plangebiet untersuchten Nutzungen zu be-
werten. Eine Ubersicht Uiber die Lage der internen 10 bietet die Abbildung 1, wahrend in ihr
Status, d.h. die Zuordnung der Nutzung zu einer der eingangs beschriebenen Kategorien 1
bis 7 in der Anlage 3 tabellarisch erfasst ist.

Die erfassten zulassigen Wohnnutzungen (Kategorien 1 und 2) sind, sofern sie sich nicht im
MiI-Teilgebiet an der westlichen Reideburger Stral3e befinden, als eingestreute singulére ge-
bietsuntypische Nutzung in einem Gewerbegebiet anzusehen. Das wird auch deutlich in der
Kartendarstellung (Abb. 1).

Da sie das sie umgebende Gewerbegebiet nicht pragen - dazu liegen sie vereinzelt oder
manchmal auch paarweise insgesamt viel zu weit auseinander, ohne unmittelbaren raumli-
chen Bezug zueinander — sind sie als interne Gemengelagen im Sinne der TA Larm aufzu-
fassen. Diese kennt nicht nur die Gemengelage an der Grenze zweier benachbarter Bauge-
biete, sondern auch den Fall der einzelnen Nutzung, die sich das umgebende Baugebiet
nicht einfugt.

Der gegenseitige Anspruch auf Ricksichtnahme verschiebt sich in diesem Fall deutlicher als
in den Gemengelagen zwischen zwei unvertraglichen Baugebieten zu Lasten der gebiets-
fremden Einzelnutzung, auch wenn diese weiterhin Anspruch auf die Einhaltung gesunder
Wohn- und Lebensverhéltnisse hat.
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Interne Immisionsorte

zuldssig im Plangebiet Gemengelage im Plangebiet

Wohnen im Ml

-

(£0/0)

Wohnen im GE
(Bestandsschutz)

' 63/46

(+3/+1)

Im Vergleich zu Wohnen im Mi

vx\(/?“hgﬁ:slvr\g rﬁeEn Tageszeitraum um +3dB erhoht
E)Betri?abswohnungen) Nachtzeitraum um +1dB erhéht

' 65/50

(£0/0)

Bestandteile GE
(z. B. Hotel)

r——] 65/50

- (£0/0)

Abb. 5: Schematische Darstellung der IRW fur die internen Immissionsorte (10).

Planerisch besteht ein nicht lI6sbarer Konflikt zwischen den mit dem Gebietserhaltungsan-
spruch verbundenen Rechten der Gewerbetreibenden auf die weitere Austibung ihres Ge-
werbes, insbesondere auch unter Berticksichtigung der Dynamik immissionsrechtlicher Be-
triebsgenehmigungen, und den Schutzrechten der stoérempfindlichen Nutzung, und dem
Schutz der bestandsgeschitzten Wohnnutzungen.

Als planerischer Ansatz fur das Plangebiet wurde eine sehr moderate Erhéhung des IRW fur
den Nachtzeitraum um + 1 dB(A), bezogen auf den IRW eines Mischgebietes, angesetzt. Da
ein Ml der Unterbringung von Wohnen dient und eine Erh6hung der Schallimmissionspegel
um + 1 dB(A) gerade im Bereich der Horschwelle liegt, ist davon auszugehen, dass die
nachtliche Ruhephase gewahrleistet ist.

Als IRW fur den Tageszeitraum wurde eine Erhohung des IRW fir ein Mischgebiet um
+ 3 dB(A) angesetzt. Das ist ungefahr die Mitte zwischen den Werten eines Ml und eines GE
und liegt um 2 dB(A) deutlich unter den IRW, die fur privilegierte Wohnnutzungen, wie z.B.
Betriebswohnungen, zuldssig sind.
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Abb. 6: Vergleich der mittels Zwischenwertbildung gemafn TA Larm abgeleiteten IRW fur verschiedene Gemenge-
lagen mit den IRW fiir Wohnen im Wohngebiet (WA) bzw. Mischgebiet (MI).

Die Darstellung in Abb. 6 zeigt, dass im Plangebiet deutlich zwischen dem Tages- und dem
Nachtzeitraum differenziert wird. Anstelle einer einheitlichen Anhebung um z.B. + 2 dB(A) fur
beide Zeitraume, wird versucht, insbesondere dem néachtlichen Ruhebedurfnis der Wohnnut-
zungen entgegenzukommen und dies im Rahmen des gegenseitigen Riicksichtnahmegebots
im Tageszeitraum zugunsten der gewerblichen Nutzungen zu kompensieren.

Da auf3erhalb der Gl- und Gle-Flachen, entsprechend der Grundziige der Planung, die An-
siedelung von eher klein- und mittelstandischen Betreiben im Plangebiet angestrebt wird, die
erfahrungsgemalfd weniger Gebrauch von der Moglichkeit der Schichtarbeit machen, sollte
auf die oben beschriebene Weise ein fairer Interessenausgleich gewahrleistet werden. Dort,
wo im Bestand grol3ere Nachtkontingente benétigt werden, wurde aber das erforderliche
Kontingent bereitgestellt. Das war mdglich, indem mittels der DIN-normierten Optimierungs-
rechnung entsprechende Randbedingungen vorgegeben wurden.

Fur die privilegierten Wohnnutzungen im GE (Betriebswohnungen), die als ausnahmsweise
zulassige Nutzungen, ein Teil des GE sind, ist kein Zwischenwert zu bilden. Fur diese Nut-
zungen gelten die IRW in einem GE von 65/50 dB(A) tags/nachts.

Gleiches gilt fir das im Gebiet vorhandene Beherbergungsgewerbe (Grenzstralie Nr. 35). An
den betreffenden 10 (0,5 m vor dem gedtffneten Fenster) gelten die IRW fir ein GE von 65/50
dB(A) tags/nachts. Die Grenzwerte flr Schlafraume in Beherbergungsbetrieben beziehen
sich auf die DIN 18005 ,Schallschutz im Hochbau® und gelten fir die Innenrdume. In diesem
Zusammenhang ist zu beachten, dass es schalltechnischen Konsens ist, fur ein angekippt
getffnetes Fenster eine Dampfung von ca. -14 dB(A) anzusetzen. Unter Bertcksichtigung
dieser Dampfung des Aul3enschalls sind fur das Hotel Westfalia Innenpegel von ca. 35 dB(A)
nachts erreichbar, was noch im sogenannten gesunden Schlafbereich liegt.

Im gleichen Schema wie in der Abbildung 2 werden in der Abbildung 5 die internen 10 klassi-
fiziert. Nur im Fall der derzeit im Plangebiet zuldssigen allgemeinen Wohnungsnutzungen,
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die mit Inkrafttreten des Bebauungsplans Bestandschutz erhalten werden, war der auf die
oben beschriebene Weise gebildete Zwischenwert anzusetzen. Alle anderen Falle sind ent-
weder Teil eines GE oder eines MI oder bereits heute unzulassig.

Eine graphische Ubersicht Gber die Abweichungen der einzelnen Immissionsorten mittels
Zwischenwertbildung zugeordneten IRW gibt Abb. 6. Hier ist schnell erkennbar, dass fiir den
Nachtzeitraum keiner der Zwischenwerte der externen IO die in einem MI zuldssige Grenze
Uberschreitet. Damit wird nachgewiesen, dass die Nachtruhe in der gesamten Umgebung
des Plangebietes nicht beeintrachtigt wird.

Im Tageszeitraum wird lageabhangig in feinen Abstufungen zwischen den verschiedenen
externen ebenso wie zwischen den internen Immissionsorten differenziert. Am weitesten
Uberschreitet mit + 3 dB(A) der Zwischenwert fir das Bestandswohnen in den GE-
Teilgebieten des Plangebietes den in einem MI zuléssigen IRW.

Das Plangebiet wurde gemaR DIN 45691 kontingentiert. Die Emissionskontingente wurden
gemal der Berechnungsvorschrift nach DIN allein in Bezug auf die Einhaltung der IRW an
den externen IO bestimmt.

Mittels Zonierung, d.h. abnehmenden Kontingenten in Richtung des Gebietsrandes, konnte
die Kontingentierung, unter Bericksichtigung der im Bestand vorhandenen gewerblichen
Nutzungen, fir das Gesamtgebiet optimiert werden.

Im Ergebnis dieses Ansatzes kénnen den GE-Teilflachen in der Regel Kontingente von 58
dB/m? bis zu 62 dB/m?, in Einzelfallen sogar bis 63 dB/m? (Tankstellen, sowie Fa. Papen-
burg) im Maximum sogar 65 dB/m? (Fa. Papenburg) zugeordnet werden.

Diese Emissionskontingente sind fir die Festsetzung von Gewerbegebietsflachen ausrei-
chend. Dort, wo der Bestand es nétig macht, lassen sich selbst die erforderlichen Gle- bzw.
GI-Flachen festsetzen. Aus gewerblicher Sicht ware aber die Festsetzung insgesamt hdherer
Kontingente anzustreben.

Fur gewerbliche Bauflachen ist in den gesetzlichen Vorschriften und technischen Regelwer-
ken keine Mindestkontingentierung vorgegeben. Es ist aber planerisch stets geboten, Ge-
werbegebiete nur dann festzusetzen, wenn dort das von § 8 BauNVO vorgegebene Nut-
zungsspektrum angesiedelt werden kann. Im Plangebiet ist das im Allgemeinen durchaus
der Fall. Dabei ist aber zu beachten, dass dies, laut Schallgutachten, in bestimmten Randla-
gen nicht uneingeschrankt der Fall ist. In diesen Randgebieten war es planerisch geboten,
eingeschrankte Gewerbegebiete (GEe) festzusetzen.

Dies zeigt aber auch, dass das Gewerbebestandsgebiet Halle-Ost — bedingt durch seine in
die stadtische Siedlungsflache eingebettete Lage — in Bezug auf die im Gebiet zulassige
Nutzungsintensitat bzgl. Schallemissionen deutlich limitiert ist. Diese Beschrankung ergibt
sich bereits aus der erforderlichen Ricksichtnahme auf angrenzende Gebiete mit Schutzan-
spruch.

Insgesamt lassen sich die Planungsziele Sicherung des Gewerbebestands und Revitalisie-
rung der brachliegenden Gewerbeflachen mit Hilfe der beschriebenen Kontingentierung im
Grundsatz erreichen. Gleichzeitig finden die Belange der stérsensiblen Nutzungen in unmit-
telbarer Nachbarschaft zum Plangebiet, wie auch im Gebiet selbst, ausreichend Beachtung.
Jede Festsetzung von Schallemissionskontingenten unterhalb der vom Schallgutachten er-
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rechneten Optimierung in Bezug auf die relevanten externen Immissionsorte wirde aber den
im Aufstellungsbeschluss formulierten Grundziigen der Planung deutlich entgegenstehen.

Nicht mafR3geblich gemaR DIN 45691 fur die Begrenzung der Schallemissionskontingente
sind — wie weiter vorn beschrieben — die internen Immissionsorte (I0). Dennoch genielRen
die im Gebiet zuldssigen allgemeinen Wohnnutzungen auf der Grundlage ihres Bestands-
schutzes weiterhin Schutzanspriiche, auch gegen Schallimmissionen.

Zwecks Uberprufung der Einhaltung dieser Schutzanspriiche wurden die zugehdrigen maxi-
malen Immissionspegel L fir die internen 10, die sich aus den festgesetzten Emissionskon-
tingenten ergeben kdnnen, berechnet. Diese Immissionspegel L, werden verglichen mit den
eingangs beschriebenen Immissionsrichtwerten fir die internen 10. In diesem Fall stellen
diese IRW jedoch nicht eine Art Immissionsgrenzwerte dar, wie im Fall der externen 10, denn
in den Berechnungsvorschriften der DIN 45691 sind interne 10 nicht maf3geblich.

In den folgenden stadtebaulichen Betrachtungen werden die IRW der internen IO daher im
Sinne von Orientierungswerte (siehe Abb. 5 und 6) herangezogen. Ausgangspunkt dieser
Betrachtung ist die festgesetzte Kontingentierung, die ausschliel3lich mit Bezug auf die ex-
ternen 10 berechnet wurde. Da diese Kontingentierung auch die Gemengelagen zwischen
Plangebiet und Umgebung berticksichtigt, stellen die so berechneten Schallemissionskontin-
gente das Maximum der im Gebiet festsetzbaren schalltechnischen Nutzungsintensitat dar.

Werden die so bestimmten maximal zulassigen Schallemissionen im Plangebiet, gemeinsam
mit der Vorbelastung aus der Umgebung, als Schallquellen angesetzt, ergibt sich an keinem
der internen 10 eine Uberschreitung der eingangs, im Wege der Zwischenwertbildung geman
TA Larm Nr. 6.7, fur freie Wohnnutzungen bestimmten IRW von 63 dB(A) tags. Im Gegenteil,
die maximalen Immissionspegel Ly unterschreiten in den meisten Fallen die zugehdrigen
IRW um ca. 1 bis 5 dB(A).

In einer nicht unerheblichen Zahl von Féllen sind die Immissionspegel sogar kleiner als 60
dB(A), also kleiner als der IRW eines Mischgebietes. In einigen weiteren Fallen betragt die
Unterschreitung des Zwischenwerts 2 dB(A). In den restlichen 20 Fallen wird der Wert von
63 dB(A) fur die frei vermietbaren Bestandswohnnutzungen im Plangebiet eingehalten.

Im Nachtzeitraum wird der fiir die zulassigen nichtprivilegierten Bestandswohnnutzungen
mittels Zwischenwertbildung gemaR TA L&rm bestimmte Immissionsrichtwert von 46 dB(A)
nur in drei Einzelféllen geringfigig (d.h. um maximal 1 dB(A)) Uberschritten.

Gemal den Bestimmungen der TA Larm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm,
Pkt. 3.2.1) ist eine derartig geringfiige Uberschreitung eines Immissionsrichtwertes dann
hinnehmbar, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass die Richtwertliberschreitung nicht mehr
als 1 dB(A) betragt. In Verbindung mit der festgesetzten Kontingentierung (dauerhafte Si-
cherstellung) treffen beide Bedingungen hier zu. Eine Pegelabsenkung der benachbarten
Gewerbebetriebe ist daher nicht notwendigerweise erforderlich.

In einer Variante der schalltechnischen Untersuchung zum Vorentwurf wurden den Grund-
sticken, die zu zulassigen nichtprivilegierten Bestandswohnungen gehdren, keine Schalle-
missionskontingente zugeordnet. Dies entspricht dem Bestandsfall, dass auf dem betreffen-
den Grundstiick eine Wohnnutzung ausgeibt wird. In diesem Fall wird der oben angesetzte
Immissionsrichtwert von 63 dB(A) sogar um 2 bis 7 dB(A) unterschritten. In Einzelfallen wer-
den unter diesen Umstéanden selbst Immissionspegel von nur 55 dB(A) erreicht (gerundet auf
ganze dB).
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Zukunftig ist aber auch denkbar, dass an einem Wohnhaus schallemittierende Haustechnik
installiert wird - z.B. eine Luftwarmepumpe) - die zu einer Larmbelastung des Bestandswoh-
nens fuhrt, welche aber vom eigenen Grundstick ausgeht. Solche Sonderfalle waren aber
nicht dem umgebenden Gewerbe und damit den planerischen Festsetzungen anzulasten.

Die derzeitigen Wohngrundstiicke kdnnen nicht ohne eine nachgewiesene Kontingentierung
bleiben, weil sonst ihre gewerbliche Nachnutzung ausgeschlossen oder zumindest erschwert
ware. Dies wurde im Entwurf bertcksichtigt.

Zum Umgang mit den beiden ungenehmigten Wohnnutzungen im Plangebiet (Reideburger
Strale Nr. 44 und Delitzscher Straf3e Nr. 53) ist anzumerken, dass die Mdglichkeit einer Le-
galisierung dieser Wohnnutzungen ernsthaft geprift wurde.

In allen Fallen wurde - im Rahmen eines Anhdérungsverfahrens - den Eigentimern seitens
der Baugenehmigungsbehorde die Mdglichkeit eingerdumt, durch Vorlage einer Baugeneh-
migung oder geeigneter Nachweise den Status einer im Bestand zulassigen nichtprivilegier-
ten Wohnnutzung herzustellen. Im Fall der Otto-Stomps-StraRe Nr. 43 konnte dieser Nach-
weis gefuhrt werden, so dass sich die Zahl unzulassiger Wohnnutzungen auf zwei verringer-
te.

Deren Legalisierung ware prinzipiell auf zwei Wegen mdglich: Mittels Festsetzung des Ge-
bietes als Mischgebiet oder mittels Fremdkorperfestsetzung.

Die Option einer Festsetzung von weiteren Mischgebieten ist bereits eingangs diskutiert
worden. Dass diese Option nicht ausgeschlossen wurde, zeigt der Umgang mit den Wohn-
nutzungen (unter Einschluss der leer stehenden Wohngebaude) an der Reideburger Stral3e,
westlich der GrenzstrafRe. Diese Option war sowohl im Fall der Reideburger Straf3e Nr. 44
als auch der Delitzscher StraRe Nr. 53 nicht anwendbar, da es sich im ersten Fall um eine
isolierte Einzelnutzung handelt und im zweiten Fall auch die Nachbarschaft zur zulassigen
Wohnnutzung Nr. 57 keine gebietspragende Wirkung entfaltet. Auch die Option einer Aus-
dehnung des Mischgebietes an der Reideburger Strae nach Osten ist nicht anwendbar, weil
die Grenzstral3e eine Z&asur darstellt.

Die Option der Fremdkorperfestsetzung zieht aufgrund des Gleichbehandlungsgrundsatzes
das Erfordernis nach sich, samtliche im Bestand zulassigen Wohnnutzungen ebenfalls als
Fremdkorper festzusetzen. Es ware nicht vertretbar, eine bzw. zwei singulare Wohnnutzun-
gen, die im Gebiet ungenehmigt ausgelibt werden, mittels Fremdkdrperfestsetzung besser-
zustellen als die genehmigten Bestandswohnnutzungen.

Da diese Nutzungen, fir sich betrachtet, ihre Umgebung nicht pragen, sie aber insgesamt so
uber das Plangebiet verteilt sind, dass ihre dauerhafte Verfestigung als Wohnnutzung geeig-
net ist, das langfristig angestrebten Planungsziel eines innerstadtischen Gewerbestandortes
erheblich zu stéren — ein Grund sind die dynamischen Betreiberpflichten des Gewerbes —
schlief3t sich auch diese Option unter Beachtung des priméren Planungsziels aus.

In Ubereinstimmung mit den grundsétzlichen Planungszielen wird angestrebt, dass auf lange
Sicht im Plangebiet die Moglichkeit bestehen soll, nichtprivilegierte Bestandswohnungen
durch gewerbliche Nutzungen ersetzten zu kdnnen.

Daruber hinaus besteht im speziellen Fall der Reideburger Strafl3e Nr. 44 noch das Problem,
dass auf drei von vier Seiten des Wohngebaudes der nachtliche Immissionsrichtwert von

46 dB(A) teilweise deutlich Uberschritten wird. Auf der Stidseite, in Richtung des Gle-
Teilgebietes nordlich der Delitzscher Stral3e (Druck- und Verlagshaus der Mitteldeutschen
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Zeitung sowie Grollogistiker Finsterwalder) betragt der Schallimmissionspegel sogar

48,1 dB(A). Damit ist der hier als Orientierungswert angesetzte Immissionsrichtwert von

46 dB(A) um +2,1 dB(A) deutlich Gberschritten, bezogen auf die Immissionsrichtwerte fur ein
Mischgebiet, wo Wohnen unbedenklich ist, sogar um +3,1 dB(A). Ware die betreffende Nut-
zung Teil des Gewerbegebietes (z.B. eine Betriebswohnung oder ein Beherbergungsbetrieb)
lage keine Uberschreitung vor. Da es sich aber hier um eine freie Wohnnutzung handelt, die
frei vermietbar ist, kann eine Uberschreitung des nachtlichen IRW eines Mischgebiets um
mehr als 3 dB(A) nicht zugelassen werden, ohne die mit der Festsetzung als Fremdkdrper
verbundenen Schutzanspriiche signifikant zu verletzen.

Die einzige Planungsalternative in diesem Fall, eine Reduzierung der Schallemissionskon-
tingente im sudlich angrenzenden Gle-Teilgebiet, ist nicht umsetzbar, weil dann der Fall ein-
treten kdnnte, dass die dann festzusetzenden Schallemissionskontingente die Festsetzung
des Gebietes als Gle nicht mehr zulassen. Dann wére moglicherweise aber auch die Ent-
wicklung und damit evtl. verbunden die weitere Existenz der in diesem Gle-Teilgebiet zul&as-
sigen — fUr die Stadt Halle sehr wichtigen — gewerblichen Nutzungen in Frage gestellt.

In Abwagung zwischen dem Einzelinteresse zweier nicht genehmigter Wohnnutzungen und
den moglichen Folgen fir bedeutende genehmigte gewerbliche Nutzungen kann von der
Option einer Fremdkorperfestsetzung nicht Gebrauch gemacht werden.

e Die Wohnnutzung in der Delitzscher StraRe Nr. 74 — ein Sonderfall

Im Rahmen der Bestandsermittiung wurde auf dem Flurstiick 821, Flur 2, Gemarkung Blsch-
dorf, unter der Adresse Delitzscher Stral3e Nr. 74 eine allgemeine Wohnnutzung ermittelt, fur
die nach Prufung durch die Bauaufsicht eine Genehmigung vorliegt.

Diese singuldre Wohnnutzung befindet sich an der Delitzscher StraRe im Bereich der nérdli-
chen Grundstiickszufahrt zum Betriebsgrundstiick der Firma ABB, die dort ein Grof3trans-
formatorenwerk im gewachsenen Bestand betreibt. Entsprechend der im Aufstellungsbe-
schluss formulierten Planungsziele hat die Sicherung des Weiterbestandes und der Entwick-
lungsfahigkeit eines der letzten im Stadtgebiet verbliebenen Industriebetriebe eindeutig Prio-
ritét im Konflikt mit einer im Altbestand vorhandenen singuldren Wohnnutzung.

Im Fall dieser Wohnnutzung werden durch die gewerblichen Schallimmissionen die eingangs
beschriebenen (per Zwischenwertbildung bestimmten) Immissionsrichtwerte (IRW) flr singu-
lare nichtprivilegierte Wohnnutzungen im Gewebegebiet Gberschritten, besonders deutlich im
Nachtzeitraum. In diesem Zeitraum werden Immissionspegel von 51,5 bzw. 52,4 dB(A) an
der Nord- bzw. Ostfassade erreicht. Damit ist zwar noch nicht die Grenze zur Gesundheits-
gefahrdung erreicht oder tberschritten, aber eine ausreichende nachtliche Ruhephase bei
gedffnetem oder angekippten Fenster ist nicht mehr mdglich. Dies ist auch der Grund, wa-
rum in allen Gle- und GI-Teilgebieten Betriebswohnungen nicht zugelassen werden.

Hier befindet sich jedoch eine zuldssige allgemeine Wohnnutzung ohne Betriebsbindung in
einer im Bestand vorgefundenen Gemengesituation. Durch die Planung selbst wird der Kon-
flikt zwischen den Nutzungen nicht herbeigefthrt. Die Planung ist aber auch nicht imstande,
den bestehenden Konflikt kurzfristig zu |6sen. Dieses Beispiel verdeutlicht noch einmal sehr
gut, warum im Plangebiet auch keine Fremdkérperfestsetzung Wohnen getroffen werden
kann.

Als Fremdkorper gemal? 8 1 Abs. 10 BauNVO ware die Wohnnutzung in der Delitzscher
Stral3e Nr. 74 dauerhaft im Plangebiet zul&dssig. Aufgrund der dynamischen Betreiberpflich-
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ten muisste der angrenzende Industriebetrieb — trotz Festsetzung der Flache seines Be-
triebsgrundstiickes als Gl — sich mit jeder Novellierung des Bundesimmissionsschutzgeset-

zes bzw. der nachgeordneten Verordnungen und Regelwerke an die aktualisierten Schutz-
anspriche dieses Fremdkdrpers in einem Industriegebiet anpassen. Das widerspréache aber
fundamental den im Aufstellungsbeschluss formulierten Grundziigen der Planung, insbeson-
dere auch deshalb, weil auf diese Weise der bestehende Konflikt langfristig verfestigt wirde.

Die gewerblich verursachten Schallimmissionen vor den Fenstern der Delitzscher Stral3e
Nr. 74 erreichen gegenwartig dennoch nicht den Bereich der durch Rechtsprechung festge-

legten Gesundheitsgefahrdung.
Dieses ist aber der Fall fur die gegenwartige Verkehrslarmbelastung (Stral3e und StrafRen-
bahn). Die betreffenden Verkehrsgerauschimmissionen fur die Delitzscher Straf3e sind in der

Abbildung 7 dargestellt.
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Abb. 7: Vom StraRenverkehr verursachte Schallimmissionen am Standort Delitzscher StralRe Nr. 74.

Quelle: Larmaktionsplan der Stadt Halle (Dezember 2014)
In der Verkehrslarmkarte ist deutlich erkennbar, dass im Bereich der Nord- und auf Teilen
der Ostfassade die Verkehrslarmimmissionen die Grenze zur gerichtlich festgestellten
Schwelle der Gesundheitsgefahrdung lberschreiten. Damit ist eine Uberdeckung (im Sinne
der TA Larm) der gewerblichen Gerauschimmissionen durch die standig vorhandenen Ver-
kehrsgerausche der hochbelasteten Delitzscher StrafRe nicht abweisbar. In diesem Fall war
abzuwéagen, ob die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA-Larm (hier die IRW-

Zwischenwerte: 63/46 dB(A) tags/nachts fir Wohnen im GE) noch sinnvoll zu fordern ist.

Das betreffende Gebaude ist — allein schon aufgrund der starken Belastung durch die ver-
kehrsbedingten Larmimmissionen — fur eine Wohnnutzung eher ungeeignet. Es besitzt nur
eine Nord- und eine Ostfassade, die beide unmittelbar den Immissionen der Delitzscher
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Stral3e ausgesetzt sind. Um den Anforderungen des baulichen Schallschutzes der DIN 4109
fur Wohnnutzungen zu geniigen mussen hier ungewohnlich starke Schalldamm-Maflinahmen
angewendet werden. Ein Schlafen ist selbst bei teilgedffnetem Fenster unmdglich. Durch
diese Konstellation spielen die gewerblichen Gerdauschimmissionen und die Einhaltung der
0.g. Immissionsrichtwerte der TA Larm hier nur eine unbeachtliche Rolle. Die baulichen
Schallschutzvorkehrungen nach DIN 4109 sind in der geschilderten Situation ausreichend.
Die Durchsetzung von aufwandigen SchallschutzmaRnahmen an den langjahrig bestehen-
den gewerblichen Nutzungen (hier nichtgenehmigungsbedurftige Anlagen) in der Umgebung
der Delitzscher StralRe Nr. 74 war daher in dem obigen Sinne abzuwéagen. Im Ubrigen wird
die Delitzscher Straf3e aufgrund ihrer Verkehrslarmsituation im Rahmen der Larmaktionspla-
nung einer Abwagung unterzogen.

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans wird die vorhandene Wohnnutzung nicht
starker beeintrachtigt als durch die Bestandssituation. Aufgrund dieser vorgefundenen Situa-
tion, d.h. der Uberschreitung der Schwelle der Gesundheitsgefahrdung durch den Verkehrs-
larm in Verbindung mit der Tatsache, dass keine Mdglichkeit besteht, durch eine Anderung
der Orientierung der Wohn- und Ruherdume oder durch andere MaRhahmen (Veréanderung
der Stral3e) die bestehende Situation zu andern, ist eine Fremdkorperfestsetzung hier nicht
mdglich und auch nicht geboten, trotz der Tatsache, dass diese Wohnnutzung genehmigt ist.

AulBerdem ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass sich ein moglicher Pla-
nungsschaden nur auf die Differenz des Bodenwertes flr eine isolierte Wohnnutzung in ei-
nem intensiv gewerblich/industriell geprégten Umfeld - in Verbindung mit dem unmittelbaren
Einfluss gesundheitsschadlichem Verkehrslarms - und des Bodenwertes flir eine gewerbli-
che Nutzung in einer fir eine gewerbliche Nutzung hervorragend erschlossenen Umgebung
mit perfekter Verkehrsanbindung beschranken wirde. Selbst wenn dieser Fall eintreten soll-
te, ware fraglich, ob tberhaupt eine Wertminderung des Grundstiickes eintreten wiirde.

o Betriebswohnung Helmut-von-Gerlach-Strafe 16:

Die Ergebnistabellen in der schalltechnischen Untersuchung weisen aus, dass an der Be-
triebswohnung in der Helmut-von-Gerlach-Straf3e die zugehdrigen Immissionsrichtwerte der
TA Larm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm) im Tagzeitraum leicht (unter 1
dB(A)) uUberschritten werden, im Nachtzeitraum dagegen um 1-2 dB(A) unterschritten wer-
den.

Es handelt sich hierbei um eine Bestandssituation von langerfristig bereits vorhandenen ge-
werblichen Nutzungen in Form sog. nichtgenehmigungsbediirftiger Anlagen einerseits und
der Betriebswohnung an der genannten Adresse andererseits.

In den Bestimmungen der TA Larm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm) ist ge-
regelt, dass Genehmigungen nicht versagt werden kénnen, wenn dauerhaft sichergestellt ist,
dass die Richtwertliberschreitung nicht mehr als 1 dB(A) betragt (s. Pkt. 3.2.1 der TA Larm
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm)). In Verbindung mit der festgesetzten Kon-
tingentierung (dauerhafte Sicherstellung) treffen beide Bedingungen hier zu.

Eine Pegelabsenkung der benachbarten Gewerbebetriebe ist daher nicht notwendigerweise
erforderlich. In diesen Uberlegungen ist auch zu beriicksichtigen, dass es sich um ein bereits
langerdauernde Bestandssituation handelt und eine Betriebswohnung hinsichtlich ihrer
Schutzbedurftigkeit grundsétzlich nicht den gleichen Anspruch auf Larmschutz beanspru-
chen kann, wie eine herkdmmliche Wohnsituation.
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In der Gesamtabwagung ist es daher angemessen, die in der Gerauschuntersuchung ermit-
telten Larmpegel fir die Betriebswohnung in der Helmut-von-Gerlach-Stral3e 16 zu akzeptie-
ren.

e Zusammenfassung:

Die dem Entwurf zum Bebauungsplan zugrunde gelegte Variante der Schallemissionskontin-
gentierung ist ausgewogen bezuglich der Gegenseitigkeit des Rucksichtnahmegebots, indem
auch die Belange der Wirtschaft Bertcksichtigung finden. In ausfuhrlicher Einzelfallabwa-
gung wurden, mittels Zwischenwertbildung gemal TA Larm Nr. 6.7, die jeweiligen lagespezi-
fischen Besonderheiten jedes 10 in einer schalltechnischen Gemengelage beachtet.

Das Ergebnis dieser DIN-gerechten Kontingentierung zeigt, dass die so bestimmte optimale
Verteilung der Schallemissionskontingente an den Orten zulédssiger Bestandswohnungen nur
zu Schallimmissionen im Plangebiet fihrt, die in der Regel den zugehdrigen Zwischenwert
des IRW - hier 63 dB(A) fur den Tageszeitraum - unterschreiten. In der Uberwiegenden Zahl
der Falle wird dieser Zwischenwert sogar deutlich unterschritten. Dies gilt in noch starkerem
Male, wenn auf den Wohngrundsticken selbst kein Schall emittiert wird, also immer dann,
wenn die Wohnnutzung noch nicht durch eine gewerbliche Nutzung ersetzt ist.

Das Ausmald der Unterschreitungen der IRW fir die genehmigten (d.h. fur die zulédssigen
internen) Wohnnutzungen signalisiert aber auch, dass die Hohe der zu vergebenden Emissi-
onskontingente fast ausschlief3lich von den Lage und dem Schutzanspruch der externen 10
bestimmt wird. Die zulassigen internen Wohnnutzungen wirken sich daher nicht noch zusatz-
lich limitierend auf die Hohe der gewerblichen Emissionskontingente aus.

Eine Ausnahme davon stellt die genehmigte Bestandswohnnutzung in der Delitzscher Stral3e
Nr. 74 dar. Hier bewirkt die Nahe zu den im Bestand vorhandenen Industriebetrieben eine
Uberschreitung auch der IRW fur ein Gewerbegebiet, d.h. nicht einmal eine Betriebswoh-
nung darf an diesem Standort zugelassen werden.

An diesem Beispiel lasst sich zeigen, dass sich die Lage einer Wohnnutzung im Plangebiet,
insbesondere ihre raumliche Nahe zu intensiv larmemittierenden Betrieben, die im geneh-
migten gewerblichen Bestand vorhanden sind, sehr negativ auf die jeweiligen Immissionen
am Ort des Wohnens auswirken kann. Im erwédhnten Fall, der Delitzscher Stra3e Nr. 74,
muss der 0.g. Zwischenwert fir das Wohnen im Plangebiet jedoch nicht eingehalten werden,
weil hier eine Uberdeckung durch Verkehrslarm im Sinne der TA Larm vorliegt.

Ungunstig verhalten sich auch die Larmimmissionen am Standort der ungenehmigten Wohn-
nutzung in der Reideburger StraRe Nr. 44. Die Uberschreitungen der IRW-Zwischenwerte fiir
den Nachtzeitraum betreffen hier alle vier Fassaden. Die Uberschreitung des zugehdrigen
Zwischenwertes von 46 dB(A) an der Stdfassade betragt tiber 2 dB(A). Eine nichtprivilegier-
te Wohnnutzung hat erheblich gréf3ere Schutzanspriiche, insbesondere in Bezug auf die
nachtliche Ruhephase, als eine privilegierte Wohnnutzung, wie z.B. eine Betriebswohnung.
Der fur eine dauerhafte freie Wohnnutzung als noch angemessen eingeschatzte Zwischen-
wert von 46 dB(A) wird hier so deutlich lberschritten, dass diese Uberschreitung in einer
kunftigen Abwagung nicht toleriert werden kann. Damit ware eine Festsetzung als Fremd-
korper gemal § 1 Abs. 10 BauNVO nur dann moglich, wenn die Emissionskontingente des
sudlich angrenzenden Gle-Teilgebietes, die diese Immissionen verursachen, reduziert wir-
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den. Da fiir diese Teilgebiete ohnehin nur relativ geringe Schallemissionskontingente™ fest-
gesetzt werden konnten, ist dieses Vorgehen ausgeschlossen, wenn die grundsétzlichen
Planungsziele erreicht werden sollen. Aus diesem Grund ist es nicht mdglich, die unzulassi-
gen Wohnnutzungen als Fremdkdrper festzusetzen.

Eine charakteristische Besonderheit des Plangebietes besteht darin, dass nicht nur (nach
BauNVO unvereinbare) Nutzungen z.T. unmittelbar aneinander grenzen (Gemengelagen
I. S. der TA Larm) sondern dass sich in Einzelfallen solche unvereinbaren Nutzungen auch
im Plangebiet vermischen.

Aus dieser Herangehensweise ergeben sich fur den grof3ten Teil der Gewerbegebiets-(GE)-
Teilflachen Emissionskontingente von ca. 55 dB/m2. Bestandsbetriebe, die bereits jetzt ein
hdheres Emissionskontingent beanspruchen, konnten mit 58 bis maximal 62 dB/m2 berick-
sichtigt werden.

9 Die dort festgesetzten Schallemissionskontingente sind fiir die Bestandsbetriebe und ihre Entwick-
lung ausreichend. Diese Betriebe fligen sich aufgrund bestimmter Eigenschaften ihres Immissionsver-
haltens nicht mehr in ein GE ein, wie z.B. die Halloren-Schokoladenfabrik (Geruchsemmissionen).
Weil die Schallemissionskontingente nicht fir allgemeine industrielle Nutzungen ausreichen, konnten
nur eingeschrankte Industriegebiete (Gle) festgesetzt werden. Aber auch in den Gle muss, aus Grin-
den der Gebietswahrung, ein Mindestmall an Schallemissionskontingenten festgesetzt werden, wel-
ches Gle-typische Nutzungen zuldsst. Schallemissionskontingente, die kaum Nutzungen zulassen,
wie sie flr ein ausgepragtes Gewerbegebiet typisch sind, waren dem Gebietscharakter nicht ange-
messen. Daher stiinde eine Absenkung der Gle-Schallemissionskontingente zugunsten singulérer
Wohnnutzungen den Grundzigen der Planung entgegen.
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7.7 Kennzeichnungen und nachrichtliche Ubernahmen (8§ 9 Abs. 5, 6 BauGB)
7.7.1 Kennzeichnungen (9 Abs. 5 BauGB)

Das Plangebiet ist durch seine industrielle Vergangenheit stark anthropogen gepragt. Im
Bereich des Plangebietes befinden sich ca. 80 Grundstiicke (Altablagerungen/ Altstandorte),
die in der ,Datei schadlicher Bodenveranderungen und Altlasten’ erfasst sind.”

Diese schadlichen Bodenveréanderungen und Altlasten sind bei der ausgewiesenen Nutzung
(Gewerbe-/Industriegebiete) kein generelles Ausschlusskriterium.

Weil keine punktuell genau erfassbaren Erkenntnisse zu Lage und Umfang der tatséchlich im
Boden vorhandenen Belastungen mit umweltgefahrdenden Stoffen vorliegen, wird im Rah-
men der Kennzeichnungspflicht darauf hingewiesen, dass im gesamten Plangebiet grund-
satzlich mit schadlichen Bodenveranderungen (Altlasten) zu rechnen ist.

Deshalb wird auf der Planzeichnung ein Hinweis ohne Normcharakter auf diese schadlichen
Bodenveranderungen und Altlasten angebracht.

7.7.2 Nachrichtliche Ubernahmen (§ 9 Abs. 6 und 6 a BauGB)

Eine wichtige nachrichtliche Ubernahme hat sich aus der Stellungnahme des Landesamtes
fur Geologie und Bergwesen zum Vorentwurf ergeben. Im Planteil A sind die Flachen, unter
denen Bergbau umgeht, nachrichtlich tbernommen. Dargestellt ist im Planteil die &ufRere
Umgrenzung der Flache. Der vollstandige Inhalt der Stellungnahme wird in der folgenden
Abbildung dargestellt.
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Abb. 8: Flachen, unter denen Bergbau umgeht (Quelle: Stellungnahme des LA f. Geologie und Bergwesen)
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Weiterhin nachrichtlich tlbernommen werden die Grenzen der Planfeststellungsbereiche der
Delitzscher StraRe (nach Stralenbahnrecht) sowie der Grenzstraf3e (Planfeststellungsbe-
reich Europachaussee (HES) — Grenzstral3e, 3. Bauabschnitt) nach StraRenrecht.

Nachrichtlich tbernommen werden auch die Bahnanlagen. Da die Bahnibergange tber die
Stral3en in der Tragerschaft der Deutschen Bahn AG liegen und in diesem Sinn ebenso wie
die Bahnanlagen selbst gewidmete Bahnverkehrsflachen darstellen, die gemafl? 8 9 Abs. 6
BauGB als nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen ebenfalls
nachrichtlich zu tbernehmen sind, sind diese Flachen als Bahnflachen dargestellt, wobei die
StralRenbegrenzungslinie durchlauft. In beiden Fallen ist die nachrichtliche Ubernahme zum
Verstandnis der Bebauungsplanung notwendig.

Die Streuobstwiese im Nordosten des Plangebietes wird nachrichtlich als Biotop nach § 30
BNatSchG tbernommen.

Im Geltungsbereich des B-Planes befinden sich die folgenden Baudenkmale gemaR § 2
Abs. 2 Nr. 1 Denkmalschutzgesetz Land Sachsen-Anhalt (DenkmSchG LSA):

e Delitzscher Stral3e 67, Wohnhaus

e Otto-Stomps-Stral’e 36-40, ehemalige Fabrik

e Fritz-Hoffmann-Stral3e 65¢c (Wohnhaus, ehemals Freiimfelder Schlésschen)
e Am Klarwerk 5, Wasserwerk

¢ Reideburger Stral3e 40, Wohnhaus

e Reideburger Stral3e 47-49, Landesumweltamt

AuRBerhalb des Geltungsbereiches befindet sich die Diemitzer Kirche mit der Anschrift Otto-
Stomps-Stral3e 1. Diesbezliglich sind Belange des Umgebungsschutzes i. S. von § 1 Abs. 1
DenkmSchG LSA zu bertcksichtigen.

8. Flachenbilanz

8.1 Bauflachen

Die Bilanz Uberbaubarer Flachen wird durch den einfachen Bebauungsplan nicht verandert.

8.2 Verkehrsflachen

Uber die im Bestand vorhandenen Verkehrsflaichen hinaus werden keine Verkehrsflachen
festgesetzt.

8.3 Grunflachen

Die Flache des Postsportplatzes (Flurstiick 19/86, Flur 6, Gemarkung Halle) von 29.177 m?
ist im Flachennutzungsplan zwar als Grinflache mit Versorgungsfunktion (Sportplatz) darge-
stellt, faktisch sind moderne Sportanlagen aber Bau- und keine Grunflachen (wegen der Bo-
denversiegelung durch Nebengebéude und — zunehmend — durch Kunstrasen).
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Mit der Uberplanung als GE-Teilgebiet geht damit kein Stadtgriin sondern allenfalls eine
funktionale Rasenflache verloren, wobei der bestehende Sportplatz durch die getroffenen
Festsetzungen planungsrechtlich gesichert wird. Die gewerblichen Nutzungsalternativen be-
stehen - ungeachtet der Darstellung im Flachennutzungsplan - bereits jetzt.

Die Uberplanung der Griin- und Verkehrsflache vor dem Verwaltungsgebaude der Firma
Papenburg (Flurstiick 164, Flur 18, Gemarkung Halle) als GE-Teilgebiet fihrt zu einem mag-
lichen Verlust von ca. 6.300 m? Stadtgrin, jedoch nicht als direkte Folge der Planung. Auch
im Bestand hatte die Firma Papenburg das Vorfeld ihres Verwaltungsquartiers tberbauen
kénnen. Die entsprechende Darstellung im Flachennutzungsplan entwickelt keine Rechtswir-
kung gegenuber Dritten, weshalb die Flache als faktische Gewerbeflache zu betrachten ist.

Fur die Uberplanung auch dieser Teilflache als Gewerbegebietsflache spricht, dass sie (zu-
sammen mit dem Rest der Betriebsflache der Firma Papenburg) erst im Verlauf des Verfah-
rens zur Aufstellung des Bebauungsplans durch ein Votum des Stadtrates dem Bebauungs-
plangebiet hinzugefigt wurde. In den vom Stadtrat beschlossenen Planungszielen wird eine
mdgliche Erhaltung dieser Grunflache nicht erwahnt. Auch die Alternative, dieses Flurstiicks
im Aufstellungsbeschluss aus dem Bebauungsplangebiet auszugrenzen, wurde nicht umge-
setzt. Demzufolge ist im Bebauungsplanverfahren zundchst vom Auftrag des Stadtrates aus-
zugehen, auch fir diese Teilflache die Option einer gewerblichen Entwicklung zu sichern.

Wirde die private Flache im Gegensatz dazu als Grinflache festgesetzt, entstiinden
dadurch, dass dann eine mogliche bauliche Nutzung dieser Flache definitiv ausgeschlossen
wird, mit grol3er Wahrscheinlichkeit Entschadigungsanspriiche seitens der Eigentiimerin ge-
genlber der Stadt Halle.

8.4 Andere

Andere Flachen sind im Bebauungsplangebiet nicht vorhanden und werden auch nicht fest-
gesetzt.

8.5 Zusammenfassung - Numerische Flachenbilanz

Nutzung Fliche [m?] Flache [ha] Anzahl

Kleingartenanlagen 15.710 1,6 2
Sportflache 49.607 5,0 2
Gewerblich genutzte Flache 1.685.853 168,4 562
Griinflache 6.420 0,6 131
StraBenverkehrs- /Bahnflache 146.700 14,7 285
Summe 1.902.290 190,2 852
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9. Planverwirklichung

Der Bebauungsplan Nr. 155 schafft kein neues Baurecht, das Uber den Zulassigkeitsmal3-
stab des § 34 BauGB hinausgeht. Vielmehr sichert diese Bauleitplanung den Bestand und
die Entwicklungsmdglichkeiten der vorhandenen Betriebe und regelt — soweit das im Be-
stand mdoglich ist — die Konflikte zwischen den stérenden und den stérempfindlichen Nutzun-
gen sowohl innerhalb des Plangebietes als auch zwischen dem Plangebiet und der Umge-
bung.

Die weitere Entwicklung wird sich evolutiondr, vom Bestand ausgehend, entwickeln. Der Un-
terschied zur Situation ohne Bauleitplanung ist der, dass sich die kiinftige Entwicklung stad-
tebaulich geordnet vollziehen wird.

10. Auswirkungen der Planung (§ 1 Abs. 6 Nr. 1-12 BauGB)

Diese Bauleitplanung schafft die rechtlichen Grundlagen fur die Weiterentwicklung der vor
Ort tatigen Betriebe und dartber hinaus fur die dringend notwendige Revitalisierung von
Gewerbebrachen.

Letzteres nitzt nicht nur der Wirtschaftskraft der Stadt Halle sondern auch der Natur und
dem Klimaschutz, weil nicht anstelle der revitalisierten Gewerbeflachen andernorts Flachen
auf der sogenannten griinen Wiese versiegelt werden.

10.1 Belange der Bevolkerung (8 1 Abs. 6 Nr. 1, 2, 3,6 und 10 BauGB)

Die Anwohner der Nachbarschaft werden vor ungeordneten Entwicklungen im Plangebiet
geschitzt, indem ihre immissionsschutzrechtlichen Belange ermittelt und durch geeignete
Festsetzungen geschutzt werden (z.B. flachenbezogene Schallemissionskontingente, Aus-
schluss von Storfallanlagen und Anlagen nach 4. BImSchV, Anlage 1, deren Storgrad im
Regelbetrieb sich in das, in die stadtischen Siedlungsflachen integrierte Gewerbegebiet nicht
einflgt).

10.2 Belange der Baukultur (8 1 Abs. 6 Nr. 4, 5und 11 BauGB)

Die im Bestand vorhandenen Baudenkmale werden im Umweltbericht unter Punkt 2.1.2.7
KulturgUter und sonstige Sachgtter benannt sowie als Hinweis ohne Normcharakter auf der
Planzeichnung angebracht.

Das Landesamt fiur Denkmalpflege, Referat Bau- und Kunstdenkmalpflege hat am
02.02.2017 eine Stellungnahme abgegeben, aber ausschlieZlich im Rahmen der im Parallel-
verfahren laufenden Anderung des Flachennutzungsplans (FNP). Im Rahmen der Beteili-
gung der Tréger Offentlicher Belange zum Bebauungsplan wurde keine Stellungnahme ab-
gegeben.

Weil die zur FNP-Anderung abgegebene Stellungnahme sich indirekt aber auch auf die Pla-
nungsinhalte des Bebauungsplans Nr. 155 bezieht, sollen die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes noch einmal begriindet werden. Die Kernaussage der o.g. Stellungnahme lautet:

,In der Teilflache 1.5 [dies bezieht sich auf eine Teilflache der FNP-Anderung] befindet sich
das Baudenkmal Delitzscher Straf3e 67, das aus bau- und kunstgeschichtlichen Grinden im
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nachrichtlichen Denkmalverzeichnis des Landes Sachsen-Anhalt eingetragen ist. Der zwei-
einhalbgeschossige 1908 errichtete Putzbau mit dem Ubergiebeltem Mittelrisalit, seinem auf-
falligen Eckturm, den hibschen Stuckreliefs und den Balkongittern in floralen Jugendstilfor-
men steht als exzellentes Beispiel fur die hohe Architekturqualitat des fruhen
20. Jahrhunderts, die sich nicht nur auf innerstadtische Lagen beschrankte. Insofern kommt
diesem bis heute an der Peripherie liegenden Haus sehr hohe Bedeutung zu.

Das Gebaude wurde zwischenzeitlich denkmalgerecht instand gesetzt.

Die Planung sieht eine Anderung der derzeitigen Mischbauflache in eine gewerbliche
Bauflache vor, was aus unserer Sicht zukinftig zu einer erheblichen Einschrankung
der Nutzung des Hauses und damit letztlich auch des Erhaltes fiihren kann.

Dies betrifft auch weitere Wohnhauser und Villen im dem StralRenabschnitt zwischen Fiete-
Schulze-Stral3e und Europachaussee.

Wir tragen deshalb gegenuber dieser Anderung erhebliche Bedenken vor und empfeh-
len die Belassung der Flache als Mischbauflache.”

Die stadtebauliche Bestandsaufnahme hat ergeben, dass sich, entgegen der Annahme der
oberen Denkmalbehodrde, im beanstandeten Bereich mit dem o0.g. denkmalgeschutzten
Wohnhaus (Nr. 67) und einem weiteren Wohngeb&aude (Nr. 77) nur noch insgesamt zwei als
Wohnhauser genutzte Gebaude im Bestand befinden.

Deren Nutzungen, die baurechtlich als allgemeine bzw. frei vermietbare und damit als im
Gewerbegebiet nichtprivilegierte Wohnnutzungen zu bewerten sind, reichen aber nicht aus,
den benannten Teil das Plangebietes zwischen Europachaussee und Fiete-Schulze-StralRe
baunutzungsrechtlich als Mischgebiet zu pragen. Dies ist in der Begriindung unter Pkt. 7.1.2
(Die Rucksichtnahme der gewerblichen Nutzungen aufgrund des gegenseitigen Rucksicht-
nahmegebots in Bezug auf singulare zuldssige Wohnnutzungen im Plangebiet) bereits aus-
fuhrlich dargestelit.

Ein Mischgebiet erfordert eine ausgewogene Balance zwischen den (stérenden) gewerbli-
chen und den (stérempfindlichen) Wohnnutzungen. Dies ist hier aber nicht gegeben, weil
sich zwar eine Clusterbildung zul&ssiger nichtprivilegierter Wohnnutzungen entlang des 0stli-
chen Teils der Delitzscher Stral3e im Plangebiet andeutet, diese aber nicht gewichtig genug
ist. Insgesamt nur vier einzelne Wohngebaude befinden sich als Fremdkdrper an einem
StralRenabschnitt von ca. 360 m Lange.

Die Festsetzung der betreffenden Flachen als Mischgebiet hatte auRerdem erhebliche Kon-
sequenzen fur die langfristige Standortsicherung der hier anséssigen Industriebetriebe in der
Umgebung, die langfristig in ihrer Entwicklung eingeschrankt wirden, was eindeutig nicht
den Planungszielen entspricht.

Auf der Ebene der Bestandsgebaude ist die Forderung der Denkmalbehérde dennoch im
Grundsatz bereits bertcksichtigt. Das Wohngebdude Delitzscher Straf3e Nr. 67 ist in den
Anlagen Il und Il zur Begriindung als Bestandswohnen erfasst und geniel3t daher Bestands-
schutz, so dass der Erhalt dieses Denkmals nicht erheblich eingeschrankt wird.

Wie die stadtebauliche Bestandserhebung Uberraschenderweise ergeben hat, werden die in
der Stellungnahme erwéhnten hochwertigen, jedoch nicht denkmalgeschiitzten Nachbarge-
baude durchaus genutzt, wenn auch nicht zu Wohnzwecken. Damit scheint auch eine ge-
werbliche Nutzung geeignet, den Erhalt der genannten Bausubstanz zu sichern.
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In der Stellungnahme der Unteren Denkmalschutzbehdrde vom 24.01.2017 wurde auf das
Folgende hingewiesen:

,Im Geltungsbereich des B-Planes befinden sich folgende Baudenkmale gemaf 82 Abs. 2
Nr. 1 DenkmSchG LSA:

Delitzscher StralRe 67, Wohnhaus

Otto-Stomps-Stral3e 36-40, ehemalige Fabrik

Fritz-Hoffmann-Strafl3e 65¢c (Wohnhaus, ehemals Freiimfelder Schlidsschen)
Am Klarwerk 5, Wasserwerk

Reideburger StralRe 40, Wohnhaus

Reideburger Stral3e 47-49, Landesumweltamt

AulRerhalb des Geltungsbereiches befindet sich die Kirche mit der Anschrift Otto-
Stomps-Stral3e 1. Diesbeziglich sind Belange des Umgebungsschutzes i. S. von 8 1 Abs. 1
DenkmSchG LSA zu bertcksichtigen.®

Die Denkmaler wurden als nachrichtliche Ubernahmen in die Planzeichnung tibernommen
(siehe Pkt. 7.7.2).

10.3Belange des Umweltschutzes, Naturschutzes und Landschaftspflege (8 1
Abs. 6 Nr. 7 BauGB)

Die Belange des Umweltschutzes, Naturschutzes und der Landschaftspflege werden im
Umweltbericht ausfihrlich betrachtet.

10.4Belange der Wirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB)

Die Revitalisierung des Bestandsgewerbegebiets soll fir solche Betriebe sowohl langfristige
entwicklungsperspektiven im Gebiet erdffnen als auch die Ansiedlung weiterer Betriebe be-
fordern. Langfristig verspricht sich die Stadt Halle von diesem Vorgehen eine Erhdhung der
Gewerbesteuereinnahmen in Verbindung mit der Schaffung von Arbeitsplatzen.

Die Ubergeordneten Ziele der halleschen Stadtentwicklung fur den Bebauungsplan Nr. 155
sind:

- Sicherung des Bestandes und der Entwicklungsoptionen fir vorhandene gewerbliche
Nutzungen,

- Neuansiedlung, insbesondere von klein- und mittelstandischen Gewerbebetrieben,
sowie die

- Schaffung von Arbeitsplatzen in Verbindung mit der Generierung von Gewerbesteu-
ereinnahmen.

10.5Belange des Verkehrs (8 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB)

Die Belange des Verkehrs werden von der Planung nicht berdhrt.

10.6 Belange des Hochwasserschutzes (8 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB)

Die Belange des Hochwasserschutzes werden von der Planung nicht berthrt.
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10.7 Belange des stadtischen Haushaltes
10.7.1 Direkte haushaltrelevante Aufwendungen

Das Bebauungsplanverfahren schlie3t an eine Reihe von investiven MalRnahmen an und
sichert die regelgerechte Verwendung von friher eingesetzten Férdermitteln (Infrastruktur-
programm Halle-Ost, Ausbau der HaupterschlieRungsstrale fur die Gewerbegebiete Halle-
Ost [HES]).

Aus dem Bebauungsplan selbst ergeben sich direkt keine Aufwendungen fur den stadtischen
Haushalt.

10.7.2 Risikoabschéatzung bzgl. moglicher Schadensersatzanspriiche

Im Rahmen der immissionsrechtlichen Begutachtung des Plangebietes und seiner Umge-
bung wurde — insbesondere im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung — dafiir Sorge
getragen, dass die getroffenen Festsetzungen eine weitere Ausiibung bestandsgeschitzter
(Wohn)-Nutzungen nicht so weit beeintrachtigen, dass Schadenersatzanspriuche auf der
Grundlage des § 42 BauGB entstehen kénnen.

Dort, wo eine Haufung solcher Nutzungen (unter Beachtung auch leer stehender Wohnge-
baude) als gebietscharakterverandernd in Richtung Mischgebiet eingeschatzt werden konn-
te, wurde deshalb dem veranderten Gebietscharakter durch die entsprechende Festsetzung
eines (gegliederten) Ml Rechnung getragen. Das ist der Fall im Bereich der Reideburger
Stral3e, westlich der Grenzstralie.

Die gleiche Festsetzung war fir die im Gebiet genehmigen, aber vereinzelt ausgeulbten,
sonstigen (d.h. nichtprivilegierten) Wohnnutzungen jedoch nicht méglich, insbesondere we-
gen des Gebots der Beachtung des Gebietserhaltungsanspruchs als Gewerbegebiet.

Aufgrund der integrierten Lage des Plangebietes in die Siedlungsflache der Stadt Halle limi-
tieren die externen storempfindlichen Nutzungen, die an das Plangebiet angrenzen, die zu-
lassigen Schallemissionen im Gebiet so weit, dass an den Uberpriften internen Wohnstand-
orten eine Wohnnutzung aber auch weiterhin ausgelibt werden kann. Wie dem Abschnitt
Uber dem Immissionsschutz entnommen zu entnehmen ist, sind die hinzunehmenden Beein-
trachtigungen weit von der relevanten Schwelle jeder Gesundheitsgefahrdung entfernt.

Komforteinbuf3en der ausgetibten Wohnnutzungen sind dennoch nicht auszuschlie3en, die-
se waren aber darauf zurlickzufihren, dass mit der Revitalisierung brachgefallener Gewer-
beflachen in der Regel der urspringliche Zustand wiederhergestellt wird, in dem diese Woh-
nungen ursprunglich errichtet worden sind. Da es sich um sonstige Wohnnutzungen handelt,
die in ein gewachsenes Gewerbegebiet eingestreut sind, waren diese Wohnungen nie mit
einem hoheren Wohnkomfort verbunden und aufgrund des Gebietserhaltungsanspruches
war auch nicht mit einer Komfortverbesserung zu rechnen.

Aufgrund der, auf wirtschaftliche Strukturanpassungseffekte im Gebiet der Neuen Bundes-
lAnder nach 1990 zurlckzufuhrenden, tUberdurchschnittlichen Zahl an Betriebsaufgaben und
der entsprechenden Schwierigkeiten der Grundstiickseigentimer, die gewerblich genutzten
Flachen weiterhin ausreichend mit geeigneten Betrieben und Anlagen auszulasten, hat sich
im Plangebiet eine, z.T. durch gewerbliche Unternutzung gepragte, Situation entwickelt, wie
sie im Aufstellungsbeschluss als Planerfordernis beschrieben ist.

Nach stadtplanerischer Einschétzung hat sich der Gebietscharakter an den Standorten der,
durch die aktuelle Bauleitplanung Uberplanten, sonstigen genehmigten Wohnnutzungen bis-
her nicht von einem Gewerbegebiet mit eingestreuten Gemengesituationen in ein Mischge-
biet verdndert. Deshalb ist davon auszugehen, dass die immissionsrechtliche Gesamtsituati-
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on der bestandsgeschitzten Wohnnutzungen sich durch die getroffenen Festsetzungen im
Vergleich zum Status quo nicht wesentlich und im Vergleich zum Status quo ante (bis 1990)
Uberhaupt nicht verschlechtern wird.

Separat ist aber die Situation der beiden, im Rahmen der Bestandserfassung als ungeneh-
migt bewerteten Wohnnutzungen einzuschéatzen. Es handelt sich um die Wohnnutzungen
Reideburger StralRe Nr. 44 sowie Delitzscher Stral3e Nr. 53.

Eine Legalisierung mittels Festsetzungen des Bebauungsplans ware nur mittels Fremdkor-
perfestsetzungen nach 8 10 BauNVO mdoglich. Eine solche Festsetzung stiinde wiederum
den im Aufstellungsbeschluss formulierten Planungszielen, Ausschlussbereiche fir das
Wohnen festzusetzen, entgegen, denn auf diese Weise wirde das Wohnen im Gewerbege-
biet planerisch sogar verfestigt, was sich wiederum schadlich auf die bereits eingesetzten
Fordermittel (Infrastrukturprogramm Halle-Ost) auswirken kénnte. Auf3erdem sind gerade an
diesen beiden Wohnstandorten Uberschreitungen der mittels Zwischenwertbildung geman
TA Larm gebildeten nachtlichen Immissionsrichtwerte fur die im Bestand vorhandenen nicht-
privilegierten Wohnungen zu verzeichnen.

Aus den o.g. Grinden konnen diese beiden Nutzungen keinen Bestandsschutz erhalten.
Dies ist aber nicht das Ergebnis der Festsetzungen des Bebauungsplans, sondern der bau-
rechtlichen Bewertung der Ist-Situation. Mit einer - nicht absolut auszuschlieRenden - Ande-
rung dieser baurechtlichen Bewertung, kénnten eine oder beide Nutzungen dennoch kinfti-
gen Bestandsschutz erlangen.

Dies ware dann der Fall, wenn im Zuge einer juristischen Prifung die eingangs dargelegte
Bewertung ihres Status als ungenehmigt ausgelibte Wohnnutzung revidiert werden musste.
Erst in diesem Fall ware zu prifen, ob die Uberschreitungen der nachtlichen Schallimmissio-
nen, insbesondere auf der Sudseite der Reideburger StraRe Nr. 44 zu entschadigungsrele-
vanten Beeintrachtigungen der nachtlichen Ruhe fihren kénnten.

Eine vorweggenommene Absenkung der fraglichen Immissionen ware nur zu Lasten der
ohnehin eher knappen Emissionskontingente von stidlich und dstlich gelegenen Bestandsbe-
trieben moglich und lieRe sich nicht zu Gunsten einer ungenehmigten gebietsfremden Nut-
zung begriinden. Im Gegenteil kdnnten solche Festsetzungen gerade Schadenersatzanspri-
che seitens des betroffenen Gewerbes begrinden.

10.7.3 Zusammenfassung

Direkte Aufwendungen ergeben sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplans definitiv
nicht.

Aufwendungen fir mdgliche Gerichtskosten sind jedoch nicht unwahrscheinlich, da mit einer
Anfechtung der Untersagungen ungenehmigter Wohnnutzungen zu rechnen ist. Diese Un-
tersagung ist aber bauordnungsrechtlich und damit unabhangig vom Bebauungsplan gebo-
ten. Insofern sind moégliche Aufwendungen nicht durch das Bebauungsplanverfahren verur-
sacht.

Selbst wenn die Unzuldssigkeit einer oder beider betroffenen Nutzungen vor Gericht erfolg-
reich bestritten werden sollte, ergdben sich daraus noch keine unmittelbaren Schadener-
satzanspriche. Auch als Bestandsnutzung wéaren die Schallimmissionen an beiden (un)-
genehmigten Nutzungen als unterhalb des Niveaus der Gesundheitsgefahrdung zu bewer-
ten, d.h. privilegierte Wohnnutzungen wéaren hier durchaus zulassig. Allenfalls kénnte eine
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groRere Rucksichtnahme seitens der Umgebung fur den Zeitraum gefordert werden, tber
den die Bestandsnutzung ausgeubt wird.

Insgesamt wirde sich ein mdglicher Schadensersatz auf die Differenz zwischen den Boden-
werten ,Wohnen im Gewerbegebiet” und ,gewerbliche Nutzung im Gewerbegebiet” be-
schranken. Angesichts des relativ geringen Wohnwertes von Bestandswohnungen in Ge-
werbegebieten ist das finanzielle Restrisiko fir den Haushalt der Stadt Halle als gering ein-
zuschatzen.
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Umweltbericht, Teil B

Umweltbericht nach Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und 8§ 2 a Satz Nr. 2 BauGB
Einleitung

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der Ziele des Bauleitplans

Mit der Neuaufstellung des Bebauungsplanes werden folgende allgemeine Planungsziele
verfolgt:

Darstellung von gewerblichen Bauflachen zur Sicherung der gewerblichen Entwicklung
Erweiterung des Mischgebietes entlang der westlichen Reideburger Stral3e

Um die berechtigten Schutzanspriiche interner storempfindlicher Nutzungen (Bestandswoh-
nen) sowie externer storempfindlicher Nutzungen (Wohnen und Kleingérten) planungsrecht-
lich abzusichern, wird das Plangebiet in Teilflachen gegliedert, fir die jeweils angepasst
Schallemissionskontingente festgesetzt werden, die sich aus dem wechselseitigen Rick-
sichtnahmegebot ableiten.

1.2 Abschichtung der Umweltberichte zum Flachennutzungsplan und Be-
bauungsplan

Das Baugesetzbuch (BauGB) regelt im § 2 Abs. 4 sowie in der Anlage 1 die Umweltprifung
in Form eines Umweltberichtes bei der Aufstellung von Bauleitplanen.

Im BauGB 8§ 2 Abs. 4 heil3t es:

LFlr die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a wird eine Umweltpri-
fung durchgefuhrt in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt
werden und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden; die Anlage 1 zu die-
sem Gesetzbuch ist anzuwenden. ... Wird eine Umweltpriifung fiir das Plangebiet oder fiir
Teile davon in einem Raumordnungs-, Flachennutzungs- oder Bebauungsplanverfahren
durchgefihrt, soll die Umweltprifung in einem zeitlich nachfolgend oder gleichzeitig durchge-
fuhrten Bauleitplanverfahren auf zusatzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen
beschrankt werden. Liegen Landschaftsplane oder sonstige Plane nach 8§ 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchstabe g vor, sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der Umweltprifung
heranzuziehen.”

Die geplante Entwicklung des Gewerbebestandsgebiet Halle-Ost wird im Parallelverfahren
gemaR § 8 Abs. 3 BauGB durch die Anderung des Flachennutzungsplans, Ifd. Nr. 34, bau-
leitplanerisch abgesichert.

Aufgrund der Gleichzeitigkeit der beiden Planverfahren ermoglicht der Gesetzgeber eine
Abschichtung hinsichtlich der durchzufihrenden Umweltprifung. Das BauGB verweist zur
Vermeidung von Mehrfachprifungen in § 2 Abs. 4 explizit darauf, dass die Umweltpriifungen
bei zeitlich nachfolgend oder gleichzeitig durchgefiihrten Bauleitplanverfahren auf zusatzli-
che oder andere erhebliche Umweltauswirkungen beschrankt werden.

Fur die Anderung des Flachennutzungsplans, Ifd. Nr. 34 ist eine Umweltpriifung mit Umwelt-
bericht erforderlich, ebenso fir den Bebauungsplan Nr. 155. Im Fall des Bebauungsplans Nr.
155 beschranken sich die Festsetzungen in erster Linie darauf, die Art der baulichen Nut-
zung festzusetzen. Mittels Schallemissionskontingentierung nach DIN 45691 wird eine Kon-
fliktbewaltigung beziglich der Larmemissionen innerhalb des Plangebiets sowie zwischen
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Plangebiet und Umgebung angestrebt. Des Weiteren werden Regelungen zur Beschrankung
des Einzelhandels getroffen.

1.3 Ziele des Umweltschutzes mit Bedeutung fir den Bauleitplan und die Art
der Beruicksichtigung der Ziele und Umweltbelange

Im Rahmen der Bauleitplanung sind die gesetzlichen Ziele des Umweltschutzes zu beach-
ten, wie sie in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB verankert sind:

Die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefiige
zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt und dartber hinaus die
umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevol-
kerung insgesamt.

Als weitere Umweltbelange sind nach 8 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB und 8 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB
zu beachten:

Die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, die erhaltenswer-
ten Ortsteile, StraBen und Platze von geschichtlicher, kinstlerischer oder stadtebaulicher
Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes.

Die Belange der Wirtschaft, auch ihrer mittelstandischen Struktur im Interesse einer ver-
brauchernahen Versorgung der Bevolkerung, und die Belange der Land- und Forstwirtschaft.
Als weitere Fachgesetze wurden das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie das Na-
turschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) bertcksichtigt. Die wesentliche
zu bericksichtigende Zielaussage ist der Schutz, die Erhaltung, Pflege des Lebensraumes
und der Artenvielfalt von Tieren und Pflanzen sowie die Entwicklung und ggf. Wiederherstel-
lung ihres Lebensraumes.

Des Weiteren wird auf die unter Pkt. 4.1 und 4.2 des stadtebaulichen Teils dieser Begrin-
dung genannten Vorgaben verwiesen, die im Rahmen der Planung ebenfalls beachtet wur-
den.

1.3.1 Landschaftsplan/Landschaftsrahmenplan (§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB)

Das Plangebiet liegt inmitten eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und wird im Wes-
ten, Siden und z.T. im Osten abschnittsweise von Kleingartenanlagen gesaumt. Insheson-
dere die Kleingartenanlagen am stidwestlichen Rand des Plangebietes stellen, als Teil einer
im Erlauterungsbericht (Beiplan) zum Flachennutzungsplan dargestellten Frischluftschneise,
ein raumbedeutsames Element dar.

Darlber hinaus sieht der Landschaftsrahmenplan der Stadt Halle (Saale) von 1997 in die-
sem Bereich - zwischen dem Bebauungsplangebiet und den Bahnanlagen im Siudwes-
ten - eine fuRBlaufige Verbindung von der Ostseite des Hauptbahnhofs bis zum Freizeit- und
Erholungszentrum auf Hufeisensee vor.

1.3.2 Flachennutzungsplan

Die Plangebietsflachen werden im Flachennutzungsplan tUberwiegend als gewerbliche Bau-
flachen dargestellt, dieses gilt auch fiir die beiden im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
vorhandenen Kleingartenanlagen. Diese sind auch in der Kleingartenkonzeption der Stadt
Halle (Saale) von 2013 als Umstrukturierungsflachen aufgrund ihrer fir Erholungszwecke
unginstigen Lage zum Ruckbau vorgeschlagen. Die umliegenden Gartenanlagen aul3erhalb
des Geltungsbereiches sind dagegen im Flachennutzungsplan auch als Kleingartenanlagen
und gehdren nach der Kleingartenkonzeption zu den Erhaltungsbereichen.
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Die als Anlage fur sportliche Zwecke genutzte Flache an der nordwestlichen Ecke der Kreu-
zung GrenzstralRe / Delitzscher StraRBe wird in ein Verfahren zur Anderung des Flachennut-
zungsplans von der Darstellung ,Grinflache mit der Zweckbestimmung Sportplatz® zu ge-
werbliche Bauflache einbezogen. In diesem Fall begriindet sich die Anpassung des Flachen-
nutzungsplans in den geanderten Anspriichen an Sportplatze. Genlgten in der Vergangen-
heit in der Regel Rasen- und Ascheplatze, so ist es inzwischen Standard, auch Kunstrasen-
platze vorzuhalten. Ein Kunstrasenplatz ist als bauliche Anlage auf einer als Grunflache fest-
gesetzten Flache unzuldssig. Da Anlagen fir sportliche Zwecke in einem Gewerbegebiet
gemal § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO allgemein zuléssig sind, wird der Weiterbetrieb des Sport-
platzes durch die Festsetzungen des Bebauungsplans nicht eingeschrankt. Im Gegensatz zu
einer Festsetzung als Sonderbauflache erlaubt die gewéahlte Anderung des FNP eine groRe-
re Flexibilitat der kiinftigen Nutzung.

Die mit Scherrasen und Gehdlzgruppen bewachsene Freiflache 6stlich der Berliner Briicke
ist im Flachennutzungsplan als Griinflache dargestellt, soll aber im Zuge der geplanten An-
derung aufgrund ihrer Kleinflachigkeit und fehlenden Bedeutung als Grinflache fir die Erho-
lung als Gewerbeflache dargestellt werden.

1.3.3 Léarmaktionsplan der Stadt Halle vom Dezember 2014

Im Sinne der allgemeinen Grundsatze der Larmaktionsplanung der Stadt Halle zeigt der Ge-
werbestandort Halle-Ost positive Auswirkungen. Es werden gewerbliche Bauflachen fiir eine
Bundelung gerauschintensiver gewerblich/industrieller Nutzungen an einem geeigneten, ins-
gesamt wenig storenden Standort rechtssicher angeboten.

Durch die Bundelung des gewerblichen Lieferverkehrs der am Standort anséssigen Betriebe
Uber die zu diesem Zweck hergestellte Europachaussee (HaupterschlieRungsstralle Gewer-
begebiete Halle-Ost: HES) wird der Innenstadtbereich verkehrlich entlastet, was im Sinne
der Larmaktionsplanung die Larmbelastung der innerstadtischen Wohnquartiere reduzieren
soll.

Aufgrund der in die Siedlungsstruktur integrierten Lage des Plangebietes und der damit ver-
bundenen ErschlieRung durch den éffentlichen Personennahverkehr (OPNV) kann das Ge-
werbegebiet Halle-Ost einen Beitrag zur Reduzierung der innerstadtischen Verkehrsbelas-
tung durch den motorisierten Individualverkehr (MIV) wahrend der Spitzenzeiten des Berufs-
verkehrs leisten, was ebenfalls zu einer Minderung der LaArm- und der Feinstaubemissionen
beitragen soll.

1.3.4 Luftreinhalteplan Halle (Saale) vom Mai 2011

Durch die Blundelung von Lieferverkehren am Standort und auf der dafiir vorgesehenen
HaupterschlieBungsstralRe fur die Gewerbegebiete Halle-Ost (HES), der Europachaussee,
sollen Teile des gewerblichen Verkehrs aus der Innenstadt und damit aus der Umweltzone
herausgezogen werden, weshalb dort eine Reduzierung der Feinstaub- und Stickoxidemissi-
onen erwartet werden sollte.

1.3.5 Festlegung des Umfangs und des Detaillierungsgrads der Umweltprifung

Die Durchfihrung der Bebauungsplanung im Vollverfahren mit Umweltprifung begriindet
sich nach § 3 BauGB wie folgt:

... wird durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes in einem Gebiet nach 8§ 34 der sich
aus der vorhandenen Eigenart der ndchsten Umgebung ergebende Zuldssigkeitsmalistab
nicht wesentlich verandert oder enthalt er lediglich Festsetzungen nach 8 9 Abs. 2a ..., kann
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die Gemeinde das vereinfachte Verfahren anwenden, wenn die Zulassigkeit von Vorhaben,
die einer Pflicht zur Durchfiihrung einer UVP nach Anlage 1 zum Gesetz tber die Umwelt-
priufung (UVP) oder nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet oder begriindet wird und

keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB
genannten Schutzglter bestehen®

Da im Bebauungsplan eine Einschrankung der Zuléssigkeit von allgemein zuldassigen Nut-
zungen vorgenommen wird, ist die Voraussetzung fur ein vereinfachtes Verfahren nach § 13
Abs. 1 BauGB nicht mehr rechtssicher gegeben. Daher muss auch keine Vorprifung zur
Feststellung, ob ein UVP-pflichtiges Vorhaben vorbereitet wird, durchgefiihrt werden und es
kommt auch nicht mehr darauf an, dass keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der
,=Erhaltungsziele und Schutzzwecke der Natura 2000-Gebiete i.S. des Bundesnaturschutzge-
setzes" vorliegen.

e Priufungsanforderungen Naturschutz und Landschaftspflege

Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind gemafl § 1 Abs. 6 Nr. 7
BauGB im Bebauungsplanverfahren zu berticksichtigen. Es gilt somit, die Auswirkungen der
Planung auf Mensch, Pflanzen, Tiere, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgeflige
zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt zu prfen.

Die im Plangebiet befindlichen Flachen sind Uberwiegend nach § 34 BauGB zu beurteilen.
Dies begriindet sich in der Grof3e der als Bezug heranzuziehenden in der jeweiligen Umge-
bung vorhandenen Betriebsgrundstiicke. Weitere Gewerbebrachen sind grotenteils bereits
als Lager- und Abstellflachen versiegelt. Die Kleingarten- und Sportplatzflachen kénnen an-
gesichts der groR¥flachigen baulichen Strukturen im Bestand ebenfalls als Bauliicken inner-
halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils beurteilt werden, soweit sie nicht den Be-
bauungszusammenhang unterbrechen. Da der Bebauungsplan als einfacher und nicht als
qualifizierter Bebauungsplan aufgestellt wird, muss die Frage, ob ein Bauvorhaben nach § 34
oder § 35 BauGB beurteilt werden muss, im Bebauungsplan nicht abschliel3end geklart wer-
den. Aus stadtebaulichen Grinden und fir den Fall, dass Ausgleichserfordernisse nach § 35
BauGB entstehen kdnnten, wird den Erfordernissen des § 1 a BauGB Rechnung getragen
und zur Eingriffskompensation ein pauschaler Ausgleich in Form von Baumpflanzungen fest-
gesetzt.

e Prufungsanforderungen Immissionsschutz

Es ist zu prifen, ob die immissionsschutzrechtlichen Belange nach § 50 BImSchG eingehal-
ten werden. Bei raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen sind die fiir eine bestimmte
Nutzung vorgesehenen Flachen einander so zuzuordnen, dass schadliche Umwelteinwir-
kungen von in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschlie3lich oder
Uberwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedirftige Gebiete,
insbesondere offentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter
dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche
Gebiete und o6ffentlich genutzte Gebaude, so weit wie moglich vermieden werden.

o Umweltprifung der umweltbezogenen Schutzguter

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist gemaR § 2 Abs. 4 BauGB auf der Grundlage
einer Umweltprifung ein Umweltbericht zu erstellen. Dieser enthélt Angaben zu den Schutz-
gutern und umweltrelevanten Belangen, die von der Planung berthrt werden kénnen. Auf der
Grundlage einer Bestandsanalyse werden die Auswirkungen der Planung auf Natur und
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Landschaft sowie weitere umweltbezogene Schutzglter geprift und Aussagen zu Vermei-
dungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaflinahmen gemacht. Die Festlegung des Umfangs
und Detaillierungsgrads der Umweltpriifung nach 8§ 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB ergab Folgendes:

Abschichtung: Im Parallelverfahren wird im Zuge der Flachennutzungsplananderung eine
Umweltprufung durchgefihrt und ein Umweltbericht erstellt. Die Inhalte sind entsprechend
der unterschiedlichen Maf3stabsebene und des abweichenden Geltungsbereiches unterei-
nander abgestimmt, um Mehraufwand zu vermeiden.

Betroffene Schutzgiter: Aus einer Uberschlagigen Vorprufung der Betroffenheit der Schutz-
guter durch diesen Bebauungsplan ergab sich, dass aufgrund der thematischen Ausrichtung
der Festsetzungen des Bebauungsplans die Betroffenheit beim Schutzgut Mensch aufgrund
der Schallemissionen von gewerblichen und industriellen Nutzungen am grof3ten ist. Da der
B-Plan tUberwiegend allgemeine Festsetzungen zur Zulassigkeit von Vorhaben trifft, selbst
aber keine konkreten baulichen Vorhaben vorbereitet, sind die Schutzguter Tiere, Pflanzen,
biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Klima/Luft und Landschaft nur in geringerem Mal3e be-
troffen.

Gutachten: Um schadliche Umweltauswirkungen zu vermeiden und den immissionschutz-
rechtlichen Belangen nachzukommen, ist ein Schallgutachten zum Bebauungsplan erstellt
worden. Fur die Erforderlichkeit weiterer gesonderter Fachgutachten haben sich im Verfah-
ren und auch nach Abfrage bei den sonstigen Tragern offentlicher Belange gemal § 4 Abs.
1 BauGB keine Hinweise ergeben.

1. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

2.1 Bestandsaufnahme des Umweltzustands einschlief3lich der Umwelt-
merkmale, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden

2.1.1 Planungsgebiet und weiterer Untersuchungsraum

Das Bebauungsplangebiet Nr. 155 ,Gewerbebestandsgebiet Halle-Ost* befindet sich in un-
mittelbarer N&dhe zum halleschen Innenstadtbereich im Stadtbezirk Halle-Ost zwischen den
Bahnanlagen im Westen und der Europachaussee im Osten. Das Plangebiet weist eine Fla-
che von ca. 190 ha auf und erstreckt sich Gber groRe Teile der drei Stadtviertel: Freiimfel-
de/Kanenaer Weg, Diemitz und Blischdorf.

Die im Bereich gelegenen Flachen befinden sich Gberwiegend im privaten Eigentum und nur
zu geringen Teilen, vorwiegend Stral3en und Wege, im Eigentum der Stadt Halle (Saale).

Am siidwestlichen Rand des Plangebietes plant die Stadt Halle eine Verbindung fir Ful3-
und Radfahrer vom Hauptbahnhof bis zum Freizeitzentrum Hufeisensee. Das ist in der Ge-
staltung der Kleingartenanlage am Kanenaer Weg mittel- und langfristig zu beachten.

2.1.2 Belange des Umweltschutzes, einschlie8lich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege

2.1.2.1 Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt

Auf der Grundlage des Bundesnhaturschutzgesetzes (BNatSchG) und des Naturschutzgeset-
zes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) sind Pflanzen und Tiere als Bestandteile des Natur-
haushaltes in ihrer natirlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schitzen. Ihre
Lebensraume sowie sonstigen Lebensbedingungen sind zu schitzen, zu pflegen, zu ent-
wickeln und ggf. wiederherzustellen. Dabei sind insbesondere das Umweltschadensgesetz
und das Artenschutzrecht zu beachten.
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In diesem Zusammenhang wird besonders auf § 19 BNatSchG i. V. m. dem Umweltscha-
densgesetz (vom 10. Mai 2007, BGBI. Teil 1 S. 666) sowie auf die 88 44 und 45 BNatSchG
verwiesen.

Pflanzen

Das Betrachtungsgebiet befindet sich in einem Uberwiegend gewerblich genutzten Bereich,
der durch Versiegelung/Bebauung in sehr hohem Umfang in Anspruch genommen wird und
anthropogen stark Uberpréagt ist. Auf kleineren Teilflachen besteht eine Mischnutzung aus
Gewerbe und Wohnen. Uber 96 % des Plangebiets werden fiir Gewerbe-, Industrie-, Wohn-.
und StralRen- und Schienenverkehrsflachen genutzt, Sport-und Grinflachen machen unter 4
% der Flache aus. Im Bereich der Wohnnutzung sind einzelne Hausgérten vorhanden.

Teile der gewerblich genutzten Flachen (etwa 7 %) sind brachliegend und weisen Spontan-
vegetation in Form von Ruderalfluren und Gebiischen auf. Viele Brachflachen, die hohe An-
teile von Flachenbefestigungen, Fundamentresten und Geb&uderuinen aufweisen, werden
als Lagerflachen zumindest teilgenutzt. Die Brachflachen auf den Gewerbegrundstiicken
sind Uberwiegend strukturarm und mit artenarmen Dominanzgesellschaften und wenigen
Strauchern bewachsen, oft auch nur oberflachlich Gber versiegelten Platz- und Wegeflachen
oder Fundamentresten. Ein kleinerer Teil der Brachflachen ist strukturrreicher mit ruderalen
Geblischen und Baumgruppen oder Siedlungsgehélzen vorwiegend aus nichtheimischen
Pionierarten wie Eschen-Ahorn, Hybridpappel oder Robinie.

Biotop-/Nutzungstyp Flache (ha) |Anzahl

Kleingartenanlagen 1,6 2
Sportflache 5,0 2
Gewerbliche Brachflache, strukturarm 8,0 15
Gewerbliche Brachflache, strukturreich 4,5 13
Gewerblich /baulich genutzte Flache 155,9 534
Grinflache 0,6 1
StraBenverkehrs- /Bahnflache 14,7 285
Summe 190,2 852

Tab UB 1 Flachenverteilung der Biotop- und Nutzungstypen im Plangebiet

Eigenstandige Grinanlagen sind im Gebiet nicht vorhanden. Lediglich gegentber der Berli-
ner Bricke befindet sich eine 0,6 ha grol3e private Grunflache. Die Flache ist eine mit Scher-
rasen bewachse und vorwiegend randstandig mit Baumen Uberstellte private Grunflache, die
einem gewerblichen Verwaltungsbau vorgelagert ist. Die Baume im nérdlichen Teil der Fla-
che sind Uberwiegend als Baumersatzpflanzungen fir Baumféallungen an anderer Stelle an-
gelegt worden und damit zu erhalten.

Im Nordosten des Plangebiets befindet sich eine nach § 30 BNatSchG besonders geschiitzte
Streuobstwiese, die zu erhalten ist.

Im Zuge der Umsetzung des Infrastrukturprogramms in Halle Ost wurden entlang der Haupt-
stralRen im Gebiet neue Baume gepflanzt, insbesondere entlang der Delitzscher Stralie, Fie-
te-Schulze-Stral3e, Reideburger Stral3e und Otto-Stomps-Straf3e. Im Gebiet kommen einzel-
ne nach der Baumschutzsatzung der Stadt Halle (Saale) geschitzte Baume bzw. Baumer-
satzpflanzungen vor. Entlang der Freiimfelder Strale und Berliner Straf3e wurden im Zu-
sammenhang mit dem Neubau der Berliner Briicke als Ersatz 18 Strallenbdume gepflanzt.
KompensationsmalRnahmen finden sich auf dem Gelande des Landesamtes fur Umwelt-
schutz,
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Im Plangebiet werden zwei private Sportanlagen auf ca. 5 ha betrieben. An der Delitzscher
StralRe/Ecke Grenzstral3e befinden sich zwei sowie Ostlich der Otto-Stomps-Strale mit
Scherrasen befestigte Ful3ballplatze, die randstéandig einzelne Béume, vorwiegend Hyb-
ridpappeln, aufweisen.

Sudlich der Reideburger Stral3e liegen die beiden nach Bundeskleingartengesetz geschutz-
ten Kleingartenanlagen Nr. 73 DB Kleingartenverein und Nr. 131 Am Klarwerk auf einer Fla-
che von zusammen etwa 1,6 ha. Diese sind vollstandig von Gewerbeflachen umschlossen
und haben keine landschaftliche Anbindung.

Tiere

Vor allem im Bereich der gewerblichen Brachflachen ist lokal das Vorkommen besonders
geschitzter Tierarten nicht auszuschlie3en, z.B. Fledermause in Gebauderuinen oder Brut-
vogel und Reptilien. Uber das Vorkommen von besonders geschiitzten Tierarten liegen aber
keine speziellen Hinweise vor. Eine allgemeine Kartierung auf Vorkommen, ohne dass eine
aktuelle Investition im Hintergrund besteht, wére bei diesem einfachen B-Plan wenig zielfiih-
rend, zumal die Tierpopulationen einer hohen Dynamik unterliegen. Bei Vorliegen eines kon-
kreten Bauvorhaben sind die Grundstiicksflachen auf das Vorkommen besonders geschiitz-
ter Tierarten abzuprifen, da die Artenschutzbelange unabhangig vom Bauplanungsrecht in
jedem Falle gelten.

Biodiversitat:

Naturnahe Strukturen sind im Gebiet fast gar nicht vorhanden, nur im Bereich der strukturrei-
cheren Brachflachen kann, meist nur fiir einen begrenzten Zeitraum aufgrund der fehlenden
Dauerhaftigkeit der Flachennutzung, eine etwas hohere Biodiversitat auftreten.

Bewertung

Die 6kologische Wertigkeit des Plangebietes ist insgesamt zu einem kleineren Teil als mafig
(Kleingarten, Hausgéarten, Brachflachen, private Grinflache) und zum Uberwiegenden Teil
als gering (Sportplatze, Mischbebauung) bis sehr gering (Gewerbeflachen) einzuschétzen.
Mit der Bebauungsplanaufstellung ist keine wesentliche Verschlechterung der Biotopstruktu-
ren insgesamt zu erwarten, lokal wéare der Verlust der Kleingartenanlagen oder einzelner
strukturreicher Brachen im relativen Vergleich als am erheblichsten einzustufen. In jedem
Fall ist bei baulichen Malinahmen, inshesondere bei der Inanspruchnahme von Brachfla-
chen, die mdgliche Betroffenheit des Artenschutzes zu beachten. Die Baumersatzpflanzun-
gen im Planadnderungsgebiet sind zu erhalten.

2.1.2.2 Naturraumliche Einheiten, geologische Zusammenhéange und Boden

Die Plangebietsflachen gehorten urspriinglich zum Halleschen Ackerland. Der tiefer gelege-
ne ebene Ostteil mit der Reideniederung ist durch méachtige Tertiar- und Quartarsedimente
Uber bedeckt und gehort dem westlichen Rand der Halle-Leipziger Tieflandsbucht an.

Die urspringlichen Landschaften sind nachhaltig verandert und zahlen inzwischen vollstan-
dig zu den Stadtlandschaften mit anthropogen uberpragten Siedlungsbdden. Die baulich
genutzten Flachen sind vielfach tber 80 bis 100 % uberbaut oder versiegelt. Im Bereich der
Kleingartenanlagen haben sich Hortisole mit h6herem Humusanteil herausgebildet.

Das Plangebiet ist durch seine industrielle Vergangenheit stark anthropogen gepragt. Im
Bereich des Plangebietes befinden sich Das Plangebiet ist durch seine industrielle Vergan-
genheit stark anthropogen gepragt. Im Bereich des Plangebietes befinden sich ca. 80
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Grundstiicke (Altablagerungen/ Altstandorte), die in der ,Datei schadlicher Bodenverande-
rungen und Altlasten’ erfasst sind.” erganzt.

Diese schadlichen Bodenveréanderungen und Altlasten sind bei der ausgewiesenen Nutzung
(Gewerbe-/Industriegebiete) kein generelles Ausschlusskriterium.

Weil keine punktuell genau erfassbaren Erkenntnisse zu Lage und Umfang der tatsachlich im
Boden vorhandenen Belastungen mit umweltgefahrdenden Stoffen vorliegen, wird im Rah-
men der Kennzeichnungspflicht darauf hingewiesen, dass im gesamten Plangebiet grund-
satzlich mit schadlichen Bodenverénderungen (Altlasten) zu rechnen ist.

Deshalb wird auf der Planzeichnung ein Hinweis ohne Normcharakter auf diese schadlichen
Bodenveranderungen und Altlasten angebracht.

Besonders zu kennzeichnen sind Flachen, unter denen der Bergbau umgeht, bei deren Be-
bauung ggf. besondere bauliche Sicherungsmalinahmen erforderlich sind. Die Ausdehnung
der urspriinglich bergbaulich genutzten Flachen zeigt die nachfolgende Abbildung des Lan-
desamtes fur Geologie und Bergwesen. Im Noérdlichen Teil ist das Abbaufeld, im stdlichen
der durch Strecken verritzte Bereich gekennzeichnet.
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Abb°UBL1 Flachen, unter denen Bergbau umgeht (Quelle: Stellungnahme des LA f. Geologie und Bergwesen)

Bewertung

Durch intensive Nutzung und Bau- und ErschlieBungsmafinahmen ist das natirliche Boden-
profil im Laufe der Jahrhunderte wahrenden Stadtentwicklung durch Tiefumbruch, Einbringen
von grofRen Mengen organischer Substanz, Bauschutt, Asche und anderer Abfalle weitge-
hend zerstort. Die innerstadtischen Boden an Stral3en und die Boéden an den Ausfallstra3en
sind hochgradig salzbelastet und dadurch verdichtet, da das Bodengefuge zerstort wurde.
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Eine 6kologisch entscheidende Bodenveréanderung wurde durch die Versiegelung der Béden
mit Beton oder Asphalt bewirkt. Die wasserdichte Uberdeckung unterbricht alle Austausch-
vorgange und 6kologischen Prozesse zwischen Gestein, Boden und Atmosphare vdllig. In-
folge der Versiegelung heizen sich die Oberflachen bei Sonneneinstrahlung stark auf und
geben die Wéarme nur sehr langsam wieder ab.

Die anthropogen Uberpragten Béden sind nicht schutzwirdig. Die Flachen im Gebiet weisen
insgesamt (bis auf die Grin- und Sportflachen) einen sehr hohen Versiegelungsgrad auf.
Auch viele Brachflachen weisen durch bauliche Vornutzung, unvollstdndige Abbriche und
Lagerung von Schuttmassen einen hohen Verdichtungs- und Befestigungsgrad auf. Im Ge-
biet ist aufgrund der gewerblichen und industriellen Vornutzung das lokale Auftreten von Alt-
lasten nicht auszuschlieRen, woraus sich ein Sanierungsumfang ergeben kann.

2.1.2.3 Wasser

Beim Schutzgut Wasser sind die Bereiche Grund- und Oberflachenwasser zu unterscheiden.
Als bedeutende Funktionen sind die Grundwasserdargebots-, -schutz- und -neubildungsfunk-
tion, die Abflussregulations- sowie Lebensraumfunktion von Oberflachengewéassern zu nen-
nen.

Einschneidende Verdnderungen des Wasserkreislaufes in Stadten ergeben sich vorrangig
durch die Versiegelung der Bodenoberflache mit Folgen fiir Einsickerung, Verdunstung und
Grundwasserneubildung. Der natlrliche Abfluss wird durch Gberwiegend nicht offene Leitun-
gen ersetzt. Der oberirdische Abfluss kann so stark und stoRartig zunehmen, so dass bei
Starkniederschlagen in den Flissen unterhalb der Grof3stéddte Hochwasserwellen erzeugt
werden. Die Grundwasserneubildung wird durch die Versiegelung vollig unterbrochen,
wodurch der Grundwasserspiegel unter den Siedlungen absinkt.

Aufgrund der gewerblichen und industriellen Bestandnutzung sind Kontaminationen des
Grundwassers nicht auszuschlieRen. In den nachgeordneten Genehmigungsverfahren sind
deshalb die entsprechenden Nachweise zu fiihren.

Bewertung

Da die derzeitige Nutzung der Flachen weitgehend den beabsichtigten Darstellungen des
Bebauungsplanes zugrunde liegt, wird das Schutzgut in seinen Funktionen durch die
Plananderung nicht erheblich beeintrachtigt. Eine mdogliche weitere Versiegelung durch
Uberbauung der Sportplatze und der privaten Griinflachen ist aufgrund der insgesamt ge-
storten Verhdltnisse fur den Wasserhaushalt nicht mehr als erheblich einzuschétzen. Prob-
leme kdnnen sich ggf. bei der Riickhaltung und Ableitung des Regenwassers aufgrund be-
grenzter Leitungskapazitaten (Mischwasserkandle) ergeben.

2.1.2.4 Luft, Klima

Klimatisch ist der Betrachtungsraum dem Mitteldeutschen Trockengebiet zuzuordnen. Die
Jahresniederschlage schwanken zwischen 450 und 500 mm. Halle gehért somit zu den nie-
derschlagsérmsten Regionen Deutschlands. Dem maritimen, zumeist regnerischen Frihjahr
und Sommer stehen der kontinentale, warme sowie trockene Spatsommer und Herbst ge-
geniiber. Das weist auf eine klimatische Ubergangsstellung zwischen den niederschlags-
armen Leegebieten des Harzes und dem kontinental gepréagten, niederschlagsreicheren Bin-
nenlandklima der Leipziger Bucht hin. Die durchschnittliche Jahresmitteltemperatur betragt
9 °C. Die niedrigsten Temperaturen werden im Januar mit durchschnittlich 0,2 °C und die
hochsten im Juli mit durchschnittlich 18 °C erreicht.
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Versiegelte Flachen und die gro3en Baumassen heizen sich bei sommerlicher Sonnenein-
strahlung auf und speichern lange die Warme. Selbst die Jahresmitteltemperaturen liegen in
Halle um mehr als 1 K héher als in der nichtbebauten Umgebung. Bei Strahlungswetterlagen
bilden sich tUber den grof3en Stadten Wéarmearchipel heraus, in denen die einzelnen War-
meinseln durch Luftaufstieg wirksam werden. Es entstehen lokale Windsysteme, und es
kommt haufiger zu Konvektionsniederschlagen.

Am Sudrand des Plangebietes verlauft parallel zur Bahnstrecke Halle-Leipzig eine stadtbe-
deutsame Klimaleitbahn, die eine Bellftungsfunktion fir die innere Stadt erfullt.

Bewertung

Da die derzeitige Nutzung der Flachen den beabsichtigten Darstellungen des Bebauungs-
planes zugrunde liegt, wird das Schutzgut in seinen Funktionen durch die Plananderung
nicht beeintrachtigt. Die beiden Kleingartenanlagen im Plangebiet besitzen aufgrund ihrer
Kleinflachigkeit nur eine geringe Bedeutung fur das Kleinklima, im Gegensatz zu den grof3-
flachigeren Kleingartenanlagen im Umfeld des Bebauungsplanes.

Die bahnparallele Klimaleitbahn ist empfindlich gegeniber weiteren Stromungshindernissen,
freiwerdende Flachen in diesem Bereich sollten begriint werden.

2.1.2.5 Landschaft/Naturbezogene Erholung

Das Landschaftsbild ist die sinnlich wahrnehmbare Erscheinungsform von Natur und Land-
schaft. Es setzt sich zusammen aus den Komponenten Relief, Vegetations- und Gewas-
serstrukturen, der realen Nutzung, Siedlungskomponenten und den vorhandenen Raum- und
Blickbeziehungen. Dabei wird das Landschaftsbild der heutigen Kulturlandschaft stark an-
thropogen beeinflusst.

Die vorherrschende gewerbliche Nutzung pragt das Landschafts- und Ortsbild, natirliche
oder landschaftliche Elemente sind im Planéanderungsgebiet nicht vorhanden. Das Plange-
biet muss durchquert werden zum Erreichen der weiter auRerhalb liegenden Wohngebiete
Dautzsch, Reideburg und Buschdorf und die angrenzenden Griinrdume. Aus Richtung In-
nenstadt verlauft die wichtigste Radverbindung zum Erholungsraum Hufeisensee durch De-
litzscher Stral3e und Grenzstral3e.

Bewertung

Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sind davon abhé&ngig, welche &sthetische Qualitat
diese Landschaft aufweist, wie visuell verletzlich sie ist und mit welcher Intensitat der Eingriff
wirkt.

Die Verletzlichkeit des Landschaftsbildes wird aufgrund der gewerblichen Vorpragung als
sehr gering eingeschatzt. Die im Vergleich zum Gewerbeflachenkomplex anteilig nur kleinen
Sport- und Grinflachen haben damit zwar eine lokale Bedeutung fir das Ortshild, eine mdg-
liche Umnutzung in Teilen oder in Génze wirde den stark anthropogen gepragten Land-
schaftsbildcharakter aber kaum verandern.

Entlang Delitzscher Strale und Grenzstral3e verlaufen gut ausgebaute Radwege, die aller-
dings entlang von fir die Erholung unattraktiven Gewerbeflachen fiihren. Um die Erreichbar-
keit des Erholungsraumes Hufeisensee attraktiver zu gestalten, ist eine kirzere bahnparalle-
le Radwegefiihrung in Verlangerung des Kanenaer Wege entlang der Kleingartenanlagen
anzustreben.
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2.1.2.6 Mensch (Gesundheit, Bevolkerung, Familienfreundlichkeit)

Unter dem Schutzgut Mensch sind die Bevdlkerung im Allgemeinen und ihre Gesundheit
bzw. ihr Wohlbefinden zu betrachten. Zur Wahrung dieser Daseinsgrundfunktionen sind ins-
besondere als Schutzziel das Wohnen und die Regenerationsmdglichkeiten zu nennen. Dar-
aus abgeleitet sind die Wohn- und Wohnumfeldfunktion und die Erholungsfunktion zu be-
rucksichtigen.

Vorwiegend in den Mischgebieten ist relevante Wohnnutzung vorhanden, die durch die ge-
anderte Darstellung gesichert werden soll. Als Erholungsnutzung im Gebiet ist nur die Nut-
zung der privaten Sportplatze (Fuf3ball) und der beiden Kleingartenanlagen gegeben.

Bei den Gewerbeflachen sind die von diesen Gebieten ausgehenden Emissionen von be-
sonderer Bedeutung. Daher kommt dem Immissionsschutz fir die Bevdlkerung ein beson-
ders hohes Gewicht bei. Zum Schutz der Menschen vor unzumutbarer Larmbelastung wurde
ein spezielles Schallgutachten fiir das Bebauungsplangebiet erstellt.

Im Umfeld des Bebauungsplanes Nr. 155 besonders zu beachten ist ein vorhandenes Ge-
fahrstofflager (unterliegt der Seveso llI-Richtlinie). Aus dem im Aufstellungsbeschluss zum
Bebauungsplan Nr. 155 beschlossenen Geltungsbereich wurde mittels Aufstellungsbe-
schlusses zum Bebauungsplan Nr. 166 ,Sondergebiet Baumarkt Delitzscher Stra-
Re/Grenzstrale” vom 25.06.2014 eine Teilflache aus dem Plangebiet des Bebauungsplans
Nr. 155 herausgeltst. Wegen der Verflechtung der wechselseitigen Schallemissionen und —
immissionen beider Bebauungsplane werden die erforderlichen schalltechnischen Untersu-
chungen von ein und demselben schalltechnischen Gutachter durchgefihrt und aufeinander
abgestimmt.

Darlber hinaus wird die vorgesehene Nutzung ,Sondergebiet Baumarkt” als sensibel in Be-
zug auf Storfallbetriebe und —anlagen eingeschatzt. Nach derzeitigem Kenntnisstand hat die
obere Immissionsschutzbehérde keine Einwdnde gegen die Planung zum Bebauungsplan
Nr. 166 mit Bezug auf den gegebenen Abstand zwischen dem kinftigen Baumarkt und dem
Gefahrstofflager im kiinftigen Teilgebiet GI2 des Bebauungsplans Nr. 155 erhoben.

Der im Suden unmittelbar angrenzende Bebauungsplan Nr. 146 ,Gewerbegebiet Grenzstra-
Re - Europachaussee (HES)“ ist rechtskraftig seit seiner Bekanntmachung im Amtsblatt der
Stadt Halle am 14.06.2012. Beide Bebauungsplane stehen in einem wechselseitigen Bezug
zueinander, da der Bebauungsplan Nr. 146 insbesondere der Erweiterung und Arrondierung
des im Bebauungsplangebiet Nr. 155 vorhandenen Logistikstandortes dient.

Aufgrund des — als Teil des Logistikstandorts errichteten — Gefahrstofflagers im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans Nr. 146, sind Konflikte planerisch zu bewaltigen, die sich aus
mdglichen stdrfallsensiblen Nutzungen in den Teilflachen des Plangebietes, die sich im Ach-
tungsabstand zum Gefahrstofflager befinden, entwickeln kénnen.

Bewertung

Das B-Plangebiet besitzt kein Potenzial fur die Erholungseignung. Allerdings sind die Ver-
bindungen entlang der Delitzscher Stral3e, Reideburger Strale und Fritz-Hoffmann-Stral3e
von Bedeutung als Verbindung zwischen der inneren Stadt und den dstlich gelegenen
Wohngebieten Diemitz, Dautzsch, Bischdorf und Reideburg sowie zum Erreichen von Erho-
lungsraumen, insbesondere Hufeisensee und Reideniederung.

Durch die vorherrschende gewerblich-industrielle Nutzung liegen Vorbelastungen hinsichtlich
des Schalleintrags vor. Zudem wird das Plangebiet durch Hauptverkehrsstral3en gepragt, die
zumindest im Randbereich zu einer Vorbelastung durch Larm, Staub und Abgase fuhren.
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Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde auf Basis einer Schallimmissionsprognose
geprift und durch Festsetzungen sichergestellt, dass von der Planung keine Beeintréchti-
gungen benachbarter schutzbedirftiger Nutzungen ausgehen.

Grundsatzlich muss im Rahmen des Immissionsschutzes zwischen den verschiedenen
Larmarten (Gewerbeldarm, Verkehrslarm, Freizeitlarm) unterschieden werden, da nach gel-
tender Rechtslage die Gerausche verschiedener Schallquellen (hier Gewerbe und Verkehr)
nicht addiert werden (DIN 18005, Schallschutz im Stadtebau, Beiblatt 1).

Im Rahmen des Bebauungsplans sind grundséatzlich die Orientierungswerte (ORW) nach
DIN 18005 mafRgebend. Wenn sich diese Orientierungswerte nicht einhalten lassen (siehe
dazu Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1: ,In vorbelasteten Gebieten, insbesondere bei vorhan-
dener Bebauung, bestehenden Verkehrswegen und in Gemengelagen lassen sich die Orien-
tierungswerte oft nicht einhalten. Wo im Rahmen der Abwagung mit plausibler Begriindung
von den Orientierungswerten abgewichen werden soll, weil andere Belange Uberwiegen, ...%)
kann von den Orientierungswerten der DIN 18005 abgewichen werden®. Von dieser Méglich-
keit zur Abweichung von den ORW der DIN 18005 mach die Stadt Halle Gebrauch

Im vorliegenden Fall ist es, aufgrund diverser, im Bestand vorhandener Gemengela-
gen - sowohl zwischen dem Plangebiet und seiner Umgebung als auch innerhalb des Plan-
gebietes selbst - sogar planerisch geboten. In diesem Zusammenhang werden nachgeordne-
te technische Regelwerke, in diesem Fall die TA Larm und deren Immissionsrichtwerte
(IRW), angewendet. Die TA Larm regelt die Schutzanspriiche sensibler Nutzungen, wie z.B.
Wohnen, gegenlber schallemittierenden Nutzungen, wie z.B. Gewerbe, und ist damit geeig-
net, kiinftige Konflikte zwischen diesen Nutzungsarten zu verhindern sowie bestehende Kon-
flikte zu l6sen oder wenigstens zu mindern. Zur Gemengelagenproblematik wird auf den
Punkt 7.6.3 der Begriindung (,Methodik der weitergehenden Untersuchungen auf der Grund-
lage der Zwischenwertbildung gemafd TA Larm fir die Immissionsorte (I0) in Gemengela-
gen®) verwiesen.

Die TA Larm regelt auch die Emissionen des anlagenbezogenen Verkehrs auf den Betriebs-
grundstiicken. Sie regelt nicht die Emissionen des Verkehrs auf den o6ffentlichen Verkehrs-
flachen (Verkehrslarm). Das ist im vorliegenden Fall auch nicht erforderlich, weil der Bebau-
ungsplan Nr. 155 keine Verkehrsflachen festsetzt, die nicht bereits im Bestand existieren.
Die offentlichen StralRenverkehrsflachen wurden im Rahmen des vom Bund geférderten ,Inf-
rastrukturprogramms/Gewerbebestandsgebiete Halle-Ost* im Vorlauf zum Bebauungsplan-
verfahren erneuert und erttichtigt. Das Bebauungsplanverfahren tbernimmt lediglich die z.T.
neu gebildeten aber im Bestand schon vorhandenen Begrenzungen der Stra3enverkehrsfla-
chen. Eine Anderung der Verkehrsstrome im Plangebiet wird von der Planung nicht verur-
sacht. Dies begriindet sich darin, dass sich der Zulassigkeitsmafstab fiir Vorhaben im Plan-
gebiet aufgrund des einfachen Bebauungsplans weiterhin nach § 34 BauGB bemisst.

Demzufolge bemessen sich die Schutzanspriiche von Nutzungen in der Umgebung des
Plangebietes nur der Grundlage der TA Larm, in Abhangigkeit von der Stérempfindlichkeit
des jeweiligen Gebietes.

Zur Bestimmung der Schutzanspriiche sensibler Baugebiete ist eine Einstufung dieser Ge-
biete auf der Grundlage der in der Baunutzungsverordnung (BauNVO) benannten Gebietska-
tegorien gemaf 88 2 bis 11 BauNVO erforderlich. Dort, wo gemalR BauNVO in einem Gebiet
unvereinbare Nutzungen in unmittelbar raumlichen Zusammenhang im Bestand existieren,
liegt eine bauordnungsrechtliche Gemengelage vor, die keinem Gebiet gemafl BauNVO zu-
geordnet werden kann.
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In einem solchen ungeordneten Gebiet ohne Kategorisierung nach BauNVO werden die
Schutzanspriiche jeder Nutzung im Einzelfall geprdft.

Ebenso ist zu verfahren, wenn Gebiete unterschiedlicher Schutzbedurftigkeit direkt aneinan-
dergrenzen, wie z.B. im westlichen Teil der Fritz-Hoffmann-StralRe. Hier grenzt das Be-
standsgewerbegebiet unmittelbar an ein allgemeines Wohngebiet. Solche Gemengelagen,
wie sie auch in der TA Larm beschrieben sind, werden ebenfalls fur jeden Einzelfall bewertet.

Samtliche vom Gutachter benannten relevanten Immissionsorte (I0) wurden im Rahmen
einer stadtebaulichen Analyse untersucht und - in Abstimmung mit der unteren Baugenehmi-
gungsbehdrde - hinsichtlich ihres Schutzanspruchs bewertet.

2.1.2.7 Kulturgiter und sonstige Sachguter

Unter Kultur- und sonstigen Sachgutern sind Gulter zu verstehen, die Objekte von gesell-
schaftlicher Bedeutung als architektonisch wertvolle Bauten oder archdologische Schéatze
darstellen. Das Schutzziel besteht daher in der Erhaltung historischer Kulturlandschaften und
Kulturlandschaftsbestandteilen.

Im Geltungsbereich des B-Planes befinden sich die folgenden Baudenkmale gemaR § 2
Abs. 2 Nr. 1 Denkmalschutzgesetz Land Sachsen-Anhalt (DenkmSchG LSA):

e Delitzscher StralRe 67, Wohnhaus

e Otto-Stomps-Stralie 36-40, ehemalige Fabrik

e Fritz-Hoffmann-StrafRe 65c (Wohnhaus, ehemals Freiimfelder Schlésschen)
e Am Klarwerk 5, Wasserwerk

¢ Reideburger Stral3e 40, Wohnhaus

e Reideburger Stral3e 47-49, Landesumweltamt

AuRBerhalb des Geltungsbereiches befindet sich die Diemitzer Kirche mit der Anschrift Otto-
Stomps-Stral3e 1. Diesbeziiglich sind Belange des Umgebungsschutzes i. S. von 8 1 Abs. 1
DenkmSchG LSA zu bertcksichtigen.

Archéologische Einzelfunde aus der Jungsteinzeit und dem Mittelalter sind im Plangebiet fir
den Bereich der nérdlichen Otto-Stomps-StralR3e bekannt.

In diesem Bereich unterliegen Erdeingriffe nach § 14 DenkmSchG LSA der Denkmalrechtli-
chen Genehmigungspflicht. Dartber hinaus sind bauausfiihrende Betriebe grundsétzlich auf
die gesetzliche Meldepflicht im Falle unerwartet freigelegter archaologischer Kulturdenkmale
hinzuweisen. Entsprechend § 9 Abs. 3 DenkmSchG LSA sind Befunde mit den Merkmalen
eines Kulturdenkmals bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unveréndert zu belas-
sen. Eine wissenschatftliche Untersuchung durch das Landesamt fir Denkmalpflege und Ar-
chéaologie Sachsen-Anhalt (LDA) oder von diesem Beauftragten ist zu ermoéglichen.

Bewertung

Das Gebiet ist bisher weder baugeschichtlich, noch historisch oder wissenschaftlich von her-
ausragender Bedeutung.

2.1.2.8 Wechselwirkungen der Schutzgtter

Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgtter beeinflussen sich gegen-
seitig in unterschiedlichem Maf3e. Dabei sind Wechselwirkungen aus Verlagerungseffekten
und komplexe Wirkungszusammenhange unter den Schutzgitern zu betrachten. Die aus
methodischen Griinden auf die Schutzgiter als Teilsegmente des Naturhaushaltes bezoge-
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nen Auswirkungen betreffen also ein stark vernetztes komplexes Wirkungsgefige. Auf
Wechselwirkungen innerhalb des Naturhaushalts wird bei den einzelnen Schutzgutern ein-
gegangen.

Die stark anthropogen uberpragten Bereiche wirken sich negativ auf die Schutzguter Pflan-
zen, Tiere und biologische Vielfalt aus, da viele Tiere und Pflanzen keinen angemessenen
Lebensraum finden. Der hohe Versiegelungsgrad und die hohe Bebauungsdichte beeintrach-
tigen Boden-, Wasser- und Klimahaushalt.

Im Gebiet sind keine besonderen Wechselwirkungen festzustellen.

2.1.2.9 Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH) und Europaische Vogelschutzge-
biete

Im Bereich des Bebauungsplangebietes sind keine Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung (FFH) und Européaische Vogelschutzgebiete vorhanden.

2.1.2.10 Weitere Schutzgebiete

Im Plananderungsgebiet befindet sich ein nach § 30 BNatSchG besonders geschiitztes Bio-
top, das nachrichtlich in die Plandarstellung tbernommen wird. Die Streuobstwiese liegt am
Nordostrand des Plangebietes und ist zu erhalten.

2.1.2.11 Zusammenfassende Bewertung

Aufgrund der pragenden intensiven Vornutzung hat das Plangebiet insgesamt fiir alle
Schutzgiter eine sehr geringe bis geringe Bedeutung. Gleiches gilt in Bezug auf die Emp-
findlichkeit bezlglich auRRerer Einwirkungen. Im Gebiet vorkommende, nach der Baum-
schutzsatzung der Stadt Halle (Saale) bzw. als Baumersatzpflanzungen geschiitzte Baume
sind zu erhalten, ebenso die nach § 30 BNatSchG geschitzte Streuobstwiese.
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2.2 Prognose des Umweltzustandes bei Durchfiuhrung/Nichtdurchfihrung der
Planung

2.2.1 Zielkonzept zur Entwicklung von Umwelt, Natur und Landschaft

¢ Vorhabenunabhangiges Zielkonzept

Im Plangebiet sollen die Baumalleen bzw. -reihen entlang der Hauptstral3en geschitzt bzw.
je nach Flachenverfugbarkeit erweitert werden. Die nach Baumschutzsatzung oder als Er-
satzpflanzungen geschiitzten Baume sind zu erhalten.

Entlang des sudwestlichen Randes des Plangebietes ist ein Griinzug als Verbindung fir
FuR- und Radfahrer von der Innenstadt tGber den Hauptbahnhof bis zum Erholungsraum
Hufeisensee entlang von Kleingartenanlagen geplant.

e Vorhabenbezogenes Zielkonzept

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes in Halle-Ost verbindet sich kein grundlegend neu-
es Entwicklungsziel fiir den Siedlungsraum. Der Bereich soll weiterhin vorwiegend gewerb-
lich genutzt werden. Die bestehende Sportnutzung behalt ihren Bestandsschutz, kann aber
bei entfallendem Bedarf gewerblich umgenutzt werden. Die in Halle-Ost vorherrschenden
gewerblichen Nutzungen werden durch die Plananderung gesichert, indem Fehlentwicklun-
gen, insbesondere Wohnnutzung in Gewerbeflachen, entgegengewirkt wird. Umgekehrt wird
der Bestandsfahigkeit der realen Wohnnutzung in der als Mischbauflache vorgesehenen
Teilflache Rechnung getragen und vor unzumutbaren Schallemissionen geschiitzt.

Bei neuen gewerblichen Bauvorhaben soll ein Mindestmafd an Durchgriinung zur Sicherung
gesunder Arbeits- und Wohnverhéltnisse und fir die Attraktivitdit des Gewerbestandortes
Halle-Ost festgelegt werden. Verluste an Grunvolumen durch bauliche Eingriffe sollen somit
gestalterisch in Form von Baumpflanzungen kompensiert werden.

2.2.2 Konfliktanalyse

e Planungs-Prognose

Erhebliche, nach Naturschutzrecht ausgleichspflichtige Beeintrachtigungen der Schutzgiter
sind nicht oder nur in geringem Umfang zu erwarten, da die Plangebietsflachen tiberwiegend
nach § 34 BauGB bebaubar sind (s. Tabelle der zu erwartenden Umweltauswirkungen auf
die Schutzgiter und ihre Bewertung). Erhebliche Auswirkungen sind aufgrund der Vorbelas-
tung durch die gewerblich-industrielle Nutzung fir die Schutzgiter Boden, Wasser,
Luft/Klima, Landschaft, Sach- und Kulturgiter nicht oder nur in geringem Umfang gegeben.

Fur die Schutzgiter Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt sind Beeintrachtigungen vor
allem durch den Verlust von Geholzen mdglich, diese kénnen im Plangebiet ausgeglichen
werden.

Fur das Schutzgut Mensch sind erhebliche Beeintréachtigungen vor allem durch Schallemis-
sionen maglich, diese kdnnen durch ImmissionsschutzmalBhahmen vermieden bzw. auf das
zulassige Mald vermindert werden.
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Schutzgut Beurteilung der Umweltauswirkungen Bewertung
Pflanzen und Tiere, hohe Vorbelastung durch gewerbliche Nutzung mit hoher Bau- 0/-
Biologische Vielfalt dichte und geringem Griinvolumen, daher keine erhebliche Be-

eintrachtigung der Funktionen durch Nachverdichtung von vor-
wiegend Baultcken;

mafige Beeintrachtigung durch mégliche Bebauung von Sport-
platzen, Grin- und Brachflachen insbesondere durch Geholz-
verluste; moégliche Verluste von geschitzten Einzelbdumen
(Baumschutzsatzung, Ersatzpflanzungen) sind im Gebiet aus-
gleichbar;

Schutz fur gesetzlich geschiitztes Biotop (Streuobstwiese) bleibt
bestehen;

einfacher Bebauungsplan ohne konkretes Bauvorhaben lasst
keine Beeintrachtigungen von Artenschutzbelangen erkennen;
Absicherung des Artenschutzes auf Vorhabenebene (Bauge-
nehmigung)

Boden hohe Vorbelastung durch gewerbliche Nutzung mit anthropogen 0()
Uberpragten Boden und hoher Versiegelung, daher keine bis
geringe Beeintrachtigungen;

nur geringe Beeintrachtigung durch mdgliche Bebauung von
Sportplatzen, Grin- und Brachflachen

Wasser hohe Vorbelastung durch gewerbliche Nutzung mit hoher Ver- 0
siegelung und geringer Grundwasserneubildung und hohem
Oberflachenwasserabfluss, daher keine bis geringe Beeintrach-
tigungen;

zusatzliche Flachenversiegelungen kénnen Abwasserkanalnetz
(Mischsystem) belasten, soweit keine Regenwasserrickhaltung
auf Grundstiicken erfolgt

Luft und Klima hohe Vorbelastung durch gewerbliche Nutzung mit hoher Bau- 0()
dichte und geringem Griinvolumen, daher keine erhebliche Be-
eintrachtigung der Funktionen durch Nachverdichtung von vor-
wiegend Bauliicken;

nur geringe Beeintréachtigung durch magliche Bebauung von
Sportplatzen, Grin- und Brachflachen

Mensch hohe Vorbelastung durch gewerbliche Nutzung mit Immissions- 0/-
wirkung, insbesondere Larm;

durch weitere gewerbliche/industrielle Ansiedlungen mégliche
Zunahme von Schallemissionen, aufgrund geringem Anteil an
Wohnnutzung im Plangebiet nur geringe Betroffenheit durch
zusatzliche Emissionen, kann MaRnahmen zum Schutz vor
Larm (Schallkontingente, ggf. passiver Larmschutz) erfordern,
um Beeintrachtigungen zu vermeiden

Landschaft hohe Vorbelastung durch gewerbliche Nutzung mit hoher Bau- 0()
dichte und geringem Grinvolumen; fehlende Erholungsfunktion
nur geringe Beeintrachtigung durch mdgliche Bebauung von
Sportplatzen, Grin- und Brachflachen

Kultur- und Sachgiiter | keine erheblichen Beeintrachtigungen 0

Wechselwirkung keine erheblichen Beeintrachtigungen 0

++ sehr positiv / + positiv / - negativ / 0 neutral
Tab. UB 2 Zu erwartende Umweltauswirkungen auf die Schutzguter und ihre Bewertung
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e Status-Quo-Prognose

Bei Nichtdurchfihrung der Planung ware die Erfullung des Gebots der Konfliktbewaltigung im
B-Planverfahren gefahrdet, da ohne die Planaufstellung die schleichende Zunahme der
Wohnnutzung innerhalb des umgebenen Gewerbeflachenareals Halle-Ost nicht unterbunden
und damit die gewerbliche Entwicklung insgesamt mittel- bis langfristig infrage gestellt wr-
de. Eine starkere Gefahrdung der Griunflache durch die F-Plan&nderung ist nicht erkennbar,
da hier 2014 mit Einverstandnis des Grundeigentimers Ersatzpflanzungen realisiert wurden,
die als geschiitzter Baumbestand im Zuge eine Bebauung nicht ohne erneute Ersatzpflan-
zungen, vorrangig in Halle-Ost gefallt werden kdnnten.

2.3 Malnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nach-
teiligen Auswirkungen

2.3.1 Mainahmenkonzept zur Eingriffsregelung

In der verbindlichen Bauleitplanung missen abschlieend konkrete Ausgleichsmal3nahmen-
festsetzungen flr zulassige Eingriffe getroffen werden, die méglicherweise mit erheblichen
Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft verbunden sind. Daneben kommen griinord-
nerische Festsetzungen auch vorwiegend aus stadtebaulichen Griinden infrage.

Im Bebauungsplangebiet erfolgt daher eine konkrete Festsetzung von Baumpflanzungen
vorwiegend aus stadtgestalterischen Griinden, die ein Mindestmal? an Begrinung im Plan-
gebiet und damit gleichzeitig auch den Ausgleich flr moglicherweise ausgleichspflichtige
Eingriffe absichern.

Grunordnerische Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25

Fur jede angefangene 200 m2 Flache, die auf einem als GE/GI/GEe/Gle festgesetzten Bau-
grundstiick Uber den Bestand im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes hin-
aus versiegelt wird, ist mindestens ein standortheimischer mittelgrof3kroniger Laubbaum (=
Baumart mit mindestens 20 m2 Kronendurchmesser) in der Qualitat 3 x versetzt, Stammum-
fang 12-14 cm, zu pflanzen und bei Abgang zu ersetzen.

Ab einer Flache von 500 m2 kann alternativ fir jede angefangene 500 m2 versiegelte Flache
mindestens ein standortheimischer groRkroniger Laubbaum (= Baumart mit mindestens 50
mz2 Kronendurchmesser) in gleicher Qualitat gepflanzt werden.

Begrundung

Das Bebauungsplangebiet weist einen hohen Versiegelungsgrad auf. Viele gewerblich ge-
nutzte Grundstiicke sind bis 80 % versiegelt, in Einzelfallen darliber hinaus bis 100 %. Fir
die Steigerung der Attraktivitdt des Gewerbegebietes, zur Sicherung gesunder Arbeitsbedin-
gungen und fir ein Mindestmald an Durchgriinung wird eine Pflanzbindung im Bereich der
Gewerbeflachen erlassen. Im Bereich der Mischgebietsflachen, die kleinteiliger sind und
Gartenflachen an der Wohnbebauung besitzen, wo Grenzabstande zu Nachbarn einzuhalten
sind, wird auf eine allgemeine Bepflanzungsfestsetzung verzichtet.

Die vorwiegend gewerblich genutzten, stark versiegelten Siedlungsflachen in Halle-Ost wei-
sen Uberwarmungseffekte mit einer hohen lufthygienischen Langzeitbelastung auf und sind
nach Untersuchungen zum Schutzgut Klima/Luft empfindlich gegentiber Nutzungsintensivie-
rungen. Um die Warmeinseln nicht zu verstarken, die Staubbindung durch Pflanzen zu erh6-
hen und die Luftfeuchte zu verbessern, sind aus klimatischer Sicht weitere Versiegelungen
moglichst zu vermeiden und eine Erhéhung des Vegetationsanteils anzustreben. Fur die
Gewerbeflachen, auf denen neue Bauvorhaben umgesetzt werden, legt die grinordnerische
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Festsetzung die Begriinung auf etwa 10 % der Grundstiicksflache in Form von Baumen fest.
Damit wird nicht in die unverénderten Bestandsflachen eingegriffen (Bestandsschutz), nur
bei neuen baulichen MalRBhahmen wird eine Mindestbegriinung festgelegt, so dass mit fort-
laufender Bautatigkeit das Ziel erreicht werden kann, den Vegetationsflachenanteil im Gebiet
insgesamt nicht zu verringern bzw. sogar zu erhghen. Dieses ist vom Umfang zumutbar und
lasst genlgend Flexibilitat der Anordnung. Sollte im Einzelfall die Pflanzbindung auf dem
Baugrundstiick nicht umsetzbar sein (z.B. aufgrund von Grenzabstanden der Bepflanzung),
ist eine Umsetzung auch aul3erhalb der Baugrundstiicke, ggf. Giber eine Ablése bei der Stadt
Halle, moglich.

e Eingriffs-/Ausgleichsbilanz:

Die festgesetzten Baumpflanzungen erfiillen eine wichtige stadtgestalterische Funktion in-
dem sie eine Mindestdurchgrinung bei Bauvorhaben absichern. Durch eine Uberschlagige
Eingriffs-/Ausgleichsbilanz wird geprift, ob die festgesetzten MaRnahmen auch zum Aus-
gleich fur moglicherweise ausgleichspflichtige Eingriffe geeignet und ausreichend waren. In
der Bilanz wird daher zunéchst gegentbergestellt, in welchem Umfang im Bebauungsplan-
gebiet Eingriffe in Natur und Landschaft als negative Umweltauswirkungen auftreten kénnen,
unabhangig davon, ob die betreffenden Eingriffe nicht ,bereits vor der planerischen Ent-
scheidung zulassig“ waren. In einem zweiten Schritt wird beurteilt, welche Ausgleichswirkung
die festgesetzten MalRnahmen erfillen kénnen und in welchem Umfang diese moglicher-
weise ausgleichspflichtige Eingriffe kompensieren.

Durch die mogliche Uberbauung der Sportplatze und Griinflachen kénnen Eingriffe auf etwa
7,2 ha Flache eintreten. Durch die Uberbauung von Brachflachen innerhalb der Gewerbefla-
chen sind weitere Eingriffe auf etwa 12,5 ha mdglich. Die Uberbauung auf insgesamt 19,8 ha
kann nach dem Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt zu einem Verlust von Uber 810.000 Bio-
topwertpunkten fuhren. Ein Ausgleich der Eingriffe soll in Form von Baumen erfolgen:

ca. 3.100 mittelgroR3kronige Baume (20 m? Kronendurchmesser, 260 Punkte pro Baum) oder
ca. 1.250 groRRkronige Baume (50 m2 Kronendurchmesser, (650 Punkte pro Baum).

Bei einer Zunahme der Bauflachen um 19,8 ha ist bei gewerblicher Uberbauung mit Eingrif-
fen auf ca. 15,7 ha zu rechnen. Die Festsetzung wirde insgesamt zu einer Ausgleichspflan-
zung von etwa 790 mittelgroBkronigen oder 315 groRRkronigen Baumen mit einer Aufwertung
von etwa 205.000 Biotopwertpunkten flhren, was gemessen am Gesamteingriff einem Aus-
gleichsumfang von etwa 25 % entspricht.

In der Annahme, dass die Eingriffe auf den Brachflachen innerhalb der Gewerbeflachen
weitgehend ,bereits vor der planerischen Entscheidung zulassig“ und damit nicht aus-
gleichspflichtig sind, kann ggf. ein Ausgleichserfordernis nach der Eingriffsregelung vorwie-
gend bei den Eingriffen auf den Sport- und Grinflachen (insbesondere Kleingarten) in einem
Umfang von etwa 215.000 Biotopwertpunkten entstehen.

Fazit: Die Festsetzung von Baumpflanzungen kann zwar nur etwa 25 % der moglichen Ein-
griffe kompensieren, stellt aber sicher, dass die ggf. ausgleichspflichtigen Eingriffe nahezu
vollstdndig kompensiert werden und ist damit angemessen und begrindet.
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e Schutz von Einzelbdumen

Sind geschitzte Einzelbdaume (Baumschutzsatzung, Ersatzpflanzungen) durch ein konkretes
Vorhaben betroffen, ist dieses genehmigungspflichtig durch die untere Naturschutzbehorde,
welche die Standorte fur Ersatzpflanzungen, vorrangig in Halle-Ost, festlegt.

2.3.2 Mainahmen zum speziellen Artenschutz

Eine Betroffenheit von Artenschutzbelangen, inshesondere mdgliche Vorkommen besonders
geschutzter Tiere in Gebauden, auf Brachflachen und Gehdlzen, sind nach derzeitigem Er-
kenntnisstand nicht erkennbar und auf Vorhabenebene mit der unteren Naturschutzbehérde
zu Kklaren.
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2.3.3 MaRnahmen zum Immissionsschutz

o Betriebe oder Betriebsbereiche, die der StorfallV (12. BImSchV) unterliegen

Unter Beriicksichtigung der oben beschriebenen allgemeinen Lage des Plangebietes im
Stadtgebiet in Verbindung mit den einzuhaltenden Achtungsabstanden zu sensiblen Nutzun-
gen im Plangebiet sowie zu angrenzenden sensiblen Baugebieten, ist es fir das gesamte
Plangebiet geboten, Storfallbetriebe auszuschlieZen.

Eine Ausnahme stellt in dieser Hinsicht nur das vorhandene Gefahrstofflager dar, das sich
unmittelbar an der gemeinsamen Grenze mit dem Bebauungsplan Nr. 146 ,,Gewerbegebiet
GrenzstralRe — Europachaussee (HES)" befindet.

Aus diesem Grund wurde, im Rahmen der Gliederung des Bebauungsplangebietes, das
Teilgebiet G12 speziell auf den Umgang mit dem einzigen im Plangebiet vorhandenen Stor-
fallbetrieb zugeschnitten.

e Genehmigungsbedirftige Anlagen gemaf 4. BImSchV

Aus den gleichen Griinden ist das Spektrum der im Plangebiet an sich zuldssigen genehmi-
gungsbedirftigen Anlagen nach 4. BImSchV zu beschranken, denn gemall § 15 Abs. 3
BauNVO ist die Zulassigkeit von Anlagen nicht allein nach den verfahrensrechtlichen Einord-
nungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der auf seiner Grundlage erlassenen
Verordnungen zu beurteilen.

Die getroffene Einschrankung auf eine weitgehend nur ausnahmsweise Zulassigkeit begriin-
det sich stadtebaulich darin, dass die Stadt Halle die Priifung des Einzelfalls im Rahmen des
Genehmigungsverfahrens flr geboten halt, insbesondere angesichts der integrierten Lage
des Plangebietes innerhalb des Stadtgebiets.

Von einem Komplettausschluss wurde abgesehen, um die Belange der Wirtschaft, in Uber-
einstimmung mit den im Aufstellungsbeschluss formulierten Planungszielen, maximal zu for-
dern, unter der Bedingung, dass keine neuen Konflikte mit der Umgebung entstehen.

Bezlglich der Begriindung der erforderlichen Beschrénkung der ausnahmsweise zulassigen
Anlagen wird auf den Abschnitt 7.6 (Immissionsschutz) verwiesen.

e Immissionsschutzrechtliche Situation (§ 9 Abs. 1 Nr. 23-24 BauGB)

Zur Vermeidung schadlicher Umwelteinwirkungen sind nach § 50 Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) emittierende Betriebe und schitzenswerte Gebiete (bzw. Objekte) raum-
lich voneinander zu trennen. Dieser Trennungsgrundsatz ist fur alle raumbedeutsamen Pla-
nungen anzuwenden.

Die Anwendung des Trennungsgebotes findet jedoch Grenzen durch das ebenfalls zu be-
achtende Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Die alleinige Beachtung
des Trennungsgebotes wirde den Flachenverbrauch unverhaltnismafig beférdern und samt-
lichen Zielen des Klima- und des Naturschutzes widersprechen. Zwischen beiden Geboten
ist daher ein planerischer Ausgleich geboten.

Dieser fand zunéchst bei der Darstellung der Flachen in der vorbereitenden Bauleitplanung
Berlicksichtigung.

Aufgrund storanfélliger Nutzungen im weiteren Umfeld sind in der verbindlichen Bauleitpla-
nung dariber hinaus Einschrankungen fir die kinftig zulassigen Betriebe und Anlagen er-
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forderlich. Diese kénnen nicht allein den Bauleitplanverfahren zeitlich nachfolgenden Ge-
nehmigungsverfahren tGberlassen bleiben.

Die im Rahmen der Bauleitplanung bereits notwendigen Einschrdnkungen werden im vorlie-
genden Bebauungsplan auf der Grundlage des 8 1 Abs. 4 und Abs. 5i. V. m. Abs. 9 Bau-
NVO wie folgt vorgenommen:

nutzungsbezogen durch Ausschluss bestimmter Betriebs- und Anlagenarten,
eigenschaftsbezogene Gliederung durch Gerauschkontingentierung.

8§ 1 Abs. 4 BauNVO ermdglicht eine raumliche Aufteilung der zulassigen Nutzungsarten und
deren Zuordnung zu bestimmten Standortbereichen. Dabei kann nach § 1 Abs. 4 Satz 2
BauNVO die Gliederung von Gewerbe- und Industriegebieten nicht nur innerhalb eines Be-
bauungsplangebietes sondern auch gemeindebezogen erfolgen, d. h. die einzelnen Gewer-
be- bzw. Industriegebiete im Stadtgebiet kdnnen sich erganzen. Dabei muss insgesamt die
allgemeine Zweckbestimmung des Gebietes gewabhrt bleiben.

Diese Gliederung kann mit den weiteren Gliederungsmdglichkeiten nach 8 1 Abs. 5 bis 9
BauNVO verbunden werden. Zur Feinsteuerung kénnen nach § 1 Abs. 5 BauNVO allgemein
zulassige Nutzungen vollig ausgeschlossen oder ausnahmsweise zugelassen werden.

8 1 Abs. 9 BauNVO erganzt § 1 Abs. 5 BauNVO dadurch, dass anstelle der in der BauNVO
erwahnten Kategorien auch nur bestimmte Arten der Nutzungen bzw. Unterarten feingesteu-
ert werden kénnen. Bei Gewerbebetrieben kann damit z. B. an bestimmte Branchen oder an
den typischen Stdrgrad angeknipft werden.

Von diesem Instrumentarium soll mit dem Bebauungsplan Nr. 155 fir das Industrie- und Be-
standsgewerbegebiet Gebrauch gemacht werden. Es wird darauf abgestellt, dass innerhalb
des gemeindeilbergreifenden Bebauungsplans ,Industriegebiet Halle-Saalkreis an der A 14*
Ansiedlungsflachen fir Industriebetriebe zur Verfugung stehen, die aufgrund der Lage des
Gebietes aufRerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslagen einen hdheren Storgrad
aufweisen konnen, als dies in der Nachbarschaft zu Kleingartenanlagen und Wohnbebauung
der Fall sein kann. Das Gewerbegebiet an der A 14 dient damit vorrangig der Ansiedlung von
Industriebetrieben, die in den Gle- und GI-Teilgebieten des vorliegenden Plangebiets auf-
grund ihres Emissionsverhaltens ausgeschlossenen werden mussen.

¢ Nutzungsbezogener Ausschluss von Betriebs- und Anlagenarten

Die im Bebauungsplan Nr. 155 erforderlichen nutzungsbedingten Ausschliisse erfolgen auf
der Grundlage der Vierten Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes — 4. BImSchV "Verordnung Uber genehmigungsbedurftige Anla-
gen vom 2. Mai 2013 (BGBI.| S. 973, 3756), die durch Artikel 3 der Verordnung vom
28. April 2015 (BGBI. | S. 670) geandert worden ist* sowie der Zwdlften Verordnung zur
Durchfihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Storfall-Verordnung — 12. BImSchV)
LStorfall-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juni 2005 (BGBI. |
S. 1598), die zuletzt durch Artikel 79 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474)
geandert worden ist"

Die aufgrund ihrer wesentlichen Umweltauswirkungen genehmigungsbediirftigen Anlagen
sind im Anhang 1 der 4. BImSchV abschlieRend aufgelistet. Dabei werden verschiedene
Anlagentypen auch danach differenziert, ob sie einer Genehmigung nach Storfallverordnung
(Storfallv — 12. BImSchV) beddurfen.
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Storfallanlagen werden, abgesehen vom GI2-Teilgebiet, aufgrund der zu geringen Abstande
zu storfallsensiblen Nutzungen, komplett ausgeschlossen.

Weil im Fall der Storfallbetriebe europédisches Recht (Seveso llI-Richtlinie) derzeit noch nicht
in deutsches Recht umgesetzt ist — eine Neufassung der 12 BImSchV liegt erst als Referen-
tenentwurf vor — kann momentan nicht mit Gewissheit ausgeschlossen werden, dass Betrie-
be und Anlagen, die weder der 4. noch der 12. BImSchV unterliegen, da sie deren Schwel-
lenwerte unterschreiten, doch als Storfallbetriebe einzuschatzen sind, sofern sie unter die
verscharften Schwellenwerte der Seveso llI-Richtlinie fallen.

Weiterhin werden Anlagen ausgeschlossen, wenn sie sich aufgrund ihres Emissionsverhal-
tens voraussichtlich nicht in den Gebietsbestand einfiigen. Im Umkehrschluss heil3t das,
dass Betriebe und Anlagen, die sich in die Eigenart des bestehenden Gewerbegebietes ein-
flgen, nicht ausgeschlossen werden sollen. Das ist in der Regel dann zu vermuten, wenn die
Produktionsmengen der im Anhang 1 der 4. BImSchV erfassten Anlagen so gering sind,
dass sie die in diesem Anhang benannten Schwellenwerte unterschreiten.

Weiterhin werden in Zusammenarbeit mit der unteren Immissionsschutzbehdrde aus dem
Anhang 1 der 4. BImSchV diejenigen Anlagen ausgewahlt, die als unbedenklich eingestuft
werden konnen. Das sind Uberwiegend Anlagen, die in der Regel im vereinfachten Verfahren
ohne Offentlichkeitsbeteiligung genehmigt werden konnen.

Damit wird vermieden, sich auf diverse Abstandserlasse beziehen zu missen, die fiur das
Land Sachsen-Anhalt nicht verbindlich sind und demzufolge nur wegweisenden Charakter
haben.

Um das gemeindliche Einvernehmen zur Bedingung fur eine Genehmigung im Rahmen des
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu machen, werden samtliche Anlagen, die einer
Genehmigung nach der 4. BImSchV bedirfen, so festgesetzt, dass sie nur ausnahmsweise
zugelassen werden konnen. Auf diese Weise kann im Rahmen einer Einzelfallprifung die
Auswirkung jedes Vorhabens geprift werden.

Um zu den im vorliegenden Fall relevanten Ausschlusskriterien zu gelangen, wurde die Wir-
kung der einzelnen Betriebs- bzw. Anlagenarten auf die angrenzenden schutzbedurftigen
Nutzungen und hier insbesondere das Schutzgut Mensch bewertet, wobei insbesondere auf
Luftschadstoffe und Geriiche abgestellt wurde.

e Zusammenfassung:

Die dem Entwurf zum Bebauungsplan zugrunde gelegte Variante der Schallemissionskontin-
gentierung ist ausgewogen bezuglich der Gegenseitigkeit des Ricksichtnahmegebots, indem
auch die Belange der Wirtschaft Berlcksichtigung finden. In ausfihrlicher Einzelfallabwa-
gung wurden, mittels Zwischenwertbildung gemaf TA Larm Nr. 6.7, die jeweiligen lagespezi-
fischen Besonderheiten jedes 10 in einer schalltechnischen Gemengelage beachtet.

Das Ergebnis dieser DIN-gerechten Kontingentierung zeigt, dass die so bestimmte optimale
Verteilung der Schallemissionskontingente an den Orten zuléassiger Bestandswohnungen nur
zu Schallimmissionen im Plangebiet fuhrt, die in der Regel den zugehdrigen Zwischenwert
des IRW - hier 63 dB(A) flr den Tageszeitraum - unterschreiten. In der tUberwiegenden Zahl
der Falle wird dieser Zwischenwert sogar deutlich unterschritten. Dies gilt in noch starkerem
Male, wenn auf den Wohngrundsticken selbst kein Schall emittiert wird, also immer dann,
wenn die Wohnnutzung noch nicht durch eine gewerbliche Nutzung ersetzt ist.

Das Ausmald der Unterschreitungen der IRW fir die genehmigten (d.h. fur die zuldssigen
internen) Wohnnutzungen signalisiert aber auch, dass die Hohe der zu vergebenden Emissi-
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onskontingente fast ausschliel3lich von den Lage und dem Schutzanspruch der externen 10
bestimmt wird. Die zuléssigen internen Wohnnutzungen wirken sich daher nicht noch zusétz-
lich limitierend auf die Hohe der gewerblichen Emissionskontingente aus.

Eine Ausnahme davon stellt die genehmigte Bestandswohnnutzung in der Delitzscher Stral3e
Nr. 74 dar. Hier bewirkt die Nahe zu den im Bestand vorhandenen Industriebetrieben eine
Uberschreitung auch der IRW fiir ein Gewerbegebiet, d.h. nicht einmal eine Betriebswoh-
nung darf an diesem Standort zugelassen werden.

An diesem Beispiel lasst sich zeigen, dass sich die Lage einer Wohnnutzung im Plangebiet,
insbesondere ihre raumliche Nahe zu intensiv l[&rmemittierenden Betrieben, die im geneh-
migten gewerblichen Bestand vorhanden sind, sehr negativ auf die jeweiligen Immissionen
am Ort des Wohnens auswirken kann. Im erwahnten Fall, der Delitzscher Stral3e Nr. 74,
muss der 0.g. Zwischenwert fir das Wohnen im Plangebiet jedoch nicht eingehalten werden,
weil hier eine Uberdeckung durch Verkehrslarm im Sinne der TA Larm vorliegt.

Ungunstig verhalten sich auch die Larmimmissionen am Standort der ungenehmigten Wohn-
nutzung in der Reideburger StraRe Nr. 44. Die Uberschreitungen der IRW-Zwischenwerte fiir
den Nachtzeitraum betreffen hier alle vier Fassaden. Die Uberschreitung des zugehorigen
Zwischenwertes von 46 dB(A) an der Sudfassade betragt tiber 2 dB(A). Eine nichtprivilegier-
te Wohnnutzung hat erheblich gréf3ere Schutzanspriiche, insbesondere in Bezug auf die
nachtliche Ruhephase, als eine privilegierte Wohnnutzung, wie z.B. eine Betriebswohnung.
Der fur eine dauerhafte freie Wohnnutzung als noch angemessen eingeschatzte Zwischen-
wert von 46 dB(A) wird hier so deutlich Gberschritten, dass diese Uberschreitung in einer
kunftigen Abwagung nicht toleriert werden kann. Damit ware eine Festsetzung als Fremd-
korper gemal § 1 Abs. 10 BauNVO nur dann moglich, wenn die Emissionskontingente des
sudlich angrenzenden Gle-Teilgebietes, die diese Immissionen verursachen, reduziert wir-
den. Da fiir diese Teilgebiete ohnehin nur relativ geringe Schallemissionskontingente® fest-
gesetzt werden konnten, ist dieses Vorgehen ausgeschlossen, wenn die grundsatzlichen
Planungsziele erreicht werden sollen. Aus diesem Grund ist es nicht moglich, die unzulassi-
gen Wohnnutzungen als Fremdkdrper festzusetzen.

Eine charakteristische Besonderheit des Plangebietes besteht darin, dass nicht nur (nach
BauNVO unvereinbare) Nutzungen z.T. unmittelbar aneinander grenzen (Gemengelagen
i. S. der TA Larm) sondern dass sich in Einzelfallen solche unvereinbaren Nutzungen auch
im Plangebiet vermischen.

Aus dieser Herangehensweise ergeben sich fiir den groRten Teil der Gewerbegebiets-(GE)-
Teilflachen Emissionskontingente von ca. 55 dB/m2. Bestandsbetriebe, die bereits jetzt ein
héheres Emissionskontingent beanspruchen, konnten mit 58 bis maximal 62 dB/m2 berlck-
sichtigt werden.

%% Die dort festgesetzten Schallemissionskontingente sind fiir die Bestandsbetriebe und ihre Entwick-
lung ausreichend. Diese Betriebe fligen sich aufgrund bestimmter Eigenschaften ihres Immissionsver-
haltens nicht mehr in ein GE ein, wie z.B. die Halloren-Schokoladenfabrik (Geruchsemmissionen).
Weil die Schallemissionskontingente nicht fir allgemeine industrielle Nutzungen ausreichen, konnten
nur eingeschrankte Industriegebiete (Gle) festgesetzt werden. Aber auch in den Gle muss, aus Grin-
den der Gebietswahrung, ein Mindestmall an Schallemissionskontingenten festgesetzt werden, wel-
ches Gle-typische Nutzungen zuldsst. Schallemissionskontingente, die kaum Nutzungen zulassen,
wie sie flr ein ausgepragtes Gewerbegebiet typisch sind, wéren dem Gebietscharakter nicht ange-
messen. Daher stiinde eine Absenkung der Gle-Schallemissionskontingente zugunsten singulérer
Wohnnutzungen den Grundzigen der Planung entgegen.
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2.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmaglichkeiten

Die Bebauungsplanaufstellung hat zum Ziel, den bestehenden Gewerbeflachenstandort Hal-
le-Ost zu sichern und weitere gewerbliche Ansiedlungen zu ermdglichen. Ein Verzicht auf die
Planaufstellung schrankt die Moglichkeiten ein, die gewerbliche Nutzung in Halle-Ost recht-
lich zu sichern und weiter zu entwickeln. Eine bereits begonnene Fehlentwicklung durch zu-
nehmende Wohnnutzung innerhalb von gewerblich genutzten Flachen geféahrdet den Weiter-
bestand der Gewerbenutzung und weitere Ansiedlungsmaoglichkeiten. In der Konsequenz
missten dann an anderer Stelle im Stadtgebiet zusatzliche Gewerbeflachen planerisch gesi-
chert und entwickelt werden, was aufgrund der begrenzten Flachenverfligbarkeit zu erhebli-
chen Beeintrachtigungen fur die Umweltschutzgiter auf bislang nicht oder weniger stark ver-
siegelten Flachen fihren wirde.

Die Grunflache an der Berliner StralRe wéare auch ohne Anderung nach § 34 BauGB bebau-
bar, so dass durch die Bebauungsplanaufstellung keine zusétzliche Gefahrdung zu erwarten
ist, zumal ein erheblicher Teil der Flache durch geschitzte Baume nicht tUberbaubar ist. Eine
Bedeutung als Stadtplatz im Quartier Freiimfelde/Halle-Ost hat die Flache nicht, hier sind die
Grunflachen vor dem ehemaligen Schlachthof und dem StralRenbahndepot von hoherer Be-
deutung.

Die Kleingartenanlagen sind bereits im Flachennutzungsplan als Gewerbeflachen dargestellt
und auch in der Kleingartenkonzeption der Stadt Halle aufgrund der Ungunstlage zum Ruick-
bau vorgeschlagen. Ein Erhalt ist angesichts der Leerstande in anderen, fir das Griinsystem
der Stadt bedeutenderen Kleingartenanlagen, an dieser Stelle keine geeignete Alternative.

Auf den Sportflichen wére bei Festsetzung als Griunflache, Zweckbestimmung Sport, die
Anlage von Kunstrasenflachen nicht mdglich, in Gewerbeflachen ist dieses aber mdglich.
Eine Darstellung als Sonderbauflache Sport wirde auch den Bau von Kunstrasenflachen
erma@glichen, allerdings ware dann anders als bei der bestehenden Darstellung keine andere
bauliche Nutzung der Flache aul3er Sport moéglich. Da die Flache nicht in stadtischem Eigen-
tum ist, konnte daraus vom Eigentiimer ein Ubernahmeverlangen durch die Stadt abgeleitet
werden. Insbesondere vor der dem Hintergrund einer bereits ablehnenden Stellungnahme
des Eigentiimers gegeniber einer Festsetzung mit ausschlieB3licher Sportnutzung sieht die
Stadtverwaltung davon ab, da die stadtebauliche Funktion als Sportflache durch die Festset-
zung als Gewerbegebiet nicht eingeschrénkt sowie damit verbundene notwendige Ausbau-
varianten (Kunstrasenplatz) weiterhin moglich sind.

2. Zusatzliche Angaben

3.1 Beschreibung der technischen Verfahren sowie Hinweise auf Schwierig-
keiten

Aufgrund der Gebietscharakteristik und der geringen Festsetzungstiefe sind keine besonde-
ren erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten Daher konnte der Umweltbericht auf Basis
der vorhandenen Erkenntnisse erstellt werden, nur flr den Immissionsschutz war ein geson-
dertes Gutachten erforderlich. Flachendeckende artspezifische Kartierungen fur den Arten-
schutz waren aufgrund der fehlenden Konkretheit der Vorhaben und fehlenden Anhaltspunk-
ten fUr eine Geféahrdung nicht erforderlich.

Bei der Bearbeitung sind keine Schwierigkeiten aufgetreten.
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3.2 Geplante MaRBnahmen zur Uberwachung der erheblichen Auswirkungen
der Durchfuhrung des Bauleitplans auf die Umwelt

Hinsichtlich der Uberwachung im Rahmen der Bebauungsplanung war bereits in der Arbeits-
hilfe zum BauGB 2004 darauf hingewiesen worden, dass die Beobachtung nur mit dem Auf-
wand geboten ist, der unter Beriicksichtigung der Konkretheit des Plans, seines Verhéltnis-
ses zu anderen Planen und des Stands seiner Umsetzung als vernlinftig erscheint.

Wichtiger Kernbestandteil des Monitoring ist die Vollzugskontrolle der festgesetzten Malf3-
nahmen zur Vermeidung, Minderung und Ausgleich der Auswirkungen auf Natur und Land-
schaft. Diese Kontrolle erfolgt durch die Genehmigungsbehoérde unter Einbeziehung der un-
teren Naturschutzbehorde. Bei VersttRen gegen die Festsetzungen kann diese die Mal3-
nahmendurchsetzung veranlassen oder ggf. auf Kosten des Verantwortlichen in Ersatzvor-
nahme treten. Kontrolliert wird im Hinblick auf Fristeinhaltung des MaRnahmenvollzugs, Voll-
standigkeit und fachliche Qualitat der Umsetzung sowie deren dkologische Wirksamkeit.

Die Uberwachung der MaRnahmen des Eingriffs erfolgt durch Messungen und Erhebungen
(wie Verkehrszahlungen, Luftmessungen, Biotopkartierung, Luftbildbefliegung), die im Rah-
men regelmafliger Umweltdatenerhebung und —berichterstattung durchgefihrt werden.
Dadurch ist auch die Betrachtung des planerischen Umfeldes gewahrleistet. Waren starke
Unsicherheiten bei den Prognosen oder waren grenzwertnahe Betroffenheiten zu erwarten,
konnen gezielte Einzelliberprifungen veranlasst werden. Wichtige Hinweise liefern auch
Beschwerden und Hinweise von Blrgern.

Die Kontrolle soll spatestens 5 Jahre nach Verfahrensbeginn einsetzen, bei nichtstadtischen
Vorhaben spatestens 5 Jahre nach Planreife. Spatestens im Zeitpunkt der Realisierung des
Bebauungsplans besteht zudem die Mdéglichkeit, auf unvorhergesehene erhebliche Umwelt-
auswirkungen zu reagieren.

3.3 Zusammenfassung

Durch Aufstellung des Bebauungsplanes werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen
fur die Bestandssicherung und Weiterentwicklung der Gewerbeflachen Halle-Ost geschaffen.

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes sind erhebliche negative Auswirkungen fiir Natur
und Umwelt nicht oder nur in geringem Umfang verbunden. Nach der Eingriffsregelung ggf.
ausgleichspflichtige Eingriffe, werden durch eine primar stadtebaulich begriindete griinordne-
rische Festsetzung von Baumpflanzungen kompensiert.
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Anlage 1 Ubersicht iiber die Flurstiicke im Plangebiet

Gemarkung Flur Flurst Bemerkung
Bischdorf 1 2595 Teilflache
Blschdorf 1 2594
Blschdorf 2 3/36
Bischdorf 2 3/37
Bischdorf 2 4/17
Bischdorf 2 4/19
Bischdorf 2 4/21
Bischdorf 2 4/22
Biischdorf 2 4/23
Buschdorf 2 5/10
Biischdorf 2 5/11
Buschdorf 2 6/7
Biischdorf 2 6/8
Buschdorf 2 6/9
Biischdorf 2 6/11
Buschdorf 2 6/13
Biischdorf 2 6/15
Buschdorf 2 6/16
Biischdorf 2 717
Buschdorf 2 8/7
Biischdorf 2 8/16
Buschdorf 2 9/13
Biischdorf 2 13/13
Buschdorf 2 13/15
Biischdorf 2 13/19
Buschdorf 2 13/21
Biischdorf 2 13/22
Buschdorf 2 13/23
Biischdorf 2 13/24
Buschdorf 2 13/32
Biischdorf 2 13/7
Buschdorf 2 14/13
Biischdorf 2 16/20
Buschdorf 2 16/26
Biischdorf 2 126/7
Buschdorf 2 369/30
Biischdorf 2 371/30 Teilflache
Buschdorf 2 414/8
Biischdorf 2 566/10
Buschdorf 2 641
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Teilflache

Xi



Bebauungsplan Nr. 155 ,Bestandsgewerbegebiet Halle-Ost*

Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle
Halle

Erstellt durch:
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Anlage 3 Genehmigungsstatus der internen Wohnnutzungen

abschlieRendes Ergebnis der Uberpriifung (Stand April 2017

Adresse endgultige Kategorie

Am Klarwerk 5

Reideburger StraRe 25
Reideburger StraRe 27
Reideburger StraRe 31
Reideburger StraRe 33
Reideburger StraRe 35
Reideburger StraRe 37
Reideburger StraRe 38
Reideburger StraRe 39
Reideburger StraRe 40
Reideburger StraRe 44
Reideburger StraRe 57
GrenzstraRe 13

GrenzstraRe 30

GrenzstraRe 35

GrenzstraBe 37b

GrenzstralRe 39
Otto-Stomps-StraRe 10
Otto-Stomps-StraRe 12
Otto-Stomps-StraRe 13
Otto-Stomps-StraRRe 17
Otto-Stomps-StraRe 25
Otto-Stomps-StraBRe 43
Otto-Stomps-StraRe 79
Otto-Stomps-StraRe 81
Otto-Stomps Strale 91
Otto-Stomps-StraRe 101-103
Fritz-Hofmann StralRe 60
Fritz-Hofmann Strale 63
Fritz-Hofmann StraRRe 62
Fritz-Hofmann StraRe 64
Fritz-Hofmann StraRRe 65
Helmut-von-Gerlach-Strale 16
Kanenaer Weg 7

Buschdorfer Weg 7
Delitzscher StraRe 40
Delitzscher StraRe 42
Delitzscher StraRe 53
Delitzscher StraRe 54a abgangig
Delitzscher StraRe 57
Delitzscher StraRe 59
Delitzscher StraRRe 59a
Delitzscher StraRRe 61
Delitzscher StraRe 65a
Legende Delitzscher StraRe 67
DelitzscherStraRe 69
Delitzscher StraRe 71

»—\HH@@HH»—\NH@HHH»—\www»—-wn—w—\wmw'—-mHH@H@@@@H«A
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[ E I [o]{IsW Bl zulassige Wohnnutzung  (Altbestand) Delitzscher StraRe 73
LG IC o] {[-W24fll zulassige Wohnnutzung  mit Genehmigung Delitzscher StraRe 74
LEIER o] {[sRelll zulassige Wohnnutzung  Betriebswohnung (BW) Delitzscher StraBe 77 Vorderhaus

unzulassige Wohnnutzung BW zweckentfremdet Delitzscher StraRe 77 Nebengebau
[ E I o] {IsNsH unzuldssige Wohnnutzung  ohne Genehmigung Delitzscher StraRe 80
Kategorie 6: |Leerstand Delitzscher StraRe 86
Kategorie 7: |keine Wohnnutzung Fiete-Schulze StraRe 6

Fiete-Schulze StraRe 10

Liste der internen Immissionsorte mit Zuordnung zu den Kategorien gemaf Abbildung 4



